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Vorwort 


Die Veröffentlichung einer Darſtellung der deutſchen Außen: 
politik in den Jahren von 1933 bis 1939 bedarf keiner Begründung, 
geſchweige denn einer Rechtfertigung. Das Geſchehen dieſer ſechs 
Jahre iſt ſo groß, daß Unzählige das Bedürfnis empfinden, ein Bild 
ſeines Ablaufs und ſeiner inneren Zuſammenhänge zu gewinnen. 

Dieſem Bedürfnis will das hier vorgelegte Buch dienen. Sein 
Verfaſſer iſt ſich dabei voll bewußt, daß heute eine abſchließende ge⸗ 
ſchichtliche Darſtellung, die allen wiſſenſchaftlichen Anſprüchen genügte, 
noch nicht geſchrieben werden kann. Das wird erſt möglich ſein, wenn 
ein zeitlicher Abſtand zu den Ereigniſſen gewonnen iſt, wenn die Akten 
der Auswärtigen Aemter, Erinnerungen und Briefe führender Männer 
veröffentlicht ſind. All das ſteht jetzt noch nicht zur Verfügung. 
Darum kann ſich die Darſtellung nur auf die der Allgemeinheit be⸗ 
kannten Tatſachen und auf das Material ſtützen, das der Oeffentlich⸗ 
keit bereits übergeben iſt, auf Verträge und Notenwechſel, auf Kund⸗ 
gebungen und Reden der leitenden Staatsmänner. So wird eine 
ſpätere Zeit ſicherlich manches finden, das der Ergänzung und Be⸗ 
richtigung bedarf. 

Trotzdem braucht der Verſuch, ein Bild dieſer ſchickſalserfüllten 
Jahre ſchon jetzt zu geſtalten, nicht zum Scheitern verurteilt zu ſein. 
Gerade die entſcheidenden Vorgänge haben ſich im vollen Lichte der 
Oeffentlichkeit abgeſpielt, und die großen Linien der Entwicklung 
entſchleiern ſich dem aufmerkſamen Blick in aller Klarheit. Mag eine 
ſpätere Zeit wertvolles Material zur Aufhellung von Einzelfragen 
beibringen, ſo ſcheint doch die Hoffnung erlaubt, daß eine Darſtellung, 
die jetzt ſchon gewagt wird, in ihren Grundzügen und im weſentlichen 
auch vor dem Urteil der Zukunft beſtehen wird. 

Aber neben dem Wunſche, ein ſolches Bild der Geſchehniſſe zu 


geben, war für den Verfaſſer noch ein zweiter Beweggrund be⸗ 
ſtimmend. 


Immer und immer wieder im Laufe dieſer Jahre haben aus⸗ 
ländiſche Staatsmänner und hat die internationale Preſſe den Vor⸗ 
wurf erhoben, daß Deutſchland das Völkerrecht gebrochen und bindend 
eingegangene Verträge zerriſſen habe. Zieler Vorwurf iſt von un: 
zähligen Deutſchen als ſchwere Kränkung empfunden worden. Lebt 
doch im deutſchen Volke vielleicht ſtärker, keinesfalls ſchwächer als in 
anderen Völkern das Bedürfnis, ſein Tun mit Recht und Sitte 
in Einklang zu halten. Mag auch durch den Mißbrauch, den in 
der Nachkriegszeit die einſtigen Feindmächte mit dem Völkerrecht ge⸗ 
trieben haben, der Glaube an ſeine Heiligkeit und ſeine verpflichtende 
Kraft erſchüttert fein, fo iſt doch in Deutſchland das Bewußtſein 
lebendig, daß es ein Völkerrecht gibt und geben muß, deſſen Ein⸗ 
haltung ſittliche Pflicht iſt, ſoll nicht in den internationalen Be⸗ 
ziehungen ein Chaos Platz greifen. 

Dieſes Völkerrecht, das ſich freilich in vielem von dem unterſcheidet, 
das in Paris und in Genf verkündet wurde, iſt von Deutſchland immer 
anerkannt und befolgt worden. Es iſt das das Recht, das in jahrhunderte⸗ 
langer Entwicklung entſtand, das in den Haager Konferenzen ſeine 
letzte Form erhielt und das trotz mancher Lücken und Mängel auch 
heute noch mit gutem Grunde als das klaſſiſche Völkerrecht bezeichnet 
wird. Ihm iſt Deutſchland im Ringen um fein Dafein treu geblieben, 
und oft war es unter allen Staaten ſein einziger Träger und Vor⸗ 
kämpfer. 

So iſt denn die zweite Aufgabe, die ſich dieſes Buch ſtellt, die 
Erbringung des Nachweiſes, daß Deutſchland nur in Ausübung 
feines Rechts handelte, wenn es über den im Tiefſten unfittlichen und 
rechtswidrigen Verſailler Vertrag hinwegſchritt, wenn es feine Wehr⸗ 
hoheit wiederherſtellte, den von Frankreich gebrochenen Rheinpakt 
für hinfällig erklärte und das Rheinland beſetzte, wenn es dem mit 
Füßen getretenen Selbſtbeſtimmungsrecht ſeiner Volksgenoſſen jen⸗ 
ſeits der Grenzen zur Geltung verhalf, die Oſtmark, das Sudeten⸗ 
und das Memelland ſich wieder eingliederte, den Brandherd in der 
Tſchecho⸗Slowakei löſchte und Böhmen und Mähren, die ein Jahr⸗ 
tauſend lang zum Reiche gehört hatten, ſeinem Schutze unterſtellte. 

Kein Deutſcher braucht vor dem Vorwurf des Rechtsbruchs zu 
verſtummen. Ueber Unrecht und Gewalttat, von denen 15 ſchwere 
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Jahre erfüllt waren, darf nur Deutſchland klagen. Seine Auf⸗ 
erſtehung aber hat es mit den Waffen des Rechts erkämpft, und 
kein Fleck trübt den Schild ſeiner Ehre. 

Wenn es eine Pflicht jedes Deutſchen iſt, die Geſchichte ſeines 
Volkes und Reiches und in ihrem Rahmen die Geſchichte dieſes letzten 
Zeitabſchnittes, der von ſo überragender Bedeutung iſt, zu kennen und 
zu verſtehen, fo iſt es nicht minder Pflicht, ſich von der Rechtmäßigkeit 
des Tuns ſeiner Führung zu überzeugen und dieſe Rechtmäßigkeit zu 
verfechten, wo immer ſie angezweifelt wird. 


Breslau, am 9. Mai 1939. 
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1. Kreuzzugsgefahr 


Es war unvermeidlich, daß der Umſchwung, der ſich am 30. Januar 
1933 in Deutſchland vollzogen hatte, im Auslande Beunruhigung 
weckte. Das politiſche Syſtem, unter deſſen Herrſchaft ſeit 1919 
Europa, darüber hinaus die geſamte Staatenwelt lebte, war auf der 
Schwäche und Rechtloſigkeit Deutſchlands, fo wie fie im Verſailler 
Vertrage feſtgelegt war, aufgebaut. Nun aber konnte kein Zweifel 
daran beſtehen, daß aus dem Umſchwung ein neues Deutſchland ber 
vorgehen und daß dieſes ſich die Zerreißung der Feſſeln von Verſailles 
zum Ziele ſetzen würde. Es würde, darüber war man ſich im Aus⸗ 
lande von vornherein klar, alle feine Kräfte anſpannen, um wieder 
zu einem wahrhaft ſouderänen und wehrhaften Staate zu werden. 
Dadurch mußten ſich alle Nutznießer der gegenwärtigen Ordnung 
bedroht fühlen, und es war von ihrem Standpunkte aus durchaus 
verftändlich, wenn fie in der Aufrichtung des neuen Regimes in 
Deutſchland eine Gefährdung ihrer Intereſſen erblickten. Zudem 
hatten ſie ſich daran gewöhnt, die Wahrung ihrer Intereſſen mit der 
Aufrechterhaltung von Recht und Gerechtigkeit gleichzuſetzen und den 
Weltfrieden als durch den Vertrag von Verſailles gewährleiſtet anzu⸗ 
ſehen. Sie hielten ſich nicht nur für berechtigt, ſondern geradezu für 
verpflichtet, dem neuen Deutſchland mit offener Feindſeligkeit ot 
gegenzutreten. 

Dazu kam ein zweiter Umſtand, der ſich im gleichen Sinne ong: 
wirken mußte. Das neue Deutſchland wandte ſich in Geſetzgebung und 
Verwaltung gegen die marxiſtiſchen und demokratiſchen Parteien, 
deren Fortbeſtand mit den grundlegenden Gedanken des Dritten 
Reiches unvereinbar war. Unsbereinbar mit ihnen war auch die 
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Stellung, die das Judentum ſich in der Weimarer Republik zu ſichern 
gewußt hatte. Die Beſeitigung jener Parteien aber und die Aus⸗ 
ſchaltung des Einfluſſes ihrer Anhänger auf die öffentliche Meinung 
ebenſo wie die Maßnahmen, die ſich gegen die Vorherrſchaft der 
Juden richteten, löſten im Auslande eine geradezu ungeheuere Agitation 
gegen Deutſchland aus. In ihren Dienſt ſtellten ſich nicht nur die 
durch die neue Wendung der Dinge unmittelbar betroffenen Emi⸗ 
granten. Zu ihren Trägern machten ſich alle die Elemente, die ſich 
zur Demokratie und zum Marxismus bekannten. Nicht zuletzt 
wurde ſie vom internationalen Judentum betrieben, das ſeine weit⸗ 
reichenden Verbindungen und ſeine faſt unbegrenzten Mittel der 
gegen Deutſchland gerichteten Propaganda zur Verfügung ſtellte. Es 
war ſich dabei augenſcheinlich von vornherein deſſen klar bewußt, 
daß es nicht nur um das Schickſal der deutſchen Juden ging, daß 
vielmehr der Verſuch Deutſchlands, ſich von dem jüdiſchen Einfluß 
und der jüdiſchen Vorherrſchaft zu befreien, ein gewaltiges, in der 
Weltgeſchichte noch nicht dageweſenes Experiment darſtellte, das im 
Falle feines Gelingens für viele, vielleicht gar für alle Staaten vor⸗ 
bildlich werden konnte. 

Die Agitation, die ſolchermaßen aus politiſchen wie aus raſſiſchen 
Beweggründen entfaltet wurde, wurde von den Regierungen der 
einſtigen Kriegsgegner Deutſchlands planmäßig gefördert. Lag es 
doch auf der Hand, daß ſie ihren Zielen nur dienen konnte und daß 
die gefühlsmäßige Färbung, die ihr gegeben wurde, daß insbeſondere 
der Appell an das Mitleid mit den angeblich ſo grauſam Verfolgten 
wirkſamer fein würde als die nüchternen, vom eigenen Vorteil aus- 
gehenden Erwägungen, die in den Kanzleien der Mächte angeſtellt 
wurden. 

Dieſe Berechnung erwies ſich als richtig. Eine gewaltige Flutwelle 
des Haſſes erhob ſich gegen Deutſchland, und binnen wenigen Wochen 
wurden Europa wie Amerika von einer wahren Kreuzzugsſtimmung 
gegen Deutſchland erfaßt. Die internationale öffentliche Meinung 
begann ſtürmiſch ein Einſchreiten zu fordern, und es war unſchwer 
poranszufehen, daß bald der Zeitpunkt eintreten würde, da die 
Regierungen, geſtützt auf dieſe von ihnen ſelbſt herbeigewünſchte 
Forderung, zu Taten ſchreiten würden. 
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Ein neuer Weltkrieg ſchien unmittelbar bevorzuſtehen, ein Welt⸗ 
krieg, deſſen Ausgang von vornherein entſchieden war. Er konnte nur 
mit der völligen Zerſchmetterung Deutſchlands enden, das allein da⸗ 
ſtand, das ungerüſtet war, das nur über das ganz unzulänglich be⸗ 
waffnete 100 Oo Mann-Heer des Verſailler Vertrages verfügte. 


Da wurde am 17. Mai der Reichstag einberufen, und vor ihm 
hielt Adolf Hitler als Reichskanzler ſeine erſte außenpolitiſche Rede. 
Angeſichts der fo überaus ernflen internationalen Lage und der auf 
Deutſchland laſtenden Bedrohung mußte ihr von vornherein die größte 
Bedeutung beigemeſſen werden. Sie durfte ſich nicht darauf be⸗ 
ſchränken, ein mehr oder weniger unverbindliches außenpolitiſches 
Programm zu entwickeln, wie das ſonſt beim Amtsantritt eines neuen 
Regierungshaupts üblich iſt. Sie konnte ſich auch nicht damit be⸗ 
gnügen, in allgemeinen Wendungen den Friedenswillen des Sprechers 
und ſeiner Mitarbeiter zu verſichern. Solche Erklärungen hätten 
ungeachtet ihrer Aufrichtigkeit kein Gehör gefunden. Alle jene Nutz⸗ 
nießer des Verſailler Syſtems, alle jene Freunde des Judentums, 
des Marxismus und der Demokratie hätten ſie beiſeite geſchoben, 
hätten ſie mit neuen agitatoriſchen Reden übertönt. Die Hetze wäre 
weitergegangen, und vielleicht hätte gar eine ſolche Kanzlerrede den 
unmittelbaren Anlaß zu kriegeriſchen Handlungen geboten. 

Die Rede mußte mehr geben, und tatſächlich gab ſie dieſes Mehr. 
Sie tat es, indem ſie ſich zum Gedanken der Abrüſtung bekannte und 
eine praktiſche Möglichkeit zu ihrer Verwirklichung aufwies. 


2. Die Abrüſtungskonferenz 


Seit dem 2. Februar 1932 tagte zu Genf die Abrüſtungskonferenz. 
Ihre Einberufung war auf Grund des Art. 8 der Satzung der Liga 
der Nationen erfolgt, laut welchem „die Bundesmitglieder ſich zu 
dem Grundſatz bekennen, daß die Aufrechterhaltung des Friedens eine 
Herabſetzung der nationalen Rüſtungen auf das Mindeſtmaß erfordert, 
das mit der nationalen Sicherheit und mit der Erzwingung inter⸗ 
nationaler Verpflichtungen durch gemeinſchaftliches Vorgehen ver⸗ 
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einbar iſt“. Darüber hinaus hatten ſich die Kriegsgegner Deutſchlands 
zu einer Abrüſtung verpflichtet, indem fie in die Einleitung zu Teil V 
des Verſailler Vertrages die Erklärung aufnahmen, daß Deutſchlands 
Entwaffnung durchgeführt werde, „um den Beginn einer allgemeinen 
Rüſtungsbeſchränkung aller Nationen zu ermöglichen“. In Ver⸗ 
letzung der ſo übernommenen Verpflichtungen ließ man jedoch 12 Jahre 
ungenutzt verſtreichen. Mehr als 6 Jahre waren in unfruchtbaren 
Vorverhandlungen vertan worden, ehe man ſich entſchloß, am 18. Mai 
1926 eine Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion zuſammentreten zu 
laſſen. Dann vergingen wieder faſt 6 Jahre, bevor dieſe ſich über den 
Entwurf einer Abrüſtungskonvention einigte, die der künftigen Kon⸗ 
ferenz unterbreitet werden ſollte. Aber dieſer Entwurf ſtellte alles 
andere dar als eine brauchbare Grundlage für ein Abkommen. Sein 
eigentliches Ziel war nichts anderes als die dauernde Niederhaltung 
der Mittelmächte und vor allem Deutſchlands: ein kurzer, unſcheinbarer, 
in der Maſſe der übrigen verſchwindender Art. 53 enthielt die Vor⸗ 
ſchrift, daß diejenigen Staaten, deren Rüſtungen ſchon durch frühere 
Verträge geregelt ſeien, an dieſe Verträge gebunden bleiben ſollten. 
Das hieß mit anderen Worten, daß für Deutſchland und ſeine 
einſtigen Bundesgenoſſen nach wie vor die Beſchränkungen der Ver⸗ 
träge von Verſailles, von St. Germain, von Trianon und von Neuilly 
gelten und daß ſie jetzt dieſen Beſchränkungen freiwillig zuſtimmen 
ſollten. Für die übrigen Staaten aber ſah der Entwurf zwar grund⸗ 
ſätzlich eine Herabſetzung der Rüſtungen vor, nannte jedoch keinerlei 
Zahlen, überließ vielmehr deren Feſtſetzung der Konferenz. 

Trotz der offenſichtlichen Unannehmbarkeit dieſer Vorausſetzungen 
fand ſich die damalige Reichsregierung zur Teilnahme an der Konferenz 
bereit. Mehr als das, der Reichskanzler Dr. Brüning nahm an 
ihrer Eröffnung teil, gab am 9. Februar Erklärungen ab, die von 
pazifiſtiſchem Denken durchdrungen und von weiteſtem Entgegen⸗ 
kommen getragen waren, und ließ die deutſche Abordnung einem Be⸗ 
ſchluſſe zuſtimmen, durch den jener Entwurf in ſeltſamer Wortſpielerei 
zwar nicht als Grundlage, wohl aber als Rahmen der kommenden 
Verhandlungen anerkannt wurde. So war es denn faſt unvermeidlich, 
daß die Verhandlungen von vornherein eine für Deutſchland überaus 
ungünſtige Wendung nahmen. 
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Erſt durch den am 30. Mai erfolgten Sturz des Kabinetts 
Brüning und die Ernennung des Miniſteriums von Papen, mit dem 
Freiherrn von Neurath als Außenminiſter, wurde eine Wendung 
herbeigeführt. Auf Grund der ihr nun erteilten neuen Inſtruktionen 
konnte die deutſche Abordnung eine andere Haltung einnehmen. Ins⸗ 
beſondere konnte fie, als die Konferenz am 23. Juli in die Sommer⸗ 
ferien ging, die Forderung aufſtellen, daß in der die bisherigen Er- 
gebniſſe zuſammenfaſſenden Entſchließung die Rechtsgleichheit Deutſch⸗ 
lands anerkannt werde. Als das abgelehnt wurde, durfte ſie mitteilen, 
daß ſie an den weiteren Beratungen nicht teilnehmen werde. 

Dieſe Erklärung führte zunächſt zu langwierigen diplomatiſchen 
Verhandlungen. In ihrem Ergebnis wurde am 11. Dezember zur 
Zeit der Kanzlerſchaft des Generals von Schleicher zwiſchen Deutſch⸗ 
land einerſeits, Frankreich, Großbritannien und Italien andererſeits 
eine Erklärung vereinbart, laut welcher „Deutſchland und den 
anderen durch die Friedensverträge abgerüſteten Staaten die Gleich⸗ 
berechtigung zu gewähren ſei in einem Syſtem, das allen Nationen 
Sicherheit bietet“. Die Art und Weiſe der Anwendung der Gleich: 
berechtigung werde auf der Konferenz erörtert werden. Zugleich fand 
Deutſchland ſich bereit, an der Konferenz wieder teilzunehmen. 


Es liegt auf der Hand, daß dieſes Abkommen von Zweideutigkeit 
nicht frei war. Es erkannte zwar Deutſchlands Anſpruch an, ſtellte 
ſeine Verwirklichung aber in Frage, indem es ſie einerſeits von der 
Sicherheit aller Nationen abhängig machte und andererſeits der 
Konferenz ihre praktiſche Regelung überließ. Es war unſchwer voraus: 
zuſehen, daß Frankreich an ſeiner bekannten Auffaſſung feſthalten 
würde, nach der ſeine Sicherheit nur dann gewährleiſtet iſt, wenn ſeine 
bedingungsloſe Uebermacht aufrechterhalten bleibt. Ebenſo war boraus⸗ 
zuſehen, daß es ihm mit Hilfe ſeiner Bundesgenoſſen und Vaſallen 
und unter Anwendung der von ſeinen Vertretern meiſterlich be⸗ 
herrſchten Genfer Methoden gelingen würde, die weiteren Ver⸗ 
handlungen der Konferenz maßgeblich zu beeinfluſſen. So wies denn 
auch die Agenee Havas bereits am 12. Dezember darauf hin, daß 
die Gleichberechtigung Deutſchlands bloß ein Ziel und nicht ein Aus⸗ 
gangspunkt ſei. Unter dieſen Umſtänden ließ ſich nicht verhehlen, daß 
das Abkommen vom 11. Dezember nur in ſehr beſchränktem Sinne 
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einen deutſchen Erfolg bedeutete. Die taktiſche Stellung Deutſchlauds 
war günſtiger geworden. Die materielle Entſcheidung aber ſtand 
noch aus. 

Wieder war es der 2. Februar, an dem im Jahre 1933 die Ver: 
handlungen der Konferenz aufgenommen wurden. Jetzt war es ein 
vom franzöſiſchen Premierminiſter Herriot ausgearbeiteter Abrüſtungs⸗ 
plan, über den verhandelt wurde. Obgleich er ſich als plan constructif 
bezeichnete, enthielt er keinen neuen aufbauenden Gedanken, war viel- 
mehr ganz in den Dienſt der Aufrechterhaltung des Verſailler Syſtems 
geſtellt. An ihn knüpfte ſich eine jener ſchier unendlichen fruchtloſen 
Debatten, die für alle Veranſtaltungen der Liga der Nationen ſo 
charakteriſtiſch find. Selbſt England, das durch Mr. Eden vertreten 
war, verhielt ſich ablehnend, und immer näher rückte der Augenblick, 
in dem ein Scheitern der ganzen Konferenz unvermeidlich wurde. 

Da legte am 16. März der britiſche Miniſterpräſident Macdonald 
einen neuen Abrüſtungsplan vor, der ſich vor allem dadurch aus⸗ 
zeichnete, daß er poſitive Zahlen brachte, die allerdings nur für das 
europäiſche Feſtland gelten ſollten. Durch fie wurde einerſeits die 
Stärke der Heere, der Flotten und der Luftſtreitkräfte feſtgelegt, 
andererſeits aber auch eine fog. qualitative Abrüſtung vorgeſchlagen, 
indem eine Höchſtgrenze für die Kaliber der Geſchütze, die Schwere 
der Tanks uſw. ins Auge gefaßt wurde. Zugleich wurde für die 
Mannſchaften der Landſtreitkräfte eine Dienſtzeit von nicht mehr als 
8 Monaten vorgeſchlagen, die nur in beſonderen Ausnahmefällen bis 
zu 12 Monaten würde erſtreckt werden dürfen. Darüber hinaus 
ſollte ein Ständiger Abrüſtungsausſchuß eingeſetzt werden, der die 
Durchführung des Planes zu überwachen hätte. 

Der Plan war für Deutſchland alles andere als günſtig. Er hob 
zwar die Entwaffnungsbeſtimmungen des Verſailler Vertrages ebenſo 
wie die der übrigen Friedensverträge auf. Aber die Stärken, die er 
Deutſchland bewilligte, gewährleiſteten ihm keineswegs die Gleichheit 
mit den anderen Großmächten und entſprachen durchaus nicht ſeiner 
Bevölkerungszahl und ſeinen natürlichen Hilfsquellen. Um das zu 
veranſchaulichen, genügt es, einige wenige Ziffern anzuführen. Deutſch⸗ 
land ſollte ein Landheer von 200 oo Mann halten dürfen. Frankreich 
hingegen wurden 200 000 Mann für das Mutterland und ebenſoviel 
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für die Kolonien zugeſprochen. Da diefe im Kriegsfalle unverzüglich 
nach Europa transportiert worden wären, hätte Frankreich, ſelbſt 
abgeſehen von feinen Reſerven, von vornherein über ein doppelt fo 
ſtarkes ſtändiges Heer verfügt. Für Polen wiederum, deſſen Be⸗ 
völkerung nur die Hälfte der deutſchen zählt, waren gleichfalls 
200 000 Mann vorgeſehen. Berückſichtigt man aber das geſamte 
franzöſiſche Bündnisſyſtem, das im Jahre 1933 neben Polen noch 
Belgien und die Kleine Entente umfaßte, ſo ergab ſich auf franzöſiſcher 
Seite eine Streitmacht von ı 025 000 Mann, der Deutſchland nur 
ein um das Fünffache ſchwächeres Heer hätte entgegenſtellen können. 

Vielleicht noch greller tritt die Ungleichheit auf dem Gebiete der 
Luftrüſtungen zutage. Frankreich ſollte 300 Flugzeuge befigen, 
Belgien 180, Polen 200, die drei Staaten der Kleinen Entente 
zuſammen 550, Deutſchland aber kein einziges, während beiſpielsweiſe 
ſelbſt den drei baltiſchen Kleinſtaaten je 30 zugeſprochen wurden. Nicht 
ſehr viel anders ſtand es um die Flotte. Für die großen Seemächte 
ſollten die Beſtimmungen des Wafhingtoner Vertrages vom 
6. Februar 1922 und des Londoner vom 22. April 1930, durch die 
ihr gegenſeitiges Stärkeverhältnis geregelt und gewiſſe qualitative 
Beſchränkungen aufgeſtellt wurden, in Kraft bleiben. Für Deutfch- 
land jedoch ſollten im weſentlichen die Verſailler Regeln weitergelten. 


Nach alle dem ſchien der Maedonald⸗Plan für Deutſchland un⸗ 
annehmbar. 


3. Die Führerrede vom 17. Mai 1933 


Der Reichskanzler begann damit, daß er den Verſailler Vertrag 
für die Friedloſigkeit der Welt und für die Leiden Deutſchlands ver⸗ 
antwortlich machte. Er ſprach von der Unlogik und Unbilligkeit 
ſeiner territorialen Beſtimmungen, von der ſelbſtmörderiſchen Un- 
dernunft der Reparationen, von der in der Geſchichte unerhörten 
Wehrlosmachung der Beſiegten, von der die ganze Welt bedrohenden 
lemmuniſtiſchen Gefahr. Er entwickelte das Programm des deutſchen 
Wiederaufbaus, forderte eine Reviſion des Verſailler Vertrages und 
betonte zugleich mit allem Nachdruck die Notwendigkeit einer fried⸗ 


RS 


18 


lichen Löſung der europäiſchen Konflikte. Im unmittelbaren Zu⸗ 
ſammenhange damit bekannte er ſich zum völkiſchen Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht und ſagte in unzweideutigen Worten allem Imperialismus, 
allen Eroberungsplänen ab: „Indem wir in grenzenloſer Liebe und 
Treue an unſerm eigenen Volkstum hängen, reſpektieren wir die 
nationalen Rechte auch der anderen Länder und möchten aus tief⸗ 
innerſtem Herzen mit ihnen in Frieden und Freundſchaft leben. Wir 
kennen daher nicht den Begriff des Germaniſierens, wenden uns aber 
auch unſererſeits mit Leidenſchaft gegen jeden Verſuch, unſer Volks. 
tum zu unterdrücken.“ 

Deutſchland, fo hieß es weiter, hat tatſächlich vollkommen abge- 
rüſtet. Es hat alle Verpflichtungen erfüllt, die ſich aus der Unter: 
zeichnung des Verſailler Vertrages, aus dem Eintritt in den Völker⸗ 
bund, aus den Locarno⸗-Verträgen und aus dem Kellogg⸗Pakt ergeben. 
Es iſt bereit, auch fernerhin Nichtangriffspakten beizutreten; denn es 
denkt nicht an einen Angriff, ſondern nur an ſeine Sicherheit, und 
gerade aus feiner Wehr- und Waffenloſigkeit folgt fein Recht auf 
Sicherheit. Unter keinen Umſtänden freilich wird es ſich zu einer 
Unterſchrift nötigen laſſen, durch die die Disqualifizierung Deutſch⸗ 
lands verewigt würde. 

Und nun kommt jene Erklärung, die den eigentlichen, praktiſch greif⸗ 
baren Inhalt der Rede darftellt und die den erſten großen diplomatiſchen 
Erfolg Adolf Hitlers brachte, die Erklärung, daß Deutſchland bereit 
fei, den Abrüſtungsplan des britiſchen Premierminiſters Macdonald 
anzunehmen. Gewiß, ſie enthielt Vorbehalte in Einzelfragen. Aber 
fie ließ keinen Zweifel an der grundſätzlichen Bereitſchaft Deutſchlands, 
ſich im Rahmen dieſes Planes mit den anderen Mächten zu ber⸗ 
ſtändigen. 

Dieſe Bereitſchaft war es, auf die es ankam. Mochten die 
allgemeinen programmatiſchen Ausführungen des Kanzlers noch ſo 
unzweideutig, mochte namentlich die Ablehnung jeden Imperialismus in 
ihrer Ehrlichkeit über allen Zweifel erhaben ſein und zugleich etwas 
grundſätzlich Neues in der politifchen Entwicklung Europas darſtellen, 
ſo konnte von ihnen doch nicht jene unmittelbare Wirkung ausgehen, 
die die Annahme des Macdonald⸗Planes ausüben mußte. Diefe ftellte 
einen ſchlechtweg unwiderleglichen Beweis für die Friedensliebe 
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Deutſchlands dar. Denn hier unterwarf ſich Deutſchland einer Wehr⸗ 
ordnung, die ihm jede Möglichkeit eines Angriffskrieges nahm und 
ſelbſt ſeine Verteidigung nur in beſchränktem Maße ſicherte. Damit 
war pfychologiſch das Weitertreiben der Kreuzzugsidee zu einer Un⸗ 
möglichkeit geworden, und die Gefahr, unter deren Druck Deutſchland 
ſtand, war mit einem Schlage gebannt. 

Zugleich freilich ließ ſich nicht verkennen, daß damit ein ſchweres 
Wagnis verbunden war. Wenn die anderen Mächte nun zugriffen, 
wenn vor allem Frankreich, das auch in dieſer Frage die Führung unter 
unſeren Gegenſpielern hatte, in die dargebotene Hand einſchlug, wenn 
es das deutſche Angebot, ohne Vorbehalte zu machen und ohne auf 
weitere Zugeſtändniſſe zu dringen, annahm, dann war Deutſchlands 
Rüſtung für abſehbare Zeit auf einem Stande feſtgelegt, der ſehr 
viel tiefer lag als der feiner Nachbarn und möglichen Gegner. Ziele 
Regelung wäre auch nicht wie die von Verſailles erzwungen geweſen. 
Sie wäre aus einem freiwilligen Entſchluſſe Deutſchlands hervor⸗ 
gegangen. Deutſchland wäre durch ſie gebunden geweſen und hätte 
ſich nicht einſeitig von ihr löſen können. 

Darin lag unbeſtreitbar ein Riſiko. Aber keine politiſche Handlung 
don großem Ausmaße kann riſikofrei fein, und hier beſtand die Mög⸗ 
lichkeit, beſtand ſogar die Wahrſcheinlichkeit, daß Frankreich in folge: 
rechter Fortführung ſeiner Politik ſich nicht entſchließen würde, auf 
das deutſche Angebot einzugehen, daß es vielmehr fortfahren würde, 
Mißtrauen zu äußern und Schwierigkeiten zu machen, und daß es 
derſuchen würde, den Macdonald⸗Plan noch vorteilhafter für ſich, 
noch ungünſtiger für Deutſchland zu geſtalten. Geſchah das, dann 
gewann Deutſchland ſeine Handlungsfreiheit zurück und konnte ſeiner⸗ 
ſeits den Kampf um eine beſſere Regelung beginnen. Die im Augen⸗ 
blick drohende Gefahr aber war nichtsdeſtoweniger beſeitigt. 

Tatſächlich erreichte die Rede vom 17. Mai den unmittelbar art 
geſtrebten Erfolg. Gewiß, die franzöſiſche Preſſe und eine Anzahl 
franzöſiſcher Politiker äußerten Zweifel an der Aufrichtigkeit der 
Kanzlerrede. Sie bemängelten und kritiſterten jedes ihrer Worte. Sie 
derfuchten den Eindruck zu derwiſchen, den fie in der übrigen Welt 
hervorgerufen hatte. Aber ſie vermochten ihren Zweck nicht zu er⸗ 
reichen, denn dieſer Eindruck war überaus ſtark und überzeugend. Er 
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war es vor allem in der angelſächſiſchen Preſſe. Selbſt diejenigen 
ihrer Organe, die Deutſchland immer mißtrauiſch und feindſelig 
gegenüber geſtanden hatten, mußten eingeſtehen, daß nun der Beweis 
ſeiner Friedensliebe erbracht war. 

Dieſer Eindruck kam zunächſt auch in der Abrüſtungskonferenz zur 
Geltung. Ihr Vorſitzender, der bekannte Abgeordnete der Labour⸗ 
Partei und engſte Mitarbeiter Maedonalds, Mr. Henderſon, er⸗ 
klärte in einer Sitzung des Hauptausſchuſſes vom 19. Mai, aus 
Hitlers Rede gehe klar hervor, daß Deutſchland die Gleichberechtigung 
nicht durch eigene Aufrüſtung, ſondern durch die Abrüſtung der 
anderen erreichen wolle. Ebenſo anerkannte Mr. Eden als amtlicher 
Vertreter Englands, daß die Rede eine bedeutſame Ermutigung für 
die Konferenz darſtelle. Wenige Tage ſpäter, am 22. Mai, gab der 
amerikaniſche Vertreter, Norman Davis, die Erklärung ab, daß auch 
die Vereinigten Staaten bereit ſeien, den britiſchen Plan anzunehmen. 
Es ſei weder gerecht noch weiſe, die ehemaligen Mittelmächte für die 
Dauer einer beſonderen Zwangsordnung zu unterwerfen. Der 
franzöſiſche Vertreter, Paul⸗Boncour, freilich begann ſchon am 
folgenden Tage Schwierigkeiten zu machen. Aber die Vorſicht und 
Zurückhaltung, mit der er auftrat, zeigte, daß eine andere Stimmung 
zur Geltung gekommen war. 

So war die Kreuzzugsgefahr gebannt. Die Kanzlerrede hatte 
ihren Zweck erreicht. 


4. Ein Zwiſchenſpiel: der Viererpakt 


Das Auftreten M. Paul⸗Boncours in der Sitzung vom 23. Mai 
hatte ebenſo wie die Stellungnahme der franzöſiſchen Preſſe gezeigt, 
daß Frankreich nicht geſonnen war, den deutſchen Vorſchlag ebenſo 
ehrlich anzunehmen, wie er gemacht war. Sehr bald ſollte ſich er⸗ 
weiſen, daß es das alte Spiel gegen Deutſchland fortzuſetzen gedachte. 
Aber noch bevor dieſe ſeine Haltung ſich auszuwirken vermochte, rollte 
ſich ein Zwiſchenſpiel ab, das zwar keine unmittelbaren praktiſchen 
Folgen zeitigte, jedoch nichtsdeſtoweniger von großem Intereſſe war. 
Spiegelte ſich doch in ihm einerſeits wiederum die franzöſiſche Taktik, 
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die hier wie in der ganzen Nachkriegszeit darauf abgeſtellt war, 
Deurſchland niederzuhalten und eine fruchtbare europäiſche Ver⸗ 
ſtändigung zu verhindern, während andererſeits in dieſem Zwiſchen⸗ 
ſpiel ein neuer Gedanke zutage trat, der in anderer Form 8 Jahre 
ſpäter dazu beitragen follte, eine aufs höchſte bedrohliche Kriſe zu löſen 
und Europa vor einem neuen großen Kriege zu bewahren. 

Bereits in einer am 23. Oktober 1932 zu Turin gehaltenen Rede 
hatte Muſſolini ausgeſprochen, daß nicht vom Völkerbunde, der ſchon 
durch die Vielzahl der an ihm beteiligten und in ihm mitredenden 
Staaten gehemmt ſei, ſondern allein von einer Zuſammenarbeit der 
vier großen weſteuropäiſchen Mächte eine wirkliche Befriedung 
Europas zu erhoffen ſei. Deutſchland, England, Frankreich und 
Italien müßten ſich verſtändigen und die Regelung der ſchwebenden 
Probleme in die Hand nehmen. 

Es war das ein Gedanke, der ſowohl mit Rückſicht auf ſeinen Ur⸗ 
heber als auch deshalb Beachtung verdiente, weil er auf eine ge⸗ 
ſchichtlich gewordene, in der Vorkriegszeit bewährte Geſtaltung zurück⸗ 
griff, die zum Schaden der Welt nach dem Kriege zugunſten neuer, 
nnerprobter Bildungen beifeite geſchoben war, deren Unzulänglichkeit 
von Jahr zu Jahr augenſcheinlicher wurde. Nichts anderes als das 
Konzert der Großmächte war es, das Muſſolini wieder aufleben 
laſſen wollte, mit neuen Aufgaben allerdings und in neuen Formen und 
unter Ausſchaltung der Sowjetunion. Die deutſche und die engliſche 
Preſſe nahmen diefen Plan denn auch mit grundſätzlicher Zuſtimmung 
auf. In Frankreich hingegen erhob ſich ſofort Widerſpruch. Man 
fürchtete, daß Frankreich in dieſem Rahmen mit der Gegnerſchaft 
Deutſchlands und Italiens würde rechnen und die Unterſtützung 
Belgiens, Polens und der Kleinen Entente würde entbehren müſſen. 

Muſſolini jedoch hielt an ſeinem Plane feſt. Als am 18. März 
1933 der Premierminiſter Macdonald in Begleitung feines Außen⸗ 
miniſters, Sir John Simon, einen Beſuch in Rom abſtattete, legte er 
ihnen den Entwurf eines „Pakts der Verſtändigung und Zuſammen⸗ 
arbeit zwiſchen den vier Weſtmächten“ vor. Er enthielt nur kurze 
6 Artikel, von denen zudem die beiden letzten rein formalen 

barakter hatten und von der Ratifizierung und der Eintragung des 

ertrages beim Sekretariat der Genfer Liga handelten. Dagegen 
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faßten die Art. 1 und 4 die Schaffung eines neuen Konzerts der 
Großmächte ins Auge. In erfreulich knappen, von Phraſen freien 
Sätzen wurde als Ziel die Aufrechterhaltung des Friedens bezeichnet, 
das durch die Verfolgung einer gemeinſamen politiſchen Linie in 
europäiſchen wie außereuropäiſchen, insbeſondere auch kolonialen 
Fragen angeſtrebt werden ſollte. Daneben wurde in Art. 2 aus- 
drücklich der Grundſatz anerkannt, daß im Rahmen der Völkerbunds⸗ 
ſatzung eine Reoiſion der Friedensverträge zu erfolgen hätte, ſoweit 
durch ſie Lagen geſchaffen ſeien, aus denen ſich internationale Konflikte 
ergeben können. In Art. 3 wiederum wurde für den Fall eines 
Mißlingens der Abrüſtungskonferenz feſtgeſetzt, daß die Deutſchland 
zuerkannte Gleichberechtigung zu praktiſcher Auswirkung gelangen 
müſſe. Sie werde mit Hilfe von Abmachungen, die zwiſchen den vier 
Mächten auf diplomatiſchem Wege zu treffen fein würden, ſchrittweiſe 
verwirklicht werden. In demſelben Sinne würden ſich die vier Mächte 
über die Lage Bulgariens, Oeſterreichs und Ungarns verſtändigen. 

Auf dieſer Grundlage begannen nunmehr Verhandlungen. Italien 
ſelbſt legte len am 26. März einen neuen, leicht abgeänderten Ent⸗ 
wurf vor. Großbritannien förderte am x. April einen Gegenentwurf 
zutage, der ſich jedoch nicht weſentlich von dem italieniſchen unterſchied 
und ſowohl an der Reoiſion der Friedensverträge als auch an der 
deutſchen Gleichberechtigung feſthielt. Dann aber kam der erſte Gegen: 
ſtoß durch eine vom 2. April datierte belgiſche Denkſchrift, die vor 
allem betonte, daß keine Frage, die ein Mitglied der Liga der Nationen 
betrifft, ohne ſeine Zuſtimmung geregelt werden dürfe. Das ergebe 
ſich mit aller Klarheit aus der Satzung, deren bindende Kraft durch 
den Pakt der vier Mächte ausdrücklich anerkannt werden ſolle. Damit 
war der Widerſpruch der mittleren und kleinen Staaten gegen den 
italieniſchen Plan förmlich angemeldet. 

Man wird in der Annahme kaum fehlgehen, daß dieſe Denkſchrift 
nicht ohne Einvernehmen mit Fraukreich ausgearbeitet und eingereicht 
war. Das iſt an ſich wahrſcheinlich und wird vollends glaubhaft da⸗ 
durch, daß nun Frankreich ſeinerſeits am ro. April eine Denkſchrift 
und einen Gegenentwurf überreichte, der ſachlich an den belgiſchen Ge⸗ 
dankengang anknüpfte und betonte, daß die Großmächte keinesfalls die 
Möglichkeit ins Auge faſſen dürften, die zwiſchen ihnen getroffenen 
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Vereinbarungen den anderen Staaten aufzuzwingen. Soweit es ſich 
nicht bloß um Beſchlüſſe handle, die fie allein beträfen, würden ſie 
verpflichtet fein, die Abmachungen, zu denen fie unter ſich gelangen 
würden, dem Rat oder der Verſammlung der Liga zur Beſtätigung 
vorzulegen. Darüber hinaus ſei es unſtatthaft, aus der Satzung der 
Liga willkürlich einen Artikel herauszugreifen und ſeine Verwirklichung 
allein zum Programm zu erheben. Die Satzung ſtelle ein organiſches 
Ganzes dar, und wenn man den Art. 19, der von der Reviſion von 
Verträgen ſpreche, in den Vordergrund rücke, müſſe man die gleiche 
Beachtung den Art. ro und 16 ſchenken, die den Beſitzſtand der 
Bundes mitglieder gewährleiſten und zu gemeinſamer Abwehr eines 
jeden Angriffs auf ein Mitglied verpflichten. Im Hinblick auf die 
deutſche Gleichberechtigung aber müſſe betont werden, daß dieſe an⸗ 
geſichts des Abkommens vom 11. Dezember 1932 nur im Rahmen der 
Sicherheit aller Staaten zu verwirklichen ſei und daß ſie ſich keines⸗ 
falls in einer Aufrüſtung ausdrücken dürfe. Schließlich ſei eine Er⸗ 
gänzung der von Italien geltend gemachten Geſichtspunkte durch einen 
Hinweis auf die Notwendigkeit eines wirtſchaftlichen Wiederaufbaus 
Europas unbedingt erforderlich. 

Auf den erſten Blick erkennt man, daß die franzöſiſche Note mit 
großem Scharfſinn darauf berechnet iſt, die Grundlagen des italieni⸗ 
ſchen Planes zu unterhöhlen. Der Zuſammenſchluß der Großmächte 
wird völlig entwertet, wenn ihre Willensäußerungen einer Beſtätigung 
durch die Organe der Genfer Liga unterzogen werden müſſen. Der 
Reviſtonsgedanke verliert jede Bedeutung, wenn er mit den Art. 10 
und 16, die der Aufrechterhaltung des status quo dienen, verkoppelt 
wird. Von der deutſchen Gleichberechtigung auf dem Gebiete der 
Rüſtungen bleibt ſo gut wie nichts übrig, da im Ernſt nicht damit 
gerechnet werden kann, daß jemals die hochgerüſteten Mächte frei⸗ 
willig auf den Stand herabſteigen werden, der Deutſchland durch den 
Vertrag von Verſailles aufgezwungen iſt. Endlich ſtellt es offen⸗ 
ſichtlich nichts anderes dar als ein Ablenkungsmanöber, wenn nun auf 
einmal die wirtſchaftlichen Fragen in den Vordergrund geſchoben 
werden. 

Soweit dieſe Beurteilung der franzöſiſchen Stellungnahme noch 
einer Beſtätigung bedurfte, erfolgte fie ſchon zwei Wochen darauf 
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durch eine an die belgifche Regierung gerichtete Note, in der Frank⸗ 
reich fein volles Einderſtändnis mit jener belgiſchen Denkſchrift be: 
tonte. Darüber hinaus hatte inzwiſchen auch die Kleine Entente be⸗ 
gonnen, ſich zu regen. Schon in einer Note vom 28. März hatte ſie 
Widerſpruch gegen den italieniſchen Plan erhoben, und man wird 
ſicherlich nicht fehlgehen, wenn man auch hier franzöſiſche Anregung 
und franzöſiſche Zuſtimmung vorausſetzt, mit anderen Worten, wenn 
man annimmt, daß eine planmäßige Mobiliſation der franzöſiſchen 
Bundesgenoſſen vorgenommen wurde. Nun trat am 30. Mai in 
Prag der Rat der Kleinen Entente zuſammen und veröffentlichte eine 
umfangreiche Erklärung, in der er unter wiederholter Bezugnahme 
auf jene Note ſeinen Widerſpruch an die Oeffentlichkeit brachte. 
Der italieniſche Plan, ſo wurde ausgeführt, ſchließe die Gefahr in 
ſich, daß von einer beſtimmten Mächtegruppe über die Rechte und 
Intereſſen Dritter verfügt werde. Eine in diefem Sinne getroffene 
Vereinbarung würde im Widerſpruch zum Völkerrecht und zu den 
Rechten ſtehen, die ſich für alle anderen Staaten aus der Satzung der 
Liga der Nationen ergäben. Unabhängig davon hätte Frankreich 
durch frühere Verträge den Staaten der Kleinen Entente Garantien 
gegen alle Verſuche einer Reviſion gegeben. Infolgedeſſen könne der 
beabſichtigte Viererpakt ſich weder mittelbar noch unmittelbar eine 
Reviſion ihrer Grenzen zum Ziele ſetzen. Gegen einen Pakt aber, der 
ſich auf die eigenen Angelegenheiten der vier Mrächte beſchränkt, wäre 
von Seiten der Kleinen Entente nichts einzuwenden. 

Ueber die diplomatiſchen Verhandlungen, die im Laufe dieſer 
Wochen zwiſchen den vier Mächten geführt wurden, iſt nichts bekannt 
geworden. Das Ergebnis zeigt aber, daß Frankreich im weſentlichen 
ſeinen Willen durchgeſetzt hat. Die Antwort jedoch auf die Frage, 
weshalb ihm das gelungen iſt und weshalb die anderen Mächte, wes⸗ 
halb insbeſondere Italien ſich trotzdem bereit fanden, einen entwerteten 
und ausgehöhlten Vertrag anzunehmen, liegt ſehr nahe. Es beſtand 
keine Möglichkeit, Frankreich zum Abſchluß einer Vereinbarung zu 
veraulaſſen, die in unüberbrückbarem Widerſpruch zu ſeinen geſamten 
politiſchen Beſtrebungen ſtand. So mußte ihm denn nachgegeben 
werden, wenn überhaupt ein Abkommen erzielt werden ſollte. Das 
aber hielt Italien augenſcheinlich für wünſchenswert, um wenigſtens 


25 
eine erſte, fei es auch noch fo befcheidene Etappe auf dem Wege zu 
einem Zuſammenſchluß der Großmächte zu erreichen. 

In der Tat, der am 7. Inni in Rom von den Vertretern der vier 
Mächte paraphierte Vertrag war entwertet und ausgehöhlt. Dem 
urſprünglichen Entwurf war eine ausführliche Präambel voraus⸗ 
geſchickt, die mit ſtärkſtem Nachdruck in immer neuen Wendungen die 
Bindung der Mächte an die Satzung der Liga betonte, und in den 
einzelnen ſachlichen Beſtimmungen war der italieniſche Plan kaum 
mehr zu erkennen. In Uebereinftimmung mit den Wünſchen Frank⸗ 
reichs und ſeiner Bundesgenoſſen beſchränkte Art. 1 die Tätigkeit 
der Parteien auf die ſie ſelbſt betreffenden Fragen und ſtellte ihnen 
erſt in zweiter Reihe anheim, eine Zuſammenarbeit aller Mächte im 
Rahmen der Genfer Liga herbeizuführen. Art. 2 wußte nichts mehr 
davon, daß das Ziel der vier Mächte eine Nevifion der Friedens- 
verträge fein ſollte, verpflichtete fie vielmehr, für eine wirkſame Durch: 
führung der Art. 10, 16 und 19 der Satzung Sorge zu tragen — es 
bedarf keines Hinweiſes darauf, daß die Aufrechterhaltung der Art. vo 
und 16 eine Verwirklichung des Art. 19 begrifflich unmöglich macht. 
Art. 3 wiederum tat der deutſchen Gleichberechtigung nicht mehr Ur 
wähnung. In ihm wurde nur vereinbart, daß die Arbeiten der Ab⸗ 
rüſtungskonferenz gefördert und die von ihr etwa nicht gelöſten Fragen 
um Kreiſe der vier Mächte geprüft würden, jedoch bloß inſoweit, als 
fie dieſe Mächte unmittelbar betreffen. Damit war auch die im ur⸗ 
ſprünglichen italieniſchen Entwurf vorgeſehene Wiederherſtellung der 
5 ehrhoheit Bulgariens, Oeſterreichs und Ungarns fallen gelaſſen. 
Art. 4 endlich ſprach nicht mehr von einer gemeinſamen Politik in 
allen europäiſchen und außereuropäiſchen Fragen. Er begnügte ſich 
damit, eine Uebereinſtimmung der Parteien über die Behandlung 
wirtſchaftlicher Fragen ins Auge zu faſſen. 

Unter dieſen Umſtänden war es nicht üͤberraſchend, wenn Frankreich 
allein ſich veranlaßt ſah, ein Blaubuch zu veröffentlichen, in dem der 

eg vom erſten italieniſchen Entwurf bis zu dieſem Vertrage ſich 
abzeichnete, und wenn es dieſen Urkunden noch Noten hinzufügte, die 
85 e dem 7. und 8. Juni an die drei Staaten der Kleinen Entente 
ſowie an die polniſche Regierung gerichtet hatte. In dieſen Noten 
gab es ihnen die Verſicherung, daß durch den neuen Vertrag ſeine 
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Politik keine Aenderung erfahre. Insbeſondere würde es auch daran 
feſthalten, daß ein Revifionsverfahren nach Art. 19 nur auf Grund 
eines einſtimmigen Beſchluſſes der Vollverſammlung der Liga, alfo 
bloß mit Zuſtimmung der beteiligten Staaten eingeleitet werden dürfe. 

Man wird ſich dem Eindruck nur ſchwer entziehen können, daß 
Frankreich durch die Veröffentlichung dieſes Blaubuchs ſeinen 
Triumph lauter in die Welt hinausgerufen hat, als ſonſt im inter⸗ 
nationalen Leben üblich iſt, und es fiele ſchwer, die Bemerkung zu 
unterdrücken, daß es hier doch augenſcheinlich um nichts anderes ging 
als um die Vereitelung eines Unternehmens, das der Befriedung 
Europas dienen ſollte. 

Der Pakt von Rom wurde paraphiert. Aber er wurde nicht unter⸗ 
zeichnet, wurde nicht ratifiziert und iſt bis heute nicht in Kraft 
getreten. Deutſchland ſchied wenige Monate ſpäter aus der Liga 
der Nationen aus, und damit waren ſeine formellen Vorausſetzungen 
hinfällig geworden. Materiell aber konnte nach ſeiner Verſtümmelung 
und Aushöhlung keiner der beteiligten Staaten mehr ein Intereſſe an 
ihm haben. Enthielt er doch in ſeiner endgültigen Faſſung keinen 
neuen, in die Zukunft weiſenden Gedanken. So blieben denn die Ver⸗ 
handlungen um ihn nur ein Zwiſchenſpiel, deſſen Wert vor allem in 
der Veranſchaulichung der franzöſiſchen Politik liegt. Der Grund⸗ 
gedanke freilich, von dem Muſſolini ausgegangen war, blieb lebendig, 
wennſchon er jetzt nicht zur Geltung gelangt war. 


5. Austritt aus der Liga der Nationen 


Die Abrüſtungskonferenz hatte ſich nach einer vorläufigen Er⸗ 
örterung des Maedonald⸗Planes am 29. Juni 1933 für die Sommer⸗ 
monate vertagt. Die fo gewonnene Zeit nutzten die franzöͤſiſchen 
Staatsmänner zu vertraulichen Beſprechungen mit England und den 
Vereinigten Staaten. Zugleich unternahm es die franzöſiſche Preſſe, 
die internationale öffentliche Meinung zugunſten einer Umgeſtaltung 
des Macdonald⸗Planes zu beeinfluſſen. Er könne, ſo hieß es, nicht 
unmittelbar in Kraft geſetzt werden. Angeſichts der in Deutſchland 
herrſchenden kriegeriſchen Stimmung müſſe vielmehr zunächſt eine Bes 
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währungefriſt von mindeſtens 4 Jahren feſtgeſetzt werden. Erſt 
nach ihrem Ablauf könnten die in ihrer Sicherheit bedrohten Mächte 
mit der Abrüſtung beginnen. Auch ſei eine automatiſch und periodiſch 
zu derwirklichende Kontrolle des Rüſtungsſtandes notwendig, und jede 
von ihr feſtgeſtellte Verletzung müſſe Sanktionen nach ſich ziehen. 

Es bedarf keiner Beweiſe dafür, daß dieſe Vorſchläge einer 
Sabotierung des Macdonald⸗Planes gleichkamen und daß ſie für 
Deutſchland unannehmbar waren. Deutſchland ſollte ſeine zwar kleine 
und ganz unzulänglich bewaffnete, aber feſtgefügte und vortrefflich 
geſchulte Reichswehr auflöſen und durch ein Heer erſetzen, das aller⸗ 
dings zahlenmäßig doppelt ſo ſtark, jedoch ebenſo unzulänglich bewaffnet 
und dank der nun vorgeſehenen kurzen Dienſtzeit nicht annähernd ſo 
ſchlagfertig ſein würde wie jene. Die anderen Staaten aber ſollten 
4 Jahre oder länger abwarten dürfen, bis dieſe neue Schwächung 
Deutſchlands durchgeführt wäre, und erſt nach Erreichung dieſes Zieles 
ihrerſeits abrüſten. Dabei fehlte es, wohl gemerkt, an jeder Gewähr 
dafür, daß ſie dieſer Verpflichtung tatſächlich nachkommen und ſich ihr 
nicht etwa unter Berufung auf eine inzwiſchen eingetretene Aenderung 
der politiſchen Lage entziehen würden. Unter ſolchen Umſtänden ſtand 
auch außer Zweifel, daß die Rüſtungskontrolle ſich allein gegen Deutſch⸗ 
land richten würde, da ja die anderen Staaten vor Ablauf der Be⸗ 
währungsfriſt in ihrer Rüſtung völlig unbeſchränkt geweſen wären 
und es ſomit an jedem Gegenſtande für eine Kontrolle gefehlt hätte. 
Infolgedeſſen kam auch die Anwendung von Sanktionen nur Deutſch⸗ 
land gegenüber in Frage. Tatſächlich hätte ſich alſo eine Wiederher⸗ 
ſtellung der unerträglichen Zuſtände ergeben, die zu der Zeit herrſchten, 
da die Interalliierte Militärkommiſſion in Deutſchland ihres Amtes 
waltete. Gegen ſie hatte ſich ſelbſt das Weimarer Deutſchland zur 

ehr geſetzt, und mit feinen Eintritt in die Genfer Liga waren ſie 
beſeitigt worden. Nun aber wurde dem Dritten Reich zugemutet, ſich 
ihre Erneuerung gefallen zu laſſen. Daß davon nicht die Rede ſein 
konnte, braucht nicht geſagt zu werden. 

Während dieſe Verhandlungen ſchwebten, trat die Liga der 

ationen am 25. September zu ihrer XIV. Verſammlung zuſammen. 
Aus der geſamten Haltung der Teilnehmer, ebenſo wie aus zahlreichen 
einzelnen Aeußerungen muß entnommen werden, daß die Feindſeligkeit 
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gegen Deutſchland wieder im Wachſen war. Mit beſonderer Stärke 
kam das in den Beratungen der VI. Kommiſſion zum Ausdruck, in 
der die Minderheitenfrage behandelt wurde. Schon im Mai hatte 
der Rat ſich mit einer Beſchwerde über die Behandlung der Juden 
in Oberſchleſten befaßt und am 6. Juni einen für Deutſchland un⸗ 
günſtigen Bericht angenommen. Jetzt machte ſich die VI. Kommiſſion 
unter Führung des Senators Berenger die Gelegenheit zunutze, um 
wiederum wegen der Judenfrage die Reichsregierung anzugreifen. Es 
war das unter einem doppelten Geſichtspunkte unſtatthaft. Rechtlich 
war und iſt Deutſchland, abgeſehen von dem am 18. Juli 1922 mit 
Polen abgeſchloſſenen Oberſchleſten⸗Abkommen, durch keinerlei Minder⸗ 
heitenverträge gebunden und hat überdies in der Judenfrage um ſo mehr 
freie Hand, als das Judentum eine Minderheit im techniſchen Sinne 
nicht darſtellt und nicht darſtellen will. Unter politiſchen Geſichts⸗ 
punkten hingegen bedeutete es eine unerträgliche Anmaßung, wenn ein 
Organ der Genfer Liga, die in der Ausübung des ihr übertragenen 
Minderheitenſchutzes immer und immer wieder verſagt hatte, ſich 
herausnahm, über Deutſchland zu Gericht zu ſitzen. Das hinderte 
jedoch nicht, daß die Kommiſſion einen franzöſiſchen Antrag auf die 
Tagesordnung ſetzte, der auch den Staaten, die durch Verträge nicht 
gebunden ſind, aufgab, ihre Minderheiten „gerecht und duldſam“ zu 
behandeln. Der Antrag fand, da der deutſche Vertreter gegen ihn 
ſtimimte, nicht die für alle Beſchlüſſe der Liga erforderliche Einſtimmig⸗ 
keit. Aber die Verhandlungen um ihn übten die agitatoriſche Wirkung 
aus, auf die es den Gegnern Deutſchlands ankam. 

Inzwiſchen rückte der Tag des Wiederzuſammentritts der Ab⸗ 
rüſtungskonferenz heran. Kurz vorher, am 7. Oktober, wurde bekannt, 
daß die Reichsregierung London und Rom davon unterrichtet hatte, 
daß fie nach wie vor an dem Macdonald⸗Plan feſthalte und bereit ſei, 
an die Stelle der Reichswehr ein Heer von 200 000 Mann mit 
kurzer Dienſtzeit treten zu laſſen. Dabei entſpreche es ihrer Auf⸗ 
faſſung nach dem Geiſte des Planes, wenn dieſes Heer von vornherein 
mit denjenigen Verteidigungswaffen ausgerüſtet würde, die auch die 
anderen Mächte beizubehalten beabſichtigen. Deutſchland erhob alſo 
keinen Anſpruch auf den Beſitz von ſog. Angriffswaffen, d. h. von 
ſchweren Geſchützen, von ſchweren Tanks und dergleichen mehr, über 
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die die anderen Mächte verfügten und die fie erft im Ergebnis des ganzen 
Abrüſtungsverfahrens verſchrotten ſollten. Es war ſehr bezeichnend, 
daß demgegenüber der franzöſiſche Premierminiſter Daladier ſchon am 
8. Oktober in der Kammer ausführte, daß es unberſtändlich ſei, wes⸗ 
halb Deutſchland koſtſpieliges Kriegsmaterial herſtellen wolle, das in 
der Folge doch zerſtört werden müßte. Wieder einen Tag ſpäter, am 
9. Oktober, verlautete, daß das britiſche Kabinett Sir John Simon 
ungewieſen habe, dieſe franzöſtſche Auffaſſung zu unterſtützen. 

Nun trat das Büro der Abrüſtungskonferenz zuſammen, und da 
zeigte ſich ſchon in den Vorbeſprechungen, daß England, Frankreich 
und die Vereinigten Staaten den gemeinſamen Boden verlaſſen 
hatten. In der Sitzung vom 14. Oktober ergriff dann Sir John 
Simon das Wort zu einer Erklärung, die das offenkundig werden 
ließ. Im Verlauf der Beratungen mit den anderen Regierungen, 
fo ſagte er, hätte Dé die Notwendigkeit herausgeſtellt, den britiſchen 
Plan in verſchiedenen Beziehungen umzugeſtalten. Im Anſchluß 
daran ſchlug er eine Friſt von 8 Jahren für die Durchführung der 
allgemeinen Abrüſtung vor und betonte, daß ſie nur im Rahmen der 
Sicherheit aller Staaten durchgeführt werden dürfe. Sie müſſe in 
einzelnen Etappen vor ſich gehen, und zu ihrer Ueberwachung ſolle 
eine Kontrolle geſchaffen werden. Darüber hinaus aber verlor er ſich in 
unklaren Wendungen, die immer wieder an die franzöſiſchen Pläne 
anklangen. Insbeſondere hob er hervor, daß für keine Macht eine 
Aufrüſtung in Frage käme. Wenn freilich die Reichswehr in ein 
zahlenmäßig ſtärkeres Heer mit kurzer Dienſtzeit umgewandelt würde, 
müſſe eine verhältnismäßige Vermehrung ihrer Waffen zugeftanden 
werden. Ueber die wohlberechtigte deutſche Forderung hingegen, daß 
dieſes neue Heer dieſelben Verteidigungswaffen ſolle beſitzen dürfen 
wie die anderen, ging er mit Stillſchweigen hinweg und ſchuf weitere 
Verwirrung, indem er in Anknüpfung an die Gedankengänge 
Daladierz unterſtrich, daß keine Regierung neue Waffen erwerben 
dürfe, die ſpäterhin gegebenenfalls verſchrottet werden müßten. 
we ergab ſich aus dieſer Rede der unausweichliche Schluß, daß 
England und Frankreich ſich vom Maedonald⸗Plan losſagten und daß 
fie Deutſchland zumuten wollten, ohne jede feſte Grundlage in neue 
Verhandlungen einzutreten, an deren Ende ein engliſch⸗franzöſiſcher 
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Abrüſtungsplan ſtehen würde, der ganz augenſcheinlich darauf abzielte, 
ihm die Gleichberechtigung auch weiterhin vorzuenthalten und es im 
Zuſtande der bisherigen Diskriminierung zu belaſſen. Darauf konnte 
Deutſchland nur die eine Antwort geben, die es denn auch erteilte. 


Noch an demſelben 14. Oktober zeigte der Reichsaußenminiſter 
Freiherr von Neurath dem Präſidenten der Abrüſtungskonferenz, 
Henderſon, an, daß Deutſchland ſich genötigt ſehe, aus der Konferenz 
auszuſcheiden. Unmittelbar darauf wurde die letzte Schlußfolgerung 
aus der durch England und Frankreich geſchaffenen Sachlage gezogen: 
durch eine vom 19. Oktober datierte, am 21. in Genf überreichte Note 
kündigte Deutſchland feine Mitgliedſchaft im Völkerbunde. 


Es war eine unabweisliche Notwendigkeit, daß Deutſchland fo per: 
fuhr. Seit dem Inkrafttreten des Verſailler Vertrages, ſeit der 
Begründung der Liga der Nationen, hatten die Kriegsgegner Deutſch⸗ 
lands ſich der feierlich übernommenen Verpflichtung zur Abrüſtung 
entzogen. Faſt volle 14 Jahre lang waren ſie immer und immer 
wieder der Einlöſung ihres freiwillig gegebenen Worts ausgewichen. 
Am 11. Dezember 1932 hatten fie ſich abermals, wenngleich nicht 
ohne Zweideutigkeiten, gebunden, Deutſchlands Gleich berechtigung 
anzuerkennen. Dann kam am 16. März 1933 der Macdonald⸗Plan, 
und als nun Deutſchland ihn trotz aller Bedenken annahm, wichen ſie 
abermals aus. Deutſchland konnte nicht länger mit ſich ſpielen, nicht 
länger — der Ausdruck muß hier gebraucht werden — mit ſich 
Schindluder treiben laſſen. 


Aber Deutſchlands Entſchluß rief, ſo gerechtfertigt und ſo not: 
wendig er war, im erſten Augenblick neue ſchwere Gefahr hervor. Die 
internationale Preſſe ging über die Gründe ſeines Handelns hinweg 
und brach in empörten Proteſt aus, häufte ungemeſſene Beſchuldigun⸗ 
gen auf das Reich. Die Maſſe ihrer Leſer mußte den Eindruck 
empfangen, daß Deutſchland das große gemeinſame Werk der Ab⸗ 
rüſtung frevelhaft zunichte gemacht und durch den Austritt aus der 
Genfer Liga ſich ſelbſt von der Gemeinſchaft der ziviliſierten Staaten 
geſchieden habe. Nun wolle es auf eigene Fauſt aufrüſten, eine Politik 
des rückſichtsloſen Imperialismus betreiben und die Welt von neuem 
in Flammen ſetzen. 


31 
Man wird den Nachrichten Glauben ſchenken müſſen, nach denen 
im franzöſiſchen Kabinett und im franzöſiſchen Generalſtab ernfthaft 
die Möglichkeit erörtert wurde, den deutſchen Schritt unverzüglich mit 
einem Einmarſch zu beantworten und ſo den deutſchen Rüſtungs⸗ 
willen im Keime zu erſticken. Es iſt mehr als wahrſcheinlich, daß 
ſolche Pläne erwogen wurden und daß, ſei es auch nur für kurze Zeit, 
fei es ſelbſt für Stunden, die Waage ſich zu ihren Gunſten neigte. 
Doch die franzöſiſche Regierung fand nicht den Entſchluß, ſie zu 
verwirklichen. Frankreich war zu jener Zeit mehr denn je durch 
innere Kämpfe zerriſſen. Der Wahlſieg der Linken im Mai 1932 
hatte ein radikalſoziales Kabinett unter Herriot ans Ruder gebracht. 
Aber die Mehrheit beſaß es nicht, war vielmehr auf die Unterſtützung 
der Sozialiſten angewieſen. Die Rechten wiederum ſtanden ihm in 
erbitterter Gegnerſchaft gegenüber. Es ging um finanzielle Fragen, 
ging um die Notwendigkeit von Erſparniſſen, um die Kürzung der 
Beamtengehälter, nicht zuletzt um Streichungen am Heeresetat, und 
gerade darum entbrannte der Kampf zwiſchen rechts und links. Zu⸗ 
gleich traten tiefgehende Meinungsberſchiedenheiten innerhalb der 
Sozialiſtiſchen Partei zutage, die ſchließlich zu einer offenen Spaltung 
führten. Schon am 15. Dezember mußte Herriot zurücktreten, weil 
die Kammer es ablehnte, die für die Zahlung der Zinſen der amerikani⸗ 
ſchen Kriegsſchuld notwendigen Summen zu bewilligen — beiläufig 
bemerkt ein Vorgang, durch den die ſo aufdringlich betonte franzöſiſche 
Vertragstreue in lehrreicher Weiſe veranfchaulicht wird. Auf Herriot 
folgte Paul⸗Boncour, den bereits im Januar 1933 Daladier ablöſte. 
Im Oktober wiederum wurde dieſer geſtürzt, und an ſeine Stelle trat 
arraut. Er blieb nur einen Monat im Amt, und nach ihm über⸗ 
nahm Chautemps die Kabinettsbildung. Aber nachdem dieſer noch am 
13. Januar 1934 von der Kammer ein Vertrauensvotum erhalten 
hatte, mußte er bereits am 27. Januar zurücktreten, weil ein Mitglied 
ſeines Kabinetts, und zwar gerade der Juſtizminiſter, ſich in den 
Staviſky⸗Skandal, einen der zahlreichen Korruptionsfälle jener Zeit, 
verwickelt ſah. Nun wurde abermals Daladier berufen. 
zen es ausdrücklich geſagt werden, daß ein Land, das im Laufe 
8 wenig mehr als einem Jahr ſechs Regierungswechſel erlebte, 
ußenpolitiſch nicht handlungsfähig war? 
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Auch unter dem neuen, ſechſten Miniſterium dauerte der innere 
Streit fort. Am 6. Februar 1934 gipfelte er in jenen Pariſer 
Straßenkämpfen, die das Schreckbild eines offenen Bürgerkrieges er⸗ 
ſtehen ließen und gerade darum die Bildung einer Regierung auf neuer 
Grundlage ermöglichten. Man ſprach wie im Weltkriege von der 
Herſtellung einer Union nationale und griff auf die Männer einer 
frühern Zeit zurück, die beide die Siebzig ſchon überſchritten hatten: 
Doumergue wurde Premierminiſter, Barthon Außenminiſter. 

Das neue Kabinett ſuchte ſich aus der Abhängigkeit von den 
Parteien zu löſen, eine Reinigung des öffentlichen Lebens herbeizu⸗ 
führen und eine Verfaſſungsreform zu verwirklichen, durch die die 
Staatsautorität geſtärkt würde. Dieſes Ziel zu erreichen, gelang ihm 
nicht. Auch die inneren Kämpfe dauerten fort. Immerhin trat eine 
gewiſſe Konſolidierung ein, und der neue Außenminiſter ſah ſich in 
der Lage, eine aktivere Politik zu betreiben als ſeine Vorgänger. Er 
ſuchte die Beziehungen zu den Bundesgenoſſen enger zu geſtalten, ſie 
von neuem in den Dienſt der franzöſiſchen Intereſſen zu ſtellen und 
darüber hinaus eine erweiterte Front gegen Deutſchland zu bilden. 
Aber was im Laufe des Jahres 1933 verſäumt worden war, ließ 
ſich nun nicht nachholen. Vor allem war ein Ereignis von entſcheiden⸗ 
der Bedeutung eingetreten — Deutſchland hatte ſich mit Polen ver⸗ 
ſtändigt, und dieſes, das bisher einen der wichtigſten Steine im 
franzöſiſchen Spiele dargeſtellt hatte, war jetzt nicht mehr zu verwenden. 

In der Folge iſt oft genug von franzöſiſcher Seite bald in An⸗ 
deutungen, bald in unmißverſtändlichen Worten bedauert worden, daß 
Frankreich die Gelegenheit verſäumt und den deutſchen Wiederaufſtieg 
nicht gleich in ſeinen Anfängen erſtickt hat. Dieſes Bedauern iſt nicht 
ganz unverftändlich. Immerhin muß geſagt werden, daß es von einer 
ſehr primitiven und ſehr ungeſchichtlichen Denkweiſe zeugt. Geht es 
doch von der Vorausſetzung aus, daß es möglich ſein könnte, ein Volk 
von den charakterlichen und geiſtigen Eigenſchaften und der zahlen⸗ 
mäßigen Stärke des deutſchen für alle Zeiten in Knechtſchaft und 
Wehrloſigkeit zu halten. Darüber hinaus iſt ſchwer vorſtellbar, mit 
welchen Methoden man dieſes Ergebnis hätte erzielen wollen. Gerade 
das Jahr 1933 hatte die Unzulänglichkeit von Verſailles bewieſen. 
Sollte nun trotzdem Deutſchland ein neues Verſailles aufgezwungen 
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werden, das doch wieder nur eine neue Erhebung, gleichviel nach wiediel 
Jahren, zur Folge gehabt hätte? 

Gewiß, Frankreichs innere Zerriſſenheit und ſeine aus ihr er⸗ 
fließende äußere Schwäche hat Deutſchlands Wiedergeburt begünſtigt. 
Ein übelwollendes ſtarkes Frankreich hätte ihr manche Schwierigkeiten 
bereiten können. Aber ſie zu verhindern, hätte es nicht vermocht. Denn 
ihre Wurzeln lagen nicht in fremder Schwäche, ſondern in der eigenen 
innern Kraft. 


6. Sicherung im Oſten 


Es braucht kaum daran erinnert zu werden, daß die Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Polen ſeit der Wiederaufrichtung des 
polniſchen Staates ausgeſprochen unfreundlich, um nicht zu ſagen 
feindſelig waren. Das war eine unvermeidliche Folge einerſeits der 
Einbeziehung von deutſchen Gebieten in den neuen Staat, ebenſo 
wie der Vorgänge, die ſich bei der Staatswerdung Polens abſpielten, 
andererſeits der Haltung, die Polen ſeinen deutſchen Bürgern und 
Einwohnern gegenüber von vornherein einnahm. Die Beziehungen 
ſpitzten ſich noch mehr zu, als es Polen mit Hilfe der Entente⸗Mächte 
gelang, im Widerſpruch zu den Ergebniſſen der Volksabſtimmung vom 
20. März 1921 eine Teilung Oberſchleſiens durchzuſetzen, durch die 
Deutſchland weiteres Gebiet von größter wirtſchaftlicher Bedeutung 
einbüßte und eine weitere Million Menſchen verlor. Auch die ſtändigen 
Reibungen um Danzig brachten immer neuen Zündſtoff. Dazu kam 
a deutſcher Seite die durch die Propaganda der vor allem in der 
Nationaldemokratiſchen Partei zuſammengefaßten Chauiniften ge 
nährte Befürchtung, daß Polen eines Tages verſuchen würde, ſich des 
abgeſchnürten Oſtpreußens zu bemächtigen, während man in Polen 
glaubte, daß ein wiedererſtandenes Deutſchland eines Tages das ihm 
genommene Land zurückfordern könnte. Unter dem Druck dieſer Vor⸗ 
ſtellung hatte Polen ſich dem franzöſiſchen Bündnisſyſtem eingegliedert, 
a hüben wie drüben ſah man als ſelbſtverſtändlich an, daß im Falle 
oct 5 deutſch⸗franzöſiſchen Konflikts Polen, in dem eines deutſch⸗ 

niſchen Zuſammenſtoßes Frankreich zu den Waffen greifen würde. 
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So erſchien die deutſch⸗polniſche Grenze als einer der gefährlichften 
Brandherde Europas, und kaum jemand zweifelte daran, daß aus ihm 
eines Tages die Flammen emporſchlagen würden. Im höchſten Maße 
bedenklich ſchien es auch, daß Frankreich im Zuge ſeiner Annäherung 
an die Sowjetunion, die ſich ſeit dem Juni 1931 zu Verhandlungen 
über einen Nichtangriffspakt verdichtet hatte, Brücken zwiſchen 
Warſchau und Moskau zu ſchlagen begann. Tatſächlich kam es 
zwiſchen dieſen Nachbarſtaaten, deren Beziehungen bis dahin alles 
andere als freundſchaftlich geweſen waren, am 25. Juli 1932 zu einem 
Nichtangriffspakt, und der Gedanke lag ſehr nahe, daß durch ihn 
Polens rechte Flanke für den Fall einer kriegeriſchen Auseinander⸗ 
ſetzung mit Deutſchland geſichert werden ſollte. 

Gleichzeitig allerdings begann ſein Verhältnis zu Frankreich ſich 
abzukühlen. Polen ließ deutlich das Beſtreben erkennen, ſich aus der 
Abhängigkeit von Paris zu löſen und eine ſelbſtändige, nur ſeinen 
eigenen Intereſſen dienende Politik zu befolgen. Das trat in ſteigen⸗ 
dem Maße zutage, nachdem im November 1932 Oberſt Beck an 
Stelle Zaleſkis das Außenminiſterium übernommen hatte. Dem auf⸗ 
merkſamen Beobachter konnten auch verſchiedene kleine, an ſich un⸗ 
bedeutende Vorkommniſſe nicht entgehen, die im Laufe des Jahres 
1933 auf die Möglichkeit einer Entſpannung zwiſchen Deutſchland 
und Polen hinwieſen. Trotzdem wirkte es in hohem Maße über⸗ 
raſchend, als am 26. Januar 1934 Deutſchland und Polen in Form 
einer gegenſeitigen Erklärung eine Vereinbarung trafen, durch die 
das Verhältnis zwiſchen ihnen auf eine neue Grundlage geſtellt wurde. 

Die Erklärung ging davon aus, daß beide Regierungen den Zeit⸗ 
punkt für gekommen halten, durch eine unmittelbare Verſtändigung 
von Staat zu Staat eine neue Phaſe in ihren politiſchen Beziehungen 
einzuleiten. Sie hätten ſich deshalb entſchloſſen, die Grundlagen für 
eine künftige Geſtaltung dieſer Beziehungen feſtzulegen. Dabei, ſo 
heißt es weiter, gehen beide Regierungen von der Tatſache aus, daß 
die Aufrechterhaltung und Sicherung eines dauernden Friedens zwiſchen 
ihren Ländern eine weſentliche Vorausſetzung für den allgemeinen 
Frieden in Europa iſt. Sie ſind deshalb gewillt, ihre Beziehungen auf 
die im Kellogg⸗Pakt enthaltenen Grundſätze zu ſtützen, und wollen die 
Anwendung dieſer Grundſätze auf das deutſch⸗polniſche Verhältnis 
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näher beftimmen. Dabei follen die bereits beftehenden internationalen 
Bindungen der beiden Länder unberührt bleiben. 

Zur Erreichung des angeſtrebten Zweckes werden beide Regierungen 
ſich in allen Fragen, die ihre gegenſeitigen Beziehungen betreffen, 
unmittelbar verſtändigen. Sollten zwiſchen ihnen Streitfragen 
entſtehen, die durch unmittelbare Verhandlungen nicht gelöſt 
werden können, fo werden be in gegenſeitigem Einvernehmen nach 
anderen friedlichen Mitteln zu ihrer Löſung ſuchen. Nötigenfalls 
werden ſie dabei diejenigen Verfahrensarten anwenden, die bereits in 
anderen zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Vereinbarungen — gemeint iſt 
hier vor allem ein Schieds⸗ und Schlichtungsvertrag vom 16. Oktober 
1925 — borgeſehen find. Unter keinen Umſtänden werden fie Ge⸗ 
walt gegeneinander brauchen. 

Die auf ſolche Weiſe geſchaffene Friedensgarantie wird, ſo fährt 
die Erklärung fort, es den beiden Regierungen ermöglichen, für die 
ſchwebenden politiſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Probleme 
Löſungen zu finden, die auf einem gerechten und billigen Ausgleich 
ihrer Intereſſen beruhen. Auf dieſe Weiſe wird eine fruchtbare Ent⸗ 
wicklung der gegenſeitigen Beziehungen und die Herſtellung eines 
gutnachbarlichen Verhältniſſes möglich ſein, das nicht nur den beiden 
Ländern, ſondern auch den anderen Völkern Europas zum Segen 
gereicht. 

Abſchließend wird vereinbart, daß dieſe Erklärung ratifiziert werden 
und zunächſt für 10 Jahre gelten fol. Falls fie nicht 6 Monate 
vor Ablauf gekündigt wird, bleibt ſie auch weiterhin in Kraft. 

Es iſt ſehr bezeichnend, daß dieſe Erklärung rechtlich nichts Neues 
brachte. Auch ohne fie war der Schiedsvertrag vom 16. Oktober 
1925, ebenſo wie der alle Gewaltanwendung ausſchließende Kellogg⸗ 
Pakt vom 27. Auguſt 1928 bindend, und ſelbſt die Bereitwilligkeit, 
ſich über alle auftauchenden Fragen unmittelbar zu verſtändigen, ent: 
hielt inſofern nichts eigentlich Neues, als ſeit der Entſtehung des 
polniſchen Staates zwiſchen ihm und Deutſchland diplomatiſche Be⸗ 
ziehungen beſtanden. Meu war nur der Geiſt, der aus dem ganzen 

bkommen ſprach und der getragen war von dem Willen, an die 
Stelle des bisherigen unfreundlichen Verhältniſſes freundſchaftliche 
Beziehungen treten zu laſſen. Dieſer Geiſt aber kann nicht in 
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juriſtiſche Formeln gefaßt, und deshalb kann das ganze Abkommen 
auch nicht wie die meiſten anderen internationalen Verträge unter 
juriſtiſchen Geſichtspunkten gewertet werden. Es unterliegt vielmehr 
einer politiſchen Beurteilung und iſt, ſo geſehen, als Freundſchafts⸗ 
pakt zu bezeichnen, da eben Freundſchaft im internationalen Leben zwar 
kein rechtlicher, wohl aber ein ſehr ausgeprägter politiſcher Begriff iſt. 
Als Freundſchaftsabkommen hat es ſich denn auch in den erſten 
5 Jahren ſeiner Geltung ausgewirkt, und es war nicht zu verkennen, 
daß die Ziele, die das Abkommen ſich ſetzte, im weſentlichen erreicht 
werden konnten. Zwar blieben zwiſchen Deutſchland und Polen Fragen 
von grundſätzlicher und entſcheidender Bedeutung in der Schwebe. Unter 
dieſem Geſichtspunkt war es nicht unberechtigt, wenn gelegentlich von 
einem Waffenſtillſtand in dem Sinne geſprochen wurde, daß unter 
Vertagung grundſätzlicher Probleme ein zeitlich begrenzter modus 
vivendi geſchaffen war. 

Es ſoll nun keineswegs verſchwiegen werden, daß dieſe Vereinbarung 
vom 26. Januar 1934 in Deutſchland und vor allem in feinen öſtlichen 
Grenzgebieten vielfach mit gemiſchten Gefühlen aufgenommen wurde. 
Allen denen, die auch in politiſchen Dingen mehr aus dem Empfinden 
als aus berſtandesgemäßen Erwägungen heraus zu urteilen geneigt 
ſind, fiel es ſchwer, ſich mit der neuen Wendung abzufinden. Sie 
ſtanden Polen voll Abneigung gegenüber und ſetzten beim polniſchen 
Volk, ebenſo wie bei ſeinen Führern, die gleiche Stellungnahme 
Deutſchland gegenüber voraus. Dazu kam die Befürchtung, daß 
dieſe Verſtändigung mit Polen eine Preisgabe der unter polniſcher 
Herrſchaft lebenden Volksgenoſſen in ſich ſchloß. Sie glaubten, daß 
nunmehr das Reich darauf verzichtet hatte, die Deutſchen in Polen zu 
ſchützen, und daß der polniſchen Regierung ein Freibrief für eine 
Politik der Bedrückung und Verdrängung ausgeſtellt war. 

Dieſe Auffaſſung war verfländlich und machte denen, die fie per 
traten, ſicherlich keine Unehre. Sie war trotzdem nicht richtig. Die 
Dinge lagen doch ſo, daß es Deutſchland während all der verfloſſenen 
Jahre nicht gelungen war, einen wirklichen Schutz über die Deutſchen 
in Polen auszuüben und irgend etwas zu ihren Gunſten durchzuſetzen. 
Weder durch diplomatiſche Verwendung noch dureh die Anrufung 
der Liga der Nationen hatte irgend etwas erreicht werden können. 


37 


Gewiß waren diefe Mißerfolge zu einem nicht geringen Teil auf 
die Unentſchloſſenheit, die Schwäche und das Ungeſchick der Weimarer 
Zeit zurückzuführen. Aber auch das erneuerte Deutſchland konnte mit 
durchgreifenden Erfolgen auf dieſem Gebiete nicht rechnen, wenn es 
nicht Gewalt anwenden und einen Krieg entfeſſeln wollte, in dem be⸗ 
ſtimmt nicht Polen allein ſein Gegner geweſen wäre. Wenn hin⸗ 
gegen eine allgemeine Entſpannung ſich herbeiführen und ein beſſeres 
Verhältnis zu Polen ſich herſtellen ließ, ſo konnte mit der Möglichkeit 
gerechnet werden, daß Polen freundſchaftlichen Vorſtellungen nachgeben 
und eine Milderung ſeiner gegen das Deutſchtum gerichteten Politik 
würde eintreten laſſen. Zum mindeſten brauchte eine Verſchärfung 
dieſer Politik nicht befürchtet zu werden. 

So ergab denn eine ruhige und ſachliche Prüfung, daß die außen⸗ 
politiſche Annäherung an Polen mit einer Verſchlechterung der Lage 
des polniſchen Deutſchtums durchaus nicht gleichbedeutend war. Im 
ungünſtigſten Falle blieb dieſe Lage unverändert. Die Hoffnung war 
aber nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ſich wenigſtens in gewiſſen Grenzen 
beſſern würde. Tatſächlich hielt Polen an ſeiner Entdeutſchungspolitik 
feſt, verzichtete aber in den erſten 5 Jahren der Geltung der Verein⸗ 
barung auf gewiſſe äußerſte Schärfen und behandelte die Ausſchreitungen 
einzelner Chauviniſten ebenſo wie aufgehetzter Maſſen nicht mit der 
gleichen Nachſicht wie früher. Es fand ſich auch bereit, am 6. No⸗ 
vember 1937 ein Abkommen zu ſchließen, durch das es ſich verpflichtete, 
den kulturellen Anſprüchen der deutſchen Volksgruppe gerecht zu werden. 
Eine praktiſche Auswirkung hat das allerdings nicht gefunden. 

Das Schwergewicht der Vereinbarung vom 26. Januar 1934 lag 
jedoch auf außenpolitiſchem Gebiet. Polen war, wie ſchon hervor⸗ 
gehoben wurde, einer der wichtigſten Steine im franzoͤſiſchen Brettſpiel. 
Durch das Bündnis mit ihm und durch die Möglichkeit, ſeine mili⸗ 
täriſche Kraft zu verwenden, hielt Frankreich uns in der Zange. Durch 
die deutſch⸗polniſche Verſtändigung war nun der rechte Hebel dieſer 

ange wirkungslos geworden, und damit war das ganze franzöfifche 
Syſtem aus den Angeln gehoben. 

N Es war eine Sicherung Deutſchlands im Oſten erreicht, ſoweit 
eine ſolche durch Verträge zu erzielen iſt. Ihr Wert war um 
ſo größer, als inzwiſchen Deutſchlands Beziehungen zur Sowjer⸗ 
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union einen unfreundlichen Charakter angenommen hatten und die 
Wahrſcheinlichkeit eines ruſſiſchen Vorgehens gegen Polen im Falle 
eines deutſch⸗polniſchen Zuſammenſtoßes auch unabhängig vom polniſch⸗ 
ſowjetruſſiſchen Nichtangriffspakt geſchwunden war. Darüber hinaus 
durfte auch der pſychologiſche Eindruck in Rechnung geſtellt werden, 
den die Vereinbarung vom 26. Januar auf Frankreich machen würde. 
Iſt es doch ein bezeichnender Zug der franzöſiſchen Denkweiſe, daß 
alle kriegeriſchen Pläne immer auf der Vorausſetzung eines um⸗ 
faſſenden Bündnisſyſtems und einer darauf beruhenden überwältigenden 
Uebermacht aufgebaut werden. Wenn es nicht gelang, ausreichenden 
Erſatz für die polniſche Hilfe zu finden, mußte die franzöſiſche Politik 
einen ruhigeren, weniger aggreffiven Charakter annehmen. Das wäre 
im Intereſſe Europas, wäre vor allem im Intereſſe Deutſchlands 
zu begrüßen geweſen, das den Frieden wollte und des Friedens be: 
durfte, um ſich dem innern Wiederaufbau widmen zu können. 


II. 
Am die Wehrhoheit 


7. Neuer Einkreiſungsverſuch 


Kaum ſaß das Miniſterium Doumergue im Sattel, als ſein Außen⸗ 
miniſter Louis Barthou ſich ans Werk machte. Allem zuvor unter⸗ 
nahm er einen Verſuch, Polen wiederzugewinnen. Schon im April 
reiſte er nach Warſchau und Krakau. Er wurde mit allen Ehren 
empfangen, wurde demonſtrativ gefeiert. Aber obgleich auch von pol⸗ 
niſcher Seite mit Freundſchaftsverſicherungen nicht geſpart wurde, ver⸗ 
mochte er ſachlich ſein Ziel nicht zu erreichen. Polen war nicht ge⸗ 
ſonnen, die Selbſtändigkeit ſeiner Außenpolitik wieder preiszugeben 
und ſich don neuem in die franzöſiſche Gefolgſchaft einzufügen. Dazu 
kam, daß unmittelbar vor dem Beſuch Barthous heftige Reibungen 
um die Teſchener Frage mit der Tſchecho⸗Slowakei ausgebrochen waren, 
in denen Frankreich vergeblich zu vermitteln verſucht hatte. 


So mußte Barthou Polen unverrichtefer Dinge verlaſſen. Doch 
er fand Troſt in Prag, ebenſo wie in Bukareſt, das er im Juni be⸗ 
ſuchte. Die Tſchecho⸗Slowakei wie Rumänien blieben der Schutzmacht 
treu, und dasſelbe durfte von Jugoslawien erhofft werden. Soweit 
es um dieſes ging, ſtellte Po Barthou zudem eine ſchwierige und 
weitausſchauende Aufgabe. Er wollte eine Annäherung zwiſchen 
Jugoſlawien und Italien herbeiführen, die ſeit der Pariſer Friedens⸗ 
konferenz in ausgeſprochenem Gegenſatz zueinander ſtanden. Dadurch 
konnten die Kräfte Jugoſlawiens frei und für franzöſiſche Ziele nutz⸗ 
bar gemacht werden. Zugleich konnte ſo der Weg gefunden werden, 
um Italien aus ſeiner Verbindung mit Deutſchland zu löſen und 
ebenfalls in die franzöſiſche Front einzugliedern. Doch das bedurfte 
umfangreicher diplomatiſcher Vorbereitungen. So wurde im Juni 
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ein Beſuch in Belgrad unternommen und für den Herbſt ein Beſuch 
des Königs in Frankreich vereinbart. 

Inzwiſchen wandte der Miniſter ſich einer neuen überaus wich⸗ 
tigen und vielverſprechenden Aufgabe zu, der endgültigen Verſtändi⸗ 
gung mit der Sowjetunion. Wenn ſie gelang, wenn ein neuer, an⸗ 
ſcheinend mächtigerer Bundesgenoſſe im Oſten gewonnen wurde, war 
der Ausfall Polens mehr als wettgemacht. 

Erſt am 28. Oktober 1924 hatte Frankreich als letzte der Weſt⸗ 
mächte die Sowjetunion anerkannt. Ein freundſchaftliches Verhältnis 
aber zwiſchen den einſtigen Bundesgenoſſen ergab ſich zunächſt noch 
nicht. Zu vieles ſtand zwiſchen ihnen, die Erinnerung an das Aus⸗ 
ſcheiden der Sowjetunion aus der Front der Entente⸗Mächte, das 
franzöſiſch⸗polniſche Bündnis, die Nichtanerkennung der zariſchen 
Schulden. Erſt um 1930 begann die Stimmung ſich zu wandeln. 
Einerſeits ſpürte Frankreich den allmählich erwachenden Widerſtand 
Polens gegen die ihm aufgenötigte Vormundſchaft, und es mag wohl 
ſchon damals an die Notwendigkeit gedacht haben, ſich nach einem 
neuen Bundesgenoſſen im Oſten umzuſehen. Andererſeits glaubte 
Moskau in Verfolg ſeiner Politik, die auf eine Wiederein⸗ 
gliederung in das europäiſche Staatenſyſtem gerichtet war, allmählich 
über die in Rapallo begründete Freundſchaft mit Deutſchland hinweg⸗ 
gehen und Fühlung mit den Weſtmächten nehmen zu ſollen. Dazu 
kam, daß das von der Weltwirtſchaftskriſe ſchwer betroffene Deutſch⸗ 
land ihm nur noch geringen Nutzen bringen konnte. 

So begannen ſich Fäden von hüben nach drüben zu ſpinnen. Zum 
Apoſtel der neuen Freundſchaft machte ſich vor allem Herriot, Führer 
der Radikalſozialen Partei, Miniſter von geſtern und morgen. Er 
bereiſte in wenigen Wochen Rußland, ſchrieb über das ihm bis dahin 
völlig fremde Rieſenreich, von deſſen Sprache er kein Wort ver⸗ 
ſtand, ein überraſchend oberflächliches Buch und wußte wirklich die 
franzöſiſche öffentliche Meinung für eine Annäherung an die Sowjet⸗ 
union zu gewinnen. So wurde es möglich, daß am 6. Juni 1931 
in Paris eine ruſſiſche Abordnung eintraf, deren Aufgabe nach amt⸗ 
licher Mitteilung die Vorbereitung eines Nichtangriffspakts und eines 
Handelsbertrages war. Da Rußland ebenſo wie Frankreich den 
Kellogg⸗Pakt unterzeichnet hatte, da es eine gemeinſame Grenze 
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zwiſchen ihnen nicht gibt und eine Erneuerung der Interbentions⸗ 
kriege ebenſowenig in Frage kam wie ein Seekrieg, lag es auf der 
Hand, daß der Abſchluß eines Nichtangriffspakts nicht der Kriegs⸗ 
verhütung, ſondern politiſchen Zwecken anderer Art dienen würde. 
Aus dem Weſen der franzöſiſchen Vertragspolitik ließen dieſe Zwecke 
ſich unſchwer dahin beſtimmen, daß einerſeits der franzöſiſch⸗ruſſiſche 
Pakt die Brücke zu ebenſolchen Pakten Moskaus mit den 
franzöſiſchen Verbündeten in Oſt⸗ und Südoſteuropa bilden ſollte, 
während andererſeits augenſcheinlich auf eine Wiederbelebung der Be⸗ 
ziehungen gerechnet wurde, die in der Vorkriegszeit beſtanden hatten. 
Tatſächlich kam es zum Abſchluß eines polniſch⸗ruſſiſchen Nicht: 
angriffspakts, während die Verhandlungen mit Rumänien an der 
beſſarabiſchen Frage ſcheiterten und auch in Zukunft ſcheitern ſollten. 

Frankreich felbft aber ſchloß am 29. November 1932 einen Nicht⸗ 
angriffspakt mit Moskau. Damit wurde eine neue Wendung in 
ſeiner Politik, ebenſo wie in der der Sowjetunion eingeleitet, und auf 
dieſer Grundlage begann ein freundſchaftliches Verhältnis zwiſchen 
den beiden Staaten ſich zu entwickeln, das immer deutlicher in die Er⸗ 
ſcheinung trat. Der Sieg des Nationalſozialismus in Deutſchland, 
der naturgemäß und unvermeidlich zu einer wachſenden Entfremdung 
zwiſchen dieſem und dem bolſchewiſtiſchen Rußland führte, gab der 
Entwicklung einen weitern Antrieb. Ihren förmlichen Niederſchlag 
fand fie in dem franzöſiſchen Vorſchlage eines Oſtpakts, der am 
12. Juli 1934 durch engliſche Vermittlung in Berlin überreicht 
wurde. Er enthielt den Entwurf von nicht weniger als drei mit⸗ 
einander verbundenen Verträgen. Der erſte von ihnen war ein ‚Bei 
ſtandspakt, durch den fi) Deutſchland, Eſtland, Finnland, Lettland, 
Litauen, Polen, Rußland und die Tſchecho⸗Slowakei zu ſofortiger 
militäriſcher Hilfeleiſtung verpflichten follten, wenn einer unter ihnen 
ZE einem andern angegriffen würde. Zugleich follten fie ebenſo wie 
im Falle einer ſonſtigen Friedensbedrohung zu einer Beratung zu: 
ſammentreten. Hierzu ſollten auch andere Mächte geladen werden 
können — es lag auf der Hand, daß dieſe Beſtimmung auf Frank⸗ 
we gemünzt war. Darüber hinaus follte die Einſchaltung Frank: 
reichs in die Oſtpolitik durch den zweiten Vertrag förmlich vollzogen 
werden. In ihm wurde eine Beiſtandsverpflichtung zwiſchen Frank⸗ 
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reich und der Sowjetunion vorgefehen, in die nach einem britifchen Er⸗ 
gänzungsvorſchlage auch Deutſchland einbezogen werden ſollte. Der 
dritte Entwurf endlich hatte formalen Charakter. Er ſtellte feſt, daß 
jene beiden Verträge den Rechten und Pflichten der Parteien in ihrer 
Eigenſchaft als Mitglieder der Genfer Liga nicht widerſprächen und 
daß fie in Kraft treten ſollten, nachdem die Sowjetunion die Mitglied- 
ſchaft erworben haben würde. 

Dieſe Vorſchläge erregten mit Recht größtes Befremden. Die 
Verkoppelung von nicht weniger als 8 Mächten, deren Intereſſen 
keineswegs übereinſtimmten und von denen 2, nämlich Finnland 
und die Tſchecho⸗Slowakei gar nicht zum Kreiſe der Oſtſtaaten ge⸗ 
hörten, erſchien durchaus zweckwidrig. Unmöglich konnte den Groß⸗ 
mächfen unter ihnen zugemutet werden, um eines Streites zwiſchen 
den Kleinſtaaten willen ſofort zu kriegeriſchen Handlungen zu greifen, 
ebenſo wie umgekehrt von den Kleinſtaaten nicht verlangt werden 
durfte, daß ſie ſich unter Einſatz ihres Daſeins in einen Zuſammen⸗ 
prall zwiſchen jenen einmifchen ſollten. Davon abgeſehen war auf 
keine Weiſe einzuſehen, weshalb Deutſchland auf einmal ſich mit 
einer Beiſtands verpflichtung zugunſten einer ganzen Reihe von Staaten 
belaſten ſollte, auf deren Politik es keinerlei Einfluß beſaß und mit 
denen es weder durch Freundſchaft noch durch Intereſſengemeinſchaft 
verbunden war. Dieſelbe Frage konnte vom polniſchen, konnte ſchließ⸗ 
lich vom Standpunkte eines jeden der 8 Staaten aufgeworfen werden. 
Vollends war es unverſtändlich, weshalb Frankreich, das im europäiſchen 
Oſten keine legitimen politiſchen Intereſſen zu vertreten hat, die Rolle 
eines oberſten Schiedsrichters eingeräumt werden ſollte, die ihm un⸗ 
vermeidlich zufallen mußte, wenn es ſich an jenen Beratungen be⸗ 
teiligte, ohne ſeinerſeits irgendwie gebunden zu ſein. Gerade die darauf 
abzielenden Beſtimmungen aber zeigten, welches der eigentliche Zweck 
biefes Oſtpakts war, deſſen Entwurf augenſcheinlich eine Frucht der 
Zuſammenarbeit von Paris und Moskau darſtellte. 

So ſtimmten ihm denn auch nur Moskau und Prag vorbehaltlos 
zu. Die kleineren Staaten antworteten ausweichend, Finnland be⸗ 
tonte, daß es nicht zum Oſten, ſondern zu Skandinavien gehöre. 
Deutſchland und Polen aber ließen keinen Zweifel daran, daß ſie nicht 
geneigt waren, ſich an dieſem ſinnwidrigen, innerlich widerſpruchsvollen 
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und in ſeinen Auswirkungen gar nicht zu überſehenden Vertragsſyſtem 
zu beteiligen. Es iſt dann eine umfangreiche diplomatiſche Korreſpondenz 
gepflogen worden, die ſich lange hingezogen hat und ſchließlich im 
Sande verlaufen iſt. Heute darf man wohl annehmen, daß der ganze 
Plan begraben iſt. In höchſtem Maße bezeichnend für die franzöſiſche 
Politik jener Zeit bleibt er darum nicht weniger. 

Gleichzeitig mit dem Oſtpakt trat in den Mittelpunkt der inter⸗ 
nationalen Erörterung die Frage der Aufnahme der Sowjetunion in 
die Liga der Nationen. Auch fie lag im Zuge der politiſchen Ent⸗ 
wicklung Moskaus und erſchien zugleich als natürliche Folge der 
franzöſiſch⸗ruſſiſchen Annäherung. Freilich hatte die Sowjetunion ur⸗ 
ſprünglich eine ausgeſprochen feindſelige Stellung zur Liga ein⸗ 
genommen und hatte ſie nicht nur in der Preſſe, ſondern auch in 
amtlichen Verlautbarungen auf das ſchwerſte beſchimpft. Aber nun 
war fie bereit, ſich in den Kreis der kapitaliſtiſchen Mächte einzu⸗ 
gliedern, und dieſe empfingen ſie mit offenen Armen. Zwar beſtanden 
ſehr erhebliche rechtliche Schwierigkeiten. Doch ſie wurden mit Hilfe 
der in Genf üblichen Methoden überwunden. 

Moskau wollte ſich nicht durch ein förmliches Geſuch um die 
Aufnahme bewerben, nachdem 1931 Mexiko und 1932 die Türkei 
ohne ein ſolches Geſuch zum Eintritt eingeladen worden waren. Aber 
damals konnte dieſe Außerachtlaſſung der geltenden Vorſchriften 
einſtimmig beſchloſſen werden, während jetzt mit dem Widerſpruch 
mehrerer Staaten gerechnet werden mußte. So fand man einen Aus⸗ 
weg, indem man eine von 30 Staaten unterzeichnete Einladung an 
die Sowjetunion richtete, deren zuſagende Antwort zum Aufnahme⸗ 
geſuch ſtempelte und daran ein Verfahren knüpfte, das in den äußeren 
Formen der vorgeſchriebenen Eignungsprüfung entſprach. 

Nachdem dieſes Hindernis, das in einer für Genf ſehr bezeichnenden 
Weiſe gerade um ſeines formalen Charakters willen die größten 
Schwierigkeiten bereitet hatte, überwunden war, erledigte man die 
anderen, die im Grunde ſehr viel ernſter waren, indem man ſie tot⸗ 
ſchwieg. Insbeſondere verzichtete man darauf, die Frage der Ein⸗ 
haltung internationaler Verpflichtungen von ſeiten Moskaus zu 
prüfen. Man verzichtete darauf, ihm eine Rüſtungsordnung ont: 
zuerlegen, und ſchließlich ſah man auch davon ab, die Frage des 
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Minderheitenſchutzes aufzuwerfen, obgleich es unter den 162 Miillionen 
Einwohnern der Räteunion ſelbſt nach amtlichen Angaben 76 Millionen 
gibt, die nicht Großruſſen ſind, alſo als nationale Minderheiten an⸗ 
geſehen werden müſſen. Ebenſo ging man an der Notwendigkeit eines 
Schutzes der religiöſen Minderheiten vorüber, denen unabhängig von 
ihrem formalen Bekenntnis alle hätten zugerechnet werden müſſen, 
die überhaupt einer Religion anhängen und die wahrſcheinlich ſogar 
eine Mehrheit darſtellen. 

Kurz, es wurde eine Komödie geſpielt, deren happy end von vorn— 
herein feſtſtand. In der VI. Kommiſſton widerſprach in eindrucks⸗ 
vollen Wendungen der ſchweizeriſche Bundesrat Motta, in der Voll 
derſammlung warnte Irlands Vertreter de Valera. Aber mit 39 
gegen 3 Stimmen bei 7 Enthaltungen wurde die Aufnahme beſchloſſen, 
und mit 40 Stimmen bei 10 Enthaltungen wurde der Sowjetunion 
ein Ständiger Ratsſitz zuerkannt. Litwinow hielt einen feierlichen. 
Einzug und flattete feinen Dank in einer Rede ab, die von kaum ver: 
decktem Hohn erfüllt war. Jahrelang hätten die Staaten Europas 
die Räteunion bekämpft, um ſie nun, von der Vergeblichkeit ihres 
Beginnens überzeugt, mit offenen Armen aufzunehmen. Das be⸗ 
deute die Anerkennung des Bolſchewismus als eines Syſtems, das 
dem der übrigen Welt vollkommen gleichberechtigt ſei. 

Dieſe Feſtſtellung war durchaus richtig. Kein anderer als Mr. Eden 
hat ſie hernach unzweideutig beſtätigt, indem er jene Theorie von den 
zwei Extremen aufſtellte, die ſich einerſeits in Deutſchland und Italien, 
andererſeits in Sowjetrußland verkörperten und zwiſchen denen die 
demokratiſchen Staaten ſtünden, ohne für eines von ihnen Partei zu 
nehmen. 

Die Zuſammenarbeit in der Genfer Liga ſchuf eine Grundlage für 
die weitere Annäherung zwiſchen Frankreich und der Sowjetunion. Ihre 
Freundſchaft gipfelte in dem Beiſtandsvertrage vom 2. Mai 1935, 
nach deſſen Muſter ein gleicher Vertrag am 17. Mai zwiſchen 
Moskau und Prag abgeſchloſſen wurde. 

Dieſen Beiſtandspakt hatte Barthou mit vorbereitet. Seinen Ab⸗ 
ſchluß ſollte er jedoch nicht erleben. Am 9. Oktober 1934 fiel 
er in Marſeille als Opfer eines Attentats, das gegen König 
Alexander I. von Jugoſlawien gerichtet war. Damit waren auch die 
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weitausſchauenden Pläne vernichtet, die er um den Beſuch des Königs 
geſponnen hatte, und als mehr denn 2 Jahre ſpäter die Aus⸗ 
ſöhnung zwiſchen Italien und Jugoſlawien durch den Belgrader Ver: 
trag vom 25. März 1937 beſiegelt wurde, geſchah das nicht durch 
franzöſiſche Vermittlung und nicht im Dienſte der franzöſiſchen 
Politik. Wohl aber hatte Barthou noch vor ſeinem Tode eine andere 
bedeutſame Eutwicklung einleiten können, die Annäherung zwiſchen 
Frankreich und Italien. 


8. Italien zwiſchen Deutſchland und Frankreich 


Die Pariſer Friedenskonferenz hatte die Erwartungen nicht erfüllt, 
die Italien auf Grund des Londoner Vertrages vom 26. April 1915 
hegte. Weder hatte es ſeine kolonialen Anſprüche durchſetzen können, 
noch war ihm aus der öſterreichiſchen Erbſchaft die öſtliche Küſte 
der Adria zugefallen. Selbſt formell hatte man es unfreundlich be⸗ 
handelt, indem man ihm anfänglich ſogar die Anerkennung als 
alliierte Hauptmacht verweigerte und fie ihm erſt nach ſehr erregten 
Auseinanderſetzungen zugeſtand. 


So ergab ſich denn von vornherein ein Gegenſatz zu den anderen 
Entente⸗Mächten und insbeſondere zu Frankreich, das die ſerbiſchen 
Forderungen unterſtützt und ihnen zum Siege verholfen hatte. Dieſer 
Gegenſatz verſchärfte Do, nachdem der Faſchismus zur Herrſchaft ge⸗ 
langt und Italien in die Lage verſetzt war, eine aktive Außenpolitik 
zu treiben. Es leitete die Bildung einer Reviſionsfront in die Wege 
und übernahm ihre Führung. Es ſtreckte auch Deutſchland die Hand 
entgegen und ließ namentlich während des Ruhrkampfes 1923 er⸗ 
kennen, daß es gewillt fei, ihm feine Unterſtützung zu leihen. Aber 
das Weimarer Deutſchland war allzu tief in die Gedankengänge der 
Erfüllungspolitik verſtrickt, ſtand auch dem Faſchismus feindfelig 
gegenüber und ſchlug deshalb in die dargebotene Hand nicht ein. So 
wandte Italien ſich zunächſt dem Balkan zu. 

Schon durch einen am 9. November 1921 mit den anderen Haupt: 
mächten geſchloſſenen Vertrag hatte es ſich die Ermächtigung geben 
laſſen, Albaniens Unberſehrtheit und Unabhängigkeit zu ſchützen, mit 


48 


anderen Worten, feine Intereſſen in dieſem Lande wahrzunehmen. 
Im Wettkampf mit Jugoſlawien war ihm dann die Verſtändigung 
mit dem Präſidenten und nachmaligen König Ahmed Zogu gelungen, 
und am 27. November 1926 konnte es einen Freundſchafts⸗ und 
Garantievertrag mit Albanien abfchließen, der ein Jahr ſpäter, am 
22. Nobember 1927, zu einem förmlichen Defenſivbündnis aus: 
geſtaltet wurde. Er fand ſeine Ergänzung in einer Reihe von Ver⸗ 
einbarungen über wirtſchaftliche und kulturelle Fragen, die bei aller 
formalen Gleichberechtigung Italien einen entſcheidenden Einfluß 
ſicherten. 

Damit hatte es auf dem Balkan Fuß gefaßt, und nun vermochte 
es planmäßig vorwärtszuſchreiten. Schon vorher, am 16. September 
1926, hatte es einen Freundſchaftsvertrag mit Rumänien geſchloſſen. 
Das Jahr 1928 brachte einen gleichen Vertrag mit Griechenland und 
mit der Türkei, durch den die Erinnerung an Korfu und an Tripolis 
ausgelöſcht wurde, und die Annäherung an Bulgarien wurde 1930 
durch die Vermählung der Prinzeſſin Giovanna mit König Boris 
beſiegelt. Den Schlußſtein des Gebäudes bildete die durch Italiens 
Vermittlung herbeigeführte Ausſöhnung zwiſchen Griechenland und 
der Türkei, die in einem Freundſchaftsvertrage vom 30. Oktober 1930 
ihren Ausdruck fand. Seiner Unterzeichnung wohnte der als Ver⸗ 
trauensmann Muſſolinis bekannte vormalige ungariſche Miniſter⸗ 
präſident Graf Bethlen bei, und es durfte wohl als eine ungewöhnliche 
und deshalb um ſo eindrucksvollere Demonſtration angeſehen werden, 
daß aus dieſem Anlaß ein vom griechiſchen und türkiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten ſowie vom Grafen Bethlen unterzeichnetes Huldigungs⸗ 
telegramm an den Dice abgeſandt wurde. 

Das war unverkennbar ein Höhepunkt der italieniſchen Erfolge auf 
dem Balkan. Er ſollte zugleich zu einem Wendepunkt werden. 
Frankreich erkannte, daß ihm die Gefahr einer Verdrängung vom 
Balkan drohte. Flandin, zu jener Zeit Handelsminiſter, trat eine 
Rundreiſe durch die Hauptſtädte der Balkanumächte an und tat alles, 
um die verlorenen Poſitionen wieder zu erobern. Er bot vorteil 
hafte Handelsverträge, bot Anleihen an und vermochte ſo gerade in 
jenen Kriſenjahren ſein Ziel zu erreichen. Dazu ließ die franzöſiſche 
Diplomatie alle ihre Künſte ſpielen, und im Ergebnis gelang es 
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Frankreich tatſächlich, ſich an die Stelle Italiens zu ſetzen und ſeinen 
alten Einfluß zurückzugewinnen. Am grellſten wohl trat das darin 
zutage, daß Rumänien die Erneuerung des am 28. Juli 1933 ab 
gelaufenen Freundſchaftsvertrages mit Italien ablehnte und daß ſich 
dann am 9. Februar 1934 Griechenland, Jugoſlawien, Rumänien und 
die Türkei im Balkanbunde zuſammenſchloſſen, der der franzoͤſiſchen 
Führung willig folgte. Schließlich gelang es ſogar, auf Albanien einzu⸗ 
wirken, und im Juni 1934 kam es ſo weit, daß dieſes die Erfüllung der 
mit Italien getroffenen Vereinbarungen verweigerte. Es erneuerte 
die Verträge der italieniſchen Militärinſtrukteure nicht, ſtellte die von 
italieniſchen Ingenieuren geleiteten Straßenbauten ein, begann 
die italieniſchen Schulen zu ſchließen. Italien ſah ſich genötigt, eine 
Flottendemonſtration vor Durazzo zu unternehmen. Albanien gab nach 
und trat, nachdem die Schiffe am 3. Juli wieder in See geſtochen 
waren, in Verhandlungen ein, über deren Ergebnis amtlich nichts 
bekanntgegeben worden iſt, die aber ganz augenſcheinlich zu einer 
Wiederherſtellung des alten Verhältniſſes führten. Immerhin mußte 
die Tatſache allein, daß es einer ſolchen Maßnahme bedurft hatte, 
in Rom nachdenklich ſtimmen und zur Aufwerfung der Frage führen, 
ob die italieniſchen Ziele nicht ſicherer im Einvernehmen mit Frank⸗ 
reich erreicht werden können. Es iſt wohl anzunehmen, daß Frankreich 
den pſychologiſchen Augenblick zu erfaſſen wußte und mit Angeboten 
an Italien herantrat. 

Dazu kam etwas Weiteres. Das Jahr 1933 hatte eine Annäherung 
zroifchen Italien und Deutschland gebracht. Sie fand ihren Ausdruck 
einerfeite in der italieniſchen Unterſtützung des Kampfes, den Deutſch⸗ 
land im Rahmen der Abrüſtungskonferenz um ſeine Gleichberechtigung 
führte, andererſeits in Muſſolinis Entwurf eines Viererpakts. Dann 
jedoch begannen Schwierigkeiten ſich geltend zu machen. Italien 
glaubte damals, daß der Anſchluß Oeſterreichs ſeinen Intereſſen wider⸗ 
ſprechen würde. So beteiligte es ſich am 17. Februar 1934 an einer 
engliſch⸗franzöſiſchen Erklärung, die in Beantwortung eines Appells 
des Bundeskanzlers Dr. Dollfuß die Notwendigkeit der Aufrecht⸗ 
erhaltung der „Unabhängigkeit und Integrität Oeſterreichs“ betonte. 
Nun aber kam am 23. Juli der Wiener Putſch. Für ihr Volkstum 
begeiſterte, opferbereite Männer hatten ihn in die Wege geleitet, 
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hatten ihn jedoch ungenügend vorbereitet und hatten vor allem ohne 
Berückſichtigung der zu jener Zeit gegebenen internationalen Lage ge⸗ 
handelt. So mußte ihr Unternehmen ſcheitern, wie einſt die vorzeitige 
Erhebung des Majors von Schill geſcheitert war. Es rief überdies 
eine ſtarke Reaktion im Auslande hervor, und vor allem Italien 
fühlte ſich verletzt. Die Annahme freilich, daß dieſe Vorgänge für 
ſeine Annäherung an Frankreich beſtimmend geweſen, trifft ſicherlich 
nicht zu. Wohl aber förderten ſie eine Entwicklung, die ſich ohnehin 
im Gange befand, und gaben vielleicht den letzten Anſtoß zu ent⸗ 
ſcheidenden Schritten auf einem Wege, der ſchließlich zu ganz anderen 
Zielen führte, als zu jener Zeit erwartet werden konnte. 

Es begannen Verhandlungen zwiſchen Italien und Frankreich, die 
rund ein halbes Jahr in Anſpruch nahmen. In ihrem Verlauf mag 
zuerſt die Geſamtheit der zwiſchen den Parteien ſtehenden Fragen er⸗ 
örtert worden ſein. Wenn das der Fall war, hat ſich jedenfalls ſehr 
bald herausgeſtellt, daß mehr als eine unter ihnen für eine Löſung 
noch nicht reif war. Vor allem mußte man erkennen, daß eine Ver⸗ 
ſtändigung in der fo umſtrittenen Frage der Flottengleichheit ſich nicht 
erreichen ließ. Infolgedeſſen ließ man ſie fallen. Schwierigkeiten be⸗ 
reitete auch das öſterreichiſche Problem. Man hatte urſprünglich 
einen Garantiepakt aller Machbarſtaaten ins Auge gefaßt und plante 
überdies eine internationale Regelung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
im Donaubecken. Nun beſchränkte man ſich auf eine franzöſiſch⸗ 
italieniſche Erklärung über „die Notwendigkeit, die Unabhängigkeit 
und Unvberſehrtheit Oeſterreichs aufrechtzuerhalten“ und auf eine an die 
Nachbarſtaaten gerichtete Empfehlung zum Abſchluß eines Vertrages, 
durch den ſie ſich verpflichten würden, von jeder Einmiſchung in die 
inneren Verhältniſſe Oeſterreichs abzuſehen. Unter dieſen Umſtänden 
konzentrierte ſich das Intereſſe auf die kolonialen Fragen. Hier ging 
es einerſeits um die Lage der italieniſchen Siedler in Tunis, anderer⸗ 
ſeits um das Hinterland von Libyen. Frankreich fand ſich bereit, noch 
auf eine Reihe von Jahren hinaus auf eine Anwendung ſeiner Geſetz⸗ 
gebung zu verzichten, kraft deren die in Tunis geborenen Kinder 
italieniſcher Eltern automatiſch die franzöſiſche Staatsangehörigkeit 
erworben hätten. Zugeſtändniſſe machte es auch in der Frage der 
italieniſchen Schulen. Dagegen ließ Frankreich ſich nicht bewegen, die 
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territorialen Wünſche Italiens zu befriedigen. Gingen dieſe doch auf 
die Abtretung der 900 000 qkm umfaſſenden Gebiete von Borku 
und Tibeſti, die zwar an Dé überwiegend Sandwüſte darſtellten, aber 
den Zutritt zum Tſchadſee gegeben hätten. Es fand Dé nur zur Her⸗ 
gabe eines Grenzſtreifens von 114 000 qkm bereit. 

Auf dieſer Grundlage wurde in Rom am 7. Januar 1935 eine 
Reihe von Einzelabkommen unterzeichnet. Ihnen wurde eine All⸗ 
gemeine Erklärung vorangeſchickt, in der ausgeſprochen wurde, daß 
durch die jetzt geſchloſſenen Vereinbarungen die zwiſchen den beiden 
Staaten ſchwebenden Fragen und insbeſondere alle Fragen der An⸗ 
wendung des Art. 13 des Londoner Vertrages vom 26. April 1915 
geregelt und daß nunmehr die beiden Regierungen entſchloſſen ſeien, die 
überlieferte Freundſchaft ihrer Nationen fortzuentwickeln und an der 
Aufrechterhaltung des Friedens gemeinſam zu arbeiten. 

Dieſe Erklärung wurde in der internationalen Oeffentlichkeit nicht 
ohne Ueberraſchung aufgenommen. Man hatte den Eindruck, daß die 
franzöſiſchen Zugeſtändniſſe ſehr geringfügig ſeien, und konnte einen 
Zweifel daran nicht unterdrücken, daß Italien ſich befriedigt fühle 
und keine weiteren kolonialen Anſprüche erheben wolle. In der Tat 
erſchien das ſo unglaubhaft, daß ſofort die Vermutung aufgeſtellt 
wurde, es gebe neben den veröffentlichten Vereinbarungen noch ein 
geheimes Abkommen, das den eigentlichen Kern der in Rom erzielten 
Verſtändigung enthalte. Der Gedanke lag ſehr nahe, daß es in ihm 
um Abeſſinien gehe und daß Frankreich ſich verpflichtet habe, Italien 
dieſem gegenüber freie Hand zu laſſen. In dieſe Richtung wies auch 
die franzöſiſche Zuſage, Italien an der Eiſenbahn Dübuti⸗Addis Abeba 
zu beteiligen. Eine Veröffentlichung des Abkommens oder auch nur 
eine amtliche Beſtätigung ſeines Vorhandenſeins iſt allerdings bis zum 
heutigen Tage nicht erfolgt. Aber die Vorgänge, die ſich dann im 
Jahre 1935 abgeſpielt haben, haben jener Vermutung einen hohen 
Grad von Wahrſcheinlichkeit, faſt von Gewißheit geliehen. Dazu 
kommt, daß im Laufe der Auseinanderſetzungen, die um die letzte 
Jahreswende zwiſchen Frankreich und Italien ſtattfanden, die italieniſche 
Preſſe wiederholt in unmißverſtändlichen Andeutungen von einem Ge⸗ 
heimabkommen über Abeſſinien geſprochen hat. Insbeſondere iſt das in 
einem Aufſatz V. Gaydas im „Giornale d'Italia“ vom ro. Dezember 
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1938 geſchehen. Die franzöſiſche Preſſe ihrerfeits hat das ſtillſchweigend 
hingenommen. 

Rechnet man damit, daß ein ſolches Geheimabkommen wirklich ge⸗ 
ſchloſſen worden iſt, fo ergibt ſich ein überaus intereffantes Bild. 
Frankreich hätte danach eine Verſtändigung mit Italien angeſtrebt 
und erreicht, ohne eine ernſthafte Gegenleiſtung auf ſich zu nehmen. Es 
hätte vielmehr die Koſten des Geſchäfts auf einen andern Staat ab⸗ 
gewälzt und hätte hierbei im Widerſpruch zu den Verpflichtungen ge⸗ 
handelt, durch die es als Mitglied der Liga der Nationen gebunden 
war. In dieſer ſeiner Eigenſchaft war es verpflichtet, die Unabhängig⸗ 
keit und Unverſehrtheit Abeſſiniens, das gleichfalls der Liga angehörte, 
zu gewährleiſten und nötigenfalls mit der Waffe zu verteidigen. Nun 
aber entzog es ſich nicht nur dieſer Verpflichtung, ſondern ſtimmte im 
voraus den Schritten zu, die fein Vertragspartner gegen Abeſſinien 
zu unternehmen gedachte. Gerade angeſichts feiner ſtets fo nachdrücklich 
betonten Vertragstrene bedarf dieſes Verhalten der Hervorhebung. 

Darüber hinaus erſchien es befremdlich auch unter politiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkten. Unſchwer konnte vorausgeſehen werden, daß ſich aus 
dem Vorgehen Italiens gegen Abeſſinien ein Kouflikt mit der Genfer 
Liga ergeben und daß Frankreich dadurch in ein ſehr ſchwieriges 
Dilemma geraten mußte. Es mußte entweder gegen das mit Italien 
vereinbarte Geheimabkommen verſtoßen oder feine ſatzungsmäßigen 
Pflichten gegen die Liga verletzen. Entſchloß es ſich zu jenem, ſo 
konnte die neuerrungene Freundſchaft mit Italien nicht aufrechterhalten 
werden, und der Sinn der Römiſchen Vereinbarungen ging verloren. 
Gab es hingegen die Liga preis, ſo ſchädigte und ſchwächte es eine 
Einrichtung, die es ſelbſt geſchaffen hatte, um ſeine Vorherrſchaft in 
Europa aufrechtzuerhalten. Keineswegs ausgeſchloſſen war dabei, daß 
es ſowohl zu einem Bruch mit Italien, als auch zu einer Bloßſtellung 
und Niederlage der Liga kommen würde. 

Tatſächlich ſind, wie ſich ſehr bald zeigen ſollte, beide Möglichkeiten 
eingetreten. Ueberdies hat der abeſſiniſche Krieg zu einer Wieder⸗ 
herſtellung der Freundſchaft zwiſchen Deutſchland und Italien geführt 
und außerdem eine internationale Lage geſchaffen, durch die Deutſch⸗ 
land die Möglichkeit erhielt, ſeine Wehrhoheit früher wiederzuerlangen, 
als das ſonſt wahrſcheinlich gelungen wäre. Daraus wiederum haben 


53 


ſich weitere Folgen von ſchwer zu überſchätzender Bedeutung ergeben. 

Das allzu verwickelte Doppelſpiel, das der Quai d'Orſay getrieben 
hat, hat ſich gegen Frankreich ſelbſt gewendet. Nicht oft iſt das Walten 
der ſittlichen Idee, durch die der Lauf der Weltgeſchichte letzten Endes 
doch beſtimmt wird, ſo klar erkennbar zutage getreten. 


9. Abermals Verhandlungen um die Abrüſtung 


Während alle dieſe Dinge ſich abfpielten, während Barthon an 
dem Netze ſpann, mit dem Deutſchland umſtrickt werden ſollte, waren 
die Verhandlungen um die Rüſtungsfrage fortgeführt worden. 
Deutſchland ſelbſt hielt ſie mit ſeinem Austritt aus der Abrüſtungs⸗ 
konferenz und aus der Genfer Liga nicht für erledigt. In voller Er⸗ 
kenntnis der Verderblichkeit eines neuen Rüſtungswettlaufs und erfüllt 
von dem Willen, zur Erhaltung des Friedens beizutragen, wandte es 
ſich ſchon Ende Oktober 1933 an England und Italien und gab feiner 
Bereitſchaft zu einer neuen Erörterung der Rüſtungsfrage Ausdruck. 
Die vertraulichen Besprechungen, die fi) daran knüpften, mündeten 
in eine am 18. Dezember überreichte Denkſchrift, in der die Reichs⸗ 
regierung ihren Standpunkt darlegte. Sie ging dabei von dem Ge⸗ 
danken aus, daß mit einer allgemeinen Abrüſtung unter den gegebenen 
Verhältniſſen nicht mehr gerechnet werden dürfe. Sie brachte das 
mit aller Offenheit zum Ausdruck, um auf ſolche Weiſe eine den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen entſprechende, nicht durch inhaltloſe Phraſen 
derſchleierte Grundlage für eine Verſtändigung zu ſchaffen. So ergab 
ſich denn auch der Schluß, daß als Ziel eine Begrenzung der Rüſtungen 
auf ein verſtändiges und erträgliches Maß zu betrachten ſei und daß 
die deutſche Gleichberechtigung, auf die unter keinen Umſtänden ver⸗ 
zichtet werden konnte, durch eine Nachrüſtung Deutſchlands erreicht 
werden müſſe, die ſich gleichfalls in maßvollen Grenzen halten und doch 
5 * des Reiches gegen etwaige Angriffe ſicherſtellen 
würde. 

Nachdem England und Frankreich den Macdonald⸗Plan preie- 
gegeben hatten und damit auch Deutſchland nicht mehr an ihn ge⸗ 
bunden war, bezeichnete die Denkfchrift nun ein Heer von 300 000 
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Mann mit kurzer Dienſtzeit und moderner Bewaffnung als erforder⸗ 
lich. Dieſe Bewaffnung ſollte ſich jedoch auf ſog. Verteidigungs⸗ 
waffen beſchränken. Die Geſchütze ſollten ein Kaliber bis zu 15 ern 
haben, die Tanks ein Gewicht bis zu 6 Tonnen. Auch Kampf⸗ und 
Aufklärungsflugzeuge wurden gefordert, auf Bombenflugzeuge da⸗ 
gegen verzichtet. Gleichzeitig erklärte Deutſchland ſich zur Unter⸗ 
werfung unter eine gleichmäßige und allgemeine Rüſtungskontrolle 
bereit, ebenfo wie zum Abſchluß von Nichtangriffspakten und zu Ver⸗ 
einbarungen über eine Humaniſierung der Kriegsführung, die ins⸗ 
befondere dem Schutze der Zivilbevölkerung gelten follte. 

Es kam nun zu einem umfangreichen Schriftenwechſel, in deſſen 
Verlauf Italien ſich mit der deutſchen Auffaſſung grundſätzlich ein⸗ 
verſtanden erklärte und auch England, dem ſich die Vereinigten 
Staaten anſchloſſen, im weſentlichen ſeine Zuſtimmung zu erkennen 
gab. Frankreich hingegen ſchlug zwar zunächſt einen entgegenkommen⸗ 
den Ton an, erhob aber von vornherein Widerſpruch gegen die deutſchen 
Forderungen und Anregungen. Es bemängelte die Erhöhung der 
zahlenmäßigen Stärke der Reichswehr, verlangte, daß die von ihm als 
militärähnliche Verbände bezeichneten SA, 44 und Stahlhelm auf 
diefe Stärke angerechnet würden, beſtritt die Notwendigkeit der von 
Deutſchland beanſpruchten Bewaffnung. Zugleich machte es ſo zahl⸗ 
reiche und ſo verwickelte Vorbehalte politifchen Charakters geltend, daß 
es ſchwer fiel, an die Ehrlichkeit ſeiner Verhandlungsbereitſchaft zu 
glauben. Insbeſondere ſtellte es an Deutſchland das Anſinnen, nach 
Genf zurückzukehren und ſich wieder in die Abrüſtungskonferenz ein⸗ 
zugliedern. 

Nichtsdeſtoweniger liefen die Verhandlungen weiter, da Deutſch⸗ 
land ſich herbeiließ, am 19. Januar in einer zweiten Denkſchrift ſeinen 
Standpunkt nochmals darzulegen und die von Frankreich vorgeſchobe⸗ 
nen Bedenken zu zerſtreuen. Frankreich jedoch beharrte auf ſeinen 
Einwänden und führte ſchließlich durch eine Note som 17. April 
den Abbruch der Verhandlungen herbei. 

In dieſer Note lehnte es weitere Verhandlungen mit der Be⸗ 
gründung ab, daß der ſoeben veröffentlichte deutſche Wehretat eine 
ſtarke Vermehrung der Rüſtungsausgaben zeige und damit den Be⸗ 
weis dafür erbringe, daß Deutſchland in großem Umfange aufrüſte, 
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ohne das Ergebnis der im Gange befindlichen Verhandlungen abzu⸗ 
warten. Tatſächlich lagen die Dinge ſo, daß Deutſchland angeſichts 
der von England und Italien bereits erteilten Zuſtimmung zu dem 
don ihm vorgelegten Programm die zu deſſen Verwirklichung not⸗ 
wendigen Mittel in den Reichshaushalt für 1934/35 eingeſtellt hatte. 
Das war eine unter finanzrechtlichen und finanzpolitiſchen Geſichts⸗ 
punkten ganz ſelbſtverſtändliche Maßnahme, da bei loyaler Fortführung 
der Verhandlungen mit einem pofitiven Ergebnis noch im Laufe des 
Haushaltsjahres gerechnet werden durfte und ihre Unterlaſſung zu 
erheblichen Schwierigkeiten geführt hätte. Wenn Frankreich dagegen 
Einſpruch erhob, lag es klar zutage, daß es ſich nur eines Vorwandes 
bedienen wollte, um die Verhandlungen abzubrechen, deren poſitiven 
Abſchluß es nicht nur nicht wünſchte, ſondern geradezu fürchtete. 
Angeſichts dieſer Sachlage verſtand es ſich von ſelbſt, daß Deutſch⸗ 
land von der Handlungsfreibeit, die es bereits durch den Austritt aus 
der Abrüſtungskonferenz und die Kündigung ſeiner Mitgliedſchaft in 
der Genfer Liga erlangt hatte, nun auch praktiſchen Gebrauch machte 
und daß es jetzt aus eigenem Recht und ohne nach der Zuſtimmung der 
anderen Mächte zu fragen, ſeine Rüſtung auf den Stand zu bringen 
begann, deſſen es zu ſeiner Verteidigung bedurfte. Eine unerfreuliche 
Begleiterſcheinung war, daß jetzt von einer Begrenzung der Rüſtungen 
nicht mehr geſprochen wurde und daß damit der viel beklagte 
Rüſtungswettlauf tatſächlich in Gang kam. Dafür konnte jedoch 
Deutſchland nicht verantwortlich gemacht werden, und das um fo 
weniger, als Frankreich zugleich die von Barthou neu eingeleitete 
Politik der Frontbildung und Einkreiſung mit allem Eifer fortbetrieb. 
Nun kam aber der Tod Barthous. An ſeine Stelle trat Laval, der 
für weniger Gart und unverföhnlich galt als fein Vorgänger und der 
ſchon angeſichts der durch die Ermordung des Königs Alexander not⸗ 
wendig gewordenen Neuordnung in Jugoſlawien deſſen Pläne nicht 
unmittelbar fortführen konnte. Dieſe Gelegenheit wollte England 
nicht ungenutzt vorübergehen laſſen. In Parlament und Preſſe ſetzte 
damals gerade der Kampf um die neue Verfaſſung Indiens ein, und 
zugleich kündigten ſich in Aegypten jene Schwierigkeiten an, die gr: 
nächſt zur Ernennung des Miniſteriums Tewfik Neſſim Paſcha, 
dann zum Uebergang der Gewalt an den Wafd und zur Neuregelung 
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des britiſch⸗ägyptiſchen Werhältniffes führten. England konnte Unruhe 
in Europa weniger denn je brauchen, und fo ergriff am 28. November 
1934 der ftellvertretende Miniſterpräſident Baldwin im Unterhauſe 
das Wort. Er ſprach über die in Europa beſtehenden Spannungen und 
wies nachdrücklich darauf hin, wie wenig geſichert der Friede ſei. Die 
wichtigſte Quelle der Beunruhigung liege in den deutſchen Rüſtungen. 
Sie ſtellten, ſo führte er aus, eine Verletzung des Verſailler Vertrages 
dar und müßten deshalb verurteilt werden. Sie ſeien aber eine Tat⸗ 
ſache, die man nicht aus der Welt ſchaffen könne und mit der man 
rechnen müſſe. Zugleich dürfe nicht überſehen werden, daß die größte 
Gefahr in dem Geheimnis liege, unter deſſen Schleier ſie ſich vollzögen. 
Niemand wiſſe, in welchem Ausmaße Deutſchland rüſte, und niemand 
könne daher erkennen, welche Pläne es in Wirklichkeit verfolge, ob es 
nur feine Verteidigung ausgeſtalte oder Eroberungsabſichten hege. Es 
fei notwendig, diefen Schleier zu zerreißen und Klarheit zu ſchaffen. 
Das könne jedoch nur geſchehen, wenn die Verhandlungen zwiſchen den 
Mächten wieder aufgenommen würden. 

Dieſe Rede erregte begreifliches Aufſehen. Merkwürdigerweiſe 
aber wurde ihr eigentlicher Sinn von der Oeffentlichkeit vielfach ver⸗ 
kannt. In Frankreich trug man lebhafte Genugtuung zur Schau, 
weil der britiſche Miniſterpräſident Deutſchlands Haltung verurteilt 
hatte. In Deutſchland wiederum äußerte man aus demſelben Grunde 
ebenfo lebhaftes Mißdergnügen und wies Mr. Baldwin nachdrücklich 
darauf hin, daß Deutſchland durch den von Frankreich herbeigeführten 
Abbruch der Verhandlungen ſchlechtweg gezwungen worden ſei, auf 
eigene Fauſt für ſeine Sicherheit zu ſorgen. Hier wie dort über ſah 
man, daß jene tadelnden Aeußerungen Mr. Baldwins nur Beiwerk 
geweſen waren, das einerſeits dem engliſchen Hange zum Schulmeiſtern 
entſprungen, andererſeits beſtimmt war, der franzöſiſchen öffentlichen 
Meinung genug zu tun, daß aber das Schwergewicht der Rede 
keineswegs in ihm lag. Es war vielmehr zu ſuchen in der Feſtſtellung, 
daß man ſich mit der deutſchen Nachrüſtung als mit einer Tatſache ab⸗ 
finden müſſe, und in der Schlußfolgerung, daß neue Verhandlungen 
aufgenommen werden müßten, die von eben dieſer Tatſache ausgingen. 
Das bedeutete nicht mehr und nicht weniger als den endgültigen Ver⸗ 
zicht auf die Aufrechterhaltung der Entwaffnungsbeſtimmungen des 
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Verſailler Vertrages. England fand ſich unzweideutig damit ab, daß 
ſie hinfällig geworden, und forderte ebenſo unzweideutig die anderen 
Mächte, vor allem Frankreich, auf, ſich auf den gleichen Stand⸗ 
punkt zu ſtellen und nun von ihm aus eine Neuregelung vorzunehmen. 
Das hieß zugleich, daß die deutſche Auffaſſung ſich durchgeſetzt hatte. 
Hatte Deutſchland doch nie etwas anderes gewollt als eine Einigung 
über die Begrenzung der europäiſchen Rüſtungen unter der ſelbſt⸗ 
verftändlichen Vorausſetzung allerdings, daß ihm volle Gleichberechti⸗ 
gung eingeräumt werde. Nun hatte es ſich dieſe ſelbſt geſichert und 
konnte getroſt in Verhandlungen eintreten. 

Angeſichts dieſes eigentlichen Sinnes der Rede Mr. Baldwins und 
angeſichts der Tragweite ſeiner Anregungen mußte ſie zum Ausgangs⸗ 
punkte einer neuen Aktion werden. So wurden denn abermals 
engliſch⸗franzöſiſche Beſprechungen eingeleitet, und in ihrem Ergebnis 
begab ſich der Miniſterpräſident Flandin, der am 9. November 
Doumergue abgelöſt hatte, in Begleitung des Außenminiſter⸗ Laval 
am 30. Januar nach London. Aus den Beratungen, die ſie dort mit 
dem ſtelldertretenden Miniſterpräſidenten Baldwin, dem Außenſtaats⸗ 
ſekretär Sir John Simon und dem Lordſiegelbewahrer Eden pflogen, 
ging eine am 3. Febrnar bekanntgegebene Verlautbarung hervor, die 
einleitend eine Reihe anderer Fragen berührt, dann aber auf die der 
Abrüſtung eingeht. Hier heißt es zunächſt, daß England und Frank⸗ 
reich darin übereinſtimmen, daß keine der durch die Friedensverträge 
gebundenen Mächte berechtigt ſei, einſeitig ihre Verpflichtungen abzu⸗ 
ändern. Es würde jedoch zur Sicherung des Friedens nichts mehr bei⸗ 
tragen als eine allgemeine Regelung der Rüſtungsfrage, die zwiſchen 
Deutſchland und den anderen Mächten aus freiem Willen abgeſchloſſen 
würde. Eine ſolche Regelung würde für Deutſchland die Beſtimmungen 
des Teils V des Verſailler Vertrages erſetzen. Im Anſchluß daran 
wurde, augenſcheinlich in Berückſichtigung der bekannten franzöſiſchen 
Wünſche, die Notwendigkeit einer „Organiſation der Sicherheit“ her⸗ 
vorgehoben. Es wurde auf den Entwurf eines Oſtpakts hingewieſen, 
an die Genfer Erklärung vom 11. Dezember 1932 erinnert, die 
Deutſchlands Gleichberechtigung „in einem Syſtem der Sicherheit“ 
vorſah, und es wurde eine Rückkehr Deutſchlands in die Liga der 
Nationen ins Auge gefaßt. Endlich wurde von der Möglichkeit eines 
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Luftpakts geſprochen, an dem ſich außer England und Frankreich auch 
Belgien, Deutſchland und Italien beteiligen ſollten. 

Trotzdem nun der Wunſch nach Aufnahme von Verhandlungen auf 
neuer Grundlage wieder mit all jenen franzöſiſchen Vorbehalten und 
Bedingungen belaſtet war, fand Deutſchland ſich abermals bereit, ihm 
entgegenzukommen. Schon am 14. Februar gab es eine Antwort, in 
der es erneut feinen Willen zum Ausdruck brachte, im Intereſſe des 
Friedens gemeinſam mit den anderen Mächten zu prüfen, wie die 
Gefahr eines Wettrüſtens gebannt werden könnte. Es ſprach die 
Ueberzeugung aus, daß „nur der in der britiſch⸗franzöſiſchen Ver⸗ 
lautbarung zum Ausdruck kommende Geiſt freier Vereinbarung zwiſchen 
ſouveränen Staaten zu dauerhaften internationalen Regelungen auf 
dem Gebiete der Rüſtungen führen kann“. Abſchließend ſtimmte es 
auch dem Gedanken eines Luftabkommens zu. 

So eröffnete ſich abermals die Ausſicht auf eine friedliche Ver. 
ſtändigung. Man durfte die Lage um ſo hoffnungsvoller beurteilen, 
als es in den letzten Monaten gelungen war, eine andere wichtige 
Frage zu regeln, die bis dahin trennend zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich geſtanden hatte. 


10. Die Heimkehr des Saargebiets 


Kein Geringerer als André Tardien, einſt Mitglied der franzöſi⸗ 
[chen Abordnung auf der Parifer Friedenskonferenz, Miniſterprüſident 
und Außenminiſter, ſchreibt in dem 1934 erſchienenen bekannten 
„Dictionnaire Diplomatique“ zu Beginn eines Aufſatzes über das 
Saarland: „Das Gebiet, um das es ſich handelt, iſt während langer 
Jahrhunderte mit Frankreich vereinigt geweſen und iſt von ihm nur 
durch Gewalt getrennt worden.“ 

Dieſe geſchichtliche Unwahrheit iſt, irrtümlich oder bösgläubig, 
don Frankreich auf der Pariſer Friedenskonferenz verfochten worden, 
und ſie wurde der Entſcheidung über das Schickſal eines Gebietes von 
faſt 2000 qkm mit rund 800 000 deutſchen Einwohnern zugrunde 
gelegt. In Wirklichkeit hat das Saargebiet immer zu Deutſchland 
gehört, und erſt Ludwig XIV. hat den Verſuch unternommen, es 
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Frankreich einzugliedern. 1673 ließ er es von feinen Truppen beſetzen, 
doch wurden fie ſchon vier Jahre ſpäter wieder vertrieben. 1681 er- 
zwang er dann auf Grund des Spruches einer der berüchtigten 
Reunionskammern die Abtretung der Grafſchaft Saarbrücken, die 
aber durch den Frieden von Ryswik 1697 wieder an Deutſchland 
zurückgegeben wurde. Nur die von ihm erbaute Feſtung Saarlouis 
blieb bei Frankreich. 1792 bemächtigten ſich die Revolutionstruppen 
wiederum des Saargebiets. Im II. Parifer Frieden von 1815 jedoch 
erlangte Deutſchland es von neuem, und zwar einſchließlich Saarlouis, 
zurück. Es ſind alſo nicht lange Jahrhunderte, ſondern wenige Jahre, 
zuerſt 16 und dann 22 Jahre geweſen, während derer das Saargebiet 
zu Frankreich gehörte, und nicht Deutſchland, ſondern Frankreich hat 
es mit Gewalt an ſich geriſſen. So konnte es denn auf der Pariſer 
Friedenskonferenz nicht einmal ſeine Verbündeten davon überzeugen, 
daß ihm ein rechtmäßiger Anſpruch auf das Gebiet zuſtehe. Es drang 
mit feiner Forderung auf „Reſtitution“ nicht durch und mußte eine 
andere überaus künſtliche Formel finden, um mittelbar wenigſtens 
einen Teil ſeiner Ziele zu erreichen. 


Art. 45 des Verſailler Vertrages geſtand ihm „als Erſatz für die 
Zerſtörung der Kohlengruben in Nordfrankreich und als Anzahlung 
auf den Betrag der von Deutſchland geſchuldeten Wiedergutmachung 
der Kriegsſchäden“ das Eigentum an den Kohlengruben im Saargebiet 
zu. Zugleich wurde die Regierung des Gebiets der Liga der Nationen 
als Treuhänder übertragen, mit der Maßgabe, daß fie fie durch eine 
Kommiſſion ausüben ſollte. Nach Ablauf von 15 Jahren aber ſollte 
die Beoölkerung darüber befragt werden, ob fie dieſe Ordnung fort⸗ 
beſtehen laſſen, ob fie zu Frankreich oder ob fie zu Deutſchland ge 
hören wolle. 


Es iſt bekannt genug, eine wie ſchwere Leidenszeit das Saarland 
unter der Herrſchaft der Internationalen Kommiſſion hat überſtehen 
müſſen und wie dieſe unter dem maßgebenden Einfluß ihres franzöſi⸗ 
ſchen Mitgliedes die ihr anvertraute Gewalt mißbraucht hat, um eine 
Entſcheidung zuungunſten Deutſchlands vorzubereiten. Bekannt genug 
iſt aber auch, daß die Bevölkerung ungeachtet des auf ihr laſtenden 
ſchweren Drucks an ihrem Volkstum feſtgehalten hat. 
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In Genf wie in Paris ſchwankte man jedoch zwiſchen Gelbft- 
täuſchung und Erkenntnis des wahren Sachverhalts. Als 1933 
Emigranten aus Deutſchland in das Gebiet ſtrömten, glaubte man, 
mit ihrer Hilfe die Bevölkerung für das Verbleiben unter der Herr⸗ 
ſchaft der Liga oder gar für den Anſchluß an Frankreich gewinnen 
zu können. Dann wieder ſuchte man nach Vorwänden, um die Ab⸗ 
ſtimmung hinauszuſchieben. Einer dieſer Vorwände wurde in der von 
franzöſiſcher Seite aufgeſtellten Behauptung gefunden, daß ein be⸗ 
ſonderer Minderheitenſchutz zugunſten derjenigen geſchaffen werden 
müſſe, die ſich gegen das nach der Abſtimmung in Kraft tretende 
Regime ausſprechen würden. Hierher gehörte auch die gleichfalls von 
franzöſiſcher Seite vertretene Meinung, daß eine Gewähr für die 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung während der Abſtimmung 
durch eine Heranziehung internationaler oder gar franzöſiſcher Truppen 
geboten werden müſſe. 

Der Genfer Rat half ſich zunächſt, als dieſe Fragen zu Beginn des 
Jahres 1934 vor ihn gebracht wurden, wie immer durch Verzögerung 
nnd Vertagung. Dann aber mußte er ſich entſchließen, vorbereitende 
Maßnahmen zu treffen. Unter dieſem Geſichtspunkte ſetzte er einen 
Dreierausſchuß unter dem Diech des Italieners Baron Hief ein, 
der denn auch tatſächlich ſehr auerkennenswerte Arbeit geleiſtet und 
mit Geſchick zwiſchen Deutſchland und Frankreich vermittelt hat. 
Leicht war ſeine Aufgabe nicht. Immer wieder kam Frankreich mit 
neuen Forderungen und Vorſchlägen, die man ſchwer anders denn als 
Winkelzüge bezeichnen kann. Am 2. Inni 1934 gelang es durch die 
Vermittlung des Barons Aloiſi, eine Einigung zwiſchen Deutſchland 
und Frankreich darüber herbeizuführen, daß keinerlei mittelbarer oder 
unmittelbarer Druck auf die Stimmberechtigten ausgeübt und daß 
niemand für ſeine Stimmabgabe zur Verantwortung gezogen werden 
ſolle. Wenige Tage ſpäter, am 5. Juni, faßte der Rat eine Reihe 
von Beſchlüſſen, durch die die Volksbefragung in Uebereinſtimmung 
mit den Vorſchriften des Verſailler Vertrages auf den 13. Januar 
1935 feftgefegt, eine Abſtimmungskommiſſion und internationale Ab⸗ 
ſtimmungsgerichte eingeſetzt und der Regierungskommiſſion geſtattet 
wurde, die örtliche Polizei und Gendarmerie für die Zeit der Volks⸗ 
befragung zu verſtärken, nötigenfalls auch autzwärtige Kräfte einzu⸗ 
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ſtellen. Zugleich wurden die deutſche und die franzöſiſche Regierung 
aufgefordert, Vorſchüſſe zur Deckung der entſtehenden Koſten zu 
leiſten. Deutſchland hatte ſich im voraus dazu bereit erklärt, obgleich 
ein Rechtsgrund für die Uebernahme eines Anteils an dieſen Koſten 
nicht gegeben war. War doch die Abtrennung des Gebiets, aus der 
nun die Notwendigkeit einer Abſtimmung erwuchs, keineswegs von 
ihm verurſacht. Aber es wollte keine Schwierigkeiten ſchaffen und 
erwies deshalb auch in dieſer Frage Entgegenkommen. 

Trotzdem wurde die franzöſiſche Regierung nicht müde, nach neuen 
Hinderniſſen zu ſuchen. Am 31. Auguſt unterbreitete Barthou dem 
Genfer Rat eine Denkſchrift, in der er eine Reihe neuer Forderungen 
aufſtellte. Aus ihnen ſei als für ſie alle bezeichnend nur die hervorgehoben, 
daß für die Zeit nach der Abſtimmung ſämtlichen Perſonen fremder 
Staatsangehörigkeit die Befugnis zugeſichert werden ſollte, Guthaben 
in fremder Valuta zu beſitzen, eine Beſtimmung, die geeignet geweſen 
wäre, das Saargebiet zu einem Paradies für Spekulanten und 
Schieber zu machen. Geradezu eine Ungeheuerlichkeit aber war es, 
daß darüber hinaus für ve Jahre ein internationales Tribunal er⸗ 
richtet werden ſollte, das über der Einhaltung dieſer und einer Reihe 
ähnlicher Vorſchriften zu wachen hätte. 

Dann kamen Erörterungen über die Notwendigkeit einer Beſetzung 
des Saargebiets durch franzöſiſche Truppen, die ſich auf eine höchſt 
künſtliche Auslegung zweier Ratsbeſchlüſſe aus den Jahren 19235 
und 1926 ſtützten. Es kam der Verſuch des Nachweiſes, daß der 
Rat bei der Eutſcheidung über das Schickſal des Gebiets nicht an das 
Ergebnis der Abſtimmung gebunden ſei, ſeinen Beſchluß vielmehr nach 
freiem Ermeſſen ſo zu treffen habe, wie es dem Wohl des Gebiets 
und der Aufrechterhaltung des europäiſchen Friedens am beſten diene. 
Es kamen Behauptungen, Forderungen, Vorſchläge, für die eine ver⸗ 
nünftige Begründung überhaupt nicht zu finden war und die nur der 
Angſt entſprangen, daß die Beute verlorengehen würde, deren man 
ſich ſchon fo ſicher gefühlt hatte. 

Der feſten und zugleich entgegenkommenden und verſöhnlichen 
Haltung der Reichsregierung zuſammen mit der Loyalität des Aloifi⸗ 
Ausſchuſſes gelang es, alle dieſe Auswüchſe eines rechtswidrigen 
Willens unſchädlich zu machen. Frankreich, für das nun nicht mehr 
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Barthou, ſondern Laval das Wort führte, mußte ſich ſchließlich zu 
einem Abkommen verſtehen, das am 5. Dezember die Beſtätigung des 
Rats erhielt und das die ſchwebenden Fragen trotz mancher Abweichung 
von den Beſtimmungen des Verſailler Vertrages in erträglicher Weiſe 
regelte. Die Aufrechterhaltung der Ordnung während der Abſtimmung 
ſollte durch internationale Truppen geſichert werden, zu denen ein 
franzöſiſches Kontingent nicht gehörte. Es wurde auch den nicht ſtimm⸗ 
berechtigten Einwohnern des Gebiets Straffreiheit für politiſche Be⸗ 
tätigung zugeſichert. Es wurde weiter ein Abwanderungsrecht der 
Saarländer anerkannt, das binnen eines Jahres nach der "Hund, 
gliederung ausgeübt werden mußte. Gleichfalls für die Dauer eines 
Jahres wurde zugeſichert, daß niemand um ſeiner Sprache, Raſſe oder 
Religion willen diskriminiert werden würde, eine Schonfriſt, die in 
innerm Zuſammenhange mit dem Abwanderungsrecht ſtand. 

Endlich wurde von deutſcher Seite großes Entgegenkommen in der 
Frage der Entſchädigung Frankreichs für die Kohlengruben betätigt. 
An ſich lag zu einer ſolchen Entſchädigung kein rechtlicher Grund vor. 
Es ſtand einwandfrei feſt, daß der aus der Zerſtörung der franzöſiſchen 
Gruben erwachſene Schaden durch die Ausbeute aus den Gruben des 
Saarbeckens bereits mit einem Ueberſchuß gedeckt war. Andererſeits 
hatte, ſoweit die Saargruben in Anrechnung auf die Reparationen an 
Frankreich übertragen waren, der Young-Plan ſämtliche deutſchen 
Reparationspflichten erfaßt. Nachdem er 1932 hinfällig geworden 
war, konnte nicht unabhängig von ihm eine Teilforderung erhoben 
werden. Somit mußten die Saargruben ohne jede deutſche Gegen⸗ 
leiſtung zurückübertragen werden. Trotzdem erklärte ſich Deutſchland 
zur Zahlung eines Preiſes von 150 Millionen Reichsmark bereit. Es 
war das ein finanzielles Opfer, das Deutſchland aus politiſchen 
Erwägungen brachte. 

Am 13. Januar 1935 fand die Abſtimmung ſtatt. Sie verlief ohne 
jeden Zwiſchenfall und zeitigte ein in ſeiner Eindeutigkeit nicht zu 
übertreffendes Bekenntnis des Saarlandes zu Deutſchland. Die Zahl 
der Stimmberechtigten betrug 539 541. Abgegeben wurden 528 005 
Stimmen. Von ihnen entfielen auf Deutſchland 477 119, gleich 
90,5 . Weniger als 9 %è, nämlich 46 513 wurden für die dauernde 
Unterſtellung des Gebiets unter die Genfer Liga abgegeben. Für den 
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Anſchluß an Frankreich ſprachen ſich bloß 2124 aus, während 2249 
Stimmzettel ungültig waren. Unter dieſen Umſtänden blieb dem Rat 
der Liga, als ihm am 17. Januar das Wahlergebnis unterbreitet 
wurde, nur übrig, die Rückgabe des Saarlandes an Deutſchland zu 
beſchließen, die mit dem 1. März in Kraft trat. Auch der franzöſiſche 
Außenminiſter Laval hatte ihr zugeſtimmt. Aber wenn der Führer 
und Reichskanzler unmittelbar nach dem Bekanntwerden des Ab— 
ſtimmungsergebniſſes die feierliche Erklärung abgab, daß nunmehr alle 
gebietlichen Streitfragen zwiſchen Deutſchland und Frankreich erledigt 
ſeien, ſo ſchlug jener in ſeiner vor dem Rat gehaltenen Rede in die 
dargebotene Hand nicht rückhaltlos ein. Seine Ausführungen brachten 
neben höflicher, aber unverbindlicher Zuſtimmung doch wieder die gleichen 
formaljuriſtiſchen Vorbehalte, mit denen Frankreich ſich ſchon ſo oft 
einer Verſtändigung entzogen hat. In den Vordergrund ſtellte er 
wieder die Sicherheit, die Frankreich verlangen müſſe, und ſelbſt eine 
Anſpielung auf die Notwendigkeit der Entmilitarifierung des Saar⸗ 
gebiets konnte aus ſeiner Rede herausgehört werden. 

Trotzdem blieb die Tatſache beſtehen, daß mit der Löſung der Saar⸗ 
frage ein gefährlicher Konfliktſtoff beſeitigt war. 


11. Der 16. März 1935 


Gerade unter dieſem Geſichtspunkte mußte es überraſchen, als die 
im Gange befindlichen Rüſtungsverhandlungen ungeachtet des in der 
deutſchen Note vom 14. Februar bekundeten Entgegenkommens auf 
einmal eine ungünſtige Wendung nahmen. Der erſte Anſtoß dazu 
ging von England aus. 

Die Regierung, an deren Spitze formell immer noch der Führer 
der Arbeitspartei Macdonald ſtand, brachte eine neue Rüſtungs⸗ 
vorlage im Parlament ein und begründete ſie in einem vom 4. März 
datierten Weißbuch. In ihm wurde mit großer Ausführlichkeit von 
der Bedrohung des Weltfriedens geſprochen, die durch die deutſchen 
Ruüſtungen hervorgerufen ſei. Als nicht minder gefährlich wurde der 
Geiſt bezeichnet, in dem das deutſche Volk und vor allem ſeine Jugend 
organisiert würde. Nur ganz beiläufig wurden im Zuſammenhange 
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damit die Rüſtungen der übrigen Staaten, unter denen bezeichnender⸗ 
weiſe Frankreich nicht einmal genannt war, erwähnt. So erſchien 
das Weißbuch geradezu als eine gegen Deutſchland gerichtete Anklage⸗ 
ſchrift, und niemand konnte ſich dem Eindruck entziehen, daß in ihm 
der künftige Gegner erblickt werde, gegen den Englands Aufrüſtung 
ſich richten müſſe. So mußte man in der Regierungsvorlage eine ge: 
wollt unfreundliche Handlung ſehen, die beſtimmt war, die ſchwebenden 
Beſprechungen zu ſtören. 

Jun der Folge iſt behauptet worden, daß derartiges keineswegs in der 
Abſicht der britiſchen Regierung gelegen habe. Es habe ſich vielmehr 
um eine Ungeſchicklichkeit des militäriſchen Sachbearbeiters gehandelt, 
der mit der Zuſammenſtellung des Weißbuches beauftragt war. Ohne 
jeden böſen Willen hätte er einfach die Materialien benutzt, die ihm 
in ſeiner Behörde zur Verfügung ſtanden, und es ſei nur ein unglück⸗ 
licher Zufall geweſen, daß in ihnen in erſter Linie die deutſchen 
Rüſtungen berückſichtigt waren. Es iſt natürlich möglich, daß die 
Dinge ſich wirklich ſo abgeſpielt haben. Immerhin bleibt die Tatſache 
beſtehen, daß der Premierminiſter das Weißbuch vor der Drucklegung 
gelefen und zum Zeichen deſſen am 1. März 1935 mit feinem Namens⸗ 
zuge verfehen hat. Es hätte eine Ungeſchicklichkeit alſo auch von feiner 
Seite vorgelegen, die ſehr viel ſchwerer ins Gewicht fiele als die eines 
unpolitiſchen Soldaten. Jedenfalls konnte von der Reichsregierung 
nicht erwartet werden, daß ſie ihren Gegenſpieler ſo gering einſchätze 
und derartige mildernde Umſtände in ihre Rechnung einſtelle. Sie 
konnte unmöglich annehmen, daß ſich hier wieder einmal das Wort 
des ſchwediſchen Kanzlers Drenftierna von dem geringen Maß an 
Weisheit, mit dem die Welt regiert wird, bewahrheitet hätte, mußte 
vielmehr an eine wohlüberlegte politiſche Aktion glauben. 

Dazu kam wenige Tage ſpäter ein franzöſiſcher Vorſtoß. 

Am 18. März gab die franzöſiſche Regierung vor beiden Häuſern des 
Parlaments, in der Kammer durch den Mund des Miniſterpräſtdenten 
Flandin, im Senat durch den des Juſtizminiſters Pernot, die Er⸗ 
klärung ab, daß fie beſchloſſen habe, die Dienſtzeit der im kommenden 
April einzuziehenden Rekruten um 6 Monate, die der folgenden Jahr⸗ 
gänge bis 1939 um 1 Jahr zu verlängern. Zugleich ſollte das Durch⸗ 
ſchnittsalter der Rekruten auf 20 Jahre herabgeſetzt und überdies 
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die Zahl der Berufsfoldaten erhöht werden. Das bedeutete praktiſch 
die Einführung der zweijährigen Dienſtzeit und damit eine Heeres⸗ 
vermehrung zunächſt um 50, dann um volle 100 0% . Begründet aber 
wurde dieſe ganz ungewöhnliche Maßnahme wieder mit der deutſchen 
Aufrüſtung, und zwar ausſchließlich mit ihr, ohne daß die Rüſtungen 
der anderen Mächte auch nur erwähnt worden wären. 

Auch hier alſo ging es um eine unmittelbar gegen Deutſchland ge⸗ 
richtete Handlung, und hier konnte ſchon angeſichts der feierlichen Form 
der Regierungserklärung nicht einmal der Verſuch gemacht werden, 
von einem Verſehen oder einem Ungeſchick zu ſprechen. Er wurde denn 
auch nicht unternommen, vielmehr unterſtrich die franzöſiſche Preſſe 
einmütig den ohnehin ungweidentigen Sinn dieſer Maßnahme. Man 
konnte der Schlußfolgerung nicht ausweichen, daß Frankreich wieder, 
wie ſchon durch die Note vom 17. April 1934, die ſich anbahnende 
Verſtändigung bewußt hatte verhindern wollen. 

So war von ſeiten der beiden Verhandlungspartner Deutſchlands 
ein Schritt getan, der nur als Herausforderung aufgefaßt werden 
konnte und der eine Fortführung der im Gange befindlichen Ver⸗ 
handlungen unmöglich machte. 

Deutſchland nahm den Handſchuh auf. Schon am Tage nach der 
franzöſiſchen Regierungserklärung, am 16. März, wurde das Geſetz 
für den Aufbau der Wehrmacht verkündet, das in drei kurzen Para: 
graphen die allgemeine Wehrpflicht wiederherſtellte und die Gliederung 
des deutſchen Friedensheeres in 12 Armeekorps zu 3 Diviſtonen feſt⸗ 
ſetzte. Zugleich veröffentlichte die Reichsregierung einen Aufruf an 
das deutſche Volk, in dem zuſammenfaſſend die Geſchichte der deutſchen 
Entwaffnung unter Anführung der ungeheuren Zahlen des auf Grund 
des Verſailler Diktats vernichteten Kriegsmaterials und im Anſchluß 
daran der Kampf um die deutſche Gleichberechtigung dargeſtellt war. 

Geſetz und Aufruf fanden in der deutſchen Oeffentlichkeit eine Zu⸗ 
ſtimmung, die ohne Vorbehalt als begeiſtert bezeichnet werden darf. 
In dem von der Reichsregierung unternommenen Schritt wurde ganz 
allgemein die Auslöſchung der ſchlimmſten im Verſailler Diktat 
Deutſchland zugefügten Schmach und die Wiedererweckung einer 
großen, im Volke tief verwurzelten Ueberlieferung geſehen. Zugleich 
erkannte man, daß auch mit dieſer Tat ein Wagnis verbunden, 
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daß es aber ſchon erheblich geringer war als dasjenige, das 
Deutſchland beim Austritt aus der Liga der Nationen auf ſich ge⸗ 
nommen hatte. Gewiß war ſeine Rüſtung noch nicht annähernd der 
der anderen Mächte gewachſen. Aber zweifellos war ihr Stand höher 
als im Jahre 1933. Dazu kam, daß ſie im Auslande erheblich über⸗ 
ſchätzt wurde und daß demnach mit der Gefahr eines plötzlichen Ueber⸗ 
falles kaum mehr gerechnet zu werden brauchte. Davon abgeſehen war 
für die Beurteilung des ganzen Vorganges in Deutſchland maß⸗ 
gebend die Ueberzeugung, daß der deutſche Schritt vollkommen gerecht⸗ 
fertigt war. 

Die franzöſiſche Preſſe ſtellte zwar ſofort die hernach in einer 
Proteſtnote vom 21. März wiederholte Behauptung auf, daß Deutſch⸗ 
land ſich durch ſeine Zuſtimmung zur Londoner Verlautbarung vom 
3. Februar verpflichtet habe, auf der Grundlage zu verhandeln, die 
zur Zeit dieſer feiner Zuſtinnnung beſtand. Derſelbe Gedanke kam 
auch in den Proteſtnoten der engliſchen und italienifchen Regierung 
vom 18. und 21. März zum Ausdruck. Er iſt jedoch völlig aus der 
Luft gegriffen, da ſich in jener deutſchen Mote vom 14. Februar buch⸗ 
ſtäblich kein Wort findet, das in dieſem Sinne ansgelegt werden 
könnte. Selbſt wenn das aber der Fall geweſen wäre und wenn 
Deutſchland tatſächlich die ihm zugeſchriebene Verpflichtung über⸗ 
nommen hätte, wäre ſie dadurch hinfällig geworden, daß England und 
Frankreich ihrerſeits ohne jede Verſtändigung mit Deutſchland 
Rüftungsvermehrungen beſchloſſen und unzweideutig ausgeſprochen 
hatten, daß dieſe gegen Deutſchland gerichtet ſeien. Ganz unmöglich 
konnte ihm zugemutet werden, ſeinerſeits auf dem Rüſtungsſtande vom 
Februar zu verharren, nachdem feine Verhandlungspartner ihn oer 
laſſen hatten. 

Es ſoll jedoch nicht verſchwiegen werden, daß dieſe Erwägungen, die 
einerſeits gefühlsmäßigen, andererſeits politiſchen Charakter haben, für 
die Beurteilung des deutſchen Vorgehens nicht allein maßgebend ſind. 
Neben ihnen und vielleicht ſogar vor ihnen muß die Frage auf⸗ 
geworfen werden, wie Deutſchlands Verhalten unter rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten zu werten iſt. Das erſcheint notwendig deshalb, weil 
es einem Bedürfnis des deutſchen Denkens und Empfindens entſpricht, 
in Uebereinſtimmung mit dem Recht zu handeln, ebenſo deshalb, weil 
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Frankreich und in Uebereinſtimmung mit ihm England und Italien 
und nicht minder, mit einer einzigen Ausnahme, die übrigen in der 
Liga der Nationen vereinigten Mächte den Vorwurf der Rechtswidrig⸗ 
keit gegen Deutſchland erhoben und auf ihn ihre weiteren Schritte 
gegründet haben. 

Um hier die Antwort zu finden, muß davon ausgegangen werden, 
daß das Völkerrecht nicht ein Gemenge von Verträgen, Erfahrungs⸗ 
ſätzen, logiſchen Schlüſſen und Begriffskonſtruktionen darſtellt. 
Völkerrecht iſt vielmehr ſchlechtweg die Ordnung, die ein Zuſammen⸗ 
leben der Staaten in Frieden und Würde ſichern ſoll. 


Ein Zuſammenleben der Staaten in Frieden und Würde hat zur 
weſentlichen Vorausſetzung, daß die Grundrechte keines Staates ge⸗ 
kränkt werden. Die oberſten aller ſtaatlichen Grundrechte aber ſind 
das Recht auf Ehre und das Recht auf Selbſtverteidigung. Dieſe 
Rechte kommen in der Wehrhoheit des Staates zum Ausdruck. Jede 
Verletzung, Beſchränkung, Vernichtung der Wehrhoheit bedeutet 
darum eine im Tiefſten unſittliche und rechtswidrige Hondlung. Nur 
freiwillig im gegenſeitigen Einvernehmen mit anderen Staaten kann 
ein Staat ſich in der Ausübung ſeiner Wehrhoheit und in dem Maß 
ihrer Verwirklichung beſchränken. 


Kein Staat erkennt Verträge zwiſchen ſeinen Bürgern an, in denen 
ſie das Recht der Perſönlichkeit, ihre Ehre und die Grundlagen ihres 
Daſeins preisgeben. Verträge, in denen das geſchieht, gelten als ſitten⸗ 
widrig und ſind von vornherein nichtig. Iſt es denkbar, daß die Ge⸗ 
meinſchaft der Staaten Verträge von gleicher Sittenloſigkeit als 
bindend anerkennen und mit Machtmitteln aufrechterhalten könnte? 

Die Pariſer Friedensverträge haben, als ſie die Wehrhoheit der 
Unterlegenen vernichteten, gegen das Sittengeſetz der Völkergemein⸗ 
ſchaft verſtoßen. Sie haben das Völkerrecht gebrochen und find deshalb 
nichtig. Darum kann auch gegen diejenigen Völker, die ſolche Verträge 
zerreißen, der Vorwurf des Rechtsbruchs niemals erhoben werden. 


Aber nun heißt es: Verträge find heilig. Wenn Dentſchland ſich 
aus dem Verſailler Vertrag löſen wollte, mußte es das in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Vertragsgegnern tun. Und dieſe waren bereit, 
ihm entgegenzukommen. 
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Das iſt falſch. Sittenwidrige, rechtswidrige, nichtige Verträge 
können nicht heilig ſein, weil ſie rechtlich überhaupt nicht beſtehen. 
Wenn ein Volk ſolchen Scheinvertrag ſich in der Stunde der Nieder⸗ 
lage aufzwingen ließ, bedarf es keines neuen Vertrages, um ſich zu 
befreien. Aus eigener Kraft und aus eigenem Recht kann es ſeine 
Wehrhoheit wiederherſtellen, kann es die Ueberwindung jenes Schein⸗ 
vertrages verkünden. 

Um die Ueberwindung eines Unrechts ging es. Das erkannten zu 
jener Zeit ſelbſt die Staaten an, die am Verſailler Vertrage als Ge⸗ 
winner beteiligt waren. Sie ſelbſt, unter ihnen vor allem England, 
hatten den Verſailler Vertrag tatſächlich ſchon preisgegeben. Kein Ge⸗ 
ringerer als Mr. Baldwin hatte ſich in feiner Rede vom 28. Nodember 
1934 vor aller Oeffentlichkeit bereit erklärt, die deutſche Wehrhoheit 
wiederherzuſtellen. Aber er ſcheute noch davor zurück, aus dieſer ſeiner 
Erklärung die praktiſchen Schlußfolgerungen zu ziehen. So konnte 
Frankreich alle Hebel anſetzen, um eine Wiedergutmachung zu hindern, 
um aus dem alten Unrecht neue Vorteile zu ziehen. 

Nun zerſchlug Deutſchland dieſes Spiel. Deutſchland nahm die 
Wiederherſtellung feiner Wehrhoheit, dieſes Ur⸗ und Grundrechts 
eines jeden Staates nicht im Ergebnis von Verhandlungen aus der 
Hand derer entgegen, die es ſeiner beraubt hatten. In Kraft und 
Entſchloſſenheit ſtellte es ſein Recht ſelbſt wieder her. Zugleich erwies 
es der Völkergemeinſchaft einen unmeßbaren Dienſt, indem es das 
Völkerrecht aus der Unſittlichkeit und Rechtswidrigkeit der Pariſer 
Diktate befreite und ihm den Weg zur Erfüllung ſeiner wahren Auf⸗ 
gaben öffnete. Jetzt erſt konnte das Völkerrecht wieder zu einer Ordnung 
werden, die Ehre und Frieden aller Völker ſichert. 

Denen aber, die ſolche grundſätzliche Gedankengänge ablehnen, die 
nur poſitive, unſtreitig anerkannte Regeln und greifbare Vertrags⸗ 
beſtimmungen gelten laſſen, ſei entgegengehalten, daß auch ſtrengſter 
Poſitivismus, wie er vor allem in Frankreich zu Haufe iſt, bei objektiver 
Würdigung der Rechtslage Deutſchlands Verhalten nicht bemängeln 
kann. 

Frankreich beruft ſich auf die Abrüſtungsverpflichtungen, die 
Deutſchland im Friedensvertrage anf ſich genommen hat. Da erſteht 
allem zuvor die Frage, ob dieſer Friedensvertrag rechtlich bindend iſt. 
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Sie ift ſchlechtweg zu verneinen. Das ift nicht deshalb der Fall, weil 
die deutſche Unterſchrift erzwungen wurde. Friedensverträge ſind, von 
ſeltenen Ausnahmen abgeſehen, immer das Ergebnis von Zwang und 
von Drohungen mit weiterm Zwang. Deshalb läßt das Völkerrecht 
die Anfechtung eines Friedensvertrages wegen Zwanges nicht zu. 
Wohl aber krankt der Verſailler Vertrag an einem andern unheil⸗ 
baren Mangel. 


Deutſchland hatte die Waffen niedergelegt im Vertrauen auf die 
Zuſicherungen, die die Vereinigten Staaten in ihrer vom Staats⸗ 
ſekretär Lanſing gezeichneten Note vom 5. November 1918 als 
Sprecher der geſamten Entente gegeben hatten. Hier waren die 
14 Punkte des Präſidenten Wilſon vom 8. Januar 1918, ebenſo wie 
ſeine ſpäteren programmatiſchen Erklärungen mit nur zwei Vor⸗ 
behalten, die ſich jedoch nicht auf die Abrüſtung bezogen, als unabänder⸗ 
liche Grundlage des künftigen Friedens anerkannt. Für die Abrüſtung 
aber war maßgebend Punkt 4, der da lautete: „Austauſch entſprechen⸗ 
der Garantien dafür, daß die ſtaatlichen Rüſtungen auf das kleinſte 
Maß, das zur innern Sicherheit notwendig iſt, beſchränkt werden“. 
Von einer einſeitigen Abrüſtung Deutſchlands war nicht die Rede. In 
dieſer wie in zahlreichen anderen Fragen iſt das gegebene Wort ge⸗ 
brochen und das entwaffnete Deutſchland gezwungen worden, einen 
Vertrag zu unterſchreiben, der mit dem Friedensprogramm Wilſons 
nichts gemein hatte. Der Wortbruch und der durch ihn verübte Be- 
trug machen den Verſailler Vertrag ungültig. 


Unzählige Male iſt dieſe Beweisführung den Juriſten Frankreichs 
und der anderen Entente⸗Länder vorgehalten worden. Niemals iſt 
einer von ihnen im Ernſt auf fie eingegangen. Niemals iſt der Verſuch 
gemacht worden, fie zu widerlegen. Stillſchweigend iſt man über fie 
binweggeſchritten. Planmäßig hat man fie, hat man ſelbſt das Vor⸗ 
handenſein der Lanſing⸗Note, die nichts anderes als einen Friedens⸗ 
vorvertrag darſtellt, der eigenen Oeffentlichkeit vorenthalten. Stur 
und ſtarr beharrte und beharrt man anf der Gültigkeit und Heiligkeit 
des Verſailler Vertrages. 


Aber ſelbſt aus dieſem Vertrage ergibt ſich die Rechtfertigung des 
deutſchen Vorgehens. 
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Der Vertrag enthält im Vorſpruch zu Teil V die Erklärung, 
daß Deutſchland zur Entwaffnung verpflichtet wird, „um die 
Einleitung einer allgemeinen Rüſtungsbeſchränkung aller Nationen 
zu ermöglichen“. Wenn franzöſiſche Juriſten ſagen, daß hier keine 
Verpflichtung übernommen, ſondern nur ein Ziel gewieſen wurde, ſo 
iſt das eine Auslegung, die wider Treu und Glauben verſtößt und die 
deshalb abgelehnt werden muß. Darüber hinaus wird in Art. 8 der 
Satzung der Liga der Nationen, der zugleich Art. 8 des Verſailler 
Vertrages iſt, jene Verpflichtung aus Wilſons Punkt 4 von den 
Bundesmitgliedern unzweideutig übernommen. Als Deutſchland ge: 
nötigt wurde, das Friedensdiktat zu unterſchreiben, erwarb es ein Recht 
auf die Erfüllung der Verpflichtungen — es waren ihrer wenig genug 
— die die Entente⸗Mächte ſich ſelbſt auferlegten. Es erwarb dieſes 
Recht ganz unabhängig von ſeiner Zugehörigkeit zur Liga der Nationen. 
Es gehörte ihm vor ſeinem Eintritt in die Liga und verblieb ihm nach 
ſeinem Austritt. 


Die Entente⸗Mächte ſind ihrer Verpflichtung zur Abrüſtung nicht 
nachgekommen. 15 Jahre lang, von dem Inkrafttreten des Verſailler 
Vertrages am 10. Januar 1920 bis in das Jahre 1935 hinein haben 
ſie unter ſtets neuen Vorwänden ihre Erfüllung verweigert. Deutſch⸗ 
land hat ſie gemahnt, hat immer und immer wieder mit ihnen ver⸗ 
handelt. Niemand kann und darf ihm einen Vorwurf daraus machen, 
wenn es nach 18 Jahren vergeblichen Wartens zur Ueberzeugung ge 
langte, daß ſie nicht gewillt ſind, die zweimal, in Art. 8 und im Vor⸗ 
ſpruch zum Teil V, gegebene Zuſage einzulöſen, wenn es daraus die 
Schlußfolgerung zog und ſich nun ſeinerſeits von den ihm aufge⸗ 
zwörigenen Beſchränkungen befreite. 


Unter rechtlichen ebenſo wie unter politiſchen und ſittlichen Geſichts⸗ 
punkten iſt Deutſchland von der Anklage eines Verſtoßes wider 
das Völkerrecht und einer Verletzung ſeiner Vertragspflicht freizu⸗ 
ſprechen. Was ſich am 16. März 1935 vollzog, war die Befreiung aus 
einem rechts⸗ und ſittenwidrigen Joch, war eine Tat, für die nicht nur 
Deutſchland feinem Führer zu danken hatte, für die ihm die ganze 
Völkergemeinſchaft einſt Dank wiſſen wird, da ſie ihr die wahren 
Grundlagen des Völkerrechts wiedergab. 
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Die internationale Preſſe beantwortete den deutſchen Schritt mit 
einem empörten Aufſchrei. England, Frankreich und Italien über⸗ 
reichten in Berlin Proteſtnoten. Darüber hinaus rief Frankreich durch 
eine Note vom 20. März den Rat der Liga der Nationen an. Zu⸗ 
gleich vereinbarten die drei Mächte für den 11. April eine Zuſammen⸗ 
kunft in Streſa. Andererſeits gaben ſie in einer gemeinſamen Ver⸗ 
lautbarung vom 23. März bekannt, daß die Herren Laval, Eden und 
Suvich ſich auf einer Pariſer Beſprechung dahin geeinigt hätten, daß 
ein bereits vorher geplanter Beſuch engliſcher Miniſter in Berlin zu 
informatoriſchen Zwecken trotzdem ſtattfinden ſolle. Das geſchah denn 
auch, und ſo ergab ſich ein etwas überraſchendes Bild. Während gegen 
Deutſchland die ſchwerſten Anklagen wegen Vertragsbruchs und Ge⸗ 
fährdung des Weltfriedens erhoben wurden, kamen der Außenminiſter 
Sir John Simon und der Lordſiegelbewahrer Anthony Eden als 
Vertreter des einen der drei Ankläger in die Hauptſtadt des Beſchuldig⸗ 
ten und pflogen dort, wie in einer amtlichen Verlautbarung vom 
26. März geſagt wurde, „in offenſter und freundſchaftlichſter Form“ 
Verhandlungen, in deren Ergebnis feſtgeſtellt werden konnte, „daß 
beide Regierungen das Ziel verfolgen, den Frieden Europas durch 
Förderung der internationalen Zuſammenarbeit zu ſichern und zu 
feſtigen“. Die Schlußfolgerung lag nahe, daß England ſich an der 
franzöſiſchen Aktion nur mit halbem Herzen beteiligte und daß es im 
Grunde durchaus wünſchte, in der bisher von ihm geſpielten Rolle des 
Vermittlers zu bleiben. Deſſen ungeachtet nahm es, wie verabredet, 
an der Beſprechung zu Streſa teil, die am 11. April begann und am 
14. in eine Reihe von Entſchließungen ausmündete. Seinem Einfluß 
war es augenſcheinlich zuzuſchreiben, wenn in dieſen Entſchließungen 
der Wunſch zum Ausdruck gebracht wurde, die begonnenen Ver⸗ 
handlungen über eine Rüſtungsbeſchränkung fortzuführen. Hingegen 
iſt es wohl auf franzöſiſche Bemühungen zurückzuführen, wenn gleich⸗ 
zeitig eine Kritik an Deutſchlands Verhalten zum Ausdruck kam, die 
eine Verwirklichung dieſes Wunſches zum mindeſten in Frage ſtellte. 
Echt franzöſiſch war insbeſondere der Satz, daß das Ausmaß des 
Programms der deutſchen Aufrüſtung „die zahlenmäßigen Schätzungen 
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entwertet, auf denen fich die Abrüſtungsbeſprechungen bisher gründeten”. 
Hier wurde offenſichtlich ein Vorbehalt angemeldet, der in etwaigen 
Verhandlungen Frankreichs Anſprüche ſichern ſollte. Vor allem aber 
konnte Deutſchland nicht zugemutet werden, überhaupt in Ver⸗ 
handlungen einzutreten, wenn ihren Ausgangspunkt ein gegen ſein 
Tun gerichteter Tadel darſtellte. 

Noch ſchwerer fiel jedoch ins Gewicht, daß die drei Mächte, wie 
ſich wenige Tage ſpäter zeigen ſollte, eine vom Genfer Rat zu faſſende 
Entſchließung untereinander vereinbart hatten, durch die tatſächlich 
alle Brücken abgebrochen wurden. 

Frankreich hatte ſchon in der an den Rat gerichteten Note vom 
20. März ſeine Stellungnahme kurz zum Ausdruck gebracht. Es 
hatte darauf hingewieſen, daß Deutſchland am 21. Oktober 193g ſeine 
Mitgliedſchaft in der Liga gekündigt habe, daß es aber ſatzungsgemäß 
noch zwei Jahre Mitglied bleibe und infolgedeſſen verpflichtet ſei, die 
ihm kraft der geltenden Verträge obliegenden Verpflichtungen ein⸗ 
zuhalten. Nun reichte es unter dem 9. April eine umfangreiche Denk⸗ 
ſchrift ein, in der die Anklage erhoben wurde, daß Deutſchland dieſen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen ſei und die Vorſchriften des 
Teils V des Verſailler Vertrages verletzt habe. Dazu kam erneut die 
ſchon in ſeiner an Deutſchland gerichteten Proteſtnote erhobene Be⸗ 
ſchuldigung, daß Deutſchland, während Verhandlungen ſchwebten, zu 
einer einſeitigen Löſung des Problems, um das es ging, gegriffen habe. 
Wenn derartiges, ſo hieß es weiter, geduldet würde, würde es bald Raum 
nur noch für eine Gewaltpolitik geben. Der Begriff des Vertrages und 
der Verpflichtung würde im internationalen Leben ſchlechtweg ver⸗ 
nichtet werden. Demgegenüber könne auch eine bloße moraliſche Miß⸗ 
billigung nicht ausreichen. Der Rat habe, wenn er ſeiner Sendung 
nicht untreu werden wolle, die Pflicht, einem ſolchen Verhalten 
entgegenzutreten und die geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um das 
Geſchehene rückgängig zu machen und einer Wiederholung vorzu- 
beugen. 

Dieſe Ausführungen zielten offenſichtlich auf ein gewaltſames Ein⸗ 
ſchreiten gegen Deutſchland ab. Am Quai d' Orſay beſtand augen: 
ſcheinlich der Wille, den bisher noch niemals erprobten Sanktions⸗ 
apparat gegen Deutſchland in Bewegung zu ſetzen und es auf dieſe 
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Weiſe zu zwingen, das am 16. März verkündete Programm wieder 
rückgängig zu machen. Das ſtand zweifellos im Widerſpruch zu dem, 
was in Streſa vereinbart worden war, da ein Sanktionsfeldzug und 
friedliche Verhandlungen ſich gegenfeitig ansfchloffen. Die Frage 
konnte nur ſein, ob Frankreich ſich hernach in Streſa davon überzeugt 
hatte, daß die in ſeiner Eingabe an den Rat zum Ausdruck gebrachten 
Gedankengänge nicht zu verwirklichen ſeien und daß deshalb doch der 
Weg der Verhandlungen beſchritten werden müſſe, oder ob es im 
Stillen hoffte, daß es gelingen würde, den Rat zu einer Ueberſchreitung 
des zwiſchen den drei Mächten vereinbarten Programms zu bewegen 
und fo die franzöſiſchen Ziele trotzdem zu erreichen. 

Von dieſen Zielen war freilich in den franzöſiſchen Noten ebenſo⸗ 
wenig die Rede wie in den ſonſtigen Aeußerungen der franzöſiſchen 
Staatsmänner. Sie ſprachen allein im Namen des verletzten Rechts 
und forderten nur um ſeiner Wiederherſtellung willen ein Einſchreiten 
gegen Deutſchlaud, wie denn überhaupt die franzöſiſche Politik in der 
ganzen Nachkriegszeit um den Anſchein bemüht war, als kämpfe 
Frankreich nicht um eigene Intereſſen, ſondern ausſchließlich um den 
Weltfrieden, um die Wahrung des Völkerrechts und andere ſittliche 
und rechtliche Güter. Gerade darum freilich mußte es beſonders auf⸗ 
fallen, wenn hier wie in anderen ähnlichen Fällen der angebliche Kampf 
um das Recht in unverkennbar rechtswidriger Weiſe geführt wurde. 
Das war gleichermaßen unter formellen wie unter materiellen Geſichts⸗ 
punkten der Fall. 

Die formelle Rechtswidrigkeit äußerte ſich in einer ſchweren Ver⸗ 
letzung der Vorſchriften über das Verfahren, die der Genfer Rat ſich 
ſelbſt gegeben hat. Nach dieſen Vorſchriften waren ein oder mehrere 
Berichterſtatter zu ernennen. Sie hatten dem Rat die Angelegenheit 
vorzutragen und eine Entſchließung vorzuſchlagen. Dabei war es ihre 
ſelbſtberſtändliche Aufgabe, eine objektive Darſtellung des Tatbeſtandes 
zu geben und jegliches Für und Wider geltend zu machen, um auf 
ſolche Weiſe die Grundlage für eine ſachliche und unparteüſche Beur⸗ 
teilung des Falles zu ſchaffen. Hier jedoch wurde von dieſem Ver⸗ 
fahren abgeſehen. Zwar hatte man urſprünglich eine Berichterſtattung 
wie ſelbſtoerſtändlich ins Auge gefaßt, und es war davon die Rede 
gewefen, den ſpaniſchen Vertreter de Madariaga damit zu betrauen. 
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Die Preſſe hatte dann zu melden gewußt, daß dieſer auf beſondern 
Beſchluß des Madrider Kabinetts hin den Wunſch geäußert hatte, in 
einer ſo wichtigen Angelegenheit nicht allein mit der Verantwortung 
belaſtet zu werden, ſondern ſie mit einem oder zwei anderen Ratsmit⸗ 
gliedern als Mitberichterſtattern teilen zu dürfen. Es hieß auch, daß 
dieſer Wunſch, wie immer in ſolchen Fällen, erfüllt werden würde. 
Dann aber hat man von jeder Berichterſtattung überhaupt Abſtand 
genommen, ohne daß Gründe dafür angegeben worden wären. Es 
wurde vielmehr der von England, Frankreich und Italien in Streſa 
ausgearbeitete Entwurf einer Entſchließung eingebracht, beraten und 
zur Abſtimmung geſtellt. Das bedeutete die Ausſchaltung der an ſich 
zwar beſcheidenen, aber trotzdem nicht zu unterſchätzenden Bürgſchaft 
für die Objektivität der Verhandlung, die in einer formellen Bericht: 
erſtattung liegt. Mit vollem Recht wies in der Debatte de Madariaga 
darauf hin, daß es unter dieſen Umſtänden an der Möglichkeit fehle, 
Abänderungen in Vorſchlag zu bringen. Demgegenüber wirkte es 
recht ſeltſam, wenn der Ratspräſident Rüſtü Aras erwiderte, daß die 
Frage des Verfahrens zum Schluß der Debatte aufgeworfen werden 
könne, daß jedoch die Ernennung eines Berichterſtatters nicht erforder⸗ 
lich ſei, da drei Mitglieder des Rats die Mühe der Abfaſſung eines 
Entſchließungsentwurfs auf ſich genommen hätten. Selbſtverſtändlich 
ſtünde es aber jedem Mitgliede frei, Abänderungen zu beantragen. 
Als dann jedoch die Debatte zu Ende war, ging man zur Erörterung 
anderer Fragen über. Vom Verfahren und von Abänderungsanträgen 
war mit keinem Wort mehr die Rede. 

Nun iſt der Genfer Rat zwar ein politiſches Gremium und kein 
Gericht. Wenn er es aber unternimmt, über die Rechtmäßigkeit des 
Verhaltens eines ſouderänen Staates zu urteilen, fordert es die Ge⸗ 
rechtigkeit, fordert es der einfache Anſtand, daß er die Formen ein⸗ 
halte, die er ſelbſt feſtgeſetzt und in langjähriger Uebung beobachtet 
hat. Unter dieſem Geſichtspunkte erſcheint es auch als ſchwerer Ver⸗ 
ſtoß, wenn dieſelben Staaten zugleich als Kläger und als Richter 
auftreten. Kläger war Frankreich, das zuerſt den Rat angerufen und 
dann eine förmliche Anklageſchrift vorgelegt hatte. Kläger waren 
nicht minder England und Italien, die ſich in der Entſchließung von 
Streſa die franzöſiſche Auffaſſung zu eigen gemacht hatten. Es war 
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eine offenkundige Verletzung aller Rechtsgrundſätze, wenn fie es dann 
waren, die den Urteilsentwurf einbrachten und durch ihr politiſches 
Gewicht ſeine Annahme erzwangen. Wieder war es de Madariaga, 
der den Finger auf die Wunde legte, indem er mit überhöflicher Ironie 
erklärte, daß es die Bande der Freundſchaft und Verehrung, die ſein 
Land mit England, Frankreich und Italien verbinden, unterſchätzen 
hieße, wenn man annehmen wollte, daß er ſich dem Entwurf der Ent⸗ 
ſchließung gegenüber vollkommen frei fühle. 

Doch ſo ſchwer dieſe Verfahrensmängel ins Gewicht fielen, ſo 
empfindlich fie das Rechtsbewußtſein verletzten, verblaßten fie doch vor 
der Mißachtung allen Rechts, die im Inhalt der auf dieſer Grund⸗ 
lage am 17. April vom Rat gefaßten Entſchließung zutage trat. 
Lieſt man fie, fo erſcheint es faſt unverftändlich, wie es möglich war, 
daß im Lichte der Weltöffentlichkeit ein Schriftſtück verfaßt und 
bekanntgegeben wurde, das allem Rechtsgefühl ins Geſicht ſchlägt und 
zugleich Unwiſſenheit und Unwahrhaftigkeit zur Schau trägt, das mit 
liſtiger und doch fo durchſichtiger Dialektik das Recht beugt. 

Die Entſchließung bekannte ſich in ihren Ausgangspunkten zur 
franzöſiſchen Auffaſſung. Sie betonte, daß die gewiſſenhafte Ein⸗ 
haltung aller Vertragsverpflichtungen eine Grundregel des interna⸗ 
tionalen Lebens und daß es ein Hauptgrundſatz des Völkerrechts ſei, 
daß keine Macht ſich von den Verpflichtungen eines Vertrages 
anders als im Einbernehmen mit ihren Vertragspartnern befreien 
dürfe. Die Verkündung des deutſchen Wehrgeſetzes vom 16. März 
1935 ſtehe im Widerſpruch zu dieſen Normen. Sie könne daher 
kein Recht ſchaffen und erſcheine als Bedrohung der europäiſchen 
Sicherheit. Auch habe Deutſchland auf ſolche Weiſe die ſeit dem 
3. Februar ſchwebenden Verhandlungen geſtört. Daraufhin, ſo heißt 
es dann weiter, „erklärt der Rat, daß Deutſchland gegen die allen 
Mitgliedern der internationalen Gemeinſchaft obliegende Pflicht der 
Einhaltung übernommener Verbindlichkeiten verſtoßen habe, und ver⸗ 
urteilt jede einſeitige Aufkündigung internationaler Verpflichtungen“. 
Nichtsdeſtoweniger fordert er im Anſchluß daran die Regierungen, 
von denen das Programm vom 3. Februar ansgegangen war oder die 
ſich ihm angeſchloſſen hatten, auf, die begonnenen Verhandlungen fort⸗ 
zuſetzen, um das in dieſem Programm bezeichnete Ziel der Sicherung 
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des Friedens zu erreichen. Abſchließend beauftragt er einen Ausſchuß, 
der aus den Vertretern Chiles, Frankreichs, Großbritanniens, Hol⸗ 
lands, Italiens, Jugoſlawiens, Kanadas, Polens, Portugals, Ruß⸗ 
lands, Spaniens, der Türkei und Ungarns zu bilden iſt, Maßnahmen 
vorzuſchlagen, die in Zukunft zu ergreifen wären, wenn ein Staat 
durch einſeitige Aufkündigung internationaler Pflichten den Frieden 
gefährden ſollte. 

So hatte allerdings Frankreich ſein verborgenes Ziel nicht erreicht. 
Der Rar hatte ſich nicht entſchloſſen, Sanktionsmaßnahmen gegen 
Deutſchland anzuwenden, und hatte ſich, wie ſo oft ſchon in ſeiner 
Prapis, darauf beſchränkt, ſich durch die Einſetzung eines Ausſchuſſes 
aus der Verlegenheit zu helfen. Noch dazu hatte er in dem dieſem 
erteilten Auftrage zum Ausdruck gebracht, daß Maßnahmen nur in 
Zukunft und im Wiederholungsfalle ergriffen werden würden. Aber 
das vermochte nichts an der Tatſache zu ändern, daß die Entſchließung 
an ſich einen ſchweren Rechtsbruch bedeutete. 

Flüchtiges Nachblättern in jedem beliebigen Lehrbuch des Völker⸗ 
rechts hätte die Mitglieder des Rats davon überzeugen müſſen, daß 
jene Sätze, die an den Eingang der Entſchließung geſtellt und zu 
ihrer Grundlage gemacht wurden, gänzlich unhaltbar ſind und niemals 
gegolten haben. Niemals war es eine Grundregel des Völkerrechts, 
daß alle vertraglichen Verpflichtungen aufrechterhalten werden müſſen 
und daß keine Macht ſich aus einem Vertrage ſelbſt löſen dürfe. 
Immer gab es den Begriff des Staatsnotſtandes, gab es die Lehre 
von der clausula rebus sic stantibus, und immer war anerkannt, 
daß der Vertragsbruch des Gegners zum Rücktritt berechtigt. So 
ergibt ſich, abgeſehen ſelbſt von den höheren Geſichtspunkten eines 
wahren Völkerrechts, ſogar aus der formalen und poſitiviſtiſchen 
Rechtslehre, die Frankreich vertritt, die Befugnis Deutſchlands, ſo zu 
handeln, wie es getan hat. 

Es bedarf auch keiner Widerlegung der tatſächlichen Behauptungen, 
die in der Entſchließung an jene unrichtigen Leitſätze anknüpfen. Die 
Schaffung eines Heeres, das im beſten Falle genügt, um die offenen 
Grenzen Deutſchlands gegen die bewaffneten Millionen ſeiner Nach⸗ 
barn zu verteidigen, gefährdet den Frieden nicht, ſondern ſichert ihn. 
Vollends bedarf es keines Wortes zur Widerlegung des Vorwurfs 
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der Illoyalität, die darin liegen fol, daß Deutſchland das Geſetz vom 
16. März während des Schwebens der Verhandlungen verkündete. 
Es genügt eine bloße Erinnerung an die vorher ergriffenen, zugeſtan⸗ 
denerweiſe gegen Deutſchland gerichteten Aufrüſtungsmaßnahmen 
Englands und Frankreichs. 

Weil alles das fo iſt, bricht der Spruch in ſich zuſammen, den auf 
dieſer Grundlage der Rat zu fällen ſich angemaßt hat. Die Rechts⸗ 
ſätze, auf denen er ſich aufbaute, waren ebenſo unhaltbar wie die tat⸗ 
ſächlichen Behauptungen, auf die er ſich ſtützte. Er war null und 
nichtig und bedeutete eine Verurteilung nur derer, die ihn verkündeten. 
Seine Rechtswidrigkeit wurde dadurch nicht geringer, daß nach Mit⸗ 
teilungen der „Times“ vom 17. April in letzter Stunde eine Ab⸗ 
ſchwächung der urſprünglichen Faſſung vorgenommen und eine un⸗ 
mittelbare Verurteilung oder Verdammung des deutſchen Schrittes 
unterblieben war. Allerdings trat hierbei noch eine nicht uninter⸗ 
eſſaute Verſchiedenheit zwiſchen dem engliſchen und dem franzöſiſchen 
Wortlaut zutage. Während es in dieſem hieß, daß der Rar die ein⸗ 
ſeitige Aufkündigung internationaler Verpflichtungen verurteile oder 
verdamme (condamne), begnügte der engliſche Wortlaut ſich damit, 
ſie für unzuläſſig zu erklären (admits no unilateral repudiation). 
Das erklärt ſich ſicherlich nicht allein aus der ſo oft hervortretenden 
Schwierigkeit einer völlig übereinſtimmenden Formulierung in zwei 
derſchiedenen Sprachen. Vielmehr kommt darin unverkennbar eine 
politiſch beachtliche Abtönung zum Ausdruck. Vom rechtlichen Stand⸗ 
punkte aber iſt auch das bedeutungslos. 

Vollends bedeutungslos war die Einſetzung jenes Ausſchuſſes, deſſen 
Tätigkeit denn auch zu keinerlei brauchbaren Ergebniſſen geführt, viel⸗ 
mehr nur dem Aktenwuſt um den Art. 16 einen neuen Stoß hinzu⸗ 
gefügt hat. 

So konnte ſich die Reichsregierung darauf beſchränken, in einer Note 
dom 20. April den an dieſer Entſchließung beteiligten Regierungen 
das Recht abzuſprechen, ſich zu Richtern über Deutſchland aufzuwerfen, 
die Entſchließung als den Verſuch einer erneuten Diskriminierung 
Deutſchlands zu kennzeichnen und ihn auf das entſchiedenſte zurückzu⸗ 
weiſen. In einem abſchließenden Satze behielt ſich die Reichsregierung 
dann noch vor, ihre Stellungnahme zu den in dieſer Entſchließung be⸗ 
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handelten Einzelfragen zu gegebener Zeit bekanntzugeben. Das iſt 
einen Monat ſpäter, am 21. Mai in einer Reichstagsrede des Führers 
geſchehen, die in 13 Punkten Deutſchlands Vorſchläge zur Regelung 
der internationalen Verhältniſſe darlegte. 

Hier wurde die Genfer Enutſchließung nochmals mit allem Nach⸗ 
druck abgelehnt. Zugleich erklärte Deutſchland ſeine Bereitwilligkeit, 
„ſich an einem Syſtem kollektider Zuſammenarbeit zur Sicherung des 
europäiſchen Friedens zu beteiligen“. Aber es wies auf die Notwen⸗ 
digkeit hin, dieſe Zuſammenarbeit nicht von vornherein dadurch zum 
Scheitern zu bringen, daß man ein allzu weit geſpanntes Programm 
aufſtellt. Da ein völliger Ausgleich der einander widerſprechenden 
Intereſſen nicht zu ermöglichen fei, müſſe man ſich mit einem Miinimal⸗ 
programm begnügen, und auch dieſes könne nur ſchrittweiſe verwirk⸗ 
licht werden. Zudem ſei es notwendig, mit der geſchichtlichen ert 
entwicklung zu rechnen und die Möglichkeit einer Reoiſion der abge: 
ſchloſſenen Verträge offen zu halten. 

Unter dieſen Vorausſetzungen ſei Deutſchland zu Verhandlungen 
bereit. An dem Programm des Aufbaus ſeiner Wehrmacht werde es 
unter allen Umſtänden feſthalten. Eine Beſchränkung der Bewaffnung 
hingegen käme inſoweit in Frage, als die anderen Mächte ſich ihr 
gleichfalls unterwerfen würden. Insbeſondere würde Deutſchland 
jeder Regelung zuſtimmen, durch die die für den Angriff beſonders 
geeigneten ſchweren Waffen beſeitigt würden. Es ſei gewillt, die 
Stärke der deutſchen Flotte auf 330/ der engliſchen zu begrenzen und 
ſich damit zu begnügen, die deutſche Luftwaffe auf gleicher Höhe mit 
der der einzelnen Weſtmächte zu halten. Infolgedeſſen könne durch 
die Feſtſetzung einer Höchſtzahl jedes Wettrüſten vermieden werden. 
Darüber hinaus ſei Deutſchland bereit, Nichtangriffspakte mit den 
Nachbarſtaaten zu ſchließen und die Locarno⸗Verträge durch ein Luft⸗ 
abkommen zu ergänzen. Desgleichen hege es den Wunſch, eine 
Hnmanifierung des Krieges herbeizuführen und fi) über eine mora⸗ 
liſche Abrüſtung zu einigen, durch die die Kriegshetze in Wort und 
Schrift, Film und Theater unterbunden würde. 
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Mit alle dem hatte Deutſchland neue, unbeſtreitbar annehmbare 
und zweckmäßige Ausgangspunkte für die weiteren Verhandlungen 
gewieſen. Aber es waren andere Ausgangspunkte als die, die Frank⸗ 
reich gewählt und der Rat ſich zu eigen gemacht hatte. Wenn man 
ſich ihrer bediente, konnte man zwar zu einer Befriedung Europas 
im Rahmen bölliger Gleichberechtigung der Mächte gelangen, nicht 
aber zu der in Paris wie in Genf gewollten dauernden Minderberech⸗ 
tigung und MNiederhaltung Deutſchlands. Dazu blieb unter formalen 
Geſichtspunkten die Tatſache beſtehen, daß Deutſchland das Geſetz vom 
16. März aufrechterhielt und zur Ausführung brachte und daß es 
die Entſchließung des Rats vom 17. April ſchlechtweg zurückwies. 
Wollte der Rat das Geſicht wahren, ſo konnte er es dabei nicht be⸗ 
wenden laſſen. Er mußte etwas tun, um ſeiner Entſchließung zur 
Geltung zu verhelfen. Die Beratungen des neubegründeten Drei⸗ 
zehner⸗Ausſchuſſes, deren Fruchtloſigkeit jedermann vorausſah, konnten 
darüber nicht hinwegtäuſchen. 


Es geſchah jedoch nichts, und Deutſchland konnte ungehindert und 
ungeſtört ſeinen Weg gehen. Die Liga der Nationen war nicht im⸗ 
ſtande, den Worten die Tat folgen zu laſſen. Sie war gebunden 
durch einen Konflikt, der bald in ihrer Mitte ausbrechen ſollte und 
der ſich jetzt ſchon bedrohlich ankündigte. In klarer Erkenntnis dieſer 
Sachlage hatte Deutſchland den richtigen Augenblick für die Zurück⸗ 
weiſung der Herausforderung der Weſtmächte gewählt. Frankreich 
aber mußte den Mißerfolg ſeiner gegen Deutſchland gerichteten 
Politik hinnehmen, da es ſelbſt die Lage geſchaffen hatte, durch die nun 
die weitere Entwicklung beſtimmt wurde. 

Am 7. Januar 1935 waren jene Römiſchen Vereinbarungen ge⸗ 
ſchloſſen worden, in deren Rahmen Frankreich Italien freie Hand für 
5 Verwirklichung ſeiner abeſſiniſchen Pläne zugeſtanden hatte. Italien 
zoͤgerte nicht, davon Gebrauch zu machen. Ein Zwiſchenfall, der ſich 
ih: Dezember 1934 in der zwiſchen Abeſſinien und Erythräa ſtrit⸗ 
tigen Grenzzone an den Brunnen von Ual-Ual abgefpielt hatte, wurde 
zum Ausgangspunkte eines Streits, der zu endloſen Verhandlungen 
vor dem Genfer Rat führte und ſich von Monat zu Monat ſchärfer 


80 P 


zufpigte. Immer deutlicher wurde erkennbar, daß der Rat außer⸗ 
flande fein würde, ihn beizulegen, und daß feine Austragung mit den 
Waffen nicht zu vermeiden ſein würde. Dabei war unſchwer voraus⸗ 
zuſehen, daß England ſich den italieniſchen Plänen entgegenſtellen 
und daß die Liga genötigt ſein würde, Abeſſinien ihre Unterſtützung 
zu leihen. 


Sicherlich konnte Italien ſich auf das klaſſiſche Völkerrecht berufen, 
das jedem ſouveränen Staate das jus ad bellum, das Recht, nach 
eigenem Ermeſſen Krieg zu führen, unbeſchränkt zugeſteht. Sicherlich 
konnte es ſich auch darauf ſtützen, daß die Ausdehnung ſeines afrika⸗ 
niſchen Kolonialbeſitzes eine Lebensnotwendigkeit für ſein auf engem 
Raum zuſammengepferchtes Volk darſtellte. Micht minder fiel in die 
Waagſchale, daß Abeſſinien keinen Anſpruch darauf erheben konnte, als 
gleichberechtigter zivilifierter Staat betrachtet zu werden, daß die über⸗ 
wiegende Maſſe ſeiner Bevölkerung von dem nur eine Minderheit dar⸗ 
ſtellenden hamitiſch⸗ſemitiſchen Volk der Amharen geknechtet und aus⸗ 
geſogen wurde und daß die natürlichen Reichtümer des Landes un⸗ 
genutzt blieben. Aber dem ſtand die Tatſache gegenüber, daß 
Abeſſinien ſeit 1923 Mitglied der Genfer Liga war und daß dieſer 
daher ſatzungsgemäß die Verpflichtung oblag, ſeine Unabhängigkeit 
und feine gebietliche Unverſehrtheit zu ſchützen. So ergab ſich ein Zu⸗ 
ſammenprall zwiſchen dem Völkerrecht und dem aus den Pariſer 
Friedensberträgen hervorgegangenen Völkerbundsrecht, das für die Liga 
beſtimmend war, ein Zuſammenprall, der fie bis in ihre Grundfeſten 
erſchüttern, ſie lahmlegen und handlungsunfähig machen ſollte. 


War das Kommen dieſer Entwicklung ſchon im Frühjahr 1935 zu 
ſpüren, ſo begann ſie ſich voll auszuwirken, nachdem am 3. Oktober 
die italieniſchen Truppen die Grenzen Abeſſiniens überſchritten hatten. 
Jetzt erklärte der Rat Italien für ſatzungsbrüchig, und im unmittel⸗ 
baren Anſchluß daran wurde ein beſonderer Ausſchuß der Mitglied⸗ 
ſtaaten geſchaffen, der über die anzuwendenden Sanktionen beraten 
ſollte. In ſeinem Rahmen ſpielten ſich jene ſeltſamen Vorgänge ab, 
die die Liga ihres letzten Anſehens in der Welt beraubten, die zugleich 
eine neue Konſtellation der europäiſchen Mächte herbeiführten und die 
dadurch auch für Deutſchlands Außenpolitik von Bedeutung wurden. 
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Die Liga wollte Sanktionen, das heißt Strafmaßnahmen gegen 
Italien anwenden. Darauf drang England, das eine Erweiterung des 
italieniſchen Kolonialbeſitzes als Bedrohung ſeiner beherrſchenden 
Stellung in Afrika anſah und das vor allem das im Nordweſten 
Abeſſiniens belegene Tanabecken mit den Nilquellen, von dem die Be⸗ 
wäſſerung des Sudan und Aegyptens abhängt, nicht in italieniſcher 
Hand ſehen wollte. Darauf mußte Frankreich dringen, wenn es 
nicht die von ihm ſelbſt geſchmiedete Waffe gegen Deutſchland, die die 
Liga der Nationen darſtellte, zerbrechen wollte. Gerade dadurch aber 
ſah es ſich in ſeine eigenen allzu liſtig geſponnenen Pläne verſtrickt. 
Durch die Preisgabe Abeſſiniens hatte es Italien gewinnen wollen, 
und nun ſtand es vor der Gefahr, ſich mit ihm völlig zu verfeinden. 
Dazu kam, daß England zwar Italien an der Erreichung ſeiner Ziele 
hindern, daß es aber keinesfalls in einen Krieg verwickelt werden 
wollte. Es hatte feine Rüſtungen vernachläffige und fühlte fi) einer 
bewaffneten Auseinanderſetzung nicht gewachſen. Gewiß war ſeine 
Flotte ſtärker als die Italiens. Aber Italien verfügte über eine 
zahlreiche und vortrefflich ausgebildete Luftwaffe, und das Kräftever⸗ 
hältnis zwiſchen Flugzeug und Kriegsſchiff war völlig ungeklärt. 

So ergab ſich denn ein merkwürdiges Bild. Unter der Führung 
Englands und Frankreichs wurden Sanktionen gegen Italien be⸗ 
ſchloſſen und durchgeführt. Man unterband die Lieferung von Kriegs⸗ 
gerät und ſperrte die Zufuhr einer langen Reihe von Waren. Aber 
man bermied es ſorgfältig, in ihr umfangreiches Verzeichnis diejenigen 
Waren aufzunehmen, deren Ausfall Italiens Kriegsführung ernſtlich 
behindert hätte. Hatte dieſes doch unzweideutig zu erkennen gegeben, 
daß es ein ſolches Vorgehen als feindſelige Handlung betrachten und 
daraus die Schlußfolgerungen ziehen würde. Dem wollte man um 
jeden Preis ausweichen, und ſo konnte es geſchehen, daß der Vertreter 
Kanadas im Sanktionsausſchuß einen völligen Mißerfolg erlebte, als 
er einen Monat nach feiner Begründung, am 6. November, beantragte, 
die Ausfuhr von Oel, Kohle und Eiſen nach Italien zu ſperren. Allan 
behandelte dieſen Antrag zunächſt nach den in Genf üblichen Methoden 
der Verzögerung, berief dann, nachdem in Kanada ein Regierungs⸗ 
wechſel eingetreten war, ſeinen Urheber ab und tat, als ſei damit der 
Antrag hinfällig geworden. 
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Italien erkannte die Schwäche feiner Gegenſpieler. Es beharrte 
auf dem von ihm eingeſchlagenen Wege und wußte ſein Ziel zu er⸗ 
reichen. In überraſchend kurzer Zeit überwand es die ſich aus der 
Natur des Landes ergebenden Hinderniſſe und warf die tapfer kämpfen⸗ 
den, aber ſchlecht geführten, unzulänglich bewaffneten und mit der 
europäiſchen Kriegstechnik nicht vertrauten Truppen des Negus 
Negeſti nieder. Schon am 5. Mai 1936 wurde Addis Abeba ge⸗ 
nommen und am o, die Einverleibung Abeſſiniens feierlich verkündet. 
Die Liga der Nationen war dadurch endgültig vor die Wahl geſtellt, 
entweder mit allen Machtmitteln gegen Italien einzuſchreiten und das 
ſtaatliche Daſein des Bundesmitgliedes Abeſſinien wiederherzuſtellen, 
oder die nun völlig ſinnlos gewordenen Sanktionen in aller Form fallen 
zu laſſen. Da ein militäriſcher Eingriff unter den gegebenen Verhält⸗ 
niſſen nicht in Frage kam, blieb nur die zweite Möglichkeit offen. 
Nach langen Verhandlungen beſchloß der Sanktionsausſchuß am 
6. Juli, den Regierungen der Mitgliedſtaaten die Aufhebung der 
Sanktionen zu empfehlen. Damit war ein neues ſehr unrühmliches 
Kapitel in der Geſchichte der Liga zum Abſchluß gekommen. Doch die 
Folgen der von ihr eingenommenen Haltung blieben beſtehen und 
mußten ſich weiter auswirken. 

Sowenig Italien durch die Sanktionen behindert worden war, hatte 
es doch ihre Verhängung als einen Verſuch angeſehen, es an der Er⸗ 
reichung eines lebenswichtigen Zieles zu verhindern. Mit heftiger 
Erbitterung hatte es darauf geantwortet und hatte jeden daran betei⸗ 
ligten Staat als Feind betrachtet. Es ließ keinen Zweifel daran, 
daß es die Veranwortung für die Handlungsweiſe der Liga England 
und Frankreich zuſchiebe, und trug vor allem dieſem gegenüber, das 
die in den Römiſchen Vereinbarungen übernommenen Verpflichtungen 
verletzt hatte, offene Feindſeligkeit zur Schau. Umgekehrt erkannte 
es unumwunden die Haltung derjenigen Staaten an, die am Sanktions⸗ 
feldzuge nicht teilnahmen. 

Dazu gehörten aus der Zahl der Bundesmitglieder Albanien, 
Oeſterreich und Ungarn, die gleich zu Beginn offen erklärt hatten, 
daß De ſich angeſichts ihres engen Freundſchaftsberhältniſſes zu Italien 
an den gegen dieſes gerichteten Maßnahmen nicht beteiligen würden. 
Dazu gehörten von den überſeeiſchen Staaten Braſilien, gehörte auch 
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Japan, die beide aus dem Bunde ausgeſchieden waren. Dazu ge⸗ 
hörte insbeſondere Deutſchland, deſſen Kündigungsfriſt erſt am 21. Ok⸗ 
tober 1935 ablief, das alſo bei Beginn des Sanktionsverfahrens 
formell noch Bundes mitglied war. Es hatte jedoch von dem Tage ab, 
da es die Kündigung ausgeſprochen hatte, ſeine Mitarbeit in Genf 
eingeſtellt, wie das dem Brauch entſprach. Darüber hinaus hatte 
der Führer und Reichskanzler ſchon in einer zu Nürnberg am 15. Sep⸗ 
tember gehaltenen Rede gerade im Hinblick auf den heranreifenden 
abeſſiniſchen Konflikt betont, daß Deutſchland zu Vorgängen, die es 
nicht betreffen, keine Stellung nehme und in ſolche Vorgänge nicht 
hineingezogen werden wolle. Noch deutlicher hatte ſich dann am 
7. Nobember die „Deutſche Diplomatiſch⸗Politiſche Korreſpondenz“ 
ausgeſprochen. Deutſchland, ſo hieß es dort, lehne alles ab, was es 
in Widerſpruch zu ſeinem unbedingten Friedenswillen bringen könnte. 
Es wolle ſich auch nicht an dem Leiden anderer Völker bereichern und 
halte deshalb die Rolle des Kriegsgewinnlers für unvereinbar mit einer 
verantwortungsbewußten und von der Sorge um den Frieden beſtimm⸗ 
ten Politik. Dementſprechend machte es durch ein Geſetz vom 6. No— 
vember die Ausfuhr von Kriegsgerät von der Erteilung einer ſtaatlichen 
Genehmigung abhängig und erließ unter dem 9. November ein Aus⸗ 
fuhrberbot für gewiſſe Rohſtoffe. Gewiß nahm es fo feine eigenen 
militäriſchen und wirtſchaftlichen Intereſſen wahr. Nicht minder 
weſentlich aber war, daß es damit jede Beteiligung an den Sanktionen 
verweigerte und fich zugleich, ohne eine förmliche Neutralitätserklärung 
zu erlaſſen, zu einer neuen, veredelten Auffaſſung der Neutralität be 
kannte. Es trat dadurch in einen bewußten und ganz klaren Gegenſatz 
zu den Gedankengängen, die bisher unangefochten geherrſcht hatten und 
für die geltenden Haager Abkommen über die Neutralität im Land⸗ 
wie im Seekriege maßgebend waren. Dieſen zufolge war den Neu⸗ 
tralen zwar jede militäriſche Unterſtützung der Kriegführenden unter⸗ 
ſagt. In wirtſchaftlicher Beziehung aber hatten ſie freie Hand und 
insbeſondere waren fie nicht verpflichtet, die Ausfuhr oder Durchfuhr 
von Kriegsgerät zu verhindern. Ihre Staatsangehörigen hatten dem⸗ 
gemäß die uneingeſchränkte Möglichkeit, Waffen, Munition und 
überhaupt alles, deſſen ein Heer oder eine Flotte bedarf, an die Parteien 
zu liefern. Im Weltkriege hat ſich denn auch mit erſchreckender 
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Klarheit der Unwert dieſer Neutralität gezeigt, und kein neutraler 
Staat hat darauf verzichtet, ſich am Handel mit den Parteien zu 
bereichern. Jetzt geſchah es zum erſtenmal, daß ein Land eine der⸗ 
artige Bereicherung ablehnte, daß es nicht Kriegsgewinnler ſein wollte. 
Damit klang ein ſittlicher Gedanke auf, der jetzt noch verhallen ſollte, 
der ſich aber vielleicht doch einmal durchſetzen und befruchtend auf das 
Völkerrecht einwirken wird. 

Wie dem auch ſei, zunächſt wurde Deutſchlands Haltung in Italien 
mit Anerkennung und Dankbarkeit aufgenommen. Sie führte im 
weitern Verlauf dazu, daß der Gegenſatz, der ſich 1934 zwiſchen beiden 
Staaten aufgetan hatte, überbrückt wurde und daß eine neue An⸗ 
näherung zwiſchen beiden Staaten und Völkern ſich anbahnte. 

Frankreich hingegen hatte mit ſeinem Doppelſpiel das Gegenteil 
deſſen erreicht, was es anſtrebte. Es hatte Italien von Deutſchland löſen 
und in feine Front einreihen wollen. Nun war eine Entfremdung ein- 
getreten, die bis zu offener Gegnerſchaft anwachſen ſollte. Zugleich 
hatte es das Schwert, das es 191g geſchmiedet hatte, abgeſtumpft, 
die praktiſche Unanwendbarkeit des Sanktionsſyſtems dargetan und 
dem Anſehen der Liga der Nationen einen Stoß verſetzt, der nicht 
wieder gutgemacht werden konnte. 


14. Der franzöſiſch⸗ſowjetruſſiſche Beiſtandspakt 


Graf Schuwalow, der in den ſtebziger Jahren ruſſiſcher Bot⸗ 
ſchafter in Berlin war, hat das hernach ſo bekannt gewordene Wort 
geprägt, daß Bismarcks Schlaf durch den Alpdruck der Koalitionen 
geſtört werde. Das Gegenſtück dazu ſtellte ſeit jeher, ſtellte in ver⸗ 
ſtärktem Maße während der Nachkriegszeit Frankreich dar, dem jede 
Koalition als Verkörperung ſeiner ſchönſten Wunſchträume erſchien 
und erſcheint. Aus dieſer Denkweiſe heraus hatte es den Bündnis⸗ 
verfrägen mit Belgien, Polen und der Tſchecho⸗Slowakei, den Freund⸗ 
ſchafts- und Garantieverträgen mit Jugoſlawien und Rumänien, der 
einem Bündnis gleichkommenden Verſtändigung mit Großbritannien 
den Beiſtandspakt mit der Sowjetunion vom 2. Mai 1935 binzu- 


gefügt. 
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Dieſer Pakt ſtellte einen neuen Typus dar. Durch ihn verpflich⸗ 
teten ſich die Partner zur gegenſeitigen Hilfeleiſtung für den Fall, 
daß einer von ihnen von einem dritten Staate angegriffen würde. 
Es ging alſo nicht eigentlich um ein Bündnis, und es iſt inſofern nicht 
ganz richtig, wenn das politiſche Schrifttum das Verhältnis zwiſchen 
Frankreich und der Sowjetunion als ſolches bezeichnet. Formal iſt hier 
ſogar ein Unterſchied gegeben, der auf den erſten Blick von entſcheiden⸗ 
der Bedeutung zu ſein ſcheint. Beſteht doch das Weſen des Bünd⸗ 
niſſes in der Vereinbarung über eine gemeinſam zu befolgende Politik, 
fei es auf allen Gebieten, ſei es in beſtimmten Einzelfragen. Daraus 
erwächſt dann als notwendige Folge die Pflicht zu gegenſeitiger Unter⸗ 
ſtützung. Der Beiſtandspakt hingegen kennt eine ſolche gemeinſame 
Politik nicht. Er faßt nur die Möglichkeit eines Angriffs von ſeiten 
eines dritten Staates ins Auge und ſetzt ihm gegenüber die Verpflich⸗ 
tung zur Hilfeleiſtung feſt. In Wirklichkeit aber iſt dieſer Unterſchied 
bloß ſcheinbar. Ja, man kann ſagen, daß nur eine Vertauſchung von 
Urſache und Wirkung, von Vorausſetzung und Schlußfolgerung vor⸗ 
genommen wird. Wie dort aus der gemeinſamen Politik ſich die 
Beiſtandspflicht ergibt, ſo führt hier die Beiſtandspflicht zwangsläufig 
zu einer gemeinſamen Politik. Wenn ſchon ein Beiſtandspakt in der 
Regel nur zwiſchen Staaten abgeſchloſſen werden wird, die ohnehin in 
engen Beziehungen zueinander ſtehen, fo wird darüber hinaus unver⸗ 
meidlich nach dem Abſchluß ſtets eine gegenſeitige Beeinfluſſung ſtatt⸗ 
finden, da keine der beiden Parteien ſich durch Verwicklungen wird 
überraſchen laſſen wollen, die ſich aus der Politik der andern ergeben 
können. Man kann daher trotz des formalen Unterſchiedes Bündnis⸗ 
verträge und Beiſtandspakte ihrem Weſen und ihren Auswirkungen 
nach einander grundſätzlich gleichſtellen. 

Nun ſtehen aber Bündniſſe und Beiſtandspakte zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Liga der Nationen an ſich im Widerſpruch zu ihrer 
Satzung. Durchaus mit Recht hatte der Präſident Wilſon in Punkt 3 
ſeiner Rede dom 27. September 1918 die Forderung aufgeſtellt, daß 
es innerhalb des Völkerbundes „keine Bündniſſe oder Verbindungen, 
Sonderabkommen oder Sonderverſtändigungen“ geben darf. In der 
Tat hätte das dem Geiſte eines Völkerbundes, wie Wilſon ihn ſich 
urſprünglich vorgeſtellt hatte, durchaus widerſprochen. Sollte dieſer 
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doch, wie es in demſelben Punkt z heißt, „eine gemeinſame und gemein⸗ 
ſchaftliche Familie“ darſtellen, und iſt es doch nicht wegzuleugnen, daß 
jedes Bündnis mit der Herſtellung eines engern Verhältniſſes zwiſchen 
den Partnern unvermeidlich einen Gegenſatz zu dritten Staaten 
ſchafft. Ganz folgerecht erklärte denn auch die Satzung in Art. 20 die 
Aufhebung aller „Verpflichtungen und Verſtändigungen, die mit ihren 
Vorſchriften unvereinbar ſind“, und verpflichtete die Mitglieder, ſolche 
Verpflichtungen und Verſtändigungen in Zukunft nicht mehr einzu⸗ 
gehen. Schon während der Ausarbeitung der Satzung ergaben ſich 
jedoch Schwierigkeiten für die Durchführung dieſes Gedankens. 
Präſident Wilſon gelangte zu der Ueberzeugung, daß der Senat 
dem Beitritt zur Liga widerſprechen würde, wenn nicht ein Vor⸗ 
behalt zugunſten der Monroe⸗Doktrin gemacht würde. Allerdings 
ſtellte dieſe in Wirklichkeit nichts anderes dar als ein politiſches Pro⸗ 
gramm der Vereinigten Staaten und fiel ſomit nicht unter das Ver⸗ 
bot des Punkt 3 vom 27. September 1918 und des Art. 20. Da 
ſich aber aus ihr nach amerikaniſcher Auffaſſung ein ſich über den 
ganzen Kontinent erſtreckendes Schutzrecht der Vereinigten Staaten 
ergab und da auf ſolche Weiſe eine engere Verbindung zwiſchen den 
Republiken der Neuen Welt hergeſtellt wurde, beantragte der Prä⸗ 
ſident die Einfügung eines Vorbehalts zugunſten der Monroe⸗ 
Doktrin. Frankreich jedoch ergriff dieſe Gelegenheit, um einen weitern 
Vorbehalt zu fordern, der ihm erlauben ſollte, ein Bündnisſyſtem zu 
ſchaffen, mit deſſen Hilfe es die ihm durch den Krieg zugefallene Vor⸗ 
machtſtellung aufrechtzuerhalten hoffte. So kam es zur Formulierung 
des Art. 21, dem zufolge einerſeits Schiedsgerichtsverträge, anderer⸗ 
ſeits aber „Regionalpakte wie die Monroe⸗Doktrin, die die Erhaltung 
des Friedens ſichern“, als ſtatthaft gelten ſollten. Dieſe Beſtimmung 
nutzte dann Frankreich, um Europa mit einem Netz ſolcher Regional⸗ 
pakte zu überziehen, die zwar nicht der Erhaltung des Friedens, wohl 
aber der Aufrechterhaltung der Pariſer Diktate dienen ſollten. Die 
Kleine Entente gehörte ebenſo hierher wie die Bündniſſe und die 
Freundſchafts⸗ und Garantieverträge, die Frankreich ſelbſt abſchloß und 
durch die der Begriff des Regionalpakts in völlig unzuläſſiger Weiſe 
erweitert wurde. Ging es doch bei ihnen nicht mehr um eine Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen Staaten, die einer beſtimmten Region angehörten 
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und durch die die Verhältniſſe innerhalb dieſer Region geregelt wurden, 
ſondern um politiſche Verträge, durch die Frankreich ein entſcheidender 
Einfluß auf das Geſchick einer Region geſichert wurde, der es ſelbſt 
nicht angehörte. Vollends war es ein Widerſinn und ein grober Miß⸗ 
brauch des Art. 21, wenn ein zwiſchen Frankreich und der Sowjetunion 
geſchloſſener Vertrag unter den Begriff des Regionalpakts gebracht 
wurde. 

Darüber hinaus verftieß der Beiſtandspakt vom 2. Mai 1935 gegen 
weitere grundlegende Beſtimmungen der Satzung. Das trat am deut⸗ 
lichſten in ſeinem Art. 3 zutage, der den eigentlichen Kernpunkt des 
ganzen Vertrages darſtellt. In ihm verpflichteten Frankreich und 
die Sowjetunion ſich zu ſofortiger Hilfeleiſtung nach Art. 16 der 
Satzung, falls eines von ihnen das Ziel eines nicht herausgeforderten 
Angriffs von ſeiten eines europäiſchen Staates werden ſollte. Er⸗ 
gänzend ſagt dazu Abſchnitt I des dem Vertrage hinzugefügten Proto⸗ 
kolls, daß die Parteien gegebenen Falles im Einvernehmen miteinander 
handeln werden, um den Rat der Liga zu veranlaſſen, daß er die in 
Art. 16 vorgeſehenen Empfehlungen mit all der Schnelligkeit aus⸗ 
ſpreche, die die Umſtände erfordern werden. Sollte aber der Rat aus 
irgendeinem Grunde keine Empfehlungen ausſprechen oder nicht zu 
einem einſtimmigen Beſchluſſe gelangen, fo müßte die Beiſtandspflicht 
deshalb nicht weniger erfüllt werden. Das heißt mit anderen Worten, 
daß Frankreich und Rußland zwar zunächſt verfuchen werden, im 
Rahmen der Satzung zu handeln und den Rat zu veranlaſſen, über 
einen ausgebrochenen Konflikt zu entſcheiden. Kommt er aber nicht 
einſtimmig zu der Anſicht, daß Frankreich oder die Sowjetunion trotz 
eigenen friedlichen Verhaltens zum Gegenſtand eines Angriffs ge⸗ 
worden ſind, und wird infolgedeſſen nicht beſchloſſen, den Sanktions⸗ 
apparat gegen ihren Gegner ſpielen zu laſſen, ſo werden ſie dieſen 
Gegner auf eigene Fauſt mit Krieg überziehen. 

Damit nahmen die beiden Verbündeten das Recht in Anſpruch, von 
ſich aus zu entſcheiden, ob ein unprovozierter Angriff von ſeiten ihres 
Gegners vorliegt. Sie maßten ſich eine richterliche Befugnis an, die 
nur einer unparteüſchen Inſtanz zugebilligt werden kann. War es 
ſchon bedenklich, daß dieſe Befugnis von der Satzung dem Rat ein⸗ 
geräumt wurde, der ſich durch politiſche Erwägungen beſtimmen läßt, 
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fo war es ganz unerträglich, daß die Parteien ihre Ausübung für die 
Zukunft an ſich riſſen. Selbſt wenn man ſo weit gehen wollte, ihnen 
den guten Willen zuzubilligen, mußte man mit der hundertfältigen 
geſchichtlichen Erfahrung rechnen, die da zeigt, wie unendlich ſchwierig, 
ja wie unmöglich es iſt, in einem Augenblick politiſcher Hochſpannung 
feſtzuſtellen, ob Angriffshandlungen überhaupt und von welcher Seite 
ſie erfolgt ſind. So wurde gerade durch dieſe Beſtimmungen des 
Beiſtandspakts das ganze Syſtem der Kriegsverhütung, dem die Liga 
dienen ſollte, ausgehöhlt und entwertet. Zugleich wurde dadurch der 
Kellogg⸗Pakt beiſeite geſchoben, den ſowohl Frankreich als die Sowjet⸗ 
union unterzeichnet hatten. Er räumte zwar ſelbſtverſtändlich dem 
Angegriffenen das Recht der Selbſtverteidigung ein. Aber er ge- 
ſtattete nicht, daß deſſen Bundesgenoſſen ſich am Kriege beteiligten. 

Dieſe Verletzung der Vorſchriften der Satzung konnte Deutſch⸗ 
land, das der Liga zu jener Zeit nur noch formell angehörte, nicht 
berühren. Auch zur Wahrung des Kellogg-Paktes brauchte es ſich 
nicht berufen zu fühlen. Für Deutſchland war etwas anderes ent⸗ 
ſcheidend, war entſcheidend die Tatſache, daß der Beiſtandspakt in un⸗ 
überbrückbaren Widerſpruch zu den Locarno-Verträgen vom 16. Ok⸗ 
tober 1925 und insbeſondere zum ſog. Rheinpakt trat, der ihren Kern 
bildete. 

Der Rheinpakt ſtellte feinem Weſen nach einen Nichtangriffspakt 
zwiſchen Deutſchland einerſeits, Frankreich und Belgien andererſeits 
dar, den Großbritannien und Italien als Garanten mitunterzeichneten. 
Deutſchland wie Belgien und Frankreich verpflichteten ſich in ihm, 
unter keinen Umſtänden Gewalt gegeneinander anzuwenden, vielmehr 
jeden Streitfall, der auf diplomatiſchem Wege nicht zu löſen wäre, 
einer Vergleichskommiſſion oder einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 
Sollte trotzdem eine der Parteien eine Angriffshandlung begehen, ſo 
hätte die andere unverzüglich den Genfer Rat anzurufen. Bejahte 
dieſer das Vorliegen eines Angriffs, ſo war das zur Kenntnis der Mit⸗ 
unterzeichner zu bringen, die dem Angegriffenen Beiſtand zu gewähren 
hatten. Die Entſcheidung, ob eine Vertrags verletzung gegeben war, lag 
alſo nicht wie im franzöſiſch⸗ſowjetruſſiſchen Beiſtandspakt bei den Par⸗ 
teien ſelbſt, ſondern beim Rat und damit zugleich bei den Garanten⸗ 
mächten, die die Folgen der unter ihrer führenden Mitwirkung ge: 
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fällten Entſcheidung ſelbſt zu tragen hatten und die ſich ſchon deshalb 
der auf ihnen laſtenden Verantwortung bewußt geweſen wären. Zwar 
hätten unvermeidlich politiſche Erwägungen, die durch die Intereſſen 
der beteiligten Mächte beſtimmt worden wären, mitgeſpielt. Infolge⸗ 
deſſen war eine vollkommene Unparteilichkeit nicht gewährleiſtet. 
Immerhin konnte mit ihr ſo weit gerechnet werden, als das in poli⸗ 
tiſchen Fragen überhaupt möglich iſt. Vor allem aber, das ſei noch⸗ 
mals unterſtrichen, war die Entſcheidung nicht in die Hand einer der 
Parteien gelegt. 

Nun jedoch ergab ſich in Verbindung mit jenem Beiſtandspakt ein 
ganz anderes Bild. Das war in doppelter Hinſicht der Fall. Wenn 
Frankreich glaubte, von Deutſchland angegriffen zu ſein, und wenn 
die Sowjetunion der gleichen Anſicht war, mußte dieſe gegebenenfalls 
gegen Deutſchland vorgehen, auch ohne daß der Rat die Auffaſſung 
dieſer beiden Staaten beſtätigt hätte, und unter Umſtänden mußte ſie 
geradeswegs gegen den Spruch des Rates handeln. Damit war die 
Deutſchland zugeſagte Sicherung erheblich gemindert. Um das zu 
erkennen, ſtelle man ſich etwa den Fall vor, daß ſich an der 
deutſch⸗franzöſiſchen Grenze ein bewaffneter Zwiſchenfall ereignete. 
Frankreich rief den Rat an. Dieſer jedoch fand, daß die Schuldfrage 
ungeklärt war, und lehnte es ab, den Sanktionsapparat gegen Deutſch⸗ 
land in Gang zu ſetzen. Daraufhin griff Rußland in Erfüllung 
ſeiner Beiſtandspflichten Deutſchland an. Es lag auf der Hand, daß 
Frankreich in dem daraus entſprungenen Kriege nicht neutral bleiben 
würde. Ob ſolchenfalls England und Italien Deutſchland zu Hilfe 
eilen würden, wäre eine offene Frage geweſen, da für ſie das Riſtko 
einer Beiſtandsleiſtung infolge der Beteiligung der Sowjetunion in 
einem Maße geſteigert war, das beim Abſchluß des Vertrages nicht 
hatte vorausgeſehen werden können. 

Noch ſchwerer fiel die Nröglichkeit eines Zuſammenſtoßes zwiſchen 
Deutſchland und der Sowjetunion ins Gewicht. War ein ſolcher 
gegeben und behauptete dieſe, von Deutſchland angegriffen zu ſein, 
ſo war Frankreich verpflichtet, gegen Deutſchland vorzugehen. Das 
galt ſogar dann, wenn die Frage des Angriffs ſtrittig war. Das 
galt ganz unzweifelhaft in dem nicht wahrſcheinlichen, aber immerhin 
vorſtellbaren Falle, daß Deutſchland fi) durch irgendwelche Hand⸗ 
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lungen Moskaus tatſächlich veranlaßt ſah, ihm gegenüber Waffen⸗ 
gewalt anzuwenden. Dann wäre der Streit um die Frage gegangen, 
ob dieſe Handlungen als Provokation anzuſehen ſind oder nicht, und 
die Entſcheidung über ſie hätte wieder bei Frankreich gelegen. Wenn 
es fie verneinte, fiel für Deutſchland der Schutz des Locarno-Vertrages 
weg, und es mußte in einem Zweifrontenkriege um ſein Daſein 
kämpfen. 

Bei alledem iſt nicht einmal die Möglichkeit in Betracht gezogen, 
daß Frankreich bösgläubig handelte, daß Moskau auf ſeine Ver⸗ 
anlaſſung und im Einvernehmen mit ihm einen Konflikt mit Deutſch⸗ 
land hervorrief, um eine günſtige Stunde zu ſeiner Niederwerfung zu 
nutzen, und daß hierbei beide mit der Neutralität Englands und 
Italiens rechneten, da Frankreich nun in Erfüllung einer Beiſtands⸗ 
pflicht handelte und deshalb behaupten konnte, ſich eines unprovozierten 
Angriffs nicht ſchuldig gemacht zu haben. 

So war durch den Beiſtandsvertrag der Rheinpakt für Deutſch⸗ 
land jeden Wertes beraubt. Es blieb von ihm nur die einſeitige 
Verpflichtung Deutſchlands beſtehen, Frankreich nicht anzugreifen. 
Frankreich aber hatte ihm gegenüber mittelbar oder unmittelbar völlig 
freie Hand. Unter diefen Umſtänden war es nur eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit, daß Deutſchland nach dem Bekanntwerden des Beiſtands⸗ 
pakts unter dem 25. Mai eine Proteſtnote an alle Locarno⸗Mächte 
richtete, in der es auf die Unvereinbarkeit der beiden Verträge hinwies. 
Die Mächte beſtritten in ihren Antworten die Berechtigung der von 
Deutſchland geltend gemachten Bedenken, indem ſie ſich auf juriſtiſche 
Spitzfindigkeiten zurückzogen. Deutſchland begnügte ſich damit, durch 
ſeine Vertreter in London, Paris, Rom und Brüſſel mündlich mit⸗ 
teilen zu laſſen, daß es feinen Widerſpruch gegen den franzöſiſch⸗ 
ſowjetruſſiſchen Pakt in vollem Umfange aufrechterhalte und daß es die 
Angelegenheit nicht als erledigt anſehen konne. 


15. Der 7. März 1936 


Deutſchland beſchränkte ſich zunächſt auf die Anmeldung dieſes Vor⸗ 
behalts. Zu unmittelbarem Handeln war eine Veranlaſſung nicht 
gegeben. Der Beiſtandspakt bedurfte, um in Kraft zu treten, der 
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Ratifizierung. Ob dieſe vollzogen werden würde, ließ ſich noch nicht vor⸗ 
ausſehen, da die öffentliche Meinung Frankreichs in ſeiner Beurtei⸗ 
lung keineswegs einig war. Freilich ging hier der Streit nicht um die 
Vereinbarkeit des Pakts mit den Locarno-Verträgen. Wohl aber 
erhob ſich Widerſpruch gegen die durch ihn herbeigeführte enge Bindung 
an die Sowjetunion. So lebhaft in den rechtsſtehenden Kreiſen die 
Erinnerung an das franzöſiſch⸗ruſſiſche Bündnis der Vorkriegszeit 
war, ſo ſtark man den Wunſch empfand, angeſichts der Abkühlung 
des Verhältniſſes zu Polen dieſes Bündnis wiederaufleben zu laſſen 
und damit Deutſchland auch fernerhin in der Zange zu halten, konnte 
man ſich doch die innerpolitiſchen Gefahren nicht verhehlen, die aus 
einer Annäherung an das bolſchewiſtiſche Moskau erwachſen mußten. 
Angeſichts dieſer Meinungsverſchiedenheiten verzögerte ſich denn auch 
die Beratung des Beiſtandspakts in den Kammern. Schließlich aber 
gewannen ſeine Anhänger die Mehrheit, und am 27. Februar 1936 
erteilte die Kammer ihre Zuſtimmung zur Ratifizierung. Die Zu⸗ 
ſtimmung des Senats ſtand noch aus. Es konnte jedoch kein Zweifel 
beſtehen, daß ſie ebenſo, wennſchon mit einer geringern Stimmenzahl, 
erfolgen und daß der Pakt in Kraft treten würde. Sie wurde denn 
auch am 12. März erteilt. 

Inzwiſchen aber hatte Deutſchland gehandelt. Am 7. März, als 
mit einer Verwerfung des Pakts durch den Senat offenſichtlich nicht 
mehr gerechnet werden konnte, wurde den Botſchaftern der Locarno⸗ 
Mächte in Berlin eine Denkſchrift der Reichsregierung überreicht, in 
der noch einmal die Unvereinbarkeit der beiden Verträge dargelegt und 
die Schlußfolgerung gezogen wurde, daß der Rheinpakt ſeinen innern 
Sinn verloren und praktiſch aufgehört habe zu beſtehen. Deutſchland 
halte ſich daher auch ſeinerſeits nicht mehr an dieſen erloſchenen Pakt 
gebunden. 

Dieſe Erklärung, die gleichzeitig im Reichstage bekanntgegeben und 
in einer Rede des Führers begründet wurde, enthielt aber mehr als 
die bloße Feſtſtellung der Hinfälligkeit eines Vertrages. In ihr wurde 
zugleich die Wiederherſtellung der uneingeſchränkten deutſchen Souve⸗ 
ränität über das Rheinland angekündigt. 

Der Rheinpakt erſchöpfte ſich nicht in der Beſtimmung, daß einer⸗ 
ſeits Deutſchland, andererſeits Frankreich und Belgien jeden Angriff 
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gegeneinander zu unterlaſſen hätten. Er legte außerdem Deutſchland 
die Verpflichtung auf, die Beſtimmungen der Art. 42 und 43 des 
Verſailler Vertrages einzuhalten, durch die Deutſchland unterſagt 
war, auf dem linken Ufer des Rheines und auf dem rechten Ufer 
innerhalb einer 80 km breiten Zone Befeſtigungen anzulegen oder 
Truppen zu unterhalten. Dieſe militäriſch wie politiſch ſehr empfind⸗ 
liche Beſchränkung der deutſchen Souveränität war mit dem Nicht⸗ 
angriffspakt inſofern verknüpft, als jede Verletzung der Art. 42 und 43 
als Angriff gelten ſollte. Sie hatte aber gleichzeitig ſelbſtändige Be⸗ 
deutung. Sie war urſprünglich ganz unabhängig vom Nichtangriffs⸗ 
rakt feſtgeſetzt und verfolgte offenſichtlich den Zweck, die Grenzen für 
einen franzöſiſchen Einmarſch offen zu halten. Ihrem Inhalt nach 
gehörte ſie daher nicht eigentlich in den Teil III des Vertrages, ſondern 
in den Teil V, in dem die Entwaffnungsvorſchriften zuſammengefaßt 
waren. Deshalb wäre es im Grunde nur folgerecht geweſen, wenn 
Deutſchland fe ſchon am 16. März 1935 im Rahmen der Wieder: 
aufrichtung ſeiner Wehrhoheit für hinfällig erklärt hätte. Einem 
ſolchen Vorgehen ſtand jedoch die Tatſache im Wege, daß dieſe Be 
ſchränkung der deutſchen Souveränität im Rheinpakt freiwillig an⸗ 
erkannt war und damit eine grundſätzliche Sonderſtellung gegenüber den 
anderen Entwaffnungsbeſtimmungen gewonnen hatte. Es ſoll heute 
keine Wertung der feiner Zeit von der nationalen Oppoſition mit 
aller Kraft bekämpften Politik unternommen werden, die zu dieſem 
Ergebnis geführt hatte. Die freiwillige Anerkennung der Vorſchriften 
über die Entmilitariſterung des Rheinlandes war nun einmal gegeben, 
und Hervorhebung verdient nur die Gewiſſenhaftigkeit, mit der die 
Regierung des neuen Deutſchland ſich an fie gehalten hat. Sie hat 
ſich gebunden gefühlt, folange der Rheinpakt zu Recht beſtand, und fie 
hat ſich über dieſe Vorſchriften erſt hinweggeſetzt, nachdem er infolge 
der vertragswidrigen Handlungsweiſe der Gegenpartei ſeine Geltung 
verloren hatte. Nun, nachdem das geſchehen war, wurzelten fie bloß 
noch im Vertrage von Verſailles, und jetzt konnten gegen ſie alle die 
Einreden erhoben werden, die der Gültigkeit dieſes Vertrages, die ins⸗ 
beſondere der Gültigkeit ſeines Teiles V entgegenſtehen. Die Nicht⸗ 
erfüllung der Abrüſtungsverpflichtungen, die die Entente⸗Mächte auf 
ſich genommen hatten, der Bruch des Friedens vorvertrages dom 5. No⸗ 
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dember 1918, die Unſtttlichkeit jeder Verletzung des Ur⸗ und Grund⸗ 
rechts eines ſouveränen Staates auf Wehrhoheit, alles das gab 
Deutſchland das Recht, ſich don den Beſtimmungen der Art. 42 
und 43 loszuſagen. Darüber hinaus kann ergänzend zur Rechtferti⸗ 
gung und Begründung des Schrittes dom 7. März 1936, ebenſo 
übrigens wie des vom 16. März 1935 noch die clausula rebus sic 
stantibus herangezogen werden. 

Dieſe clausula rebus sic stantibus beſagt nach einer in der 
Wiſſenſchaft des Völkerrechts weitverbreiteten Lehre, daß jedem inter: 
nationalen Vertrage ein Vorbehalt innewohnt, kraft deſſen der Ver⸗ 
trag nur ſo lange in Geltung bleiben ſoll, als die Umſtände, unter 
denen er geſchloſſen wurde, und die Woransfegungen, von denen die 
Parteien ausgingen, ſich nicht geändert hätten. Dieſe Lehre iſt in der 
Theorie freilich umſtritten. In der Prapis iſt fie jedoch immer dann 
angewendet worden, wenn ein Staat die tatſächliche Möglichkeit 
hatte, einen ihm aufgezwungenen Vertrag umzuſtoßen. Bekannt iſt 
vor allem die Aufkündigung der Beſtimmungen des Pariſer Vertrages 
dom 30. März 1886 über die Meutraliſierung des Schwarzen Meeres 
durch Rußland, die am 31. Oktober 1870 erfolgte, als die Gegner 
Rußlands aus dem Krimkriege, die ihm dieſe Beſchränkung ſeiner 
Souveränität aufgenötigt hatten, durch den deurſch⸗franzöſiſchen Krieg 
an einem Einſchreiten verhindert waren. Sie begnügten ſich mit 
papiernen Proteſten, und als dann auf Bismarcks Veranlaffung 
eine Konferenz der Zeichnermächte des Parifer Vertrages in London 
zuſammentrat, gab dieſe unter dem 13. März 1871 eine feierliche 
Erklärung über die Heiligkeit von Verträgen ab, erkannte aber zu: 
gleich die unbeſchränkte Souveränität Rußlands im Schwarzen Meer 
an. Auch Frankreich, das Deutſchland gegenüber mit ſolchem Nach⸗ 
druck auf der Verbindlichkeit aller Verträge beharrt, hat die clausula 
rebus sic stantibus immer dann zu feinen Gunſten angewandt, wenn 
das ſeinen Intereſſen entſprach. So hat es, geſtützt auf die Zuſtim⸗ 
mung der übrigen alliierten und aſſoziierten Mächte, in Art. 435 des 
Verſailler Vertrages die Verträge von 1813 aufgehoben, durch die 
feine Souveränität in Hochſavoyen und Ger zugunſten der Schweiz 
beſchränkt war, ohne daß dieſe um ihre Einwilligung auch nur erſucht 
worden wäre. Nicht minder bezeichnend iſt der Beſchluß der fran⸗ 
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zöſiſchen Kammer vom 13. Dezember 1932, durch den die Regierung 
aufgefordert wurde, die auf freiwilliger Vereinbarung beruhenden Zins⸗ 
und Tilgungszahlungen für die Kriegsſchulden an die Vereinigten 
Staaten einzuſtellen. Endlich ſei noch an den britiſch⸗franzöſiſchen 
Streit um die Staatsangehörigkeit in Tunis und Marokko erinnert, 
der 1923 vor dem Ständigen Internationalen Gerichtshof im Haag 
verhandelt wurde. Hier erklärte im Namen und im Auftrage ſeiner 
Regierung der franzöſiſche Völkerrechtler de Lapradelle, daß der Ver⸗ 
trag vom 19. Dezember 1856, um deſſen Fortbeſtand der Streit 
ging, auf ewige Zeiten geſchloſſen ſei und daß „auf ewige Zeiten 
geſchloſſene Verträge immer der Aufhebung auf Grund der clausula 
rebus sic stantibus unterliegen“. 


Unter ſolchen Umſtänden kann die Rechtmäßigkeit auch dieſes deut⸗ 
ſchen Schrittes nicht beſtritten werden. Am 7. März 1936 hat 
Deutſchland ebenſo wie am 16. März 1935 im Rahmen des gelten- 
den Völkerrechts gehandelt. Vollkommen unbegründet war auch der 
von den Gegnern geltend gemachte Einwand, daß Deutſchland, wenn 
es von feinem Recht überzeugt war, keinesfalls eigenmächtig und ein, 
feitig die Aufhebung des Rheinpakts verkünden durfte, daß es vielmehr 
verpflichtet war, entweder auf dem Verhandlungswege die Zuſtimmung 
ſeiner Vertragspartner einzuholen, oder den Ständigen Internationalen 
Gerichtshof um eine Entſcheidung darüber zu erſuchen, ob der fran— 
zöſiſch⸗ruſſiſche Beiſtandspakt tatſächlich den Rheinpakt hinfällig 
machte. Das iſt grundſätzlich unhaltbar, weil das Völkerrecht jedem 
ſouderänen Staat das Recht der Selbſthilfe zugeſteht und ihm damit 
die Befugnis einräumt, ſeine Anſprüche unmittelbar durch eigene Hand⸗ 
lung zu verwirklichen. Darüber hinaus bedarf es keines Beweiſes 
dafür, daß Deutſchland auf eine Anerkennung ſeines Rechts durch die 
Gegenſpieler nicht hätte rechnen dürfen. Keinem verſtändigen Men⸗ 
ſchen konnte zugemutet werden zu glauben, daß Frankreich oder irgend⸗ 
eine der anderen Entente⸗Mächte fich angeſichts noch fo überzeugender 
rechtlicher Beweisgründe bereit gefunden hätte, den Anſpruch Deutſch⸗ 
lands auf Befreiung aus dem Rheinpakt und auf Wiederherſtellung 
feiner Souveränität im Rheinlande anzuerkennen. Eine Anrufung 
des Ständigen Internationalen Gerichtshofes wiederum kam deshalb 
nicht in Frage, weil dieſer nach den Beſtimmungen der Satzung der 
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Liga der Nationen nur für Rechtsfragen zuſtändig iſt, während politifche 
Streitfragen dem Rat zu unterbreiten ſind. Das ergibt ſich vor allem 
aus Art. 13 Abſ. 2, ergibt ſich überdies aus der geſamten Praxis des 
Gerichtshofs wie des Rats. Der Streit um den Rheinpakt aber 
beruhte zwar auf rechtlichen Grundlagen, hatte jedoch, wie von keiner 
Seite bezweifelt wurde, zugleich durchaus politiſchen Charakter. Tat⸗ 
ſächlich bekannte auch Frankreich ſich zu dieſer Auffaſſung, da es ſonſt 
doch wohl ſeinerſeits den Gerichtshof angerufen hätte. Das tat es jedoch 
nicht, begnügte ſich vielmehr damit, Deutſchland aus der Unterlaſſung 
dieſes Schrittes einen Vorwurf zu machen. 

Deutſchland beſchränkte ſich nicht auf die Aufhebung des von Frank⸗ 
reich entwerteten Vertrages. Es verband damit poſitive Vorſchläge für 
eine Neuordnung feines Verhältniſſes zu den weſtlichen Nachbarn. 
Es erbrachte ſo einen neuen Beweis dafür, daß es ſich keineswegs nur 
auf ſeine wiedererrungene Macht ſtützen wollte, daß es vielmehr ge⸗ 
ſonnen war, den Frieden zu fördern und das Recht walten zu laſſen. 


16. Der deutſche Friedensplan und der Weſtpakt 


Die deutſchen Vorſchläge vom 7. März 1936 ſtellten einen Bau 
don vollendeter Geſchloſſenheit und Klarheit dar. In geſunder 
Realiſtik wählten ſie zum Ausgangspunkte die Lage, die durch den 
Fortfall der Locarno⸗Verträge und die Wiederaufrichtung der Wehr⸗ 
hoheit im Rheinlande geſchaffen war. 

An ſich zwar hätte dieſe Lage ſehr wohl als etwas Endgültiges 
betrachtet werden können. Aber Deutſchland rechnete mit den Be⸗ 
ſonderheiten der franzöſiſchen Pſyche, mit ihrer überſteigerten Empfind⸗ 
lichkeit und ihrem faſt krankhaften Argwohn. Darum ſchlug es 
Frankreich wie Belgien beſondere Maßnahmen zur Friedensſicherung 
vor, Maßnahmen allerdings, die ſich ſelbſtverſtändlich auf dem 
Grundſatz voller Gleichberechtigung aufbauten. Es erklärte ſich bereit, 
die an ſich künſtliche Idee einer entmilitariſterten Zone neu zu verwirk⸗ 
lichen, jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß auch Frankreich und 
Belgien eine ſolche Zone an ihrer Grenze errichten. Es wollte dieſer 
Zone jede von der andern Seite gewünſchte Ausdehnung geben. Dazu 
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wollte es mit feinen beiden weſtlichen Nachbarn einen Nichtangriffs⸗ 
pakt ſchließen, und zwar auf 25 Jahre, das heißt auf eine Friſt, die 
ſehr viel länger iſt, als bis dahin für ſolche Pakte üblich war, und die 
ungefähr die Lebensdauer einer Generation umfaßt. Gerade das 
war bezeichnend für den Geiſt der deutſchen Vorſchläge. Lag 
doch in ihr der Gedanke, daß ein kommendes Geſchlecht, aufgewachſen 
in der Gewöhnung an ein friedliches Verhältnis zwiſchen den Nachbar⸗ 
ländern, innerlich frei ſein würde von den ſeeliſchen Belaſtungen, die 
jetzt noch das deutſche, vor allem aber das franzöſiſche Volk drücken. 

Gekrönt wurde dieſer Teil der deutſchen Vorſchläge durch die Er⸗ 
klärung der Bereitwilligkeit, die neuen Verträge unter die Gewähr 
Großbritanniens und Italiens zu ſtellen. Damit wäre ein neuer 
Locarno⸗Vertrag geſchaffen worden, der alles das enthielt, was am 
alten wertvoll, der aber frei war vom Fluch der Ungleichheit, durch den 
dieſer bemakelt war. 

Doch das war bloß der Grundſtein eines Gebäudes, das nun errichtet 
werden ſollte. Deutſchland ging weiter und erklärte ſich bereit, auch 
die Niederlande in dieſes Vertragsſyſtem einzubeziehen. Die Nieder⸗ 
lande haben freilich im Weltkriege wie hernach an ihrer Neutralität 
ehrlich feſtgehalten, und ihr ſtaatlicher Beſtand iſt deshalb — außer 
durch Belgien — niemals bedroht geweſen. Trotzdem ſind immer 
wieder Verdächtigungen und Befürchtungen ausgeſprochen worden, die 
ſchließlich einen gewiſſen Eindruck auf ihre Bevölkerung machen 
mußten. Alle dem ſollte nun mit einem Schlage ein Ende geſetzt 
werden. Darüber hinaus wurde noch ein Luftpakt der Weſtmächte 
in Vorſchlag gebracht. Genau genommen war das überflüſſig, da der 
allgemeine Nichtangriffspakt den Verzicht auf Luftangriffe in ſich 
ſchloß. Doch auch hier wurde einer Denkweiſe Rechnung getragen, 
die zwar völlig ungerechtfertigt war, aber eben doch in weiten Kreiſen 
Frankreichs, Belgiens und ſelbſt Englands Wurzel geſchlagen hatte. 

So ergab ſich aus den deutſchen Vorſchlägen das Bild eines 
Friedensſyſtems in Weſteuropa, das fo geſichert war, als nur irgend 
denkbar und weit über das hinausreichte, was durch die Locarno⸗ 
Verträge erzielt war. 

Damit nicht genug faßten die deutſchen Vorſchläge die Lage Ge⸗ 
ſamteuropas ins Auge und wollten eine Befriedung auch des Oſtens 
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erreichen. So erklärte Deutſchland ſich bereit, mit allen Anrainern 
Michtangriffspakte zu ſchließen. Selbſt Litauen wurde nicht ausge: 
nommen, allerdings unter der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß 
es einen wirkſamen Ausbau der Antonomie des Memelgebiets vor: 
nehme. Unbeſtreitbar wäre dieſes Angebot, wenn es verwirklicht 
worden wäre, geeignet geweſen, den Frieden in Oſteuropa zu gewähr⸗ 
leiſten, und zwar beſſer zu gewährleiſten als das künſtliche, den Keim 
blutiger Verwicklungen in ſich tragende Syſtem des franzöſiſchen Oſt⸗ 
pakts vom 13. Juli 1934, das, weit entfernt kriegeriſchen Zuſammen⸗ 
ſtößen vorzubeugen, unvermeidlich dazu hätte führen müſſen, daß 
jeder einzelne Konflikt einen allgemeinen Brand entfeſſelte, und das 
doch letzten Endes nur dazu dienen ſollte, Frankreichs Vorherrſchaft 
auch im Dften zu begründen. 

Ein neues Locarno und eine Friedensſicherung in Oſteuropa, ſchon 
das waren Beiträge Deutſchlands von gar nicht zu überſchätzendem 
Wert. Aber Deutſchland ging noch weiter. Es erklärte ſich bereit, 
jetzt, nachdem es feine Gleichberechtigung errungen und die Souveräni⸗ 
tät über fein geſamtes Gebiet wiederhergeftellt hatte, in die Liga der 
Nationen zurückzukehren. Es erklärte ſich dazu bereit, obgleich die 
Satzung der Liga immer noch mit dem Verſailler Vertrage verbunden 
war und obgleich ſeine kolonialen Anſprüche noch nicht befriedigt waren. 

Es wollte die Löſung dieſer zwei Probleme vertagen und vorbehaltlos 
die Zufammenarbeit mit den anderen Mächten wieder aufnehmen. Es 
wollte der Liga die Grundlagen wiedergeben, die durch ſeinen Austritt 
und den Japans ſo ſchmal geworden waren, daß ihr ganzer Bau ins 
Wanken geriet. Es wollte vergeffen, daß die Liga einſt nichts anderes 
war als ein Werkzeug zur Sicherung des Verſailler Diktats, und 
wollte ſo das Seine dazu tun, damit ſie zu einer wirklichen, die Welt 
umſpannenden Friedensorganiſation werde. 

Die deutfchen Vorſchläge vom 7. März ſtellten in ihrer Geſamt⸗ 
heit einen Plan dar, deſſen aufbauender Charakter, deſſen Großzügigkeit 
und deſſen Einheitlichkeit nicht wegzuleugnen ſind. Nicht wegzuleugnen 
iſt auch ſeine Wirklichkeitsnähe. Er wollte kein theoretiſches Wolken⸗ 
kuckucksheim ſchaffen, ſondern rechnete mit den Gegebenheiten des 
internationalen Lebens und mit der Denkweiſe der Gegenſpieler. Liga 
der Nationen, Nichtangriffspakte, Garantieverträge, entmilitariſierte 
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Zonen, all dieſe Dinge ſind mit unendlich vielen Schwächen und 
Mängeln behaftet, und ſicherlich ließen ſich Rechtsfiguren erdenken, 
die wenigſtens in der Theorie der Vollkommenheit näher wären. Aber 
gerade darin lag eine der Stärken des deutſchen Planes, daß er ſich 
von aller Weltoerbeſſerung fernhielt und Menſchen wie Staaten 
ſo nahm, wie ſie ſind. Nicht zuletzt darum hätte man erwarten 
dürfen, daß die anderen vielleicht Abänderungen und Ergänzungen vor⸗ 
ſchlagen, Vorbehalte machen und zögern, aber ſchließlich doch im großen 
und ganzen zuſtimmen würden. 

Der Plan, den Dentſchland ſo vorlegte, iſt nicht Wirklichkeit ge⸗ 
worden. Trotzdem iſt es nicht müßig, bei ihm zu verweilen. Zeigt er 
doch mit einer Beweiskraft, die gar nicht zu übertreffen iſt, wie 
Deutſchland ſich nicht mit der Wiedererringung feiner Gleich: 
berechtigung und der Wiederherſtellung ſeiner Macht begnügt, wie 
ſtark und wie ehrlich es ſich um die Befriedung Europas gemüht hat 
und wie es nicht ſeine Schuld, ſondern die ſeiner Gegner iſt, wenn 
wir immer noch in einer zerriſſenen, friedloſen Welt leben. 

In der Tat ſtieß der deutſche Friedensplan auf völliges Unberſtänd⸗ 
nis. Alle Aufmerkſamkeit konzentrierte ſich auf die Aufkündigung der 
Locarno⸗Verträge und auf den Einmarſch der deutſchen Truppen in 
das Rheinland. Freilich war die Reaktion weniger heftig als ein 
Jahr zuvor. Maßgebend dafür war einerſeits die Tatſache, daß die 
Beſchlüſſe, die damals in Streſa und Genf gefaßt wurden, auf dem 
Papier geblieben waren, andererſeits die internationale Lage, die nun 
beſtand und die Deutſchland ſelbſtverſtändlich in Erwägung gezogen 
hatte. 

Der abeffinifche Konflikt war auf einem Höhepunkte angelangt. 
Italien hatte im Laufe des Februar den feindlichen Widerſtand end⸗ 
gültig gebrochen, und es konnte kein Zweifel daran beſtehen, daß das 
ſtaatliche Daſein des Bundesmitgliedes Abeſſinien nur noch nach 
Wochen, höchſtens nach Monaten zählte. Die für den Sanktions⸗ 
feldzug verantwortlichen Mächte, Frankreich und England, ſahen ſich 
dadurch vor weitere ſchwierige Aufgaben geſtellt und durften nicht 
daran denken, in einen neuen ſchwerwiegenden Konflikt einzutreten. 
Frankreich hat zwar, wie es ſcheint, trotzdem die Möglichkeit ins 
Auge gefaßt, die Streſa⸗Front wieder aufleben zu laſſen. Aber 
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Italien lehnte jedes gemeinſame Unternehmen ab, folange der Vor⸗ 
wurf des Satzungsbruches nicht zurückgenommen und die Sanktionen 
nicht aufgehoben waren. Deſſen ungeachtet konnte man ſich in Paris 
nicht zu der Erkenntnis durchringen, daß das eigene Anſehen wie das 
der Liga der Nationen durch Entſchließungen nur verlieren konnte, 
die ebenſo auf dem Papier bleiben mußten wie die, die im Vorjahre 
in Streſa und Genf gefaßt waren. So beantragte es denn ſchon unter 
dem 8. März eine Einberufung des Rates. Deutſchland wurde vom 
Generalſekretär der Liga aufgefordert, an dieſer Sitzung teilzunehmen, 
und erklärte ſich dazu unter der Bedingung bereit, daß ſein Vertreter 
bei der Beratung und Beſchlußfaſſung mit den Vertretern der Rats⸗ 
mächte gleichberechtigt ſein würde. Das wurde zugeſtanden, und der 
Botſchafter von Ribbentrop hatte daraufhin die Möglichkeit, den 
deutſchen Standpunkt darzulegen. Auf das Ergebnis der am 19. März 
abgehaltenen Ratstagung allerdings blieb das ohne Einfluß. Der Rat 
verſchloß fi) allen rechtlichen und politiſchen Beweisgründen und 
glaubte, ſeiner Aufgabe gerecht zu werden, indem er befand, „daß die 
deutſche Regierung einen Bruch des Art. 43 des Verſailler Vertrages 
begangen hat“. Darüber hinaus beauftragte er den Generalſekretär, 
unter Bezugnahme auf die einſchlägigen Beſtimmungen des Rhein⸗ 
paktes „von dieſem Befunde des Rates ohne Verzögerung die Signatar⸗ 
mächte des Vertrages zu verſtändigen“. Das hieß, wenn Worte 
einen Sinn haben, daß England und Italien aufgefordert wurden, 
militäriſche Maßnahmen zu ergreifen. Herr von Ribbentrop lehnte 
in einem kurzen Schlußwort die Entſchließung des Rates ab und gab 
der Ueberzeugung Ausdruck, daß ſie vor dem Urteil der Geſchichte 
nicht beſtehen werde. 

Im unmittelbaren Anſchluß an die Ratstagung fanden Be⸗ 
ſprechungen der Weſtmächte ſtatt, in deren Ergebnis Großbritannien 
und Italien ſich bereit erklärten, Belgien und Frankreich zu Hilfe 
zu eilen, falls ſie angegriffen werden ſollten, und zwecks Vorbereitung 
einer ſolchen Beiſtandsleiſtung eine ſtändige Fühlungnahme der 
Generalſtäbe herzuſtellen. Das wurde am 19. März oereinbart, 
worauf unter dem 1. und 2. April der britiſche Außenſtaatsſekretär 
Eden den Londoner Botſchaftern Belgiens und Frankreichs die förm⸗ 
liche Mitteilung machte, daß England die beſprochenen Verpflichtungen 
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auf ſich nehme. Eine gleiche Erklärung Italiens wurde hingegen 
nicht abgegeben, und bei einer Beſprechung, die zwiſchen den Locarno⸗ 
Mächten am 10. April ſtattfand, wies der italieniſche Vertreter auf 
die zwiſchen Italien und den übrigen Weſtmächten, insbeſondere 
England, beſtehende Spannung hin. Zugleich ſtellte er die förmliche 
Anfrage, „ob die Anweſenheit Italiens und feine Mitarbeit am 
Werk des europäiſchen Wiederaufbaus auf der Baſis eines neuen 
Locarno erwünſcht ſei“. Sollte das nicht der Fall ſein, ſo würde 
Italien keinen Grund ſehen, ein Riſiko und eine Verantwortung zu 
übernehmen, und es würde ſich vorbehalten, ſeine politiſche Haltung 
danach zu beſtimmen. Eine Antwort auf dieſe Frage iſt nicht gegeben, 
iſt jedenfalls nicht bekannt geworden, und von da ab hat Italien ſich 
von jeder Beteiligung am Vorgehen der übrigen Locarno⸗Mächte zu⸗ 
rückgezogen. 

Inzwiſchen fand aber ein Meinungsaustauſch zwiſchen ihnen und 
Deutſchland ſtatt. Der Genfer Rat trat hierbei völlig in den Hinter⸗ 
grund. Nach feiner Entſchließung vom 19. März beſchränkte er ſich 
darauf, eine Denkſchrift der Weſtmächte vom gleichen Tage zur 
Kenntnis zu nehmen und ſie zu erſuchen, ihn über den Fortgang ihrer 
Verhandlungen mit Deutſchland auf dem Laufenden zu halten. Er 
hat in der Folge die Locarno⸗Frage immer wieder auf feine Tages: 
ordnung geſetzt, um jedesmal erneut ihre Vertagung zu beſchließen. 
Etwas anderes blieb ihm nicht übrig, da jene Verhandlungen im 
Sande verliefen. 

Ihren Ausgangspunkt bildete jene auch dem Rat vorgelegte Denk⸗ 
ſchrift der Weſtmächte vom 19. März. Bedauerlicherweiſe ließ dieſe 
jedes ſachliche Eingehen auf den umfaſſenden deutſchen Friedensplan 
vermiffen. Sie glaubte, ſich mit der unverbindlichen Zuſage einer 
ſpätern Prüfung begnügen zu können, und brachte ihrerſeits Vorſchläge, 
die auf eine erneute Entmilitariſierung des Rheinlandes hinausliefen. 
Daß Deutſchland das ablehnte, war nur eine Selbſtverſtändlichkeit, 
und angeſichts einer ſolchen Haltung ſeiner Gegenſpieler bedeutete es 
ein ungewöhnliches Entgegenkommen, wenn es in einer Note vom 
31. März ſeinen Friedensplan in weiterer Ausgeſtaltung nochmals 
darlegte. Frankreich antwortete darauf mit zwei Denkſchriften vom 
8. April, die einerſeits in aller Starrheit an dem Schlagwort von der 
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Heiligkeit der Verträge feſthielten, andererſeits ein europäiſches 
Sicherungsſyſtem im ſattſam bekannten franzöſiſchen Sinne aufrichten 
wollten und nicht einmal davor zurückſcheuten, den ſchon während der 
Pariſer Friedenskonferenz allſeitig abgelehnten Plan der Bildung einer 
internationalen Streitmacht erneut vorzubringen. Dazu kam, daß 
beide Denkſchriften in einem jeder internationalen Courtoiſte wider⸗ 
ſprechenden Ton abgefaßt waren. Deutſchland hat fie einer Antwort 
nicht gewürdigt. Aber auch die Weſtmächte erkannten augenſcheinlich, 
daß ſie als Grundlage für weitere Verhandlungen nicht dienen konnten. 
Man ließ ſie der Sache nach fallen und betraute auf jener Be⸗ 
ſprechung vom vo, April, nach der Italien aus dem Kreiſe der 
Locarno⸗Mächte ausſchied, Großbritannien mit der Fortführung der 
Verhandlungen. 

In großen Zeitabſtänden wurden dann bis in das Jahr 1937 hinein 
Noten ausgetauſcht, ohne daß es zu irgendwelchen praktiſchen Er⸗ 
gebniſſen gekommen wäre. Das ließ ſich nicht zuletzt daraus erklären, 
daß Frankreich, obwohl es formell an der Notwendigkeit eines neuen 
Locarno feſthielt, in Wirklichkeit keinerlei Intereſſe daran hatte. Die 
propiſoriſche Löſung, die durch die engliſche Garantie vom x. und 
2. April gefunden war, gewährte ihm zunächſt die Sicherheit, deren 
es ſeiner Anſicht nach bedurfte. Sehr bald gelang es ihm dann, die 
einſeitige Garantie Großbritanniens zu einem tatſächlichen Bündnis 
auszugeſtalten. Nachdem Mr. Eden in einer zu Leamington am 
20. November 1936 gehaltenen Rede die engliſche Beiſtandsver⸗ 
pflichtung ſehr nachdrücklich unterſtrichen hatte, griff der Außen⸗ 
miniſter Delbos zu einer offenſichtlichen Ueberrumpelung. Am 4. De⸗ 
zember erklärte er vor der Kammer, daß Frankreich auch ſeinerſeits 
ſeine geſamte Streitmacht für die Verteidigung Englands gegen einen 
unprovozierten Angriff zur Verfügung ſtelle. Mr. Eden fand nicht 
den Entſchluß, dieſe unerbetene Erklärung zurückzuweiſen. Vielmehr 
erwiderte er am 10. Dezember auf eine im Unterhauſe geſtellte An⸗ 
frage, daß die von M. Delbos abgegebene Verſicherung von der 
Regierung Seiner Majeſtät im Vereinigten Königreich naturgemäß 
mit großer Genugtuung aufgenommen worden ſei. So hatte das bisher 
einſeitige Verhältnis den Charakter der Gegenſeitigkeit erhalten, und 
damit war es Frankreich tatſächlich gelungen, das von ihm ſeit 1919 
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erſtrebte, von England immer abgelehnte Bundesverhältnis aufzu⸗ 
richten. In dieſem Zuſammenhange heißt es, ſich darauf beſinnen, daß 
auch im Jahre 1925, als Frankreich auf einen Bündnisvertrag mit 
England hinarbeitete, dieſes die Konſtruktion, die in Locarno Geſtalt 
gewann, gerade zu dem Zwecke erdachte, um ſich einer ſolchen Bindung 
zu entziehen, und daß damals Frankreich ſich zur Verſtändigung mit 
Deutſchland nur bereit fand, weil ſein eigentliches Ziel nicht zu er⸗ 
reichen war. Wenn jetzt an die Stelle des Locarno⸗Vertrages ein 
britiſches Bündnis trat, bedeutete das die Verwirklichung ſeiner ur⸗ 
ſprünglichen Pläne. Inzwiſchen war auch das Vorkriegsbündnis mit 
Rußland durch den Beiſtandspakt vom 2. Mai 1935 erneuert, und 
es war ſomit die Konſtellation wieder aufgelebt, dank der Frankreich 
den Weltkrieg hatte beſtehen und ſeine kühnſten Träume verwirklichen 
können. 

Unter dieſen Umſtänden hatte die immer wieder betonte Entrüſtung 
über die Aufkündigung der Locarno⸗Verträge durch Deutſchland und 
das täglich wiederholte Verlangen nach dem Abſchluß eines neuen 
Weſtpaktes nur den Zweck, die wirkliche Sachlage zu verſchleiern, 
dieſe Sachlage, durch die Frankreich vollkommen befriedigt war. Der 
deutſche Friedensplan fand gerade darum keinen Widerhall, und die 
Möglichkeiten, die er eröffnete, wurden nicht zur Wirklichkeit. 


17. Deutſchlands Souveränität 


Die Taten des 16. März 1935 und des 7. März 1936 hatten 
Deutſchland ſeine Wehrhoheit und damit ſeine volle Souveränität 
wiedergewinnen laſſen. Neben ihnen aber ſtand eine Reihe anderer 
Maßnahmen, die das große Werk ergänzten und vollendeten. 

Das Geſetz für den Aufbau der Wehrmacht hatte nur vom Land- 
heer gehandelt. Es verſtand ſich von ſelbſt, daß auch ſeine Seemacht 
und ſeine Luftflotte wiedererſtehen mußten. Jene war durch den 
Verſailler Vertrag ebenſo wie das Landheer Beſchränkungen unter⸗ 
worfen, die eine Verteidigung der deutſchen Küſten und der deutſchen 
Handelsſchiffahrt unmöglich machten. Art. 198 des Verſailler Ver⸗ 
trages aber lautete wörtlich: „Deutſchland darf Luftſtreitkräfte weder 
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zu Lande noch zu Waſſer unterhalten.“ Jetzt konnte über diefe Vor⸗ 
ſchriften ebenſo hinweggeſchritten werden wie über jene, die das Reich 
gezwungen hatten, ſich mit einem der Zahl wie der Bewaffnung nach 
ganz unzulänglichen Heer zu begnügen. 

In ſtiller, hartnäckiger Arbeit war unter der Leitung des letzten 
Kommandeurs des Richthofengeſchwaders, Hermann Göring, die 
deutſche Luftfahrt wieder aufgebaut worden. Nun ergab ſich die 
Möglichkeit, die notwendige klare Scheidung zwiſchen ziviler und 
militäriſcher Luftfahrt durchzuführen und ſie auch äußerlich dadurch 
kenntlich zu machen, daß die Angehörigen der Luftſtreitkräfte Soldaten 
im Sinne des Geſetzes wurden. In einer Unterredung mit dem Be⸗ 
richterſtatter der „Daily Mail“, Ward Price, gab der Reichsminiſter 
der Luftfahrt, der nunmehrige General der Flieger Göring, der 
Oeffentlichkeit Kunde von dieſer Wendung. Seine Mitteilungen 
ſchloſſen mit einer für den Geiſt der neuen deutſchen Wehr⸗ 
macht bezeichnenden Erklärung ab: „Von dem Gefühl, das Vaterland 
bis zum letzten Einſatz zu verteidigen, iſt die deutſche Luftwaffe ebenſo 
leibenſchaftlich durchdrungen, wie fie andererſeits überzeugt iſt, daß ſie 
niemals dafür eingeſetzt werden wird, den Frieden anderer Völker 
zu bedrohen.“ 

Irgendein Widerſpruch von Seiten der fremden Mächte iſt nicht 
erfolgt. Sie fanden ſich mit der Tatſache ab, daß Dentſchland auch 
auf dieſem Gebiet die Gleichberechtigung erlangt hatte, und anerkannten 
fie ſtillſchweigend, indem fie die Frage eines Luftpakts unter deutſcher 
Beteiligung wiederholt zur Erörterung ſtellten. 

Eine mittelbare Anerkennung, die in beſonders eindrucksvoller 
Form erfolgte, wurde auch dem Wiederaufbau der deutſchen Flotte 
zuteil. 


Schon anläßlich des Beſuches, den ſie in den Tagen vom 24. bis 
26. März 1935 in Berlin abſtatteten, waren die britiſchen Miniſter 
Sir John Simon und Mr. Eden darauf aufmerkſam gemacht worden, 
daß nach der Wiederaufrichtung der deutſchen Wehrhoheit auch die 
Beſtimmungen des Verſailler Vertrages über die Seemacht als 
beſeitigt anzuſehen ſeien. Im Zuſammenhange damit wurde die Auf⸗ 
nahme von Verhandlungen ins Auge gefaßt, durch die ein beſtimmtes 
Stärkederhältnis zwiſchen der deutſchen und der britiſchen Flotte feſt⸗ 


104 


gelegt werden könnte. Zwei Monate ſpäter gab der Führer und 
Reichskanzler im 8. ſeiner 13 Punkte vom 21. Mai eine Erklärung 
ab, durch die eine Grundlage für ſolche Verhandlungen geſchaffen 
wurde. Deutſchland, ſo ſagte er, hat weder die Abſicht, noch die 
Notwendigkeit oder das Vermögen, in irgendeine neue Flottenrivalität 
einzutreten. Die deutſche Reichsregierung erkennt von ſich aus die 
überragende Lebenswichtigkeit und damit die Berechtigung eines 
dominierenden Schutzes des britiſchen Weltreiches zur See an, genau 
ſo wie wir umgekehrt entſchloſſen ſind, alles Notwendige zum Schutze 
unſerer eigenen kontinentalen Exiſtenz und Freiheit zu veranlaſſen. 
Die deutſche Reichsregierung hat die aufrichtige Abſicht, alles zu tun, 
um zum britiſchen Volk und Staat ein Verhältnis zu finden und 
zu erhalten, das eine Wiederholung des bisher einzigen Kampfes 
zwiſchen beiden Nationen für immer verhindern wird. 

In dieſen Sätzen war das Programm beſchloſſen, das die deutſche 
Haltung zu England beſtimmen konnte und beſtimmen mußte. Es 
enthielt die Feſtſtellung, daß Deutſchland allem zuvor Feſtlandsmacht 
iſt, die auf den Beſitz von Seeſtreitkräften nur inſofern Anſpruch er⸗ 
hebt, als es ihrer zur Verteidigung bedarf. Mit ſeiner Verkündung 
war jeder Anlaß zu einer Gegnerſchaft beſeitigt, und England konnte 
in voller Ruhe und Sicherheit den Vorſchlägen über den Ausbau der 
deutſchen Flotte zuſtimmen. Darüber hinaus konnte es ebenſo wie 
Dentſchland die Zeit des gegenſeitigen Argwohns und der gegen: 
ſeitigen Bekämpfung als abgeſchloſſen betrachten und eine neue Seite 
in der Geſchichte der deutſch⸗engliſchen Beziehungen aufſchlagen. 

Zu dieſen rein politiſchen Erwägungen traten ſolche rechtlicher Art. 
Durch den deutſchen Schritt vom 16. März war ein unüberbrückbarer 
Widerſpruch zwiſchen dem geſchriebenen und dem in Wirklichkeit 
geltenden Recht geſchaffen. Tatſächlich beſtand der Teil V des 
Verſailler Vertrages nicht mehr. Demgegenüber hielt eine Gruppe 
der Zeichnerſtaaten an ſeiner Weitergeltung feſt. An einer Inſtanz 
jedoch, die eine für beide Teile bindende Entſcheidung hätte treffen 
können, fehlte es. Der Liga der Nationen konnte dieſe Stellung keines⸗ 
wegs eingeräumt werden, da die eine der ſtreitenden Parteien ihr bloß 
der Form nach bis zum Ablauf der Kündigungsfriſt angehörte und 
ihre Zuſtändigkeit nicht anerkannte. So gab es nur zwei Möglich⸗ 
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keiten. Die eine war, daß die Gegenſpieler Deutſchlands am formalen 
Rechtsſtandpunkt feſthielten. Dann verewigten ſie jenen Gegenſatz 
zwiſchen geſchriebenem und geltendem Recht und ſchufen einen Zuſtand, 
der grundſätzlich wie praktiſch gleich unerwünſcht war und im Laufe 
der Zeit zweifellos zu bedauerlichen Folgen führen mußte. Die zweite 
Möglichkeit beſtand darin, daß ſie ihren an ſich ſinnwidrigen und aus⸗ 
ſichtsloſen Standpunkt preisgaben und den Verſuch unternahmen, ſich 
mit Deutſchland über die Schaffung neuen Rechts zu verſtändigen. 

Getren feinen Ueberlieferungen eutſchloß England ſich, den Be⸗ 
dürfniſſen des praktiſchen Lebens den Vorrang vor der Form einzu⸗ 
räumen. Es fand ſich zu Verhandlungen mit Deutſchland bereit und 
erkannte ſchon dadurch allein den deutſchen Schritt vom 16. März 
als Grundlage neuen Rechts an. Zugleich ſprach ſeine Preſſe offen aus, 
daß mit der Entſchließung des Genfer Rats bom 17. April der Streit 
um Teil V des Verſailler Vertrages erledigt ſei. England habe 
das Vorgehen Deutſchlands mißbilligt, aber es habe niemals ge⸗ 
glaubt, daß durch eine ſolche Mißbilligung Tatſachen aus der Welt 
geſchafft werden könnten. Dieſe Tatſachen ſeien nun einmal gegeben, 
und es wäre der Gipfel der Unvernunft, mit ihnen nicht zu rechnen 
und die Fiktion aufrechtzuerhalten, daß Deutſchland gemäß den Be⸗ 
ſtimmungen des Friedensdiktats waffenlos ſei. Es müſſe im Gegenteil 
alles verſucht werden, um an die Stelle des eingetretenen rechtloſen 
Zuſtandes neues Recht zu ſetzen und damit einem allgemeinen Rüſtungs⸗ 
wettlauf vorzubeugen. 

Dieſer Gedankengang hat dann augenſcheinlich die engliſche Haltung 
beſtimmt und hat dazu geführt, daß am 18. Juni 1935 ein Flotten⸗ 
abkommen geſchloſſen werden konnte. Dieſes Abkommen beſagte, daß 
die Stärke der deutſchen Flotte gegenüber der der geſamten Mit⸗ 
glieder des britiſchen Commonwealth im Verhältnis von 35 zu 100 
ſtehen ſollte. Baumaßnahmen anderer Länder ſollten dieſes Verhältnis 
an ſich nicht beeinfluſſen. Sollte jedoch durch fie das allgemeine Gleich ⸗ 
gewicht der Seerüſtungen geſtört werden, ſo blieb der Reichsregierung 
vorbehalten, die britiſche Regierung zu einer Prüfung der auf dieſe 
Weiſe entſtandenen neuen Lage aufzufordern. Zugleich bekannte ſich 
die Reichsregierung grundſätzlich zu dem Syſtem, nach dem die Kriegs⸗ 
ſchiffe in Kategorien eingeteilt werden, wobei die Höchſttonnage und 
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das Höchſtkaliber für die Schiffe jeder Kategorie feſtgeſetzt und die 
jedem Lande zuſtehende Tonnage nach dieſen Kategorien zugeteilt wird. 
Unabhängig davon wurde Deutſchland das Recht zugeſtanden, eine 
Unterſeeboots⸗Tonnage zu beſitzen, die der geſamten Unterſeeboots⸗ 
Tonnage des britiſchen Commonwealth gleich wäre, ohne daß dadurch 
das allgemeine Stärkeverhältnis der Geſamttonnage überſchritten 
würde. Von dieſem Recht wollte jedoch die Reichsregierung nur nach 
vorhergehender freundſchaſtlicher Erörterung mit Großbritannien Ge⸗ 
brauch machen und ſich bis dahin mit einer Unterſeeboots⸗Tonnage im 
Ausmaß von 48% der britiſchen begnügen. 

Mit dieſem am Tage von Waterloo in London von Sir Samuel 
Hoare und dem Botſchafter von Ribbentrop gezeichneten Abkommen 
war einem erneuten Aufleben der einſtigen deutſch⸗engliſchen Flotten 
rivalität vorgebeugt. Gleichzeitig war damit die internationale An⸗ 
erkennung der deutſchen Nachrüſtung zur See erreicht und trotz 
franzöſiſchen Widerſpruchs der Gegenſatz zwiſchen formalem und 
geltendem Recht ausgelöſcht. Die Beſchränkung aber, die Deutſchland 
ſich Großbritannien gegenüber auferlegt hatte, vermochte angeſichts 
ihrer Freiwilligkeit nichts daran zu ändern, daß nun ſeine Wehrhoheit 
auch zur See ſich durchgeſetzt hatte. 

Im Dezember 1938 hielt die Reichsregierung den Augenblick für 
gekommen, die Unterſeeboots⸗Flotte bis zu dem vertraglich vorgeſehenen 
Höchſtmaß zu verſtärken. Verhandlungen, die mit einer Abordnung 
der britiſchen Admiralität in Berlin ſtattfanden, verliefen, wie von 
der Preſſe beider Länder gemeldet wurde, in freundſchaftlichem Geiſte, 
und einen Monat ſpäter gab die Reichsregierung bekannt, daß fie 
nun im Einvernehmen mit Großbritannien von dem ihr zuſtehenden 
Recht Gebrauch machen würde. 

Am 28. April 1939 ſah ſich Deutſchland veranlaßt, das Ab⸗ 
kommen zu kündigen 

Einen neuen Schritt auf dem Wege zur Anpaſſung ſeiner Rüſtung 
an die der anderen Staaten tat Deutſchland am 24. Auguſt 1936. 
An dieſem Tage wurde eine vom Reichskriegsminiſter gegengezeichnete 
Verordnung des Führers und Reichskanzlers verkündet, die die zwei⸗ 
jährige Dienſtzeit einführte. Das erſchien notwendig ſchon im Hin⸗ 
blick darauf, daß Frankreich eine gleiche Verlängerung der Dienſtzeit 
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bereits im März 1935 vorgenommen hatte. Den unmittelbaren An. 
ſtoß aber hat wohl die Tatſache gegeben, daß die Sowjetunion durch 
ein Geſetz vom 11. Auguſt das Einberufungsalter für den Heeresdienſt 
von 21 auf 19 Jahre herabſetzte und zugleich bekanntgab, daß in den 
nächſten vier Jahren je anderthalb Jahrgänge eingezogen werden würden 
Das bedeutete für dieſen Zeitraum eine Vermehrung der Roten Armee 
um volle 30 /, und im Zuſammenhange mit einer Anzahl betont krie⸗ 
geriſcher Reden, die gerade damals von maßgebenden Moskauer Politi⸗ 
kern und Generälen gehalten wurden, ergab ſich daraus eine ernſte Be 
drohung des Friedens, gegen die Sicherungen geſchaffen werden mußten. 

Dabei darf vermerkt werden, daß angeſichts dieſer Maßnahme 
irgendwelche Schritte von Seiten Frankreichs oder anderer Mächte 
nicht unternommen wurden. Die Pariſer Preſſe teilte mit, daß inner⸗ 
halb des Kabinetts und des Oberſten Verteidigungsausſchuſſes, dem 
der Miniſterpräſtdent, der Außenminiſter ſowie die Miniſter und die 
Generalſtabschefs der drei Waffen angehören, der Gedanke eines 
diplomatiſchen Proteſtes zwar erwogen, aber als zwecklos fallen ge⸗ 
laſſen worden ſei. Es ſei unmöglich, ſich auf tote Buchſtaben zu 
berufen, denen keine Kraft mehr innewohne. Auch könne man von 
einem Verſtoß gegen die Beſtimmungen des Verſailler Vertrages 
nicht reden, da dieſe Beſtimmungen tatſächlich nicht mehr in Kraft 
ſeien. Deutſchland babe ſich durch das Geſetz vom 16. März 1935 
und durch den Schritt dom 7. März 1936 die volle Wehrfreiheit 
wiedergenominen und mache jetzt durch die Verlängerung der Dienſtzeit 
von ihr nur Gebrauch. 

Das war durchaus zutreffend und war im übrigen auch von deutſcher 
Seite zum Ausdruck gebracht worden. Hatte es doch das Geſetz vom 
16. März 1935 den fremden Mächten förmlich zur Kenntnis ge: 
bracht, während jetzt von einer ſolchen Mitteilung nicht die Rede war 
und nicht die Rede ſein konnte, da es ſich um eine rein innerſtaatliche 
Maßnahme handelte. 

Wenige Monate ſpäter, am 14. Nobdember, tat Deutſchland einen 
weiteren Schritt zur Wiederherſtellung ſeiner Sonveränität. 

Im Verſailler Vertrage war ihm eine internationale Kontrolle 
ſeiner Waſſerſtraßen aufgezwungen und waren ſeine Hoheitsrechte auf 
internationale Kommiſſionen übertragen worden, in denen auch Staaten 
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mitwirkten, die nicht Anlieger dieſer Gewäſſer waren. Das galt für 
den Rhein, für die Elbe, die Oder, die Donau, galt auch für den 
Nordoſtſeekanal. Nun hatte Deutſchland ſich zuerſt bemüht, auf dem 
Verhandlungswege dieſe unerträglichen Vorſchriften zu beſeitigen. 
Das mißlang, da die anderen Mächte ein Entgegenkommen ver: 
weigerten. Jetzt erklärte Deutſchland aus eigener Machtvollkommen⸗ 
heit, daß es die Beſtimmungen des Verſailler Vertrages über die 
deutſchen Waſſerſtraßen nicht mehr als verbindlich anerkenne und 
die weitere Mitarbeit in jenen internationalen Kommiſſionen ab: 
lehne. Zugleich gab es bekannt, daß fernerhin die deutſchen Waſſer⸗ 
ſtraßen den Schiffen aller mit dem Deutſchen Reich in Frieden lebenden 
Staaten offenſtehen. Unter der Vorausſetzung der Gegenſeitigkeit 
findet kein Unterſchied in der Behandlung deutſcher und fremder 
Schiffe ſtatt. Das gilt auch für die Frage der Schiffahrtsabgaben. 
Außerdem werden die deutſchen Waſſerſtraßenbehörden angewieſen, 
mit den zuſtändigen Behörden der anderen Anliegerſtaaten gemeinſame 
Fragen zu erörtern und gegebenenfalls Vereinbarungen über ſie zu 
treffen. 

Gleichermaßen wurden, wiederum einige Monate ſpäter, durch Ge⸗ 
ſetz vom 10. Februar 1937 die Beſtimmungen über die Reichsbank 
und die Reichsbahn aufgehoben, die Deutſchland durch den Dawes⸗ 
Plan und den Doung-Plan aufgenötigt worden waren. Beide An⸗ 
ſtalten wurden wieder in den Behördenaufbau des Reiches eingegliedert. 
Insbeſondere wurde die Reichsbahn von neuem dem Verkehrs⸗ 
miniſterium unterſtellt und ihre Beamten wurden wieder Reichs⸗ 
beamte. Damit waren die letzten Spuren des Tributſyſtems beſeitigt. 


18. Der Widerruf des Kriegsſchuldbekenntniſſes 


Als der Weltkrieg ausbrach, war es unbeſtritten, daß jedem 
ſouberänen Staate das Recht zuſteht, nach eigenem Ermeſſen Krieg 
zu führen. Das war eine der wenigen Regeln des Völkerrechts, die 
ſeit jeher allgemein und vorbehaltlos anerkannt waren. Sie ſtand 
in Geltung, ſeit die erſten Verſuche unternommen wurden, das Ver⸗ 
halten der Staaten zueinander im Lichte rechtlichen Denkens zu ſehen 
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und zu werten, und fie ſchien fo unlöslich verbunden mit dem Begriff 
der Souveränität und dadurch mit dem Staatsbegriff ſelbſt, daß auch 
die Nachkriegszeit ſich nicht entſchließen konnte, ſie zu verneinen. In 
der Tat verwirft ſogar die Satzung der Liga der Nationen dieſes 
Recht nicht, ſchränkt es vielmehr nur ein und erkennt es unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen ausdrücklich an. Der Kellogg⸗Pakt freilich 
derneint den Krieg und verneint damit auch das Recht, Krieg zu 
führen. Aber an dieſe Verneinung ſind keine Rechtsfolgen geknüpft, 
und ſie hat deshalb nur die Kraft einer Mahnung, ja eigentlich nur 
eines Lehrſatzes. 

Doch wie man auch die Rechtslage in der Nachkriegszeit beurteilen 
möge, 1914 jedenfalls galt jene Regel, und es konnte unter rechtlichen 
Geſichtspunkten gegen keinen Staat ein Vorwurf erhoben werden, der, 
gleichviel aus welchen Beweggründen und unter welchen Umſtänden, 
zu den Waffen griff. Er übte damit nur ein ihm unſtreitig zu⸗ 
ſtehendes Recht aus. 


Die sittliche Wertung des Krieges allerdings deckte ſich nicht immer 
mit der rechtlichen. Seit das klaſſiſche Altertum, in dem der Ruhm 
des Eroberers jeden andern überſtrahlte, verſank, ſeit das Chriſtentum 
ſein Friedensideal zur Geltung zu bringen und zugleich den Blick auf 
die durch den Krieg verurfachten Leiden der Menſchheit zu lenken 
wußte, begann ſich der Gedanke auszubreiten, daß den Herrſcher oder 
Staatsmann, der einen Krieg entfeſſelt, ſchwere Verantwortung trifft. 
Aber das Chriſtentum wurde Staatsreligion, und die geformte Kirche 
lernte mit politiſchen Notwendigkeiten rechnen. Sie fand den Ent⸗ 
ſchluß, den Krieg zu billigen, ja zu heiligen, der um einer gerechten 
Sache willen geführt wurde. Dieſer Gedanke war es dann, den das 
aufblühende Völkerrecht ſich zu eigen machte. Es prägte den Begriff 
des gerechten Krieges, der ſeinen Urheber nicht mit Schuld belädt, den 
zu führen höchſte Pflicht iſt. So wurde es Brauch, nach Recht⸗ 
fertigungsgründen für den Krieg zu ſuchen, und da jeder Staat, der 
das Schwert zog, ſeine Sache für die gute hält, gab es wohl keinen 
Krieg, den nicht jede der Parteien für einen gerechten Krieg erklärte. 

Der Schwerpunkt des Streites um die Gerechtigkeit der Kriege 
liegt im 17. und 18. Jahrhundert, in jener Zeit eines naiven 
Rationalismus und einer wortreichen Tugend, da Fürſten und Staats⸗ 
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männer Traktate zu ihrer Verteidigung abfaſſen ließen und da ſolche 
Traktate wirklich Leſer fanden und die öffentliche Meinung erregten. 
Dann freilich trat ein Umſchwung ein. Napoleon ließ ſich durch 
ſittliche Bedenken nicht anfechten, und das ganze von Kriegen erfüllte 
19. Jahrhundert kennt jenen Streit nicht mehr. Es kennt ihn zum 
mindeſten nicht mehr als Streit unter denen, die die Geſchicke der 
Staaten lenkten. Zugleich wendet ſich auch die Wiſſenſchaft des 
Völkerrechts von dem Begriff des gerechten Krieges ab und überläßt 
ihn moraliſterenden Geſchichtsſchreibern. Vollends weiß das beginnende 
20. Jahrhundert nichts von ihm. In der Tat wäre es ſeltſam ge⸗ 
weſen, hätte man ihn als Maßſtab zur Beurteilung etwa des 
japaniſch⸗ruſſiſchen Krieges verwenden wollen. Hier kämpften die 
Gegner miteinander um fremden Beſitz, auf den keiner von ihnen einen 
rechtlichen Anſpruch hatte. Von Recht und Unrecht konnte nur China, 
konnte Korea reden. Aber ihre Klagen verhallten ungehört, und die 
Welt fragte bloß, wer der Stärkere ſei. 

Dann brach der Weltkrieg aus, und auf einmal rückte die Frage 
der ſittlichen Verantwortung in den Vordergrund. Vom erſten Tage 
an erhob die Entente gegen Deutſchland und ſeine Verbündeten den 
Vorwurf, den Krieg entfeſſelt zu haben. Mit allem Nachdruck, mit 
ſtändig wachſender Erregung wiederholten ihre Staatsmänner, wieder⸗ 
holte ihre Preſſe die Anſchuldigung, und die Werbung um die neutralen 
Länder war ganz und gar auf dem Gedanken ihres Rechts und des 
deutſchen Unrechts aufgebaut. Man hätte meinen können, daß an⸗ 
geſichts der gewaltigen Kataſtrophe das Gewiſſen der Menſchheit er⸗ 
wacht, daß der Realismus des 19. Jahrhunderts überwunden war und 
daß nun eine verfeinerte Sittlichkeit allein den Maßſtab der Politik 
geben ſollte. In Wirklichkeit ging es um anderes. Der ungeheure 
Krieg konnte im Zeitalter der Demokratie nur geführt werden, wenn 
es gelang, die Maſſen mitzureißen, und das war bloß möglich, wenn 
ſie durch einen Appell an ihr Empfinden fanatiſtert wurden. Darum 
mußten die nüchternen politiſchen Erwägungen beiſeite geſchoben, mußte 
die Schuld am Leiden und Sterben von Millionen Deutſchland auf⸗ 
geladen, mußte es eines unerhörten Verbrechens angeklagt werden. 

Deutſchland brach zuſammen. Damit war die Stunde gekommen, 
da Großbritannien getreu feiner Ueberlieferung dafür Sorge fragen 
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mußte, daß das europäiſche Gleichgewicht nicht durch die Vernichtung 
des Feindes von geſtern unheilbar geſtört werde. Aber jetzt rächte ſich 
die im Kriege getriebene Aufreizung der Maſſen. Lloyd George, in 
dem die Erkenntnis politiſcher Notwendigkeiten dämmerte, war ein 
Gefangener ſeiner eigenen Anklagen und Verſprechungen. Er konnte 
deshalb Clemenceau nicht widerſtehen, der die Racheträume ſeiner 
Jugend nun vor der Verwirklichung ſah. Wilſon aber, in deſſen 
Hand die Entſcheidung lag, war in weltfremdem Doktrinarismus 
befangen, glaubte an Deutſchlands Schuld, wollte als Weltenrichter 
ſtrafen, war darüber hinaus zu jedem Zugeſtändnis bereit, wenn nur 
ſein Wunſchbild eines Völkerbundes Geſtalt gewann. Und daneben 
ſtanden alle jene, die ſich an Deutſchland bereichern wollten. So führten 
Verblendung, Rachſucht und Habgier die Feder, die den Vertrag von 
Verſailles niederſchrieb. Rachſucht und Habgier aber glaubten ſich 
gerechtfertigt, wenn ſie den gewollten Raub mit Deutſchlands Kriegs⸗ 
ſchuld begründeten. Was in Wirklichkeit einen Rückfall in jene 
barbariſchen Zeiten darſtellte, da der beſiegte Stamm Mann für 
Mann ausgerottet wurde, erſchien nun als ein Akt hoher Gerechtigkeit. 
Ueber Deutſchland wurde moraliſch das Todesurteil geſprochen. Es 
wurde ausgeſtoßen aus der Reihe der gefitteten Staaten, wurde weiter 
Gebiete beraubt, wurde mit unermeßlichen Tributen belaſtet. Es wurde 
gezwungen, dieſes Urteil ſelbſt anzuerkennen. 

Der Begriff des gerechten Krieges war erneut zur Geltung ge⸗ 
kommen. Aber nicht wie einſt überließ man die Entſcheidung über 
Recht oder Unrecht der öffentlichen Meinung Europas. Die Gewinner 
des Krieges, die Partei waren und ſich nun zu Richtern aufwarfen, 
fällten es ſelbſt und zogen zugleich Folgerungen, die in unüberbrück⸗ 
barem Widerſpruch zu dieſem ſittlichen Begriff ſtanden. 

Deurſchland widerſprach, Deutſchland forderte ein unparteiiſches 
Urteil. Aber weil es das Deutſchland von Weimar war, unterwarf 
es ſich und ſetzte ſeine Unterſchrift unter den Vertrag, der im Vor⸗ 
ſpruch wie im berüchtigten Art. 231 feine Schuld feſtſtellte. Seitdem 
hat die geſchichtliche Forſchung die Kriegsurſachen geklärt und hat 
aufgehellt, daß Deutſchland den Krieg nicht wollte, daß die Verant⸗ 
wortung für ſeinen Ausbruch vor allem auf Rußland fällt, das eine 
Sühne des Mordes zu Serajewo nicht duldete und durch ſeine vor⸗ 
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zeitige Mobiliſtierung Deutſchland zur Kriegserklärung zwang. Kaum 
konnte Deutſchland wieder Atem ſchöpfen, als es den Kampf gegen 
die Kriegsſchuldlüge eröffnete. Gerade daß der Weimarer Staat ſich 
dazu entſchloß, ſei es auch ſchwächlich und unluſtig, getrieben von der 
nationalen Oppoſition, zeigt, wie ſchwer das deutſche Volk an dem 
erzwungenen ſchmählichen Bekenntnis trug, und zeigt zugleich, in welch 
tiefem Widerſpruch zu ſeinem innerſten Weſen die ihm zugeſchriebene 
Schuld ſtand. 

Am 29. Auguſt 1924 erklärte im Reichstage der Kanzler Marx, 
daß die Feſtſtellung, Deutſchland habe den Weltkrieg durch ſeinen 
Angriff entfeſſelt, den Tatſachen der Geſchichte widerſpreche. Die 
Reichsregierung erkenne dieſe Feſtſtellung nicht an, und ſie werde Anlaß 
nehmen, das den fremden Regierungen zur Kenntnis zu bringen. In 
England wie in Frankreich erhob ſich ſtürmiſcher Widerſpruch. Die 
Berliner Botſchafter beider Mächte legten förmlichen Proteſt ein. 
Die Reichsregierung wich zurück, und die angekündigte Notifizierung 
unterblieb. 

Völlig im Sande verlief auch ein zweiter Anlauf. Nachdem die 
Miniſterpräſidenten Macdonald und Herriot auf der V. Vollver⸗ 
ſammlung der Liga der Nationen ſich für Deutſchlands Aufnahme 
ausgeſprochen hatten, richtete die Reichsregierung unter dem 29. Sep⸗ 
tember 1924 eine Note an die zehn Ratsmächte, in der die Bereit: 
willigkeit Deutſchlands zum Eintritt in die Liga unter beſtimmten 
Vorausſetzungen ausgeſprochen wurde. Eine dieſer Vorausſetzungen 
war, daß im deutſchen Schritt keine Erneuerung des Bekenntniſſes 
zur Kriegsſchuld geſehen werde. Doch die Antworten der Mächte 
gingen über dieſen Punkt mit Stillſchweigen hinweg, und entgegen 
den der nationalen Oppoſition gegebenen Verſprechungen ließ das 
Kabinett Marx ⸗Streſemann ihn in den weiteren Verhandlungen ebenſo 
ſtillſchweigend fallen. 

Noch ein drittes Mal wurde der Verſuch erneuert, mit dem gleichen 
bedauerlichen Ergebnis. Als Deutſchland zur Locarno⸗Konferenz ein⸗ 
geladen wurde, ließ es in Brüſſel, London, Paris und Rom am 
26. September 1928 eine Verbalnote überreichen, in der es jene 
Reichstagserklärung vom Jahre vorher wiederholte. Aber Frankreich 
weigerte ſich, die Note entgegenzunehmen, und England wies ſie mit 
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wenigen ſchroffen Sätzen zurück. Die Reichsregierung nahm das hin 
und erſchien trotzdem in Locarno. 


So waren die Verſuche des Weimarer Deutſchland, ſich von der 
Kriegsſchuldlüge zu reinigen, geſcheitert. Reden und Preſſeerklärungen 
einzelner Regierungsmitglieder vermochten daran nichts zu ändern. 
Nichts ändern konnte auch der feierliche Widerſpruch, den Hindenburg 
am 18. September 1927 bei der Einweihung des Tannenberg⸗Denk⸗ 
mals erhob. Mochten die Worte des greiſen Reichspräſidenten auch 
jenſeits der deutſchen Grenzen Widerhall finden, ſo waren ſie doch 
rechtlich bedeutungslos. Der Vertrag von Verſailles ſtand un⸗ 
erſchüttert in Geltung, und in Geltung ſtand fein Vorſpruch, ſtand 
Art. 231. 


Doch dann kam die Weltwirtſchaftskriſe, kam das Hoover⸗Mora⸗ 
torium. Am 16. Juni 1932 trat in Lauſanne die Reparations⸗ 
konferenz zuſammen, und in ihrem Ergebnis fielen die Tribute fort. 
Damit hatte Art. 231 feine unmittelbare praktiſche Bedeutung ver: 
loren. Ja, es trat ſogar eine, überraſchenderweiſe gerade von franzöſt⸗ 
ſcher Seite verfochtene Auffaſſung zutage, nach der nun die ganze 
Frage der Kriegsſchuld als erledigt betrachtet werden könne. Zwei 
führende franzöſiſche Hiſtoriker, Bloch und Renonoin, hatten bereits 
am 15. Nobember 1931 im „Temps“ einen Aufſatz erſcheinen laſſen, 
nach dem Art. 231 überhaupt kein Urteil über Schuld oder Unſchuld 
Deutſchlands enthalte, ſondern nur die Tatſache feſtſtelle, daß es den 
Krieg verurfacht habe und darum allein für die entſtandenen wirt: 
ſchaftlichen Schäden hafte. Mit Recht wies die deutſche Wiſſenſchaft 
dieſen Verſuch einer Bagatellifierung des Problems zurück, das durch 
lange Jahre ſo ſchwer auf dem deutſchen Volke gelaſtet hatte. Mit 
Recht betonte ſie, daß nicht nur der das Kapitel „Reparationen“ ein⸗ 
leitende Art. 231 von der Kriegsſchuld ſpreche, daß der Vorſpruch, 
daß die von der Friedenskonferenz gebilligten Kommiſſtonsberichte, daß 
die im Mai und Juni 1919 von Clemenceau namens der Konferenz 
an Deutſchland gerichteten Noten, daß das Ultimatum vom 22. Juni 
1919 und daß unzählige amtliche Aeußerungen leitender Staats⸗ 
männer der Entente unzweidentig Dentſchland der Schuld am Kriege 
anklagen. 
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So blieb es denn nach wie vor Deutſchlands Aufgabe, ſich von dieſer 
Anklage zu reinigen und allem zuvor das eigene Schuldbekenntnis auf⸗ 
zuheben. 

Jetzt endlich wurde dieſes Ziel erreicht. Am 30. Januar 1937 gab 
der Führer und Reichskanzler vor dem Reichstage die folgende Er⸗ 
klärung ab: 

„Ich ziehe damit vor allem die deutſche Unterſchrift feierlich zurück 
von jener damals einer ſchwachen Regierung wider deren beſſeres 
Wiſſen abgepreßten Erklärung, daß Deutſchland die Schuld am 
Kriege beſitze.“ 

Keine der Mächte, deren Unterſchrift unter dem Verſailler Vertrage 
ſteht, hat Widerſpruch gegen dieſe Erklärung erhoben. Daraus darf 
und muß der Schluß gezogen werden, daß alle dieſe Mächte ſich mit 
ihr abgefunden haben und ſie anerkennen. Dem kann auch der Ein⸗ 
wand nicht entgegengeſetzt werden, daß eine im Reichstag abgegebene 
Erklärung eine innerſtaatliche Angelegenheit ohne völkerrechtliche 
Wirkung ſei. Erklärungen, die in öffentlicher Sitzung eines Par⸗ 
laments verlautbart wurden, iſt ſtets internationale und gegebenenfalls 
völkerrechtliche Bedeutung beigemeſſen worden. Seit es eine Preſſe und 
in verſtärktem Maße ſeit es einen Rundfunk gibt, iſt niemals im 
Ernſt die Auffaſſung vertreten worden, daß derartige Erklärungen erſt 
auf dem Wege diplomatiſcher Notifizierung zur Kenntnis der anderen 
Regierungen kommen. Gerade der Vorgang des 29. Auguſt 1924 
beweiſt das mit ſchlagender Deutlichkeit. England und Frankreich 
haben damals die überflüſſigerweiſe angekündigte Notifizierung der 
Reichsregierung nicht abgewartet, ſondern haben unmittelbar auf Grund 
der im Reichstage geſprochenen Worte des Kanzlers förmlichen 
Proteſt erhoben. Wenn ſie das jetzt unterließen, bedeutet das die ſtill⸗ 
ſchweigende, aber deshalb nicht weniger unzweideutige Anerkennung 
der deutſchen Erklärung. 

Ebenſowenig durchſchlagend iſt der andere, vor allem in der franzöſi⸗ 
ſchen Preſſe erhobene Einwand, daß die in gegenſeitigem Einvernehmen 
gegebene deutſche Unterſchrift nur auf Grund gegenſeitigen Ein⸗ 
vernehmens zurückgezogen werden könne. An jenem verhängnisvollen 
Tage von Verſailles gab es kein gegenſeitiges Einvernehmen. Das 
ohnmächtige Deutſchland wurde durch unmittelbaren Zwang ver: 
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anlaßt, feine Unterſchrift unter den Vertrag zu fegen. Es war fein 
gutes Recht, ſie zurückzuziehen, nachdem es wieder als Großmacht da⸗ 
ſtand. Gerade weil es damals ein wehrloſes Opfer unverhüllter Ver⸗ 
gewaltigung war, brauchte es jetzt nicht zu verhandeln, durfte es ſich 
ſein Recht ſelbſt nehmen. So wie es aus eigener Kraft ſeine Wehr⸗ 
hoheit und ſeine Souveränität im Rheinlande wiederherſtellte, zerriß es 
aus eigener Kraft das Kriegsſchuldbekenntnis. 

Wenn aber hier oder da geſagt wird, daß Deutſchland zwar ſein 
Bekenntnis zunichte machen konnte, daß aber deshalb die Anklage be⸗ 
ſtehen bleibt, ſo iſt das richtig, iſt aber auch gleichgültig. Wer heute 
im Widerſpruch zu allen Ergebniſſen wiſſenſchaftlicher Forſchung den 
Vorwurf der Kriegsſchuld gegenüber Deutſchland aufrechterhalten 
will, der mag es tun. Entſcheidend iſt allein, daß das unwahre er⸗ 
zwungene Bekenntnis Deutſchlands zur eigenen Schuld vernichtet iſt. 
Deutſchlauds einſtige Feinde aber ſollten das begrüßen. Denn dieſes 
erpreßte Bekenntnis war ein Schandmal mehr noch für ſie als für 
Deutſchland. 
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19. Die neutralen Nachbarn 


Die Wiedererſtarkung Deutſchlands wirkte ſich nicht nur auf ſeine 
unmittelbaren Gegenſpieler aus. Vielmehr wurde die geſamte 
europäiſche Lage durch fie entſcheidend beeinflußt. Vor allem ſahen ſich 
die Mittelſtaaten, die der franzöſiſchen Führung folgten, ge: 
nötigt, mit der neuen Geſtaltung der Dinge zu rechnen und der Tar⸗ 
ſache ins Auge zu blicken, daß nun eine Anlehnung an Frankreich nicht 
mehr die einzig mögliche, von jedem Riſiko freie Politik darſtellte. 
Das war um ſo mehr der Fall, als zugleich die Einheitsfront der 
Entente⸗Mächte ſich aufgelöſt hatte und der Gegenſatz zwiſchen 
Frankreich und Italien in ſteigendem Maße zutage trat. 

Früher wohl als die anderen hatte Polen die Lage erkannt und 
ſich ſchon im Januar 1934 mit Deutſchland derſtändigt. Freilich 
ſpielte hier ſehr ſtark der Ueberdruß mit, der durch die ſtändigen, 
oft ungeſchickten und taktloſen Bevormundungsbverſuche Frankreichs 
hervorgerufen war. Aber dieſer Ueberdruß machte ſich auch ſonſt 
geltend und förderte auch in anderen Staaten eine Entwicklung, die 
ſchon an fi) unvermeidlich geworden war. Sie trat ſehr bald in 
Jugoſlawien nicht weniger deutlich zutage als in Polen, und ſie ſetzte 
ſich ſelbſt in Belgien durch, das jahrelang als der treueſte und un⸗ 
entwegteſte Gefolgsmann Frankreichs gegolten hatte. 

Belgiens Meutralität wurde durch Art. 31 des Verſailler Ver⸗ 
trages aufgehoben, und es erſchien ihm in der erſten Nachkriegszeit 
ſchlechtweg ſelbſtverſtändlich, daß es in engſter Verbindung mit Frank⸗ 
reich blieb. Am augenfälligſten wohl trat das darin zutage, daß man 
es in Brüſſel wie in Paris nicht einmal für notwendig hielt, ein 
förmliches Bündnis zu ſchließen. Man ſetzte es einfach als vorhanden 
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voraus und begnügte ſich mit dem Abſchluß einer Militärkondention. 
Bezeichnenderweiſe hielt man ſie jedoch geheim, obgleich die Satzung 
der Liga in ihrem Art. 18 die Veröffentlichung aller Verträge vor⸗ 
ſchreibt, die von einem Bundesmitgliede geſchloſſen werden. Man 
glaubte, dieſer Beſtimmung zu genügen, indem man die Begleitnoten 
vom 10. und 15. September 1920 bekanntgab, in denen die belgiſche 
und die franzöſiſche Regierung ſich gegenſeitig beſtätigten, daß ſie 
die am 7. September vom Marſchall Foch und den beiden General⸗ 
ſtabschefs Buat und Maglinſe gezeichneten Vereinbarungen billigten. 

Dementſprechend beteiligte Belgien ſich in den zwanziger Jahren 
an allen von Frankreich unternommenen Aktionen. Insbeſondere be⸗ 
teiligte es fi) 1923 am Ruhreinbruch. Ebenſo wurde es wie ſelbſt⸗ 
verſtändlich zu den Verhandlungen hinzugezogen, die in die Locarno⸗ 
Verträge ausmündeten, und hier wurde es, wiederum wie ſelbſt⸗ 
verftändlich, zufammen mit feinen Bundesgenoſſen Frankreich dem 
deutſchen Partner gegenübergeſtellt. Zugleich gliederte fi) Belgien 
in das franzöſiſche Verteidigungsſyſtem ein. An feiner Oſtgrenze 
wurden Befeſtigungen errichtet, die nur als Fortſetzung der Maginot⸗ 
Linie gewertet werden konnten. Im Weſten aber blieb es ungeſchützt, 
und ſeine geſamte Wehrmacht erfuhr eine Ausgeſtaltung, die der der 
franzöſiſchen völlig parallel lief. 

Gerade diefe Entwicklung war es dann, die Widerſpruch herdorrief. 

Der flämiſche nationale Gedanke war in den erſten Nachkriegs⸗ 
jahren planmäßig und rückſichtslos unterdrückt worden. Erſt 
in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre vermochte er, ſich wieder 
Geltung zu verſchaffen. Seine Träger begannen von neuem, Gleich⸗ 
berechtigung für ihr Volkstum und ihre Sprache zu fordern, und 
verftanden es, ihrem Ziel von Jahr zu Jahr näher zu kommen. Ob⸗ 
gleich es an einer brauchbaren Nationalitätenſtatiſtik fehlte, konnten 
ſie ſich darauf berufen, daß die Flamen die Mehrheit der belgiſchen 
Bevölkerung darſtellten und daß es hieß, das Daſein des belgiſchen 
Staates aufs Spiel ſetzen, wenn man fortfuhr, ſie zu unterdrücken 
und zu vergewaltigen. In engem Zuſammenhange aber mit ihren 
innerpolitiſchen Beſchwerden und Forderungen vertraten die flämiſchen 
Nationaliſten die Auffaſſung, daß die bedingungsloſe Eingliederung 
in das franzöſiſche Bündnisſyſtem gleichermaßen der Würde wie dem 
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Intereſſe Belgiens zuwiderlaufe. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung 
wurde augenſcheinlich, als Deutſchland von neuem zur Großmacht 
geworden war. Lag es doch auf der Hand, daß nun Belgiens Sicher⸗ 
beit durch den Anſchluß an Frankreich nicht mehr gewährleiſtet war. 
Vielmehr mußte es gerade dadurch in einen etwaigen deutſch⸗franzöſi⸗ 
ſchen Konflikt hineingezogen werden. 

Nicht zuletzt unter dieſem Geſichtspunkte begann die flämiſche 
öffentliche Meinung eine Kündigung des Geheimoertrages mit Frank⸗ 
reich zu fordern, und zu Beginn des Jahres 1936 fühlten ſich die 
flämiſchen Mitglieder der Kammer ſtark genug, um einen dahin⸗ 
gehenden förmlichen Antrag zu ſtellen. Am 20. Februar brachten ſie 
ihn ein, und am 11. März fand die Ausſprache über ihn ſtatt. Sie 
wurde durch den Abgeordneten Romſee eröffnet, der darlegte, wie 
Belgien unter Preisgabe ſeiner Souveränität zum Beſtandteil eines 
franzöſiſchen Militärblocks geworden ſei. Der Miniſterpräſident van 
Zeeland ſuchte zu beſchwichtigen. Er war in der Lage mitzuteilen, 
daß die angefochtene Militärkonvention wenige Tage vorher, am 
6. März, aufgehoben und durch eine neue Vereinbarung erſetzt ſei, 
die keinen Geheimcharakter habe und nur noch eine ſtändige Fühlung⸗ 
nahme der Generalſtäbe vorſehe. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
die belgiſche Regierung dieſe Aenderung des Verhältniſſes zu Frank⸗ 
reich erſt infolge des flämiſchen Antrages in die Wege geleitet oder 
ob ſie ſchon vorher ihre Notwendigkeit eingeſehen hatte. Jedenfalls 
erreichte ſie ihr Ziel nicht. Sowohl die Flämiſchen Nationaliſten als 
auch die der Katholiſchen Partei angehörenden Flamen beſtritten, daß 
durch die neue Vereinbarung eine Beſſerung erreicht ſei. Sie forderten 
nachdrücklich, daß Belgien ſich von allen Bindungen an Frankreich 
löſe und zu einer Politik der Neutralität zurückkehre. An dieſe 
Kammerdebatte ſchloſſen ſich Kundgebungen der flämiſchen Front⸗ 
kämpfer, die ſich die Forderungen ihrer Abgeordneten zu eigen machten. 

Als der Miniſterpräſident dan Zeeland das neue Abkommen mit 
Frankreich bekanntgab, war der deutſche Schritt vom 7. März 1936 
ſchon getan. Er brachte der belgiſchen öffentlichen Meinung verſtärkt 
die Gefahren zum Bewußtſein, die aus der Bindung an Frankreich 
erwuchſen. Naturgemäß war der Rheinpakt auch Belgien gegen⸗ 
über hinfällig geworden, und auch zu ſeinen Gunſten beſtand die 
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Entmilitarifierung des Rheinlandes nicht mehr. Gewiß konnte Belgien 
geltend machen, daß es ſeinerſeits den Rheinpakt nicht verletzt hatte, 
da es am franzöſiſch⸗ruſſiſchen Beiſtandspakt unbeteiligt war. Aber 
dadurch konnte die Tatſache nicht aus der Welt geſchafft werden, daß 
es mit der Sowjetunion durch den gemeinſamen Verbündeten Frank⸗ 
reich auf das engſte verknüpft war und daß es im Falle eines Zu⸗ 
ſammenſtoßes Schulter an Schulter mit ihm geſtanden hätte. Wollte 
es dieſe Gemeinſchaft nicht, ſo hätte es ſeinen Bundesgenoſſen ver⸗ 
hindern müſſen, jenes neue Bündnis zu ſchließen. Wenn es das nicht 
wollte oder nicht konnte, hatte es die Folgen zu tragen. 

Dazu kam, daß es als Staat zweiter Größe ſich damit abfinden 
mußte, das Schickſal der Großmacht zu teilen, in deren Gefolgſchaft 
es ſich geſtellt hatte. Ueberdies hatte Deutſchland gar nicht die Mög⸗ 
lichkeit, hier einen Unterſchied zwiſchen Belgien und Frankreich zu 
machen. Ganz abgeſehen von allen grundſätzlichen Erwägungen, wäre 
es ſelbſt bei völliger Neutralität Belgiens praktiſch undurchführbar 
geweſen, die Entmilitariſterung des Rheinlandes nur an deſſen Grenze 
fortbeſtehen zu laſſen. Vollends kam das gar nicht in Frage, nachdem 
Belgien Frankreichs Bundesgenoſſe war und dieſes im Falle eines 
Konflikts einfach von Belgien aus einmarſchiert wäre. Belgien hatte 
danach keinen Grund zur Beſchwerde. Es mußte ſich an die eigene 
Bruſt ſchlagen und ſich die Frage ſtellen, ob es nicht die Lage, in die 
es nun geraten war, ſelbſt verſchuldet hatte. Darüber hinaus aber 
erhob ſich die weitere Frage, ob es denn überhaupt Grund zur Klage 
hatte. Wenn es gewillt geweſen wäre, die Politik ehrlicher Neutrali⸗ 
tät zu befolgen, die für einen Staat ſeines Charakters die einzig 
mögliche iſt, hätte es an dem Beſtehen einer entmilitariſierten Zone 
in Deutſchland überhaupt kein Intereſſe gehabt. Nur weil es ſich 
in ein Vaſallitätsverhältnis zu Frankreich hatte hineinziehen laſſen, 
war es bedroht, und zwar bedroht nicht durch Deutſchland, ſondern 
durch eine objektive Kriegsgefahr. 

Trotz alledem blieb die belgiſche Regierung zunächſt im franzöſiſchen 
Fahrwaſſer. Sie beteiligte ſich an den Beratungen der Locarno⸗ 
Mächte, wenngleich ſie in der Form Zurückhaltung übte und Herr 
van Zeeland ſich im Genfer Rat, vor allem in einer Rede, die er 
am 14. März hielt, mit einer Mäßigung äußerte, die ſich von der 
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Erregtheit des franzöſiſchen Sprechers vorteilhaft unterſchied. Anderer⸗ 
ſeits ſpannen ſich gerade in dieſer Zeit nähere Beziehungen zu Polen 
an, deſſen Emanzipation von der Vormundſchaft Frankreichs für 
Belgien vorbildlich werden konnte. In Erwiderung eines Beſuches 
des Miniſters Beck weilte Herr van Zeeland am 27. April in 
Warſchau, und man ging gewiß nicht fehl in der Annahme, daß dort 
angeſichts der inzwiſchen erfolgten Ratifikation des franzöſiſch⸗ 
ſowjetruſſiſchen Beiſtandspakts die Frage einer ſelbſtändigen Außen⸗ 
politik Frankreich gegenüber erörtert wurde. 

Dann kamen am 24. Mai Neuwahlen zur Kammer, in deren 
Ergebnis die Stellung der Flamen geſtärkt wurde und die Rexiſten 
ihren Einzug in das Parlament hielten. Nun ging die Entwicklung 
unaufhaltſam vorwärrs. Am 20. Juli bekannte ſich der Außen⸗ 
miniſter im neuen Kabinett van Zeeland, Herr Spaak, auf einem 
Preſſeempfang zu einer Politik der Neutralität und erhielt dieſen 
ſeinen Standpunkt auch gegenüber ſcharfen Angriffen der franzoſen⸗ 
freundlichen Blätter aufrecht. Bald darauf wurde halbamtlich ver⸗ 
kündet, daß Belgien zwar die Garantie ſeiner eigenen Grenzen in 
einem neuen Locarno⸗Vertrage anſtrebe, aber die Uebernahme einer 
Garantie für fremde Grenzen ablehne. Sehr beachtlich war auch 
unter außenpolitiſchen wie unter innenpolitiſchen Geſichtspunkten die 
Gliederung der Katholiſchen Partei in eine flämiſche und eine 
walloniſche Gruppe. 

Die Schlußfolgerungen aus alledem wurden in einer Rede ge⸗ 
zogen, die König Albert III. am 14. Oktober 1936 vor dem Miniſter⸗ 
rat hielt und die im Widerſpruch zu dem ſonſt geübten Brauch im 
Wortlaut veröffentlicht wurde. 

Der König ging von dem Gedanken aus, daß das Ziel der 
belgiſchen Politik nicht die Vorbereitung eines mit Hilfe einer Koa⸗ 
lition ſiegreichen Krieges, ſondern die Fernhaltung des Krieges von 
belgiſchem Gebiet ſein müſſe. Durch die Wiederbeſetzung des Rhein⸗ 
landes ſei Belgien erneut in dieſelbe Lage geraten, in der es ſich vor dem 
Weltkrieg befand. Unter dieſen Umſtänden müſſe es einerſeits ein 
wirkſames Verteidigungsſyſtem ſchaffen, das jeden der Nachbarn von 
dem Gedanken abbringt, ſich belgiſchen Gebiets zum Zwecke eines 
Angriffs auf einen andern Staat zu bedienen. Andererſeits müſſe 
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es ſich aus den Streitigkeiten der Nachbarn heraushalten. Die Mög⸗ 
lichkeit einer ſolchen Außenpolitik werde durch das Beiſpiel Hollands 
und der Schweiz bewieſen. Das militäriſche Syſtem Belgiens könne 
deshalb nur die eine Aufgabe haben, das Land vor einem Kriege, woher 
er auch kommen möge, zu bewahren. 

Wie man ſieht, iſt der König weder auf die Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen Flamen und Wallonen, noch auf das franzöſtſche 
Streben nach Vorherrſchaft und ben ſowjetruſſiſchen Beiſtandspakt ein: 
gegangen. Aber es lag auf der Hand, daß dieſes wie jenes für ihn 
beſtimmend war. Er unterließ es auch, die völkerrechtliche Seite der 
Frage zu berühren und den Charakter der künftigen belgiſchen Neu⸗ 
tralitätspolitik näher zu umreißen. Er nannte die Schweiz und 
Holland als Vorbilder, obgleich die rechtliche Lage beider Länder durch⸗ 
aus verſchieden war, die Schweiz ſich beim Eintritt in die Liga der 
Nationen eine halbe Neutralität hatte zuſichern laſſen, Holland hin⸗ 
gegen aus eigenem Willen eine nur tatſächliche Neutralität wahrte, 
ohne in rechtlichem Sinne neutraliſiert zu ſein. Es kam dem König 
auf die Sache, nicht auf die Form an. Was er wollte, war, daß 
Belgien eine ausſchließlich belgiſche Politik treibe, die nur den eigenen 
Intereſſen, nicht aber denen anderer Staaten dient. 

Es war ſehr bezeichnend, daß dieſe Königsrede in Frankreich eine 
ungeheure Erregung hervorrief. Die Pariſer Preſſe tat, als wiſſe fie 
nichts von der Entwicklung, die ſich während der letzten Monate und 
Jahre in Belgien abgeſpielt hatte. Sie ſtellte ſich, als ſei ihr der 
Begriff der Neutralität vollkommen fremd. Sie fand die Erklä⸗ 
rungen des Königs dunkel und rätſelhaft. Sie warf die Frage auf, 
ob Belgien nun aus der Genfer Liga ausſcheiden und ſich von allen 
ſeinen vertraglichen Pflichten losſagen wolle. Zugleich ſprach ſie von 
der Gefahr, in die Belgien ſich begebe, indem es auf den Schutz 
Frankreichs verzichte. Sie verwies warnend auf die finanzielle Be⸗ 
laſtung, die es durch die jetzt notwendig werdende Verſtärkung ſeiner 
Rüſtungen auf ſich nehme. In demſelben Atemzuge aber verriet 
fie ihre wahren Beweggründe, indem ſie darüber klagte, daß künftig die 
Grenze Frankreichs im Norden und Nordoſten ungeſchützt und daß 
Frankreich genötigt ſei, für eine Strecke von 200 km ein neues Be⸗ 


feſtigungsſyſtem zu ſchaffen. 
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England ſtellte ſich auf Frankreichs Seite und übte gemeinſam mit 
ihm einen ſtarken Druck auf Belgien aus. Aber Belgien blieb 
feſt. Die Verhandlungen dauerten ein volles halbes Jahr und ge⸗ 
ſtalteten ſich zeitweiſe ſo ſchwierig, daß ein Beſuch des Königs Albert 
in London nötig wurde. Schließlich ſetzte ſich aber der belgiſche Stand⸗ 
punkt durch, und England und Frankreich ſahen ſich genötigt, ihn in 
einer gemeinſamen Erklärung vom 24. April 1937 anzuerkennen. Sie 
entbanden Belgien von der Garantiepflicht, die es im Rheinpakt Frank⸗ 
reich gegenüber auf ſich genommen hatte, erhielten jedoch ihre Bei⸗ 
flandsverpflichtungen ihm gegenüber aufrecht. Zugleich ſtellten fie 
allerdings die Vorausſetzung auf, daß Belgien ſeine Grenzen gegen 
jeden Angriff verteidigen und zu dieſem Zwecke die nötigen Maß⸗ 
nahmen ergreifen und daß es darüber hinaus der Liga der Nationen 
treu bleiben und die ihm als deren Mitglied obliegenden Verpflichtungen 
erfüllen werde. 

Gerade aus dieſen Vorausſetzungen, die Belgien in ſeiner Ant⸗ 
wortnote anerkannte, konnte ſich eine gewiſſe Einſeitigkeit feiner Stellung 
zugunſten Englands und Frankreichs ergeben. Insbeſondere war die 
Behauptung denkbar, daß nun England und Frankreich ein Aufſichts⸗ 
recht über das belgiſche Verteidigungsſyſtem zuſtünde. Tatſächlich 
wurde auch in Debatten, die am 30. April in der Kammer und am 
4. Mai im Senat ſtattfanden, von Sozialdemokraten, Liberalen und 
walloniſchen Katholiken die Anſicht verfochten, daß Belgien nach wie 
vor auf Grund des Abkommens vom 6. März 1936 zu General: 
ſtabsbeſprechungen mit England und Frankreich befugt ſei. Die gleiche 
Meinung wurde andeutungsweiſe von Mr. Eden am 28. April im 
Unterhauſe und recht unumwunden vom franzöſiſchen Außenminiſter 
Delbos im Auswärtigen Ausſchuß des Senats am 30. April ge: 
äußert. Der belgiſche Außenminiſter Spaak beſtritt fie zwar go: 
drücklich am 29. April in der Kammer. Immerhin konnte die Lage 
nicht als völlig geklärt angeſehen werden. 

Das änderte ſich erſt, als am 13. Oktober 1937 ein Notenaus⸗ 
tauſch zwiſchen der Reichsregierung und Belgien ſtattfand. Durch ihn 
nahm Deutſchland förmlich davon Kenntnis, daß Belgien „in voller 
Souveränität eine Politik der Unabhängigkeit zu verfolgen gedenkt“ 
und daß es entſchloſſen iſt, ſeine Grenzen gegen jeden Angriff und 
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jeden Einfall zu verteidigen und fo zu verhindern, daß fein Gebiet für 
einen Durchmarſch oder als Operationsbaſis zum Zwecke eines An⸗ 
griffs gegen einen andern Staat benutzt werde. Demgemäß werde es 
feine Verteidigung in wirkſamer Weiſe organifieren. Auf dieſer 
Grundlage, fo hieß es weiter, ſei die Reichsregierung entſchloſſen, die 
Unperleglichkeit und Unverſehrtheit Belgiens unter keinen Umſtänden 
zu beeinträchtigen und jederzeit das belgiſche Gebiet zu reſpektieren, 
ausgenommen ſelbſtverſtändlich in dem Falle, daß Belgien an einer 
gegen Deutſchland gerichteten militäriſchen Aktion mitwirken würde. 
Darüber hinaus erklärte die Reichsregierung ſich bereit, ebenſo wie die 
britiſche und die franzöſiſche Regierung Belgien Beiſtand zu gewähren, 
falls es angegriffen werden ſollte. 

Die belgiſche Regierung nahm in ihrer Antwortnote „mit großer 
Genugtuung“ von dieſer Erklärung Kenntnis und ſprach „ihren leb⸗ 
haften Dank“ aus. 

Damit war augenſcheinlich das Gleichgewicht hergeſtellt. Abgeſehen 
von der Frage des Verhältniſſes Belgiens zur Liga der Nationen 
deckte die deutſche Erklärung ſich vollſtändig mit der engliſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen. Die Vorausſetzungen, die von beiden Seiten aufgeſtellt 
wurden, waren die gleichen, und es waren dieſelben Verpflichtungen, 
die einerſeits Deutſchland, andererſeits England und Frankreich über⸗ 
nommen hatten. Nun konnte augenſcheinlich weder von einem Auf⸗ 
ſichtsrecht, noch von Generalſtabsbeſprechungen mehr die Rede fein, es 
ſei denn im Hinblick auf beide Seiten. Da das aber eine Sinnloſigkeit 
bedeutet hätte, fiel dieſe Möglichkeit völlig weg. 

So war denn Belgien aus dem franzöſiſchen Bündnisſyſtem aus⸗ 
geſchieden und wieder zu einem neutralen Staate geworden, wennſchon 
in anderer Rechtsform als vor dem Weltkriege. 

Eine Entwicklung, die in vielem von der belgiſchen abwich und ihr 
doch bis zu gewiſſem Grade ähnlich war, machte die Schweiz durch. 

Ihre ſeit dem Weſtfäliſchen Frieden eingehaltene, 1818 durch 
den Wiener Kongreß anerkannte Neutralität war in Art. 435 des 
Verſailler Vertrages erneut beſtätigt worden. Als jedoch dann die 
Frage ihres Beitritts zur Liga der Nationen aufgeworfen wurde, ge⸗ 
lang es ihr nicht, ſie in vollem Umfange zu wahren. Der Rat kam 
ihren Wünſchen zwar durch einen zu London am 13. Februar 1920 
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gefaßten Beſchluß ſoweit entgegen, daß er fie von der Pflicht entband, 
an militäriſchen Sanktionen teilzunehmen und den Durchmarſch von 
Truppen zu dulden, die in einem Sanktionskriege eingeſetzt würden. 
Aber er hielt daran feſt, daß ſie ſich an den im berüchtigten Art. 16 
vorgeſehenen finanziellen und wirtſchaftlichen Sanktionsmaßnahmen 
beteiligen müſſe. Unter dieſen Umſtänden beſtanden in der Schweiz 
ſehr ſtarke Bedenken, und eine am vs, und 16. Mai 1920 per 
genommene Volksabſtimmung erbrachte nur 414 830 gegen 322 939 
Stimmen für den Eintritt. Tatſächlich war damit die Neutralität 
der Schweiz preisgegeben, eine Schlußfolgerung, die zu ziehen freilich 
die ſchweizer Regierungskreiſe ebenſo wie die ſchweizer Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft ſich weigerten. 

Der abeſſiniſche Krieg ſollte auch hier die Probe auf das Exempel 
bringen. Die Schweiz konnte ſich nicht entſchließen, dem Beiſpiel 
Albaniens, Oeſterreichs und Ungarns zu folgen, die jede Beteiligung 
an den über Italien verhängten Sanktionen verweigerten, wie denn 
freilich der von ihnen vorgebrachte Hinweis auf ihr beſonders enges 
freundſchaftliches Verhältnis zu Italien für die Schweiz nicht ver⸗ 
wendbar geweſen wäre. Sie verſuchte aber, auf andere Weiſe ihre 
Neutralität zu wahren, inder fie alle Ausfuhrverbote gleichzeitig gegen 
Italien und gegen Abeſſinien in Kraft ſetzte. Sie kam damit einer 
Vorſchrift des Haager Abkommens vom 18. Oktober 1907 über die 
Rechte und Pflichten der neutralen Mächte nach, kraft deren alle 
Beſchränkungen auf die kriegführenden Parteien gleichmäßig anzuwen⸗ 
den ſind. Es bedarf jedoch keines Beweiſes dafür, daß ſie damit nur 
einen leeren Schein ſchuf, da eine Belieferung Abeſſiniens für ſie 
ohnehin nicht in Frage kam und die von ihr ergriffenen Maßnahmen 
ſich ſomit in Wirklichkeit doch nur gegen Italien richteten. Zugleich 
ließ ſich nicht überſehen, daß dieſe ihre Haltung trotz aller formalen 
Satzungstreue im Widerſpruch zum Sinn der Satzung ſtand. 

Als dann die Niederwerfung Abeſſiniens die Unhaltbarkeit des 
Sanktionsſyſtem unwiderleglich hatte zutage treten laſſen und eine 
ganze Reihe von Mächten, darunter vor allem die ſog. Oslo⸗Staaten, 
erklärten, daß ſie ſich durch den Art. 16 nicht mehr für gebunden 
hielten und ſich in Zukunft an Sanktionsmaßnahmen nur nach 
eigenem Ermeſſen von Fall zu Fall beteiligen würden, ſetzte in der 
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ſchweizer öffentlichen Meinung eine lebhafte Bewegung ein. Immer 
ſtärker kam die Auffaſſung zur Geltung, daß die Schweiz trotz aller 
dagegen vorgebrachten Scheingründe in Wirklichkeit doch ihre Neu⸗ 
tralität preisgegeben habe und daß deren Wiederherſtellung anzu⸗ 
ſtreben ſei. Das müſſe geſchehen mit Rückſicht auf die Jahrhunderte 
alte Ileberlieferung, das ſei eine Notwendigkeit auch aus praktiſchen 
Erwägungen. Das ganze Daſein der Eidgenoſſenſchaft ſei durch die 
Bindung an das Sanktionsſyſtem gefährdet, nachdem von den drei 
ihr benachbarten Großmächten die eine ſchon formell aus der Genfer 
Liga ausgeſchieden ſei und die zweite ſich von ihr tatſächlich gelöſt habe. 

Es wirkte ſich alfo auch hier die Wiedererſtarkung Deutfchlands 
aus. Hatte doch die Tatſache, daß es nicht zur Liga gehörte, zur Zeit 
ſeiner Waffenloſigkeit die Stellungnahme der Schweiz in keiner Weiſe 
beeinflußt. Jetzt aber kam es ſo weit, daß ein Ausſchuß zur Vorberei⸗ 
tung einer Volksabſtimmung begründet wurde, die darüber entſcheiden 
follte, ob die Schweiz fernerhin in der Liga verbleiben könnte, falls 
ihre uneingeſchränkte Neutralität nicht anerkannt würde. 

Der Bundesrat hatte ſich zu dieſer Bewegung zunächſt ablehnend 
verhalten. Es iſt dann wohl der am 11. Dezember 1937 vollzogene 
Austritt Italiens aus der Liga zuſammen mit der Einſetzung jenes 
Ausſchuſſes geweſen, der ihn veranlaßte, ſeine Auffaſſung zu ändern. 
Im Ergebnis überreichte er am 20. April 1938 dem Generalſekretär 
der Genfer Liga eine Denkſchrift, in der er die Forderung aufftellte, 
daß der Rat die volle Neutralität der Schweiz anerkenne und ſie mit 
den Beſtimmungen der Satzung für vereinbar erkläre. Dieſer Antrag 
kam am 11. Mai vor dem Rat zur Verhandlung. Bundesrat Motta 
begründete nochmals den ſchweizeriſchen Standpunkt, und der Rat faßte 
am 14. Mai einſtimmig, unter Enthaltung Chinas und der Sowjet⸗ 
union, eine Entſchließung, durch die er von der Abſicht der Schweiz 
Kenntnis nahm, „künftig in keiner Weiſe mehr an der Durchführung 
der Satzungsbeſtimmungen über die Sanktionen mitzuwirken“, und er⸗ 
klärte, „daß fie zu einer ſolchen Mitwirkung nicht aufgefordert wer⸗ 
den wird“. 

Damit hatte die Schweiz ihr Ziel erreicht. Bezeichnenderweiſe aber 
hielt ſie die Frage noch nicht für gelöſt. Vielmehr ſchien es ihr not⸗ 
wendig, ſich auch an die beiden nicht zur Liga gehörenden benachbarten 
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Großmächte zu wenden. Sie tat das durch zwei gleichlautende Noten 
dom 19. und 20. Mai und erhielt am 21. Juni von Deutſchland wie 
von Italien die in übereinſtimmenden Worten abgefaßte Erklärung, 
daß beide Regierungen die Befreiung der Schweiz von Verpflichtungen 
begrüßen, die geeignet waren, ihre Neutralität zu gefährden. Beide 
Regierungen verſicherten, daß ſie dieſe nun wiederhergeſtellte Meutralität 
anzuerkennen und zu achten gewillt ſind. Die Schweiz antwortete 
darauf ihrerſeits mit dem Ausdruck ihres Dankes für das freundſchaft⸗ 
liche Verſtändnis, das aus dieſen Erklärungen ſpreche, ſowie für die 
wertvollen Zuſicherungen, die ſie enthalten. 

Damit war tatfächlich das ganze Problem geregelt. Im Intereſſe 
des europäiſchen Friedens wie in dem der Schweiz ſelbſt konnte das nur 
begrüßt werden. Nebenbei freilich war nicht zu überſehen, daß die 
Genfer Liga eine neue Niederlage erlitten hatte. War doch dieſe volle 
Neutralität eines ihrer Mitglieder auf keine Weiſe mit den Vor⸗ 
ſchriften der Satzung zu vereinigen. Die entgegenſtehende Behauptung 
des Rats konnte daran nichts ändern, erbrachte vielmehr nur einen neuen 
Beweis dafür, daß er auf Grundſatztreue und Logik keinen Wert legt. 

Im Ergebnis war Deutſchland nun der Neutralität zweier ſeiner 
Nachbarn an der Weſt⸗ und Südgrenze ſicher. 


20. Der ſpaniſche Bürgerkrieg 


Der abeſſiniſche Krieg konnte als beendet gelten, nachdem Italien am 
9. Mai 1936 die Einverleibung verkündet hatte. Rund zwei Monate 
dauerte es dann noch, bis die Genfer Liga ſich entſchloß, ihren Mit⸗ 
gliedern die Aufhebung der Sanktionen zu empfehlen und damit auch 
ihrerſeits die Beendigung des Krieges anzuerkennen. Aber bereits 
knappe zwei Wochen darauf ſtand Europa vor der Tatſache eines neuen 
, rieges, mochte es auch kein internationaler, ſondern ein Bürgerkrieg 
ein. 

Am 14. April 1931 war in Spanien das Königtum geſtürzt und die 
Republik ausgerufen worden. Nachdem aber der Radikalismus der 
erſten Zeit ſich in blutigen Ausſchreitungen überſchlagen hatte, begann 
eine Beruhigung einzutreten. Schon im November 1933 ergaben die 
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Wahlen für die Konſtituierende Nationalberſammlung unter 470 Ab⸗ 
geordneten nicht weniger als 207, die ſich zur Rechten und 170, die 
ſich zum Zentrum zählten. In der folgenden Zeit ſchien die innere 
Geſundung weitere Fortſchritte zu machen. Die öffentliche Meinung 
neigte ſich in ſteigendem Maße der Rechten zu, und ganz allgemein 
erwartete man von den auf den 15. Februar 1936 angeſetzten Neu: 
wahlen ihren entſcheidenden Sieg und im weitern Verlauf ſogar eine 
Wiederherſtellung des Königtums. 

Dieſe Hoffnungen wurden jedoch euttäuſcht. Ganz überraſchender⸗ 
weiſe ging aus den Urnen eine Iinke Mehrheit hervor. Sie war nur 
geringfügig und ſie war, wie glaubwürdig behauptet wurde, das Er⸗ 
gebnis von Terror und Wahlfälſchung. Deſſenungeachtet unterwarfen 
ſich die Rechte und die Mitte den parlamentariſchen Spielregeln und 
räumten das Feld. An die Stelle der mittelparteilichen Regierung 
trat eine ſolche der Linken, die das Land von vornherein zügelloſer 
Anarchie preisgab. Unverweilt machte bolſchewiſtiſcher Einfluß ſich 
geltend, der auch formell ſeinen Ausdruck darin fand, daß die diplo⸗ 
matiſchen Beziehungen zu Moskau, die weder unter dem Königreich, 
noch in den erſten Jahren der Republik beſtanden hatten, aufgenommen 
wurden. Ein ſowjetruſſiſcher Botſchafter erſchien in Madrid und 
wurde zum maßgebenden Berater der Miniſterien, die ſich unter wach⸗ 
ſender Radikaliſterung in ſchneller Folge ablöſten. 

Der gegen die nationale Bevölkerung ausgeübte blutige Terror 
ſteigerte ſich bald ins Unerträgliche, und ſchon im Juli gab die Ermor⸗ 
dung eines führenden Politikers der Rechten, Calvo Sotelo, das Signal 
zu einer militäriſchen Erhebung. An ihre Spitze trat General Franco, 
der im erſten Anlauf große Erfolge zu verzeichnen hatte und einen er⸗ 
heblichen Teil des ſpaniſchen Gebiets von der Herrſchaft der Madrider 
Gewalthaber befreien konnte, die denn auch gezwungen waren, die 
Hauptſtadt zu verlaſſen und ſich nach Valencia zu retten. Er blieb dem 
Gegner auch weiterhin überlegen. Aber um den Endſieg mußte er 
lange ringen, da die roten Streitkräfte durch ſowjetruſſiſche Truppen 
und marxiſtiſch gefinnte Freiwillige ans aller Welt verſtärkt und mit 
Kriegsmaterial aus Frankreich und anderen Ländern verſehen wurden. 
Erſt als zu Beginn des Februar 1939 Barcelona fiel und ganz 
Katalonien unterworfen werden konnte, kündigte ſich das Ende des 
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Bürgerkrieges an. Mit der Uebergabe Madrids, die am 29. März 
erfolgte, trat es ein. Kurz vorher, am 27. Februar, hatten England 
und Frankreich die Regierung des Generals Franco endlich anerkannt. 
Die ſchwere Verantwortung, die fie durch die den roten Gewalthabern 
gewährte moraliſche und materielle Unterſtützung auf ſich geladen 
hatten, konnten ſie durch dieſen verſpäteten Schritt nicht von ſich ab⸗ 
wälzen. 

An ſich wurde Deutſchland durch den ſpaniſchen Bürgerkrieg 
unmittelbar nicht berührt. Mittelbar aber war das Reich ſelbſt⸗ 
verſtändlich daran intereffiert, daß der Bolſchewismus nicht in Spanien 
Fuß faſſe und ſo Europa umklammere. Der gleiche Geſichtspunkt 
war für Italien gegeben, das überdies, dank ſeiner geographiſchen 
Lage, auch unmittelbar beteiligt war und keinesfalls dulden konnte, 
daß der Bolſchewismus ſich am weſtlichen Ufer des Mittel⸗ 
meers feſtſetzte. Daraus ergab ſich ſelbſt unabhängig von der An⸗ 
näherung zwiſchen den beiden Mächten, die der abeffinifche Krieg und 
der Sanktionsfeldzug gebracht hatten, die Notwendigkeit einer engen 
Zuſammenarbeit, und dadurch vor allem wurde der ſpaniſche Bürger⸗ 
krieg bedeutſam für die geſamte deutſche Außenpolitik. Ihren augen⸗ 
fälligſten Ausdruck fand die Intereſſengemeinſchaft Deutſchlands und 
Italiens in der ſchon am 18. Nodember 1936 von beiden ausgeſproche⸗ 
nen Anerkennung der Regierung des Generals Franco. Dieſer Schritt 
war völkerrechtlich vollkommen einwandfrei, da es nach unbeſtrittenen 
Grundſätzen in das Ermeſſen eines jeden ſouveränen Staates geſtellt ift, 
welche von zwei einander bekämpfenden Regierungen eines Landes er 
als rechtmäßig anerkennen will. Ueberdies konnte im vorliegenden Falle 
kein Zweifel daran beſtehen, daß dem General Franco und nicht ſeinen 
Gegnern der Vorzug zu geben war, da er zwei Drittel des ſpaniſchen 
Gebiets beherrſchte und da nur er den Anſprüchen gerecht wurde, die 
an die Regierung eines ziviliſierten Staates zu ſtellen find. 

Für Deurſchland und Italien ergab ſich von vornherein ein Feld 
gemeinſamer Tätigkeit im Londoner Nichteinmiſchungs⸗Ausſchuß. 

Das zu jener Zeit in Frankreich regierende Volksfront⸗Kabinett 
Blum war zuerſt geneigt geweſen, die rotſpaniſche Regierung offen zu 
unterſtützen. Es hatte ſich jedoch davon überzeugen müſſen, daß ſich 
daraus große innerpolitiſche Schwierigkeiten ergeben würden. So ent⸗ 
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ſchloß es ſich zu einer formell überparteilichen Haltung und ſchlug am 
1. Auguſt den anderen europäiſchen Regierungen vor, die gleiche Stellung 
einzunehmen und ein Abkommen über Nichteinmiſchung zu ſchließen. 
Sie fand damit Zuſtimmung, und am 9. September trat in London ein 
internationaler Ausſchuß zuſammen, deſſen Aufgabe die Regelung und 
Vereinheitlichung der zur Durchführung der Nichteinmiſchung erfor⸗ 
derlichen Maßnahmen ſein ſollte. Es war das ein Unternehmen, für 
das es an Vorbildern in der Geſchichte fehlte. Vom Standpunkte des 
Völkerrechts geſehen haben einem Bürgerkriege gegenüber alle übrigen 
Staaten völlig freie Hand. Sie können beliebig eine der Parteien als 
rechtmäßige Regierung anerkennen und ihr Unterſtützung leihen auf die 
Gefahr hin allerdings, daß die andere Partei im Falle ihres Sieges das 
als unfreundliche Handlung betrachtet und daraus die Schlußfolge⸗ 
rungen zieht. Sie können auch beide Gegner als kriegführende Parteien 
anerkennen und ſich für neutral erklären. Dann haben ſie als Staaten 
ſich jeder Unterſtützung oder Begünſtigung einer von ihnen zu enthalten. 
Ihren Untertanen hingegen ſteht es ebenſo wie in einem internationalen 
Kriege frei, die Parteien mit Waffen und anderm Bedarf zu beliefern. 
Möglich und ſtatthaft iſt ſchließlich in dieſem Falle auch der Abſchluß 
eines Bündniſſes mit einem der Gegner. 

Nun jedoch ſollte eine ganz neue Methode angewendet werden. 
Weder dem General Franco, noch der Walencia-Regierung wurden die 
Rechte einer kriegführenden Macht zugeſtanden. Demnach kam weder 
Neutralität, noch ein Bündnis in Frage, und nach dem Nichtein⸗ 
miſchungs⸗Abkommen ſollte keine der Parteien irgendeine Unterſtützung 
erfahren. Noch dazu ſollten nicht nur die Staaten als ſolche völlige 
Zurückhaltung üben. Die gleiche Pflicht ſollte ihren Bürgern auf⸗ 
erlegt werden. Insbeſondere ſollte dieſen auch die Lieferung von Kriegs⸗ 
material unterſagt werden. Auf ſolche Weiſe wollte man eine Zu- 
ſpitzung der Beziehungen zwiſchen den Freunden und Gönnern der 
einen wie der andern Partei und damit eine Gefährdung des euro⸗ 
päiſchen Friedens vermeiden. 

Gleich die erſten Sitzungen des Ausſchuſſes ließen erkennen, daß 
keineswegs alle Unterzeichner des Abkommens gewillt waren, die über⸗ 
nommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Schon am 10. September 
mußte General Franco ſich über die fortgeſetzte Begünſtigung Madrids 
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durch Frankreich beſchweren, und am 19. gab er bekannt, daß in 
Valencia wie in Barcelona wieder Flugzeuge ſowjetruſſiſcher Herkunft 
eingetroffen waren. Der ſowjetruſſiſche Londoner Botſchafter Maiſky 
wiederum beſchuldigte fortgeſetzt Deutſchland und Italien der Begün⸗ 
ſtigung des Generals Franco und ſuchte hartnäckig die Ergreifung wirk⸗ 
ſamer Maßnahmen zu hintertreiben. So wurde der Ausſchuß zum 
Schauplatz unerquicklicher und unfruchtbarer Streitigkeiten. Schließ⸗ 
lich erklärten ſich, nachdem der Bürgerkrieg volle fieben Monate ge- 
danert hatte, am 16. Februar 1937 die beteiligten Staaten bereit, die 
Ausreiſe von Freiwilligen zu verbieten, welche Maßnahme Deutſchland 
ſchon am 27. Auguſt 1936 in Vorſchlag gebracht hatte. Zugleich be⸗ 
ſchloß man, eine Kontrolle der Landgrenzen ebenſo wie der Küſten ein⸗ 
zuführen, um den Zuzug von Freiwilligen und die Zufuhr von Kriege: 
material zu verhindern. Aus der Küſtenkontrolle ergab ſich dann ein 
bemerkenswerter Zwiſchenfall, der Deutſchlands neuerrungene Stellung 
klar zutage treten ließ. 

Deutſchland, Frankreich, Großbritannien und Italien waren mit der 
Ausübung der Kontrolle zur See betraut. Am 24. Mai nun liegen 
italieniſche Kontrollſchiffe auf der Reede von Palma di Mallorca. Sie 
werden von Flugzeugen der Valencia⸗Regierung bombardiert. Es fallen 
Splitter auf die Decks von vieren der Schiffe. Abwehrmaßnahmen 
können, da der Ueberfall ſich allzu ſchnell abſpielt, nicht ergriffen wer⸗ 
den. Am 26. Mai wiederholt ſich der Angriff. Dieſes Mal trifft 
eine Bombe die Offiziersräume eines der Schiffe. Sechs Offiziere 
werden getötet, mehrere andere verwundet. Italien erhebt Proteſt im 
Londoner Ausſchuß. Der Ausſchuß begnügt ſich mit einer Entſchließung, 
in der er eine Prüfung des Vorfalles nach Eingang näherer Berichte 
zuſagt und ſeinem Bedauern Ausdruck gibt. 


Am 29. Mai liegt das Panzerſchiff „Deutſchland“ auf der Reede 
von Ibiza. Zwiſchen 18 und 19 Uhr wird es plötzlich von zwei 
Valencia⸗Flugzeugen bombardiert. Eine Bombe ſchlägt in die Mann⸗ 
ſchaftsmeſſe, tötet 23 und verlegt 83 Mann, von denen in der Folge 
noch mehrere ihren Verwundungen erlegen ſind. Das Panzerſchiff 
bringt ſeine Toten und Verwundeten nach Gibraltar. Am Morgen 
des 31. aber erſcheint fein Schweſterſchiff „Admiral Scheer“ vor dem 
Hafen von Almeria und unterzieht ihn einer Beſchießung. Die Küſten⸗ 
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batterien antworten, werden jedoch ſchnell zum Schweigen gebracht. 
Am gleichen Tage überreicht der deutſche Vertreter dem Nichtein⸗ 
miſchungs⸗Ausſchuß eine Note, in der von dieſen Vorgängen Mit⸗ 
teilung gemacht und die Erklärung abgegeben wird, daß Dentſchland 
ſich am Ausſchuß und am Kontrollſyſtem nicht mehr beteiligen werde, 
bevor nicht Gewähr gegen eine Wiederholung ſolcher Vorgänge geleiſtet 
iſt. Italien ſchließt ſich dem an. 

Um dieſe Vorgänge entſpann ſich naturgemäß ein lebhafter Streit. 
Die Valencia⸗Regierung behauptete, daß ihre Flugzeuge zuerſt von 
der „Deutſchland“ beſchoſſen worden ſeien. Demgegenüber wurde von 
deutſcher Seite feſtgeſtellt, daß das Schiff in Ruhe lag, was ſchon 
dadurch bewieſen wird, daß die Mannſchaft ſich im Meſſeraum auf⸗ 
hielt. In der Folge wurde dann eine Verwechſlung der „Deutſch⸗ 
land“ mit einem Kreuzer der Franco⸗Flotte geltend gemacht und 
darüber hinaus behauptet, die „Deutſchland“ ſei nicht befugt geweſen, 
bei Ibiza zu ankern, da dieſes ſich in der Gewalt des Generals Franco 
befinde und die Valencia⸗Regierung ſich in ihren Maßnahmen gegen 
die Rebellen nicht durch die Rückſicht auf die Koutrollſchiffe behindern 
laſſen könne. Beide Einwände waren hinfällig. Eine Verwechſelung 
kam nach fachmänniſchem Urteil nicht in Frage, und kein Schiff der 
Franco⸗Regierung hatte zur Zeit des Angriffs bei Ibiza gelegen. 
Offenſichtlich unrichtig war ſchließlich auch die Behauptung, daß 
Almeria ein unbefeſtigter Hafen ſei, der nicht beſchoſſen werden dürfe. 
Hatte doch die Valeneia⸗Regierung ſelbſt bekanntgegeben, daß die 
Küſtenbatterien gefeuert hatten. Im übrigen beſtanden für Deutſch⸗ 
land gegenüber der von ihm nicht anerkannten Valencia⸗Regierung 
keinerlei internationale Bindungen, und daher wäre ſelbſt die Be⸗ 
ſchießung eines offenen Hafens rechtlich ſtatthaft geweſen. 

So ſtellte ſich denn der Ueberfall bei Ibiza als rechtswidrige Hand⸗ 
lung dar. Die Beſchießung von Almeria hingegen rechtfertigte ſich, 
ganz unabhängig von der Eigenſchaft Almerias als befeſtigter oder un⸗ 
befeſtigter Hafen, aus den Befugniſſen, die dem Weſen der Sache 
nach den Kontrollſchiffen eingeräumt werden mußten. Ihnen war allem 
zuvor IInantaſtbarkeit zuzuerkennen, da fie nur unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung die ihnen übertragene internationale Aufgabe zu erfüllen ver⸗ 
mochten. Demgemäß war ihnen auch die Befugnis zuzugeſtehen, dieſe 


135 


Unantaſtbarkeit mit allen ihnen zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
aufrechtzuerhalten und jeden Angriff mit militäriſchen Mitteln abzu⸗ 
wehren. War aber die Abwehr nicht möglich, ſo erwuchs dem be⸗ 
troffenen Staate ein Recht auf Genugtuung. Der Anſpruch auf fie 
war im allgemeinen auf diplomatiſchem oder ſchiedsrichterlichem Wege, 
gegebenenfalls durch Vermittlung des Londoner Ausſchuſſes zu ver⸗ 
folgen. Ließen jedoch die beſonderen Verhältniſſe des Bürgerkrieges 
die Beſchreitung dieſes Weges untunlich oder ausſichtslos erſcheinen, fo 
trat das jedem fouveränen Staate zuſtehende Recht auf Selbſthilfe 
in Kraft. 

Gerade ſo lagen die Dinge hier. Deutſchland ging von der Voraus⸗ 
ſetzung aus, daß die Valencia⸗Regierung die erforderliche Genugtuung 
nicht geben würde, und die von ihr nach dem Zwiſchenfall eingenommene 
Haltung zeigte, daß dieſe Vorausſetzung richtig geweſen war. 
Daher blieb Deutſchland nur übrig, ſich ſein Recht ſelbſt zu nehmen, 
und es hat das in der international gebräuchlichen Form getan. Zu⸗ 
gleich hat es damit zum erſtenmal ſeit dem Weltkriege und dem Zu⸗ 
ſammenbruch wieder ſeine Kanonen ſprechen laſſen, zum erſtenmal wieder 
eine ihm zugefügte Unbill ſo geſtraft, wie es ihm als Großmacht gemäß 
war. Sein Vorgehen wurde denn auch von den übrigen Mächten 
ſtillſchweigend, aber darum nicht weniger unzweideutig als rechtmäßig 
anerkannt. Daß die Valencia⸗Regierung dem Generalſekretär der 
Genfer Liga am 21. Mai eine Proteſtnote überreichte, war bedeutungs⸗ 
los. Ins Gewicht fiel allein, daß von keinem Staat, insbeſondere 
nicht von den an der Küſtenkontrolle und am Londoner Ausſchuß be⸗ 
teiligten Mächten Proteſt erhoben wurde. Vielmehr trat allein das 
Beſtreben zutage, Deutſchland und ebenſo Italien zur Rückkehr in den 
Ausſchuß und zur Wiederaufnahme der Kontrolltätigkeit zu bewegen. 
Im Ergebnis wurde denn auch zwiſchen den vier Kontrollmächten am 
12. Juni eine Einigung getroffen, in der den Kontrollſchiffen das Recht 
der Selbſtverteidigung gegenüber jedem Angriff zugeſprochen wurde. 
Zugleich wurde ein Angriff für eine Angelegenheit erklärt, die alle 
Kontrollmächte gemeinſam angehe und die zu einer Verſtändigung über 
gemeinſam zu ergreifende Schritte führen müſſe. Für den Fall aber, 
daß eine ſolche Verſtändigung nicht erzielt werden ſollte, wurde om: 
erkannt, „daß für jede der vier Mächte eine neue Lage geſchaffen ſein 


136 


würde, hinſichtlich deren ſich jede von ihnen ihre Stellungnahme vor⸗ 
behalten müßte“. Das konnte nur in dem Sinne aufgefaßt werden, 
daß der Macht, deren Schiffe angegriffen worden ſind, volle Freiheit 
des Handelns zuſteht. 


Auf Grund dieſer Einigung kehrte Deutſchland und mit ihm zu⸗ 
ſammen Italien in den Nichteinmiſchungs⸗Ausſchuß zurück, und beide 
beteiligten ſich von neuem an der Küſtenkontrolle. Allerdings geſchah 
das nur für ſehr kurze Zeit. 


Bereits am 15. und dann wieder am 18. Juni 1937 wurde der Kreuzer 
„Leipzig“ in den ſpaniſchen Gewäſſern von U-Booten angegriffen. Am 
15. wurden drei, am 18. ein Torpedo gegen ihn abgefeuert. Jene drei 
verfehlten ihr Ziel, wurden jedoch durch Beobachtung der Luftblaſen 
an der Waſſeroberfläche und mit Hilfe von Horchapparaten feſtgeſtellt. 
Das am 18. Juni abgefeuerte Torpedo hingegen traf die „Leipzig“ 
und hinterließ au der Bordwand eine Druckſtelle, ohne jedoch zu erplo- 
dieren. Der Angriff konnte ſchlechtweg von niemand anders ausgegangen 
fein als von rotſpaniſchen oder von ſowjetruſſiſchen U-Booten, die der 
Valencia⸗Regierung zur Verfügung geſtellt waren und für deren Hand⸗ 
lungen ſie deshalb haftete. Die Reichsregierung ſchlug daraufhin unter 
Berufung auf die Vereinbarung vom 12. Juni eine gemeinſame War⸗ 
nung der Kontrollmächte an die Valencia⸗Regierung und eine gemein⸗ 
ſame Flottendemonſtration vor. Zugleich erklärte ſie ſich mit einer 
gemeinſamen Prüfung des in ihrer Hand befindlichen Beweismaterials 
einverftanden. England und Frankreich jedoch forderten, daß allem 
zuvor die Unterſuchung vorgenommen und daß dann erſt die Möglich⸗ 
keit irgend welcher Schritte erwogen würde. Man konnte ſich danach 
dem Eindruck nicht entziehen, daß eine Verſchleppung beabſichtigt ſei, 
und er wurde durch eine Note des ſowjetruſſiſchen Vertreters im 
Londoner Ausſchuß verſtärkt, in der den Kontrollmächten grundſätzlich 
die Berechtigung zu Maßnahmen abgeſprochen wurde, die nicht vorher 
vom geſamten Ausſchuß gebilligt worden wären. Es hätten ſich alfo, 
wenn Deutſchland nachgab, Verhandlungen entſponnen, deren Dauer 
und deren Ausgang nicht abzuſehen waren. 


Unter dieſen Umſtänden blieb Deutſchland nur übrig, abermals aus 
der Kontrolle auszuſcheiden. Italien ſchloß ſich ihm auch dieſes Mal 
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an, und damit wurde die Kontrolle felbft hinfällig. Beide Mächte 
blieben jedoch im Ausſchuß. Sie verhinderten dadurch, daß er voll⸗ 
ends zum Werkzeug der ſowjetruſſiſchen und franzöſiſchen Politik 
wurde, die ganz durch die Sympathie für Rotſpanien beſtimmt war. 
Als unmöglich aber erwies ſich angeſichts dieſer Haltung Frankreichs 
und Sowjetrußlands ebenſo wie des entſchlußloſen Schwankens des 
britiſchen Vertreters eine fruchtbare poſttive Arbeit des Ausſchuſſes. 
Trotz aller Anläufe iſt es bis zuletzt nicht gelungen, die Kontrolle der 
Küſten und Landesgrenzen auch nur im urſprünglichen beſcheidenen 
Umfange wiederherzuſtellen. Ebenſowenig hat der Ausſchuß vermocht, 
die Frage der Abberufung der fremden Freiwilligen und die der Zu: 
erkennung der Rechte kriegführender Mächte an die beiden Parteien 
zu löſen, die hernach in den Vordergrund traten. So blieb, nachdem 
der Ausſchuß zweieinhalb Jahre beſtanden hatte, nur die Feſtſtellung 
übrig, daß hier wieder einmal der Beweis dafür erbracht war, daß 
auf dem Wege kollektiver Aktionen, gleichviel ob im Rahmen der 
Genfer Liga oder unabhängig von ihr, ernſthafte politiſche Ziele unter 
den gegebenen Verhältniſſen nicht erreicht werden konnen. 

Unabhängig davon erbrachte der ſpaniſche Bürgerkrieg, erbrachten 
die blutigen Greuel der roten Partei den Beweitz für die Richtigkeit 
der von Deutſchland wie von Italien bertretenen Auffaſſung, daß der 
Bolſchewismus die denkbar ſchwerſte Bedrohung der europäiſchen Kul⸗ 
tur und Ziviliſation, der Staatengeſellſchaft und des Weltfrieden 
bedeutet. England und Frankreich freilich wollten ſich der Wucht 
dieſes Beweiſes nicht beugen. Solange in Frankreich die Volksfront 
herrſchte, lieh es der Valeneia⸗Regierung alle nur denkbare Unter⸗ 
ſtützung, und auch in der Folge war feine Haltung durch eine un⸗ 
begreifliche Sympathie für Rotſpanien beſtimmt. Im Namen 
Englands aber vertrat Mr. Eden, der ſeine Außenpolitik bis zum 
20. Februar 1938 leitete, jene ſeltſame Lehre von den zwei Extremen, 
die einerſeits durch Deutſchland und Italien, andererſeits durch die 
Sowjetunion dargeſtellt würden, die gleichwertig und von den zwiſchen 
ihnen ſtehenden großen Demokratien mit der gleichen Entſchiedenheit 
abzulehnen ſeien. 
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Aus der Haltung, die Deutſchland zu der Zeit einnahm, da Italien 
im abeſſiniſchen Kriege um ſeine Zukunft rang, erwuchs die Freund⸗ 
ſchaft zwiſchen ihm und Italien. Sie wirkte ſich aus und feſtigte 
ſich in der Zuſammenarbeit beider Staaten während des ſpaniſchen 
Bürgerkrieges, der fo deutlich wie nur irgend denkbar die Ueberein⸗ 
ſtimmung ihrer Ziele und die Notwendigkeit des Kampfes gegen den 
gemeinſamen Feind zeigte. Deutſchland und Italien ſtanden Schulter 
an Schulter, als fie am gleichen Tage und in gleichen Worten die 
nationale Regierung Spaniens anerkannten und als ſie im Londoner 
Auoſchuß ſich darum mühten, daß ihr ihr Recht werde. Italien trat an 
Deutſchlands Seite, als es den Ueberfall von Ibiza ſtrafte, und ſchied 
nach dem Angriff auf die „Leipzig“ zuſammen mit ihm aus der 
Küſtenkontrolle aus. Deutſchland wiederum gab, als Italien am 
11. Dezember 1937 ſeine Mitgliedſchaft in der Liga der Nationen 
kündigte, am Tage darauf bekannt, daß es für dieſen Schritt volles 
Verſtändnis und wärmſte Sympathie habe und daß eine Rückkehr 
Deutſchlands nach Genf niemals mehr in Betracht komme. 

Als dann die Märztage 1938 die Wiedereingliederung der Oſtmark 
in das Deutſche Reich brachten, nahm Italien eine Haltung ein, die den 
Führer veranlaßte, Muſſolini jenes Telegramm zu ſenden, das kurz 
und eindrucksvoll gelobte, ihm das, was geſchehen, niemals zu ver⸗ 
geſſen. Ein halbes Jahr ſpäter ging es wieder um das Schickſal von 
Millionen Deutſcher, ging es um Krieg oder Frieden in Europa. Da⸗ 
mals hat Italien, wie Graf Ciano in feiner Kammerrede vom 30. No⸗ 
vember bekanntgab, feine Streitmacht mobiliftert in dem Willen, 
Deutſchland beizuſtehen. Seinen Dank vermochte Deutſchland ab⸗ 
zuſtatten, indem es an Italiens Seite trat, als die Löſung der albani⸗ 
ſchen Frage eine Flut von Haß entfeſſelte. 

Muſſolini iſt es geweſen, der zuerſt am 1. November 1936 r Rede zu Mailand von der Achſe Berlin⸗Rom geſprochen hat. 
Seitdem iſt die deutſch⸗italieniſche Freundſchaft zu einem feſten Be⸗ 
griff, zu einem in ſeiner Bedeutung nicht zu überſchätzenden Faktor der 
internationalen Politik geworden. In unmißverſtändlichen Erklärungen 
haben der Führer wie der Dice die Unerſchütterlichkeit dieſer Freund⸗ 
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ſchaft wiederholt kundgetan. Muſſolinis Berliner Beſuch im Sep⸗ 
tember 1937, Hitlers Romfahrt im Mai 1938 ſtellten Höhepunkte 
dar, die nicht zuletzt gerade deshalb, weil ſie in der Form und in den 
äußeren Ergebniſſen von denen der üblichen Staatsbeſuche abwichen, 
ihren Eindruck auf eine zweifelſüchtige Welt nicht verfehlen konnten. 

Es war bisher nicht Brauch geweſen, daß Beſuche zwiſchen Regie⸗ 
rungshäuptern mit Maſſenkundgebungen verbunden wurden, und ohne 
Beiſpiel ſtand es da, daß Gaſt und Gaſtgeber gemeinſam Anſprachen 
an eine nach Tauſenden zählende Verſammlung richteten. Aber ſo 
kennzeichnend das war, weſentlicher erſchien etwas anderes, etwas, das 
auf den erſten Blick nur eine Verneinung in ſich ſchloß und das doch 
entſcheidend war für das Verhältnis zwiſchen den beiden Staaten und 
Völkern und zugleich ein neues Zeitalter in den internationalen Be: 
ziehungen überhaupt einleitete. Es war das die Tatſache, daß die 
Zuſammenkünfte des Führers mit dem Duce keinen Pakt irgendwelcher 
Art zeitigten, daß weder ein Bündnis noch ein Freundſchaftsbertrag 
geſchloſſen wurde. 

Der Abſchluß eines ſolchen Vertrages wurde ſchon anläßlich des 
Berliner Beſuches des Duce vom Auslande allgemein erwartet, und 
die internationale Preſſe erging ſich in ausführlichen Betrachtungen 
über feine Form wie über die Einzelbeiten feines Inhalts. Als dieſe 
Erwartungen ſich nicht rechtfertigten, trug fie unverhohlen eine lebhafte 
Genugtuung zur Schau. Sie glaubte, nun den Schluß ziehen zu 
dürfen, daß die Zuſammenkunft vor allem dekorativen Charakter ge 
habt habe und dauernde Wirkung nicht ausüben werde. Auch dem 
Foreign Office und dem Quai d'Orſay war dieſe Auffaſſung augen⸗ 
ſcheinlich nicht fremd, und daraus in erſter Reihe wohl erklärte es ſich, 
daß ſchon am 2. Oktober, alſo wenige Tage nach dem Berliner Beſuch, 
Italien in einer britiſch-franzöſiſchen Note zu Sonderbeſprechungen 
über die ſpaniſche Frage eingeladen wurde. Dabei ließ die franzöftiche 
Preſſe deutlich erkennen, daß auf dieſem Wege eine neue Annäherung 
der drei Weſtmächte und letzten Endes eine Wiederherſtellung der 
Streſa⸗Front erhofft wurde. Um ſo eindrucksvoller war die von 
Italien am 9. Oktober erteilte Abſage, die damit begründet wurde, 
daß es an keinerlei Beſprechungen oder Zuſammenkünften teilnehmen 
wolle, zu denen Deutſchland nicht eingeladen wäre. Dieſe Stellung⸗ 
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nahme zwang zu dem Schluſſe, daß zwiſchen Deutſchland und Italien 
Bindungen von beſonderer Enge und Feſtigkeit beſtanden, trotzdem es 
an einem Vertrage fehlte. 

Deſſenungeachtet tauchten im Mai 1938, als der Führer den Be: 
ſuch des Duce erwiderte, von neuem dieſelben Kombinationen auf. Als 
ſie ſich wieder nicht bewahrheiteten, ſuchte man, ſich mit einer ein⸗ 
gehenden Deutung der in Rom ausgetauſchten Reden zu helfen. Man 
zergliederte ſie bis ins einzelne, wog den Ton ab, in dem die beiden 
Staatsmänner geſprochen, und übte ſich in der Kunſt des Gedanken⸗ 
leſens. Insbeſondere meinte der „Temps“, daß der Führer geredet 
habe, als beſtünde auch ohne förmlichen Vertrag ein Bündnis, während 
der Duce nur von einer feſtgegründeten Freundſchaft und einer engen 
Zuſammenarbeit etwas habe wiſſen wollen. Unter den Aeußerungen 
der engliſchen Preſſe wiederum war wohl am bezeichnendſten die des 
„Evening Standard“, der mit großer Sorgfalt in einer Reihe von 
Punkten die Gegenſtände darlegte, über die ſeiner Meinung nach der 
Führer und der Duee ſich geeinigt hätten. Dem Weſen nach gab das 
Blatt nichts anderes als einen alle politiſchen Probleme jener Zeit 
umfaſſenden Vertragsentwurf, dem nur der Vorſpruch und die Unter⸗ 
ſchriften fehlten. 

Alles das war überaus charakteriſtiſch für die Denkweiſe der Nach⸗ 
kriegszeit. Dieſe Denkweiſe war es, die es den Politikern und Journa⸗ 
liſten unſerer Tage ſo ſchwer machte, den Sinn und die Tragweite der 
deutſch⸗italieniſchen Beziehungen zu verftehen. Aus ihr heraus er⸗ 
klärte ſich vor allem die Meinung, als ſtellten ſie in Form und Weſen 
etwas Zufälliges und Einmaliges dar, während durch ſie in Wirk⸗ 
lichkeit eine neue Entwicklung angekündigt wurde, die deutlich auf eine 
Wiederherſtellung der heute aufs tiefſte erſchütterten Grundlagen der 
Staatengeſellſchaft hinzielt. 

Die Wurzeln dieſer Denkweiſe reichen bis in die Vorkriegszeit zu⸗ 
rück. Schon damals begann eine Politik Platz zu greifen, die die 
Beziehungen der Völker und Reiche zueinander durch Verträge zu be⸗ 
ſtimmen ſucht, und in den letzten zwanzig Jahren iſt dieſe Politik, zu 
deren Träger Frankreich ſich ganz bewußt machte, vorherrſchend ge⸗ 
worden. Gewiß vermied man es, ſie in eine feſte Formel zu faſſen und 
ſich ausdrücklich zu ihr zu bekennen. Dann wäre ihr Widerſinn augen⸗ 
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fällig zutage getreten. Aber man handelte ſo, als glaube man allen 
Ernſtes, daß das Verhältnis der Staaten zueinander durch Vereinbarun⸗ 
gen geformt werden könne und daß es möglich ſei, mit Hilfe von Artikeln 
und Paragraphen das Schickſal der Völker zu lenken, ihrem Wollen 
und Drängen den Weg zu weiſen, ihren Intereſſen beliebige Geſtalt 
zu geben. Was niedergeſchrieben, unterzeichnet und ratifiziert war, 
ſollte zwingende Kraft beſitzen, und ein weltumſpannender Völkerbund 
ſollte dem Kläger, deſſen auf den Buchſtaben gegründete Rechte ver⸗ 
letzt waren, ſeinen Arm leihen. 

Immer enger und dichter wurde das Netz der papiernen Verträge. 
Allmählich begann man, ſelbſt im Kreiſe der Gefolgsleute Frank⸗ 
reichs über die Paktomanie der Schutzmacht zu ſpoͤtteln. Doch man 
fand nicht die Kraft, Dh von ihr zu löſen, obgleich die einfachſte ver: 
nünftige Ueberlegung zu der Schlußfolgerung führen mußte, daß dieſes 
Syſtem die Dinge ſchlechtweg auf den Kopf ſtellte. Liegt es doch auf 
der flachen Hand, daß Verträge nie etwas anderes ſein können als 
die Form für tatſächlich gegebene Beziehungen, als der Ausdruck von 
Machtoerhältniſſen und Intereſſen, die unabhängig von ihnen beſtehen, 
und daß fie das Papier, auf dem fie geſchrieben wurden, nicht wert find, 
wenn fie dieſen Machtverhältniſſen und Intereſſen widerſprechen. 
Selbſtverſtändlich dürfen dabei Machtverhältniſſe wie Intereſſen nicht 
in platt materialiſtiſchem Sinne aufgefaßt, müſſen vielmehr die 
Imponderabilien, auf die einſt Bismarck ſo nachdrücklich hinwies, in 
die Rechnung mit eingeſtellt werden. Nicht zu vergeſſen iſt zwar 
andererſeits, daß der Glaube an die bindende Kraft von Verträgen trotz 
allem eine gewiſſe Wirkung ausübt. Aber hundertfältig hat die Ge⸗ 
ſchichte bewieſen, daß ein Vertrag noch niemals eingehalten wurde, der 
dem Lebensrecht eines Volkes widerſprach. Mag man das formal⸗ 
juriſtiſch mit der clausula rebus sic stantibus oder wie immer ſonſt 
rechtfertigen, die Tatſache bleibt beſtehen, daß ein ſolcher Vertrag in 
entſcheidender Stunde ſtets beiſeite geſchoben wurde. 

Umgekehrt folgt daraus, daß ein auf wahrer Intereſſengemeinſchaft 
begründetes Verhältnis zwiſchen zwei Staaten eines Vertrages nicht 
bedarf, um Kraft und Dauer zu erlangen. Ein ſeltſames Spiel des 
Zufalls, oder richtiger vielleicht jene ſo oft zutage tretende Ironie der 
Geſchichte iſt es, daß den ſchlagendſten Beweis dafür noch in der pakto⸗ 
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manen Nachkriegszeit Frankreich ſelbſt erbracht hat. Zwiſchen ihm 
und Belgien gab es keinen Bündnisvertrag, und trotzdem wurde das 
Beſtehen eines Bündniſſes bis zum Herbſt 1936, da in Belgien neue 
Kräfte ſich durchzuſetzen wußten, als eine Selbſtverſtäudlichkeit be 
trachtet, die niemand anzweifelte. Schriftlich niedergelegt wurde nur 
jenes geheime Militärabkommen vom 7. September 1920, das die 
Ausführung des Bündniſſes ſicherte. Mit aller Klarheit wurde hier 
erkennbar, was der eigentliche Sinn förmlicher Verträge iſt: durch ſie 
ſollen die praktiſchen Schlußfolgerungen und die techniſchen Einzel⸗ 
heiten feſtgelegt werden, die ſich aus dem unabhängig von ihnen be⸗ 
ſtehenden Verhältnis der Parteien ergeben. Das Bündnis erwächſt 
nicht aus dem Vertrage, ſondern aus der Gemeinſamkeit der Ziele, 
und der Vertrag hat nur die Aufgabe, eine Regelung zu treffen, durch 
die Mißverſtändniſſe und Meinungsvberſchiedenheiten vermieden wür⸗ 
den, die ſonſt in dem Augenblick eintreten könnten, da das Bündnis 
ſich bewähren ſoll. Das gleiche gilt für Beziehungen anderer Art, gilt 
ſelbſt auf wirtſchaftlichem Gebiete. Auch Handels⸗ und Zollberträge 
haben Sinn und Kraft nur, ſoweit ſie ſich mit den Bedürfniſſen und 
Möglichkeiten der Parteien in Uebereinſtimmung befinden, und auch 
ſte ſollen im Grunde bloß die praktiſchen Schlußfolgerungen regeln, 
die ſich aus dieſen Bedürfniſſen und Möglichkeiten ergeben. 

Durchaus denkbar iſt aber auch, daß ſogar ſolche Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen überflüſſig erſcheinen. Das iſt dann der Fall, wenn zwei 
Staaten ſich zuſammenſchließen, nicht weil ſie beſtimmte Einzelziele ge⸗ 
meinſam verfolgen wollen, ſondern weil ſie in Wahrnehmung ihrer 
eigenften Intereſſen geſonnen find, Hand in Hand ein großes um⸗ 
faſſendes Ziel anzuſtreben und ihre geſamte Politik in ſeinen Dienſt zu 
ſtellen. Iſt eine ſolche Lage gegeben, dann iſt es gar nicht möglich, die 
Fälle vorauszuſehen, in denen der Zuſammenſchluß wirkſam werden 
kann, und es iſt deshalb auch nicht möglich, Vereinbarungen darüber 
zu treffen, in welcher Weiſe das praktiſch geſchehen ſoll. Der Wille 
zuſammenzuarbeiten, ſich gegenſeitig zu unterſtützen und ſich nötigenfalls 
mit aller Kraft diplomatiſch und ſelbſt militäriſch füreinander einzu⸗ 
ſetzen, iſt bei einem derartigen Bündnis vorhanden, und aus ihm wird 
ſich im Ernſtfalle Ausmaß und Form der Hilfeleiſtung ohne weiteres 
ergeben. Gerade weil dieſe Hilfeleiſtung allſeitig und denkbar um⸗ 
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faſſend fein fol, wäre es zweckwidrig, ihre Einzelheiten im voraus zu 
beſtimmen. 


So kann zwiſchen zwei auf das engſte verbundenen Staaten ein 
völlig vertragloſer Zuſtand beſtehen, und gerade er kann ſich als allein 
ſinngemäß darſtellen. Er erſcheint als Frucht einer von beiden emp: 
fundenen Intereſſengemeinſchaft, er umfaßt alle Gebiete, auf die dieſe 
Gemeinſchaft ſich erſtreckt, und er währt, ſolange dieſe Gemeinſchaft 
dauert. Das iſt die allein natürliche und geſunde Form der Freund⸗ 
ſchaft zwiſchen Staaten, die man als ſolche, oder als Bündnis, oder 
wie immer bezeichnen mag. Sie wird durch Meinungsserſchieden⸗ 
heiten und ſelbſt Intereſſengegenſätze im einzelnen nicht beeinträchtigt, 
wenn nur die Gemeinſamkeit eines großen, ihre geſamte Politik be⸗ 
herrſchenden Zieles beſtehen bleibt. 


Gerade fo ſtand und fo ſteht es um den deutſch⸗italieniſchen Zuſam⸗ 
menſchluß. Darin, daß er ſich ohne Vertrag vollzogen hat und ohne 
Vertrag fortdauerte, lag ſeine Stärke und ſeine Eigenart. Darin 
lag auch der Beitrag, den beide Partner für die politiſche und völker⸗ 
rechtliche Entwicklung lieferten. Sie machten für ſich der durch lange 
Jahrzehnte herrſchenden naturwidrigen und ungeſunden Uleberſchätzung 
internationaler Verträge ein Ende und wieſen durch ihr Beiſpiel 
nachdrücklich darauf hin, daß Verträge nur eine Form ſind und daß 
das Verhältnis der Staaten zueinander nicht durch ſie, ſondern durch 
die Gemeinſamkeit der Intereſſen und Ziele beſtimmt wird. 


An dieſer Sachlage vermochte es auch nichts zu ändern, daß auf 
einer Zuſammenkunft der beiden Außenminiſter von Ribbentrop und 
Graf Ciano, die am 6. und 7. Mai 1939 in Mailand ſtattfand, der 
Abſchluß eines förmlichen Bündniſſes verabredet wurde. Dieſer Ver⸗ 
trag ſollte nicht etwa ein Bündnis ins Leben rufen. Er ſollte vielmehr 
das beſtehende, ganz unabhängig von ihm erwachſene Bündnis feierlich 
beſtegeln und ſollte zugleich eine Antwort auf die ſtändig erneuerten 
Verſuche der gegneriſchen Mächte darſtellen, einen Keil zwiſchen 
Deutſchland und Italien zu treiben. Er ſollte ihnen wie aller Welt 
klarmachen, daß ein ſolches Unterfangen völlig ausſichtslos ſei, und 
follte fie darüber belehren, daß fie mit der unlöslichen Verbundenheit 
Deutſchlands und Italiens zu rechnen haben. 
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Noch bevor aber das deutſch⸗italieniſche Verhältnis feine endgültige 
Geſtalt gewonnen hatte, hatten ſich auf verwandter, wenngleich ſchmale⸗ 
rer Grundlage Beziehungen zwiſchen Deutfchland und Japan geknüpft. 
Auch hier beſtand eine Gemeinſamkeit der Intereſſen. Nur hatten 
fie nicht den gleichen umfaſſenden Charakter, beſchränkten ſich viel⸗ 
mehr auf die von beiden Staaten empfundene Notwendigkeit einer 
Abwehr der bolſchewiſtiſchen Propaganda und der daraus erwachſenden 
Gefahren. So kam es am 25. November 1936 zum deutſch⸗ 
japaniſchen Abkommen gegen die Kommuniſtiſche Internationale. 
Hier war ein Vertrag vonnöten, weil es ſich um eine beſtimmte Einzel⸗ 
frage handelte und eine Zuſammenarbeit nur auf einem klar abge⸗ 
grenzten Gebiete ins Auge gefaßt wurde. 

Das Abkommen geht von dem Gedanken aus, daß das Ziel der 
Kommuniſtiſchen Internationale die Zerſetzung und Vergewaltigung 
der beſtehenden Staaten iſt, daß durch ihre Einmiſchung in die inneren 
Verhältniſſe anderer Staaten nicht nur deren Innenleben, ſondern 
auch der Weltfriede bedroht wird und daß daher eine gemeinſame Ab⸗ 
wehr am Platze iſt. Infolgedeſſen kommen Deutſchland und Japan 
überein, ſich gegenſeitig über die Tätigkeit der Kommuniſtiſchen Inter⸗ 
nationale zu unterrichten, über die norwendigen Abwehrmaßnahmen zu 
beraten und ſie in enger Zuſammenarbeit durchzuführen. Darüber 
hinaus wollen ſie dritte Staaten, die in gleicher Weiſe gefährdet ſind, 
zur Mitarbeit und gegebenenfalls zum Beitritt einladen. In einem 
Zuſatzprotokoll wird dann noch die Einſetzung eines gemeinſamen Stän⸗ 
digen Ausſchuſſes vereinbart, und es wird ausgeſprochen, daß die Be⸗ 
hörden beider Parteien im Rahmen der geltenden Geſetze Maßuahmen 
gegen diejenigen ergreifen werden, die ſich im Inlande oder Auslande 
mittelbar oder unmittelbar im Dienſte der Kommuniſtiſchen Inter⸗ 
nationale betätigen oder deren Zerſetzungsarbeit Vorſchub leiſten. 

Es handelte ſich hier um eine Vereinbarung eigener Art, die in keine 
der bisher bekannten Vertragsgruppen eingereiht werden konnte. Selbſt⸗ 
verftändlich trug fie politiſchen Charakter. Aber das war nicht im 
üblichen Sinne der Fall, da fie ſich nicht gegen Gefahren richtete, die 
von einem andern Staate drohten, ſondern als Gegner eine außer⸗ 
ſtaatliche Organiſation, nämlich die Kommuniſtiſche Internationale ins 
Auge faßte. Man konnte von einem ideologiſchen Bündnis gegen 
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einen geiſtigen Gegner — ſoweit der Bolſchewismus als ſolcher be 
zeichnet werden darf — ſprechen. Aber gleichviel welche Ausdrucks⸗ 
weiſe man wählt, die Tatſache iſt unbeſtreitbar, daß es ſich hier um 
eine vollkommen neue Erſcheinung handelte, die unter politiſchen wie 
dölkerrechtlichen Geſichtspunkten gleich beachtlich war. Neu war fie 
auch inſofern, als die getroffenen Vereinbarungen ſich in erſter Linie 
innerhalb des eigenen Gebiets der Parteien auswirken ſollten, nämlich 
in der Bekämpfung der kommuniſtiſchen Propaganda, ſoweit ſie ſich 
auf dieſem Gebiete bemerkbar machen würde. 

Sehr bezeichnend für die verſtändnisloſe Stellungnahme der inter⸗ 
nationalen Preſſe zur bolſchewiſtiſchen Gefahr war es, daß ſie nach der 
Bekanntgabe dieſes Abkommens die Behauptung aufſtellte, daß es ſich 
um eine Tarnung handle, da der Vertrag die Kommuniſtiſche Inter: 
nationale nenne, in Wirklichkeit aber die Sowjetunion meine. Zu⸗ 
gleich erging ſie ſich in beweglichen Klagen darüber, daß auf ſolche 
Weiſe die Spaltung der Staatenwelt in feindliche ideologiſche Gruppen 
beſiegelt werde, und Mr. Eden hielt es für richtig, ſich am 30. November 
im Unterhauſe im gleichen Sinne zu äußern und dieſe Spaltung als 
verwerflich zu bezeichnen. Es blieb zwar unverſtändlich, weshalb eine 
Gruppenbildung auf Grund gemeinſamer politiſcher und wirtſchaftlicher 
Intereſſen zuläſſig, auf Grund ideologiſcher Gemeinſamkeit hingegen 
unſtatthaft ſein ſoll. Doch ließ ſich dieſer Gedankengang ſehr wohl in 
den Rahmen ſeiner ſonderbaren Lehre von der Gleichwertigkeit der 
Extreme einfügen. 

Unabhängig davon aber konnte von einer Tarnung nicht die Rede 
ſein. Die Unterſcheidung zwiſchen der Sowjetunion und Kommuniſtiſcher 
Internationale iſt keine deutſche und keine japaniſche Erfindung. Sie 
ift vielmehr, wie allbekannt, von der Sowjetregierung ſelbſt aufgeſtellt 
und immer dann betont worden, wenn dieſe für die Handlungen der 
Komtmmuniſtiſchen Internationale verantwortlich gemacht wurde. Wenn 
ſie trotzdem eine Fiktion darſtellte, ſo konnte keinesfalls Deutſchland 
und Japan ein Vorwurf daraus gemacht werden, daß ſie ſich an ſie 
hielten. Man könnte ſogar ſagen, daß darin ein Ausdruck inter⸗ 
nationaler Courtoiſie lag, für den die Sowjetregierung dankbar fein 
mußte. Tatſächlich richtete ſich der Vertrag auch nicht gegen die 
Sowjetunion als Staat, ſoweit dieſer eine vom Völkerrecht als zuläſſig 
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anerkannte Tätigkeit ausübte. Gegenſtand der Abwehr war und ift 
nur die kommuniſtiſche Propaganda, die über die ſtaatlichen Grenzen 
hinausgreift, eine Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten fremder 
Länder darſtellt und ſomit rechtswidrig iſt. 

Rund ein Jahr ſpäter iſt Italien dem deutſch⸗japaniſchen Abkommen 
beigetreten. Im Vorſpruch zu dem am 6. November 1937 abge⸗ 
faßten Protokoll wird betont, daß Italien die kommuniſtiſche Gefahr 
ſeit Beginn der Faſchiſtiſchen Regierung mit unbeugſamer Ent⸗ 
ſchloſſenheit bekämpft und die Kommuniſtiſche Internationale in ſeinem 
Gebiet ausgemerzt habe. Nun habe es ſich entſchieden, ſich Seite an 
Seite mit Deutſchland und Japan, die ihrerſeits von dem gleichen Ab⸗ 
wehrwillen beſeelt ſind, gegen den gemeinſamen Feind zu ſtellen. Es 
ſolle als urſprünglicher Unterzeichner des Abkommens gelten. 

Damit war eine gemeinſame Front der drei autoritären Großmächte 
geſchaffen, die zwar eine Zuſammenarbeit nur auf dem einen Gebiete 
der Abwehr des Bolſchewismus zum Ziele hatte, die aber zugleich mit 
pſychologiſcher Notwendigkeit ein allgemeines freundſchaftliches Ver⸗ 
hältnis zwiſchen ihnen begründete und förderte. So lag es denn nur 
im Zuge der auf dieſe Weiſe eingeleiteten Entwicklung, daß Deutſch⸗ 
land am 25. Nodember 1938 als dem zweiten Jahrestage des gegen 
die Kommuniſtiſche Internationale gerichteten Abkommens mit Italien 
und Japan ein Kulturabkommen ſchloß. In dieſem wurde nicht weniger 
als in jenem zum Ausdruck gebracht, daß Bande der Freundſchaft und 
des gegenſeitigen Vertrauens beide Länder bereits verknüpfen und daß 
dieſe Bande nun durch Vertiefung der kulturellen Beziehungen und 
des gegenſeitigen Verſtändniſſes gefeſtigt werden ſollen. Demgemäß 
wurde vereinbart, daß die Parteien ihre Beziehungen in Wiſſenſchaft 
und Kunſt, Muſik und Literatur, Film und Funk, Jugendbewegung 
und Sport planmäßig fördern wollen. 

Ob und wieweit ſich aus alledem in Zukunft eine Erſtreckung der 
Zuſammenarbeit auch auf andere Gebiete ergeben wird, muß dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Tatſache iſt, daß heute die Achſe Berlin⸗Rom und 
das Dreieck Berlin⸗Rom⸗Tokio beſtehen, daß Deutſchland mit 
Italien in engſter, das ganze internationale Leben umfaſſender Ge⸗ 
meinſchaft ſteht, daß beide ſich mit Japan zur Bekämpfung der den 
Frieden und die Kultur der Welt bedrohenden bolſchewiſtiſchen Gefahr 
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zuſammengeſchloſſen haben und daß darüber hinaus Freundſchaft und 
Vertrauen zwiſchen den drei Mächten walten. 

Ihnen haben ſich durch den am 24. Februar 1939 vollzogenen Bei⸗ 
tritt zum Antikominternpakt Mandſchukno und Ungarn angeſchloſſen, 
und am 27. März hat das wiedererſtandene Spanien den gleichen 
Schritt getan. Nicht weniger bezeichnend für die politiſche Haltung 
dieſer Staaten war es dann, daß am 11. April Ungarn und am 
8. Mai Spanien ihren Austritt aus der Liga der Nationen anzeigten, 
während Mandſchukuo ihr von vornherein nicht beigetreten war. 


22. Oeſterreich 


Inzwiſchen war die Zeit reif geworden für die Löſung eines der 
großen deutſchen Probleme. 

Oeſterreich war durch den Krieg von 1866 aus dem Kreiſe der 
deutſchen Staaten hinausgedrängt, war in den Norddeutſchen Bund 
und in das Deutſche Reich Bismarcks nicht aufgenommen worden. Das 
war nicht eine Frucht preußiſcher Eigenſucht oder kurzſichtiger Eng⸗ 
herzigkeit des erſten Kanzlers. Das ergab ſich vielmehr mit Not⸗ 
wendigkeit aus dem Weſen der öſterreichiſchen Monarchie, die 
Millionen von Slawen in ſich ſchloß und mit Ungarn auf das 
engſte verbunden war. Für dieſes wie für jene gab es keinen Raum 
in einem deutſchen Bundesſtaat. Die Löſung von ihnen aber lag 
damals außerhalb des Bereichs der Möglichkeit. Erſt der Zuſammen⸗ 
bruch des Jahres 1918 änderte das Bild. Nun erſtand ein 
deutſches Oeſterreich, deſſen Eingliederung in Deutſchland möglich 
und ſelbſtberſtändlich war. Sie konnte und mußte kraft des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechts erfolgen, das ſeiner Bevölkerung durch das Wilſon⸗ 
Programm und den Friedensvorvertrag dom 5. Nobember 1918 zu⸗ 
geſichert war. Doch was allen Völkerſchaften Defterreich-Ungarns 
zugeſtanden wurde, wurde den Deutſchen verweigert. 

Klar und unzweideutig brachte deren Willen ſchon die Probiſoriſche 
Nationalderſammlung in einem Geſetz vom 12. November 1918 
zum Ausdruck, in dem Deutſch⸗Oeſterreich für einen „Beſtandteil der 
Deutſchen Republik“ erklärt wurde, und dieſer Wille wurde mit den 


10* 


148 


gleichen Worten von der Konſtituierenden Nationalverſammlung 
durch Geſetz vom 12. März 1919 bekräftigt. Aber die Entente⸗ 
Mächte zwangen das wehrloſe Land, am 10. September 1919 den 
Vertrag von St. Germain zu unterzeichnen, deſſen berüchtigter 
Art. 88 in offenſichtlicher Unwahrhaftigkeit beſtimmte: „Die Un⸗ 
abhängigkeit Oeſterreichs iſt unabänderlich, es ſei denn, daß der Rat 
des Völkerbundes einer Abänderung zuſtimmt. Daher übernimmt 
Oeſterreich die Verpflichtung, ſich, außer mit Zuſtimmung des ge⸗ 
dachten Rats, jeder Handlung zu enthalten, die mittelbar oder un⸗ 
mittelbar auf irgendwelchem Wege, namentlich — bis zu feiner Zu⸗ 
laſſung als Mitglied des Völkerbundes — im Wege der Teilnahme 
an den Angelegenheiten einer andern Macht ſeine Unabhängigkeit 
gefährden könnte.“ Oeſterreich wurde überdies gezwungen, durch ein 
Geſetz vom 21. Oktober 1919 auf den ſelbſtgewählten Namen 
Deutſch⸗Oeſterreich zu verzichten und ſich mit der Bezeichnung Oeſter⸗ 
reich abzufinden. 


Als dann im Februar 1921 die Abſicht zutage trat, eine Volks⸗ 
abſtimmung über den Anſchluß an das Deutſche Reich einzuleiten 
und auf dieſer Grundlage in voller Uebereinſtimmung mit dem 
Friedensvertrage den Rat der Liga der Nationen um feine Zu⸗ 
ſtimmung zu erſuchen, wurde der Verzicht auf die Ausführung dieſes 
Planes durch Androhung von Gewaltmaßnahmen erpreßt, und die 
Bundesregierung wurde genötigt, gegen diejenigen Länder einzuſchreiten, 
die auf eigene Hand Abſtimmungen vornahmen. In einem zu Genf 
am 4. Oktober 1922 abgefaßten Protokoll wurde Oeſterreich aber⸗ 
mals gezwungen, ſich als Gegenleiſtung für ihm gewährte finanzielle 
Hilfe ein übriges Mal zur Aufrechterhaltung ſeiner Selbſtändigkeit 
zu verpflichten. 


Im Zuſammenhange damit wurde Zwang auch gegen Dentſchland 
angewandt. Im Rahmen des Verſailler Vertrages mußte es den 
Art. 80 annehmen, der dem Weſen nach mit Art. 88 des Vertrages 
von St. Germain übereinſtimmte. Darüber hinaus mußte es gleich⸗ 
falls unter dem Druck der Androhung von Gewaltmaßregeln in einer 
Note vom 3. Nobember 1919 die Ungültigkeit des Art. 61 Abſ. 2 
der Weimarer Verfaſſung anerkennen, in dem den Vertretern 
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Deutſch⸗Oeſterreichs der Zutritt zum Reichsrat mit beratender 
Stimme geöffnet wurde. 

In einer den inzwiſchen veränderten Verhältniſſen angepaßten 
Form wiederholten ſich dieſe Vorgänge, nachdem am 19. März 1931 
die Reichsregierung mit der öſterreichiſchen Bundesregierung Richt⸗ 
linien über eine Zollunion vereinbart hatte. So ſchwächlich und be⸗ 
ſcheiden dieſe Vereinbarung abgefaßt, ſo nachdrücklich der Wille zur 
Beobachtung der aus den Friedensverträgen erfließenden Ver⸗ 
pflichtungen betont, ſo entſchieden alle Ausſchließlichkeit abgelehnt 
und die Bereitwilligkeit erklärt wurde, auch mit jedem andern Staate 
eine gleichartige Regelung zu treffen, vermochte alles das einen 
Eingriff der Entente⸗Mächte doch nicht zu hindern. Getrieben von 
der Befürchtung, daß die deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion ſich ebenſo 
auswirken könnte wie ein Jahrhundert früher der Deutſche Zollverein, 
erhoben ſie Einſpruch, und Deutſchland wie Oeſterreich fanden ſich 
bereit, ſich vor dem Rat der Liga zu verantworten. Der Rat erſuchte 
den Ständigen Internationalen Gerichtshof um ein Gutachten, und 
am 5. September 1931 erklärte dieſer mit 8 gegen 7 Stimmen die 
Wiener Richtlinien für unvereinbar mit dem Vertrage von 
St. Germain und mit dem Genfer Protokoll vom 4. Oktober 1922. 
Schon zwei Tage vorher aber, am 3. September, hatten der Reichs⸗ 
außenminiſter Curtius und der Bundeskanzler Schober dem auf ſie 
ausgeübten Druck nachgegeben und einen förmlichen Verzicht auf die 
Zollunion erklärt. 

Als dann die Anziehungskraft des neuen Deutſchland auf Oeſter⸗ 
reich zu wirken begann, bot ſich ein verändertes Bild. Nun trat die 
Bundesregierung dem Anſchlußgedanken entgegen. Sie war es, die 
im Februar 1934 die Entente⸗Mächte anrief, und im Einvernehmen 
mit ihr gaben dieſe am 17. Februar und dann wieder am 27. Sep⸗ 
tember Erklärungen ab, in denen ſie ihre Bereitſchaft kundtaten, „die 
Unabhängigkeit und Integrität Oeſterreichs gemäß den geltenden Ver⸗ 
trägen aufrechtzuerhalten“. Das Kabinett Dollfuß befand ſich, indem 
es dieſe Haltung einnahm, zweifellos nicht in Uebereinſtimmung mit 
dem Willen des öſterreichiſchen Volkes. Am 4. März 1933 hatte 
der Nationalrat zuletzt getagt. Infolge parlamentariſcher Streitig⸗ 
keiten hatten der Präſident und die Vizepräſidenten gleichzeitig ihr Amt 
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niedergelegt, und die Regierung hatte die fo entflandene verworrene 
Lage ausgenutzt, um einen Wiederzuſammentritt des Parlaments zu 
verhindern. In dem Bewußtſein, ſich auf eine Mehrheit nicht ſtützen 
zu können, unterließ fie es auch, den Nationalrat aufzulöfen und 
Neuwahlen anzuberaumen. Sie blieb aus eigener Machtvollkommen⸗ 
heit auf dem Platze und berief ſich hierbei allen Ernſtes auf ein Geſetz 
vom 24. Juli 1917, das die Regierung ermächtigte, auf dem Ver⸗ 
orduungswege diejenigen Maßregeln zu ergreifen, die zur Wieder⸗ 
herſtellung des wirtſchaftlichen Lebens notwendig ſein würden. Auf 
derſelben Grundlage verkündete ſie am 24. April 1934 eine neue 
Verfaſſung und ließ ſie durch den Nationalrat, den ſie nun wieder 
einberief, beſtätigen. Aber von den 165 Abgeordneten erſchienen nur 
76, und ihre Zuſtimmung war ſchon deshalb bedeutungslos, weil die 
immer noch in Kraft befindliche Verfaſſung vom 1. Oktober 1920 
für Verfaſſungsänderungen die Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte 
ſämtlicher Abgeordneten forderte. So war denn die neue Verfaſſung 
rechtswidrig, und rechtswidrig war das ganze Regiment des Kabinetts 
Dollfuß. Deshalb fehlte es ihm an der Befugnis, im Namen der 
öſterreichiſchen Bevölkerung zu ſprechen, und ſeine Verneinung des 
Anſchlußgedankens war rechtlich unerheblich. Als Ausdruck des 
Volkswillens mußten vielmehr nach wie vor die Beſchlüſſe der Provi⸗ 
ſoriſchen und der Konſtituierenden Nationalverſammlung angeſehen 
werden. Ueberdies mußte unabhängig von dieſem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte politiſch berückſichtigt werden, daß das Kabinett ſich allein auf 
die Chriſtlichſoziale Partei ſtützte und daß die Nationalſozialiſtiſche 
Partei, die ſich zuſammen mit der Großdeutſchen zum Anſchluß⸗ 
gedanken bekannte, in ſtändigem Wachſen begriffen war und zu jener 
Zeit wahrſcheinlich die Mehrheit ſchon erlangt hatte. 

Am xx. Juli 1936 iſt es dann wieder zu einer Verſtändigung 
zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich gekommen. Hier bekannte ſich 
Oeſterreich ausdrücklich als deutſcher Staat. Doch die praktiſchen 
Schwierigkeiten wurden damit nicht behoben, und ſo fand am 
12. Februar 1938 zu Berchtesgaden eine Beſprechung zwiſchen dem 
Führer und Reichskanzler und dem Bundeskanzler von Schuſchnigg 
ſtatt, von der man hüben wie drüben eine wirkliche Einigung er⸗ 
hoffte. Der Bundeskanzler bekundete denn auch zunächſt Entgegen⸗ 
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kommen und vollzog eine Umgeſtaltung ſeines Kabinetts, in deren 
Rahmen der Vertrauensmann der Nationalſozialiſten, Dr. Seyß⸗ 
Inquart, zum Innenminiſter ernannt wurde. Sehr bald aber mußte 
man erkennen, daß er in Wirklichkeit nicht gewillt war, die über⸗ 
nommenen Verpflichtungen einzuhalten. Nach einer Reihe zwei⸗ 
deutiger Aeußerungen und Reden ſetzte er ganz überraſchend am 
9. März eine Volksabſtimmung für den 13. an. Das bedeutete ſchon 
unter formalen Geſichtspunkten einen Rechtsbruch, da nach Art. 65 
der neuen Verfaſſung, die, wenn nicht für andere, ſo doch für ihn als 
ihren Urheber bindend war, nur die Bundesregierung, nicht aber der 
Kanzler von ſich aus einen Volksentſcheid beſchließen konnte. Weſent⸗ 
licher war, daß dieſer Schritt ſachlich im Widerſpruch zum Berchtes⸗ 
gadener Abkommen ſtand. 

Gewiß konnte die zur Abſtimmung geſtellte Formel, ganz abſtrakt 
betrachtet, für einwandfrei gelten. An ſich war nichts dagegen zu 
erinnern, wenn die Wählerſchaft aufgerufen wurde, ihren Willen 
kundzutun, ob Oeſterreich ein unabhängiger, chriſtlicher und ſozialer, 
deutſcher Staat ſein ſolle. Aber derartige Formeln können eben nicht 
abſtrakt beurteilt werden. Entſcheidend iſt der Sinn, den ſie nach der 
Perſon ihrer Urheber und nach der Geſamtheit der Umſtände erhalten. 
Das iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, die keines Beweiſes bedarf und die 
im gegebenen Falle noch durch die Tatſache unterſtrichen wurde, daß 
es an jeder Veranlaſſung zu einer Volksabſtimmung überhaupt fehlte, 
wenn ſie nicht zum Ausgangspunkte für einen Bruch des Berchtes⸗ 
gadener Abkommens werden ſollte. Dazu kam, daß es an allen 
techniſchen Vorausſetzungen für die Durchführung eines Wolke: 
entſcheides mangelte. In vier Tagen konnte keinerlei Aufklärung und 
Werbung für oder wider ſtattfinden, und nachdem ſeit dem 9. No⸗ 
vember 1930, alfo ſeit mehr als 7 Jahren, keine Wahlen ſtattgefunden 
hatten, fehlte es an Wählerliſten wie überhaupt an dem geſamten 
erforderlichen Apparat. Wenn aber noch ein Zweifel am Weſen 
dieſes Unternehmens übrig blieb, wurde er durch die Tatſache beſeitigt, 
daß der Bundeskanzler zugleich die Verbindung mit den margiftifchen 
Parteien aufnahm, zu denen er bisher im ſchärfſten Gegenſatz geſtanden 
hatte und die den Anſchluß ſeit 1933 mit aller Entſchiedenheit ablehnten. 
Bezeichnend iſt auch, daß die franzöſiſche Preſſe die Volksabſtimmung 
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warm begrüßte und daß insbeſondere der „Temps“ gegen den Bundes⸗ 
kanzler Zeugnis ablegte, indem er die Geſchicklichkeit pries, mit der die 
Abſtimmungsformel gefaßt war. 

Unter dieſen Verhältniſſen war es unvermeidlich, daß das Volk 
ſelbſt ſich aufbäumte. Aus ſeiner Mitte heraus erhob ſich Wider⸗ 
ſpruch, und dieſem Widerſpruch hat der Bundeskanzler von Schuſchnigg, 
hat das ganze von ihm getragene Regime weichen müſſen. Es iſt nicht 
richtig, daß, wie damals in der engliſchen und franzöſiſchen Preſſe be: 
hauptet wurde, das Deutſche Reich ein Ultimatum oder gar mehrere 
Ultimaten geſtellt hätte. Deutſchland hat ſich mit einer Warnung 
begnügt, die nicht unter dieſen ſtreng umgrenzten völkerrechtlichen Be⸗ 
griff fällt. Soweit aber im innerſtaatlichen Leben von einem Ultimatum 
geſprochen werden kann, war es das eigene Volk, das es der Bundes⸗ 
regierung vorgelegt hat. Angeſichts deſſen mußte der Bundeskanzler 
von Schuſchnigg zurücktreten, worauf der Bundespräfident den Innen⸗ 
miniſter Seyß⸗Inquart zu ſeinem Nachfolger ernannte. Dieſer hat 
dann als ſtaatsrechtlich wie völkerrechtlich befugter Vertreter Oeſter⸗ 
reichs am 11. März ein Telegramm an den Führer und Reichskanzler 
gerichtet, in dem er ihn bat, die öſterreichiſche Regierung bei der 
Wiederherſtellung der Ruhe und Ordnung zu unterſtützen, ihr zu 
helfen, Blutvergießen zu verhindern und zu dieſem Zweck deutſche 
Truppen zu entſenden. 

Dieſer Bitte der rechtmäßigen Regierung eines ſouveränen Staates 
wurde ſtattgegeben, und in ihrer Erfüllung überſchritten am 12. März 
deutſche Truppen die öſterreichiſche Grenze. Bei ihrem Einmarſch iſt 
kein Schuß gefallen, kein Tropfen Blut vergoſſen worden, und die 
überſtrömende Begeiſterung, mit der ſie begrüßt wurden, zeigte, welches 
der Wille des öſterreichiſchen Volkes war. Schon am folgenden Tage, 
am 13. März, ſind dann die rechtlichen Schlußfolgerungen gezogen 
worden. Die Bundesregierung erließ ein Geſetz über die Eingliederung 
Deſterreichs in das Reich, und die Reichsregierung erklärte ihrerſeits 
dieſes Geſetz zum deutſchen Reichsgeſez. Am ro. April aber fand in 
Oeſterreich eine Volksabſtimmung ſtatt, in der 99,75 Din der ab 
gegebenen Stimmen die Eingliederung guthietzen. 

Die Geſetze vom 13. März wurden ſowohl von den deutſchen wie 
von den öſterreichiſchen Miſſionen den Regierungen, bei denen fie be⸗ 
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glaubigt waren, förmlich zur Kenntnis gebracht. Zugleich wurde mit⸗ 
geteilt, daß die öſterreichiſchen Geſandtſchaften ihre Tätigkeit ein⸗ 
ſtellen und in denen des Deutſchen Reiches aufgehen. Eine Anzahl 
don Staaten, vor allem Italien und Japan, dann Jugoſlawien, Polen 
und Ungarn nahmen das zum Anlaß, ihre Sympathien zum Ausdruck 
zu bringen. Zugleich zogen ſie die Schlußfolgerungen aus dem Ge⸗ 
ſchehenen und verwandelten ihre Wiener Geſandtſchaften in Konſulate 
Dieſem Beiſpiele folgten ſehr bald die übrigen Staaten. 

Nur England und Frankreich nahmen zunächſt eine ablehnende 
Haltung ein. Sie hatten am 11. März durch ihre Botſchafter Vor⸗ 
ſtellungen gegen das deutſche Vorgehen erhoben, mußten ſich aber die 
Erwiderung gefallen laſſen, daß es ſich um innerdeutſche Vorgänge 
handele. Nach amtlichen Preſſemeldungen haben fie dann weiter Ein⸗ 
ſpruch gegen die Zwangsmaßnahmen eingelegt, durch die ein un⸗ 
abhängiger Staat unter Anwendung von Gewalt in eine Lage ver⸗ 
ſetzt ſei, die mit ſeiner Unabhängigkeit nicht im Einklange ſtehe. Im 
gleichen Sinne hat Mr. Chamberlain im Unterhauſe am 14., Lord 
Halifax im Oberhauſe am 16. März geäußert, daß zwar der durch 
den Vertrag von St. Germain geſchaffene Zuſtand in Deſterreich 
nicht für alle Zeiten hätte aufrechterhalten werden können, daß aber die 
britiſche Regierung die von Deutſchland angewendeten Gewalt⸗ 
maßnahmen mißbillige. Nun hatten zwar dieſe Aeußerungen ebenſo 
wie der engliſch⸗franzöſiſche Proteſt nur platoniſche Bedeutung. Nichts⸗ 
deſtoweniger erſcheint die Feſtſtellung angebracht, daß erſtens von 
deutſcher Seite Gewalt nicht angewendet worden iſt und daß zweitens, 
wenn das geſchehen wäre, niemand weniger zu einem Einſpruch be: 
rechtigt geweſen wäre als England und Frankreich, die ſelbſt wieder⸗ 
holt Oeſterreich mit Zwangsmaßnahmen bedroht und fie nur deshalb 
nicht ausgeführt haben, weil das wehrloſe Land den Drohungen nad) 
gab. Darüber hinaus iſt zu unterſtreichen, daß auch unter formal⸗ 
rechtlichen Geſichtspunkten England und Frankreich nicht befugt 
waren, in Sachen der Selbſtändigkeit Oeſterreichs Einſpruch zu er- 
heben oder Forderungen zu ſtellen. Durch Art. 80 des Verſailler 
Vertrages und Art. 88 des Vertrages von St. Germain war allein 
der Genfer Rat für zuſtändig erklärt, und wenn nun aus ſehr be 
begreiflichen Gründen davon abgeſehen wurde, ihn anzurufen, war 
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eine internationale Inſtanz überhaupt nicht vorhanden, die zu einer 
Stellungnahme berechtigt geweſen wäre. 

Im übrigen nahmen England und Frankreich ſelbſt ihren Einſpruch 
nicht ernſt. Sie verfolgten ihn nicht weiter und anerkannten die Ein⸗ 
gliederung Oeſterreichs, indem auch fie ihre Geſandtſchaften einzogen 
und für die nach Wien zu ernennenden Generalkonſuln das Exequatur, 
d. h. die Genehmigung der Reichsregierung erbaten. 

An all das ſchloß ſich dann noch ein kleines Satirſpiel an. 

Durch eine Note vom 18. März teilte die Reichsregierung dem 
Generalſekretär der Genfer Liga den Wortlaut des Eingliederungsge⸗ 
ſetzes mit und ſtellte zugleich feſt, daß mit dem Tage feiner Verkündung 
Oeſterreich aufgehört habe, Mitglied der Liga zu ſein. Die internationale 
Preſſe ſtellte daraufhin Erörterungen an, die eines Anſtrichs von un⸗ 
freiwilligem Humor nicht entbehrten. Sie ging davon aus, daß die 
Satzung der Liga weder einen Austritt mit ſofortiger Wirkung, noch 
eine Beendigung der Mitgliedſchaft durch Aufhören des ſelbſtändigen 
Daſeins eines Staates kenne. Infolgedeſſen könne die Mitteilung der 
Reichoregierung nur als Kündigung mit zweijähriger Friſt aufgefaßt 
werden. Demnach ſei Deutſchland als Rechtsnachfolger Oeſterreichs 
verpflichtet, während dieſer Friſt den Beitrag Oeſterreichs zu zahlen, 
und werde ſomit für dieſe zwei Jahre wieder Mitglied der Liga. Das 
widerſprach offenſichtlich aller gefunden Vernunft, widerſprach auch der 
Satzung, da ein Staat, der nicht Mitglied war, natürlich nicht gegen 
feinen eigenen Willen und ohne Beſchluß der Vollberſammlung auf 
einmal Mitglied werden konnte. Andererſeits war es tatſächlich richtig, 
daß ein Aufhören der Mitgliedſchaft durch Untergang des Staates 
in der Satzung nicht vorgeſehen war und auch nicht vorgeſehen ſein 
konnte, da die Wahrung des ſtaatlichen Daſeins aller ihrer Mitglieder 
die wichtigſte Aufgabe der Liga darſtellte und ihr Untergang ſozuſagen 
verboten war. Gerade daraus ergeben ſich ja auch die bis heute nicht 
überwundenen Schwierigkeiten, die der Liga aus der Unterwerfung 
Abeſſiniens entſtanden ſind. Nun entwickelte ſich aus der Eingliederung 
Oeſterreichs das gleiche Problem, das letzten Endes in dem unüber⸗ 
brückbaren Widerſpruch zwiſchen den Vorſchriften der Satzung und 
den Forderungen des geſunden Menſchenverſtandes wurzelte. Man 
konnte geſpannt darauf fein, wie die Juriſten der Liga es löſen würden. 


155 


Der Ausweg, den fie auf der Septembertagung fanden, war von 
genialer Einfachheit. Dazu waren allerdings umfaſſende Beratungen 
ganzer zwei Kommiſſtonen, der I. und VI., erforderlich. Doch ſchließ⸗ 
lich einigte man ſich auf die Feſtſtellung, daß die deutſche Note eine 
Kündigung nicht enthalte und daß infolgedeſſen die Vorſchriften der 
Satzung über die zweijährige Kündigungsfriſt keine Anwendung finden 
könnten. Praktiſch harte alſo die Vernunft über die Satzung gefiegt. 
Aber es ergab ſich doch ein etwas peinlicher Augenblick, als ein 
Kommiſſionsmitglied, deſſen finanzielle Gewiſſenhaftigkeit augenſchein⸗ 
lich ſeinen politiſchen Inſtinkt überwog, die Frage ſtellte, wer denn 
nun den Beitrag Oeſterreichs für die Zeit vom 1. Januar bis zum 
13. März bezahlen würde. Es folgte ein betretenes Schweigen, bis 
der Präſident taktvoll und entſchloſſen dem nächſten Redner das 
Wort gab. 

Im übrigen hätte ſich der Beitrag Oeſterreichs für jene zweieinhalb 
Monate auf rund 30 o00 Schweizer Franken belaufen. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob die Liga ihren Verluſt oder die Einbuße 
ſchmerzlicher empfand, die ihr ohnehin nicht mehr ganz unberührtes 
Auſehen durch den Anſchluß Oeſterreichs erlitten hatte. Konnte er 
ſich doch vollziehen, ohne daß ſich ihr Gelegenheit auch nur zur Stellung⸗ 
nahme, geſchweige denn zum Eingreifen geboten hätte. Daß auf ſolche 
Weiſe für ſie der ganze, geſchichtlich ſo bedeutſame Vorgang zu einer 
Frage um go 000 Franken wurde, kennzeichnete vielleicht beſſer als 
alles andere die Bedeutungsloſigkeit, zu der ſie herabgeſunken war. 


23. Sudetenland: unter tſchechiſcher Herrſchaft 


Die Eingliederung Oeſterreichs brachte eine andere, für Deutſch⸗ 
land hochbedeutſame Frage ins Rollen, die Frage nach dem Schickſal 
der 3,8 Millionen Sudetendeutſcher. 

Den Deutſchen des Sudetenlandes iſt ebenſo wie denen Oeſterreichs 
das Selbſtbeſtimmungsrecht vorenthalten worden, obgleich es ihnen auf 
derſelben Grundlage des Wilſon⸗Programms und des Friedensvorver⸗ 
trages zuſtand. Die Vergewaltigung aber, die ihnen widerfuhr, war 
noch unendlich ſchlimmer und empfindlicher, da ſie wider ihren Willen 
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in einen Fremdſtaat hineingezwungen und der Willkürherrſchaft eines 
andern Volkes ausgeliefert wurden. 

Als am 28. Oktober 1918 der tſchechiſche Mationalrat zu Prag den 
neuen Tſchechiſchen Staat ausrief, hatten die ſudetendeutſchen Abge⸗ 
ordneten des alten öſterreichiſchen Reichsrats ſich bereits der Provi⸗ 
ſoriſchen Mationalverſammlung in Wien eingegliedert. Auf ihre Ver⸗ 
anlaſſung wählte dieſe am 29. Oktober Landeshauptleute für Deutſch⸗ 
Böhmen und Sudetenland, und im Anſchluß daran wurden an Ort 
und Stelle Nationalausſchüſſe und Proviſoriſche Landesderſammlun⸗ 
gen gebildet. Die Beamten wurden auf Deutſch⸗Oeſterreich vereidigt, 
und es wurden Vorbereitungen für die Wahlen zur Konſtituierenden 
Nationalberſammlung getroffen. Aber noch bevor fie vollzogen mer 
den konnten, drangen tſchechiſche Truppen in das Land ein. Im Laufe 
des November und der erſten Hälfte des Dezember beſetzten fie das 
ganze Gebiet, löſten die deutſchen Behörden auf, verhafteten die füh⸗ 
renden Männer und ergriffen fo Beſitz von dem Lande. Aller Wider: 
ſtand wurde mit Gewalt unterdrückt. Als dann die Nationalver⸗ 
ſammlung zu Wien am 4. März 1919 eröffnet wurde und als die 
Sudetendeutſchen allerorten durch Verſammlungen und Umzüge ihren 
Willen zum Anſchluß an Deutſch⸗Oeſterreich kundtaten, griffen de: 
chiſche Legionäre die friedfertigen Maſſen mit der Waffe an. 52 Tote 
und Hunderte von Verwundeten blieben an dieſem Tage auf dem Platz. 

Inzwiſchen war die Friedenskonferenz in Paris zuſammengetreten. 
Die Tſchecho⸗Slowakei wurde als verbündeter Staat anerkannt, und es 
wurde ihr das Recht zugeſtanden, an der Konferenz teilzunehmen. Im 
Laufe der Verhandlungen legte ihre von Dr. Beneſch geführte Ab⸗ 
ordnung nicht weniger als 11 Denkſchriften vor, in denen die territori⸗ 
alen, nationalen und finanziellen Anſprüche der Prager Regierung und 
zugleich die Grundſätze dargelegt wurden, auf denen der neue Staat 
aufgebaut werden würde. Maßgebend ſollte dabei vor allem das 
Selbſtbeſtimmungsrecht fein, das die Tſchechen für ſich in Anſpruch 
nahmen, das ſie aber den anderen Völkerſchaften, die ſie in die Grenzen 
ihres Staates eingeſchloſſen ſehen wollten, verweigerten. Sie behaup⸗ 
teten, daß ihr Staat aus politiſchen, wirtſchaftlichen und vor allem aus 
ſtrategiſchen Erwägungen nur beſtehen könne, wenn man ihm die von 
ihnen geforderte Geſtalt gebe und demgemäß Deutſche, Magyaren, 
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Polen und Ukrainer in großer Zahl eingliedere. Sie beſtritten zwar 
die Richtigkeit der Nationalitätenſtatiſtik des alten Oeſterreich, konnten 
jedoch nicht leugnen, daß zu dem neuen Staat mehrere Millionen 
nichttſchechiſcher Stämme gehören würden. 

Den innern Widerſpruch, der ſich zwiſchen dieſen ihren Forde⸗ 
rungen und dem von ihnen ſelbſt verkündeten Selbſtbeſtimmungsrecht 
auftat, ſuchten ſie durch einen Hinweis auf den beſondern geſetzlichen 
Schutz zu überbrücken, der den Minderheiten gewährt werden würde. 
Zugleich betonten ſie, daß die künftige Verfaſſung nach dem Muſter 
der ſchweizeriſchen geſtaltet ſein würde. 

Daneben lief die Behauptung, daß die auf 2,5 Millionen geſchätzten 
Slowaken urſprünglich ein Volk mit den Tſchechen gebildet hätten, 
bis fie im Jahre 1026 mit Gewalt abgetrennt worden und unter 
magyariſche Herrſchaft gefallen ſeien. So unbewieſen und ſo un⸗ 
wahrſcheinlich es war, daß Tschechen und Slowaken jemals ein Volk 
gebildet hätten und ſo wenig geleugnet werden konnte, daß ſie jeden⸗ 
falls im Laufe von goo Jahren verſchiedene Wege gegangen waren 
und daß jedes von ihnen ſeine beſondere Kultur und ſeine beſondere, 
dem andern unberſtändliche Sprache entwickelt hatte, beſtanden die 
Tſchechen darauf, daß jetzt ein tſchecho⸗ſlowakiſches Volk da ſei. Hier⸗ 
bei ſtützten fie ſich auf einen in Pittsburg am 31. Mai raf zwiſchen 
den Vertretern der Tſchechen und Slowaken abgeſchloſſenen Vertrag, 
in dem die Bildung eines gemeinſamen Staates unter voller Gleich⸗ 
berechtigung beider Völkerſchaften vereinbart war. 

Die Friedenskonferenz ließ ſich durch die Darlegungen der tſche⸗ 
chiſchen Abordnung gern überzeugen und ſchenkte ihren Verſicherungen 
Glauben. So wurde ein tſchecho⸗ſlowakiſcher Staat geſchaffen, der 
auf dem Selbſtbeſtimmungsrecht gegründet war und der doch eine Ver⸗ 
neinung dieſes Rechts verkörperte. Nach der Volkszählung vom 
1. Dezember 1930 gehörten dieſem Staat 14,7 Millionen Einwohner 
an, von denen 9,7 Millionen als Tſchecho⸗Slowaken bezeichnet wurden. 
Wenn man von dieſer Zahl die 2,5 Millionen Slowaken abzog, die 
nach den tfchechifchen Angaben bereits 1919 lebten, und ſelbſt wenn man 
ihre ſeither eingetretene Vermehrung nicht berückſichtigte, ergab ſich eine 
Höchſtzahl von 7,2 Millionen Tſchechen. Sie bildeten ſomit nach 
den amtlichen Daten, die ſicherlich nicht zum Nachteil der Tſchechen 
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aufgeſtellt waren, eine Minderheit in dem von ihnen beherrſchten Staar. 
Neben ihnen aber ſtanden, immer nach denſelben tſchechiſchen Angaben, 
3,2 Millionen Deutſcher, 700 000 Magyaren, 500000 Ukrainer 
und 80 000 Polen, während der Reſt von rund 500 000 ſich auf die 
Juden und verſchiedene kleine Volksgruppen verteilte. 

Nichtsdeſtoweniger war dieſem Staat der Charakter eines tiche- 
chiſchen Nationalſtaats gegeben worden, und es ließ ſich auf keine 
Weiſe die Behauptung vertreten, daß nach ſchweizeriſchem Muſter die 
Gleichheit aller dieſer Völkerſchaften anerkannt war. Im Gegenteil 
wurden die Slowaken als Teil des tſchechiſchen Volkes behandelt, 
während die Deutſchen, die Magyaren, Polen und IIkrainer nur den 
Schutz des am 10. September 1919 zwiſchen den Hauptmächten und 
der Tſchecho⸗Slowakei abgeſchloſſenen Minderheiten vertrages genoſſen. 
Daß dieſer Schutz ganz unzulänglich war, bedarf heute keines Beweiſes 
mehr. Ebenſowenig bedarf die zuletzt noch in dem Bericht des Lord 
Runciman vom 21. September 1938 feſtgeſtellte Tatſache eines Be⸗ 
weiſes, daß die Tſchecho⸗Slowakei von vornherein einen ununterbro⸗ 
chenen, in feiner Folgerichtigkeit beiſpielloſen, erbitterten Kampf gegen 
die Minderheiten und vor allem gegen die deutſche Volksgruppe ge: 
führt hat. Es genügt, an die Enteignung des deutſchen Grundbeſitzes, 
die Schließung der deutſchen Kreditanſtalten, die Entlaſſung deutſcher 
Beamter und Arbeiter, die gegen die deutſche Indnſtrie geführte 
Steuer⸗ und Zollpolitik zu erinnern. Daneben ſtand die ſchwere kul⸗ 
turelle Schädigung, die allen Minderheiten und hier wiederum in erſter 
Reihe den Deutſchen durch die Schließung von Schulen, die Unter⸗ 
drückung von Verbänden und nicht zuletzt durch die Benachteiligung 
der Prager deutſchen Univerſität zugefügt wurde. 

Es war ein ſchlechtweg unerträgliches Daſein, das die Minder⸗ 
heiten, das vor allem die Deutſchen in der Tſchecho⸗Slowakei führten. 
Nirgends in Europa war die Zahl der Arbeitsloſen und die Zahl der 
Selbſtmorde ſo groß wie im Sudetenlande. Trotzdem dauerte es 
lange Jahre, bis die Deutſchen ſich zu einer geſchloſſenen Front zu⸗ 
ſammenfanden. Die Parteienzerſplitterung unter ihnen war nicht 
geringer als im Reich, und wenn die Sozialdemokratie auch hier 
ihren internationalen Charakter betonte und mit den Tſchechen Hand 
in Hand ging, fanden ſich überdies noch zwei deutſche Parteien, die 
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ſich ſeltſamerweiſe als aktiviſtiſch bezeichneten, die um kleiner Con: 
dervorteile willen das Tſchechentum unterſtützten, an der Regierung 
teilnahmen und ſo der Tſchecho⸗Slowakei die Möglichkeit boten, vor 
dem Angeſicht Europas zu behaupten, daß nirgends in der Welt den 
Minderheiten eine ſo beneidenswerte Stellung eingeräumt ſei wie in 
ihren Grenzen. So war es denn geradezu als eine glückliche Fügung 
zu bezeichnen, daß die Tſchecho⸗Slowakei im Oktober 1933 die in den 
letzten Jahren ſtark angewachſene Nationalſozialiſtiſche Partei und die 
Schulter an Schulter mit ihr kämpfende Deutſche Nationalpartei 
verbot und auf dieſe Weiſe freie Bahn für eine neue Eutwicklung 
ſchuf. Zu ihrem Träger machte ſich Konrad Henlein, der bis dahin 
politiſch nicht hervorgetreten war, ſich aber als Führer der deutſchen 
Turnerſchaft das Vertrauen ſeiner Volksgenoſſen erworben hatte. 
Er begründete die Sudetendeutſche Partei, die nun zum Mittelpunkte 
der nationalen Bewegung wurde und ſehr bald das geſamte Deutſch⸗ 
tum zuſammenzufaſſen wußte. Fern blieben ihr nur die Anhänger 
der Sozialdemokratie und jene aktiviſtiſchen Gruppen. Die neue Partei 
vermochte in den Wahlen vom 19. Mai 1933, den erſten, an denen ſie 
ſich beteiligte, gleich 44 Sitze in der Kammer und 23 im Senat zu 
erobern und konnte ſo die zweitſtärkſte parlamentariſche Fraktion bilden, 
die nur von der Tſchechiſchen Agrarpartei und auch von ihr nur um 
einen Sitz an Zahl übertroffen wurde. 

Das Reich hatte in der Zeit ſeiner Schwäche den Sudetendeutſchen 
ſo wenig helfen können wie ſeinen anderen, in der Zerſtreuung lebenden 
Volksgenoſſen. Vielleicht war ſeine Stellung zur Tſchecho⸗Slowakei 
noch ſchwieriger als den übrigen Neuſtaaten gegenüber, da dieſe, nicht 
zuletzt dank dem Geſchick und der Bedenkenloſigkeit ihres langjährigen 
Außenminiſters Dr. Beneſch, der dann am 18. Dezember 1933 als 
Nachfolger Maſaryks den Präſidentenſtuhl einnahm, in beſonders enger 
Verbindung mit Frankreich ſtand, der Wortführer der Kleinen Entente 
war und als Träger und Vorpoſten des Verſailler Syſtems in Mittel⸗ 
europa galt. 

Als dann das Dritte Reich erſtand, glaubte Prag zunächſt, unter 
dem Schutze Frankreichs noch rückſichtsloſer gegen die Sudetendeutſchen 
vorgehen zu dürfen, und Deutſchland war durch andere, große und 
wichtige Aufgaben allzuſehr in Anſpruch genommen, als daß es ihnen 
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underzüglich hätte zu Hilfe eilen können. Am 20. Februar 1938 
aber erklärte der Führer vor dem Reichstage, daß Deutſchland das 
Recht für ſich in Anſpruch nehme, ſeine Volksgenoſſen zu ſchützen, 
und daß es ihre Mißhandlung und Unterdrückung nicht mehr dulden 
werde. Die Tſchecho⸗Slowakei wurde nicht genannt. Doch niemand 
zweifelte daran, daß gerade ſie und ſie in erſter Reihe gemeint war. 


Unabhängig von dieſer ihrer beſondern Beziehung hatte die Erklärung 
des Führers eine ſchwer zu überſchätzende grundſätzliche Bedentung. Es 
ging hier um nichts anderes als um die Verkündung des Schutzrechts 
der Nationalſtaaten über ihre unter fremder Herrſchaft ſtehenden 
Volksgenoſſen. Das rein ſtaatlich ausgerichtete Völkerrecht der Vor⸗ 
kriegszeit kannte ein ſolches Schutzrecht nicht und das der Nachkriegszeit 
konſtruierte jenen Minderheitenſchutz, deſſen Träger die Hauptmächte 
und die Liga der Nationen ſein ſollten. Er hatte von vornherein ver⸗ 
ſagt, und nachdem Polen am 13. September 1934 in der Vollberſamm⸗ 
lung der Liga förmlich erklärt hatte, daß es ſich durch die Beſtim⸗ 
mungen des ihm auferlegten Minderheitenvertrages nicht mehr gebun⸗ 
den fühle, hatte die Liga ſich ſtillſchweigend mit feiner Beſeitigung ab- 
gefunden. Jetzt wurde die fo eutſtandene Lücke ausgefüllt. Deutſch⸗ 
land erhob den Anſpruch, den Schutz über feine Volksgenoſſen ſelbſt 
auszuüben, und es lag auf der Hand, daß die anderen, in ähnlicher Lage 
befindlichen Nationalſtaaten ſich dieſen Anſpruch gleichfalls zu eigen 
machen würden. Tatſächlich war er in der deutſch⸗polniſchen Verein⸗ 
barung vom 6. Nobember 1937 bereits zur Geltung gekommen. Nun 
war er vom Führer grundſätzlich angemeldet, und der Verlauf der 
tſchechiſchen Kriſe hat gezeigt, daß er im Einzelfalle praktiſch ſchon an⸗ 
erkannt wird, mag auch noch einige Zeit verſtreichen, ehe das neue 
Schutzrecht feine endgültige Form erhält und zu einem unbeſtrittenen 
Beſtandteil des Völkerrechts wird. 


Die Reichstagsrede vom 20. Februar wurde in Prag richtig ver: 
ſtanden und rief dort ſpürbare Unruhe hervor. Aber ſie hatte zunächſt 
keine unmittelbaren Folgen. Erſt als die Eingliederung Oeſterreichs 
vollzogen war, änderte ſich das Bild. Auf einmal empfand man aller⸗ 
orten, daß nun die Löſung auch des ſudetendeutſchen Problems heran⸗ 
gereift war. 
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An ſich beſtand kein unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen ihm und 
der öſterreichiſchen Frage. Doch die Tatſache allein, daß die Tſchecho⸗ 
Slowakei nun von deutſchem Gebiet faſt ganz umſchloſſen war, machte 
einen gewaltigen Eindruck. Daneben wirkte ſich die Erkenntnis aus, daß 
Deutſchland in Uebereinſtimmung mit der Führerrede vom 20. Februar 
entſchloſſen war, die Mißhandlung feiner Volksgenoſſen nicht mehr zu 
dulden. Die Eingliederung Oeſterreichs aber hatte gezeigt, daß es jetzt 
imſtande war, feinen Willen zu verwirklichen und daß die anderen 
Mächte ſich ihm nicht in den Weg zu ſtellen vermochten. Sehr kenn⸗ 
zeichnend für die neue Lage war es, daß das tſchechiſche Problem nicht 
von Deutſchland und nicht von der deutſchen Preſſe zur Erörterung 
geſtellt wurde. Vielmehr waren es die tſchechiſchen und die franzö⸗ 
ſiſchen Blätter, die unmittelbar nach der Eingliederung Oeſterreichs in 
überaus erregtem Tone von einer Bedrohung der Tſchechei zu ſprechen 
begannen und auf dieſe Weiſe ſelbſt den Stein ins Rollen brachten. 

Zugleich fing man in Frankreich an zu erörtern, welche Verpflich⸗ 
tungen aus dem Bündnis vertrage vom 25. Januar 1924 erwüchſen, 
und im Zuſammenhang damit wurde auf den Beiſtandspakt vom 
16. Mai 1935 hingewieſen, kraft deſſen die Tſchechei auf die Hilfe 
der Sowjetunion rechnen durfte. Dazu hatte ſchon am 24. März 
Mr. Chamberlain im Unterhauſe Betrachtungen darüber angeſtellt, ob 
England verpflichtet wäre, die Unverſehrtheit der Tschechei mit den 
Waffen zu ſchützen. Eine unmittelbare oder gar automatiſche Bei⸗ 
ſtandspflicht verneinte er zwar, gelangte aber trotzdem zu dem Ergebnis, 
daß es Großbritannien angeſichts ſeiner engen Beziehungen zu Frank⸗ 
reich kaum möglich ſein würde, einem Kriege fern zu bleiben, in den 
dieſes verwickelt iſt. Andererſeits zeigten zahlreiche Preſſeſtimmen 
und vor allem die in England ſo beliebten Briefe an den Herausgeber, 
daß die britiſche öffentliche Meinung von einem Kriege zur Vertei⸗ 
digung der Tſchecho⸗Slowakei nichts wiſſen wollte, und ſelbſt der bis 
zum Fanatismus tſchechenfreundliche „Temps“ brachte am 12. April, 
allerdings nur in der Rubrik „Tribune libre“, einen Aufſatz, der in 
faſt beſchwörenden Tönen vor der Möglichkeit warnte, daß Frankreich 
ſich um der Tſchecho⸗Slowakei willen in einen Krieg verſtricke und daß 
3 Millionen franzöſiſcher Leben geopfert würden, nur damit 3 Mil⸗ 
lionen Deutſcher unter tſchechiſcher Herrſchaft bleiben. 
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Unterdeſſen war die Unruhe in der Tſchecho⸗Slowakei weiter ange⸗ 
wachſen. Am 28. März teilte der Miniſterpräſident Hodza mit, daß 
die Regierung ein Minderheitenſtatut vorbereite, in dem die geltenden 
Beſtimmungen zuſammengefaßt ſein würden. Da das aber nur die 
Kodifikation des Unrechts dargeſtellt hätte, das bisher geübt worden 
war, konnte dieſe Ankündigung keinen Eindruck machen, wurde fie viel⸗ 
fach ſogar als Verhöhnung aufgefaßt. Am 16. April erging dann eine 
beſchränkte politiſche Anmeſtie, und bald darauf wurden die längſt 
fälligen Gemeindewahlen auf den 22. Mai angeſetzt. Aber das waren 
nur ganz unzulängliche Abſchlagszahlungen, durch die die eigentlichen 
Forderungen der Sudetendeutſchen nicht befriedigt wurden. 

So verkündete denn am 25, April auf einem in Karlsbad abge⸗ 
haltenen Parteitage Konrad Henlein ein Programm, das in 8 Punkten 
die Autonomie für das Sudetenland forderte. Vielleicht wäre es vom 
tſchechiſchen Standpunkte geſehen klug geweſen, wenn die Prager Regie⸗ 
rung nun ſofort ihre Zuſtimmung erklärt hätte. Aber dazu fand ſie 
nicht den Entſchluß. Sie ließ ſich von den Ereigniſſen treiben und 
glaubte, einerſeits England und Frankreich gegen Deutſchland, anderer⸗ 
ſeits die Minderheiten gegeneinander ausſpielen zu können. Aber weder 
dieſes noch jenes ſollte ihr gelingen. Auch die nichtdeutſchen Minder⸗ 
heiten hatten erkannt, daß ihre Stunde gekommen war und daß fie fich 
nur nutzen ließ, wenn fie dem von den Sudetendeutſchen gegebenen 
Beiſpiele folgten und Hand in Hand mit ihnen arbeiteten. So 
forderten denn die Polen wie die Ungarn für ſich gleichfalls Auto⸗ 
nomie, und wohl am eindrucksvollſten war es, daß auch die Slowaken 
unter Berufung auf jenen Pittsburger Vertrag, der von den Tſchechen 
nicht eingehalten worden war, denſelben Anſpruch anmeldeten. Zu⸗ 
gleich kam es im Zuſammenhange mit den Vorbereitungen für die 
Gemeindewahlen zu denkbar ſchweren Ausſchreitungen tſchechiſchen 
Militärs, tſchechiſcher Polizei und tfchechifcher Maſſen gegen Su⸗ 
detendeutſche, Ausſchreitungen, die in der Ermordung zweier Deutſcher 
bei Eger gipfelten. Nach außen hin aber ſuchte Prag Verwirrung 
zu ſtiften, indem es mit Hilfe der internationalen Preſſe das Gerücht 
ausſprengte, daß Deutſchland mobilifiere und Truppen an der tſche⸗ 
chiſchen Grenze angeſammelt habe. Auch hier erreichte ſie das Gegen⸗ 
teil des Erſtrebten. Man hatte ſich in London zu der Erkenntnis 
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durchgerungen, daß ein Krieg zugunſten der Tſchecho⸗Slowakei dem 
britiſchen Intereſſe widerſprechen und die Unterſtützung der öffentlichen 
Meinung nicht finden würde. Man hatte das auch den franzöſiſchen 
Miniſtern Daladier und Bonnet, die am 28. und 29. April in London 
weilten, nicht verhehlt, und man hatte ſie bewogen, ihren Prager Ge⸗ 
ſandten anzuweiſen, gemeinſam mit dem britiſchen Geſandten der 
tſchechiſchen Regierung den Rat zu erteilen, ſie möge den Forderungen 
der Volksgruppen fo weit. nachgeben, als ſich mit ihrer Staatlichkeit 
irgend verträgt. 

Das war am 7. Mai geſchehen, und es war ſehr bezeichnend für die 
neue Auffaſſung vom Weſen des Minderheitenſchutzes, daß Deutſch⸗ 
land und Polen von dieſem Schritt amtlich in Kenntnis geſetzt wurden. 
Jetzt wurde er wiederholt. Angeſichts jener von Prag ausgeſprengten 
Gerüchte, die leider von der engliſchen Preſſe zuerſt bereitwillig auf⸗ 
gegriffen wurden, trat am 22. Mai das britiſche Kabinett zuſammen. 
Es wurde beſchloſſen, erneut Vorſtellungen in Prag zu erheben, und 
überdies gab Mr. Chamberlain zwei Tage ſpäter beruhigende Erklä⸗ 
rungen im Unterhauſe ab. Prag unterwarf ſich und trat an Konrad 
Henlein heran. Geſtützt auf den großen Erfolg der Gemeindewahlen, 
der feiner Partei nach der Auflöſung der aktiviſtiſchen Splitterparteien 
900% aller deutſchen Stimmen gebracht hatte, fand Henlein ſich bereit, 
die Verhandlungen aufzunehmen. 

Doch ſehr bald erwies ſich, daß die Regierung den wirklichen Ernſt 
der Lage nicht erkannt hatte, vielmehr glaubte, einer Entſcheidung 
immer noch ausweichen zu können. Sie ließ zwar ihren urſprünglichen 
Plan einer bloßen Kodifikation des Minderheitenrechts fallen und er⸗ 
klärte ſich nun bereit, einen Geſetzentwurf vorzulegen, der auf dem 
Gedanken der Autonomie aufgebaut ſein würde. Aber ſie lehnte es 
ab, Vertreter der Minderheiten zur Mitarbeit heranzuziehen, und 
kündigte im Laufe der Sommermonate nicht weniger als vier Entwürfe 
an, deren jeder bei ſeiner Veröffentlichung von ihrer Preſſe als das 
letzte Wort der Staatsweisheit begrüßt wurde, um dann angeſichts 
feiner offenſichtlichen Unzulänglichkeit zugunſten des nächſten zurück⸗ 
gezogen zu werden. So konnten denn auch die Verhandlungen mit den 
Minderheiten ein brauchbares Ergebnis nicht zeitigen. Mitte Juli ſchie⸗ 
nen ſie völlig feſtgefahren. Die internationale öffentliche Meinung aber 
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wurde durch hartnäckig wiederholte Meldungen über tſchechiſche Zuge: 
ſtändniſſe und deutſche Starrheit irregeführt. Dieſes Verfahren fand 
eifrige Unterſtützung von ſeiten der franzöſiſchen Preſſe, und für eine 
Zeitlang entſtand der Eindruck, als würde England ſich völlig ins 
Schlepptau nehmen laſſen. In den letzten Tagen des Monats jedoch 
gelang es, die Fühlung zwiſchen Berlin und London wiederherzuſtellen, 
und daraus wohl erwuchs ein Entſchluß des Premierminiſters, der 
zweifellos ſehr ungewöhnlich, aber darum nicht weniger zweckmäßig war. 
Er entſandte einen nichtbeamteten Vertrauensmann, den frühern Han⸗ 
delsminiſter Lord Runciman, nach Prag und übertrug ihm, wie er am 
26. Juli im Unterhauſe darlegte, zwar nicht die Rolle eines Schieds⸗ 
richters, wohl aber die eines Vermittlers und Ratgebers, der mit der 
Regierung ebenſo wie mit den Minderheiten Fühlung nehmen und eine 
Verſtändigung zwiſchen ihnen fördern ſollte. 

Prag murrte, ließ ſich jedoch den Eingriff gefallen, und unter dem 
Einfluß Lord Runeimaus kamen die Verhandlungen in Gang. Aber 
ſie konnten zu einem Ergebnis nicht führen. Wurden ihnen doch immer 
wieder jene tſchechiſchen Entwürfe zugrunde gelegt, deren Unzuläng⸗ 
lichkeit die ſudetendeutſchen Unterhändler nicht überſehen konnten und 
die dann auch von den Tſchechen ſelbſt ein Mal um das andere zu: 
rückgezogen wurden. Unzulänglich war auch der letzte, meiſt als Nr. 3a 
bezeichnete Entwurf, der am 5. September in einem Miniſterrat unter 
dem Vorſitz des Staatspräſtdenten Beneſch beſchloſſen worden war. 
Aber unabhängig davon kam er gar nicht zur Erörterung. Denn nun 
führten neue Ausſchreitungen von tſchechiſcher Seite zu einer drama⸗ 
tiſchen Zuſpitzung, die den weitern Ablauf der Dinge beſtimmte. 

Am 7. September griff berittene Polizei in Mähriſch⸗Oſtrau die 
Teilnehmer einer ſudetendeutſchen Verſammlung an und mißhandelte 
insbeſondere die Abgeordneten, die verſuchten, ſich ins Mittel zu legen. 
Am 11. und 12. kam es abermals zu blutigen Zuſammenſtößen, vor 
allem in Eger und Tachau, denen 13 Sudetendeutſche zum Opfer fielen. 
Obgleich alle Gewalt von tſchechiſcher Seite ausgegangen war, nahm 
die Prager Regierung dieſe Zwiſchenfälle zum Vorwande, das Stand⸗ 
recht zu verhängen. Da nach allen früheren Erfahrungen mit einer 
einſeitigen Anwendung der den Behörden dadurch eingeräumten Voll⸗ 
machten gerechnet werden mußte, ſah ſich der Politiſche Ausſchuß der 
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Sudetendeutſchen Partei genötigt, noch an demſelben Tage, am 
13. September, mit kurzer Befriſtung die Aufhebung des Stand⸗ 
rechts, die Zurückziehung der Staatspolizei und die Kaſernierung der 
Truppen zu verlangen. Darauf wurde amtlich die Erklärung abge⸗ 
geben, daß es einer Gruppe von Staatsbürgern nicht zuſtehe, der 
Regierung ein Ultimatum zu ſtellen. Konrad Henlein antwortete mit 
der Feſtſtellung, daß jetzt die Möglichkeit weiterer Verhandlungen nicht 
mehr gegeben ſei, und entband die von ihm ernannten Unterhändler 
ihres Auftrages. Auf eine Anfrage Lord Runcimans, die ihm durch 
deſſen Mitarbeiter Mr. Aſhton⸗Gwatkin am gleichen Tage übermittelt 
wurde, antwortete er jedoch, daß er auch jetzt noch zu einer Wieder⸗ 
aufnahme der Verhandlungen bereit ſei, wenn jene Forderungen erfüllt 
würden. Aber angeſichts der blutigen Ereigniſſe der letzten Tage 
konnten nicht mehr die Karlsbader 8 Punkte ihre Grundlage bilden, 
ſondern nur noch das Selbſtbeſtimmungsrecht des Sudetendeutſchtums. 


24. Sudetenland: die Befreiung 


Schon einen Tag vorher, am 12. September, hatte der Führer und 
Reichskanzler in Nürnberg über die ſudetendeutſche Frage geſprochen. 
Mit aller Klarheit hatte er erkennen laſſen, daß Deutſchland nicht ge 
ſonnen ſei, eine Vergewaltigung ſeiner Volksgenoſſen fernerhin zu 
dulden, und daß es im vollen Bewußtſein ſeiner geſchichtlichen Verant⸗ 
wortung entſchloſſen ſei, ihnen zu helfen. Als einzigen Ausweg aber 
wies er die vorbehaltloſe Anerkennung des Selbſtbeſtimmungsrechts. 
Damit war von Deutſchland aus ebenſo wie aus dem Sudeten lande 
das Stichwort gegeben, das für den nun anbrechenden letzten Abſchnitt 
der Entwicklung beſtimmend ſein ſollte. Nach allem, das geſchehen 
war, war ein Verbleiben der Sudetendeutſchen im tſchechiſchen Staats⸗ 
derbande nicht mehr denkbar, und die Frage war bloß noch, ob ihre 
Ablöſung ſich auf dem Wege friedlicher Verſtändigung vollziehen 
oder ob ſie um den Preis eines europäiſchen Krieges würde erlangt 
werden müſſen. 

Daß es nur noch um dieſe Frage ging, erkannte man jetzt auch in 
London und Paris. England allerdings hatte von vornherein ein ge⸗ 
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wiſſes Verſtändnis für die Lage zur Schau getragen. Das war in feinen 
diplomatiſchen Aktionen ebenſo wie in der Entſendung des Lord Runei⸗ 
man zum Ausdruck gekommen. Es ſoll auch nicht vergeſſen werden, 
daß die „Times“ bereits am 7. September auf die Notwendigkeit 
einer Anerkennung des Selbſtbeſtimmungsrechts der Sudetendeutſchen 
hinwies. Nur ſo könne ein für ganz Europa verhängnisvoller Konflikt 
vermieden werden. Es müſſe deshalb eine Volksabſtimmung ins Auge 
gefaßt werden, auch wenn ſie zu einer Abtrennung des ſudetendeutſchen 
Gebiets führen würde. Dieſe Aeußerung erregte ein ſo ſtarkes Auf⸗ 
ſehen, daß das Foreign Office ſich allem Brauch zuwider veranlaßt 
ſah zu erklären, daß es ſich hier nur um eine redaktionelle Meinung 
der „Times“ handle, der das Amt nicht zuſtimme. Die „Times“ 
beharrte jedoch auf ihrer Anſicht und hat dadurch zweifellos die eng⸗ 
liſche öffentliche Meinung ſtark beeinflußt. Andererſeits gelang es 
jedoch der von Prag wie von Paris geführten Propaganda immer 
wieder, Verwirrung zu ſtiften. Das kam in den Reden britiſcher 
Politiker nicht minder als in der Preſſe zum Ausdruck, und noch am 
12. September ließ ſich das Foreign Office zu einer Verlautbarung be⸗ 
wegen, in der es die Unumgänglichkeit weiterer Verhandlungen betonte, 
vor Gewaltanwendung warnte und hervorhob, daß in einem ſolchen Falle 
Frankreich und im weitern Verlaufe auch Großbritannien eingreifen 
müßten. Zugleich wies es darauf hin, daß es ſich in vollem Einver⸗ 
nehmen mit den Regierungen der Dominions befinde, wie denn anderer⸗ 
ſeits die Pariſer Preſſe zu berichten wußte, daß der Bey von Tunis 
eine Loyalitätserklärung abgegeben habe, aus welcher ein wenig gro- 
tesken Tatſache ſie den nicht ſehr überzeugenden Schluß zog, daß Frank⸗ 
reich auf die volle Unterſtützung ſeiner nordafrikaniſchen Beſitzungen 
rechnen könne. 

So hatten ſich die Dinge auf das äußerſte zugeſpitzt. Gerade des⸗ 
halb mußte ein Rückſchlag eintreten, mußte die Frage aufgeworfen 
werden, ob denn wirklich die Vorausſetzungen für den kataſtrophalen 
Zuſammenſtoß, der faſt ſtündlich in bedrohlichere Mähe rückte, gegeben 
ſeien. Mußte wirklich die Herrſchaft von 7 Millionen Tſchechen 
über 7 Millionen Andersſtämmiger um den Preis eines neuen Welt⸗ 
krieges aufrechterhalten werden? War es nicht im Gegenteil am Platze, 
die 1919 begangene Verſündigung am Selbſtbeſtimmungsrecht wieder⸗ 
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gutzumachen, und geſchah den Tſchechen wirklich ein Unrecht, wenn die 
von ihnen unterjochten Völker befreit und fie ſelbſt auf ihr eigenes 
Gebiet beſchränkt wurden? War der Fortbeſtand dieſes von inneren 
Kämpfen zerriſſenen Staates es wert, daß um ſeinetwillen Europa ſich 
abermals zerfleiſchte? Konnte vollends das ſeltſame franzöſiſche Argu⸗ 
ment, daß ſeine Sicherheit an der Sudetengrenze verteidigt werden 
müſſe, auch nur ernſt genommen, geſchweige denn als ausſchlaggebend 
anerkannt werden? 

Augenſcheinlich iſt es dann die Mürnberger Führerrede geweſen, die 
die Löſung brachte. Sie ließ den britiſchen Premierminiſter erkennen, 
daß auf dem Wege diplomatiſcher Verhandlungen ein Ausweg nicht 
mehr zu finden war, und ſie veranlaßte ihn, dem Führer eine per⸗ 
ſönliche Ausſprache vorzuſchlagen. Dieſer fein Schritt lag ebenfo 
außerhalb des üblichen Rahmens wie ſchon die Entſendung Lord Runei⸗ 
mans, und nicht zuletzt deshalb darf er ihm als Verdienſt angerechnet 
werden. Tatſächlich iſt dann aus der am 15. September in Oberſalz⸗ 
berg abgehaltenen Beſprechung, die am 22. und 23. in Godesberg fort⸗ 
geſetzt und durch die Münchener Vierer⸗Konferenz vom 29. vollendet 
wurde, die Löſung hervorgegangen, die Recht und Frieden zugleich 
ſicherte. 

Dieſes Ziel iſt nicht leicht und nicht reibungslos erreicht worden. 
In jenen 14 Tagen, die zwiſchen Berchtesgaden und München lagen, 
hat der Staatspräſident Beneſch Hand in Hand mit dem Miniſterpräſt⸗ 
denten Hodza und deſſen Nachfolger General Syroby alles getan, um 
die ſich anbahnende Verſtändigung zu hindern, und mehrere Tage hin: 
durch ſchien es, als würde ihm das gelingen, als würde Europa in 
Brand geſetzt werden, um das Unrecht von 1919 zu verewigen. Er 
ſtützte ſich auf die Sowjetunion, die den Kriegsausbruch wollte, um fo 
der Weltrevolution näher zu kommen, die in Genf, in Paris, in Prag 
wühlte, die aber ſchließlich verſtummen mußte, weil fie außerſtande war, 
ihr durch die Ermordung von Marſchällen, Geuerälen und 30 000 
Offizieren aller Grade zerrüttetes Heer im Ernſt einzuſetzen. Nicht 
minder ſtützte er ſich auf die mit ihm ſympathiſierenden Kreiſe in Eng⸗ 
land und Frankreich, auf die Anhänger der Volksfront hier, auf die 
Arbeitspartei und die frondierenden Konſervatiden dort. Aber ſchließ⸗ 
lich führte all dieſes Treiben nicht zum Ziel. Die Einigung wurde 
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erreicht, Beneſch mußte zurücktreten und einer neuen Entwicklung die 
Bahn freigeben. 

Nachdem Mr. Chamberlain aus Berchtesgaden zurückgekehrt war, 
fanden in London Beratungen zwiſchen ihm und den Herren Daladier 
und Bonnet ſtatt. Ihnen wurde ein Bericht des Lord Runciman 
zugrunde gelegt, der zwar die Verantwortung für das Scheitern der 
Verhandlungen zwiſchen den Tſchechen und den Sudetendeutſchen über⸗ 
wiegend dieſen zuſchob, aber bezeichnenderweiſe trotzdem zum Schluß 
gelangte, daß die einzige Löſung im Selbſtbeſtimmungsrecht zu finden 
ſei. So ging denn aus den Londoner Beſprechungen eine der Prager 
Regierung am 19. September überreichte Denkſchrift hervor, in der ihr 
der Rat erteilt wurde, ſich mit der Abtretung des Sudetenlandes 
an Deutſchland abzufinden. Dieſe Abtretung würde am beſten 
ohne Volksabſtimmung geſchehen und hätte ſich auf alle Gebiete mit 
mehr als 800/ deutſcher Bevölkerung zu erſtrecken. Frankreich und 
England würden dann eine Garantie der neuen Grenzen des tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Staates übernehmen. 

Damit war klipp und klar ausgeſprochen, daß die Tſchecho⸗Slowakei 
auf die Hilfe der Weſtmächte nicht rechnen könne. Die Sowjetunion 
hatte ſich ſchon vorher hinter die Beſtimmung des Beiſtandspakts zu⸗ 
rückgezogen, nach der ſie nur im Falle franzöſiſcher Hilfeleiſtung die 
Tſchecho⸗Slowakei zu unterſtützen brauchte. Aus eigener Kraft aber 
konnte Prag um ſo weniger widerſtehen, als es auch auf die Magyaren, 
Polen, Slowaken und Ukrainer in ſeinem Heer nicht zählen durfte. 
So blieb ihm nur übrig, die engliſch⸗franzöſiſchen Vorſchläge anzu⸗ 
nehmen. N 

Nun hatte, wie bereits in Berchtesgaden vereinbart war, eine weitere 
Beſprechung zwiſchen dem Führer und Mr. Chamberlain ſtattzufinden, 
und es war eigentlich anzunehmen, daß ſie zu einer endgültigen Ver⸗ 
ſtändigung führen würde. War man ſich doch über das Weſentliche 
einig, und ging es doch nur noch um die Einzelheiten der praktiſchen 
Durchführung. Wider Erwarten ergaben ſich aber gerade hier ſehr 
ernſte Schwierigkeiten, die zu einer neuen Zuſpitzung der Lage führten. 

Deutſchland mußte darauf dringen, daß die Abtretung in kürzeſter 
Friſt vollzogen werde. Dieſe Notwendigkeit ergab ſich ſchon aus der 
Tatſache, daß die Tſchechen einen unerträglichen Terror übten und 
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augenſcheinlich darauf ausgingen, noch in letzter Stunde eine möglichſt 
große Zahl Sudetendeutſcher zum Verlaſſen ihrer Heimat zu zwingen, 
um ſo die Grenzen des abzutretenden Gebietes zu verſchieben. Nicht 
weniger als 214 000 Flüchtlinge hatten ſich in dieſen Tagen nach 
Deutſchland retten müſſen, und es war klar, daß ihre Zahl gewaltig 
anwachſen würde, wenn die Herrſchaft der Tschechen in den umſtrit⸗ 
tenen Gebieten länger aufrechterhalten bliebe. Dazu kam, daß nach 
allen bisherigen Erfahrungen mit planmäßiger Verſchleppung von 
tſchechiſcher Seite gerechnet werden mußte, wenn die Dinge weiterhin 
nach den üblichen diplomatiſchen Methoden behandelt würden. Mochte 
Herr Beneſch auch den britiſch⸗franzöſiſchen Vorſchlägen zugeſtimmt 
haben, ſo gab er doch ſein Spiel noch nicht endgültig verloren. Wenn 
er Zeit gewann, konnte er noch manches, konnte er vielleicht alles retten. 
Es war keineswegs ausgeſchloſſen, daß zwiſchen den Großmächten 
Meinungsberſchiedenheiten entſtanden, daß die Stimmung in Paris 
oder gar in London umſchlug und daß ſchließlich doch der große Zu⸗ 
ſammenprall kam, den man in Prag wie in Moskau erſehnte. So 
handelte denn Deutſchland nicht nur im eigenen Intereſſe, ſondern zu⸗ 
gleich in dem Europas und des Weltfriedens, wenn es dem britiſchen 
Premierminiſter, als er am 22. September in Godesberg eintraf, die 
Forderung vorlegte, daß das abzutretende Gebiet am 1. Oktober von 
der Tſchechei geräumt und von Deutſchland übernommen werde. Dar⸗ 
über hinaus ſollte in den Gebieten, in denen das Stärkeverhältnis der 
Bevölkerung zweifelhaft erſchien, bis zum 25. Nodember eine Volks⸗ 
abſtimmung unter der Kontrolle einer internationalen Kommiſſion vor⸗ 
genommen werden. 

Ueberraſchenderweiſe ſtießen dieſe ebenfo zweckmäßigen wie maßvollen 
Forderungen auf Widerſpruch. Dr. Beneſch und die mit ihm ſym⸗ 
pathiſierenden Kreiſe des Auslandes machten ſich das ſofort zunutze, und 
es entſtand eine neue Periode der Hochſpannung. Schon am Abend 
des 23. September verkündete die Prager Regierung die Mobiliſation 
aller tſchechiſchen Streitkräfte und gab zugleich bekannt, daß dieſer 
Schritt auf Anraten der engliſchen und franzöſiſchen Regierung be⸗ 
ſchloſſen ſei. Die „Times“ war es dann, die feſtſtellte, daß die britiſche 
Regierung einen ſolchen Rat niemals erteilt hatte. Vielmehr hatte der 
tſchechiſche Geſandte vor und während der Godesberger Zuſammenkunft 
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im Foreign Office wiederholt auf die Notwendigkeit der Mobilmachung 
hingewieſen. Im Foreign Office war man darauf zur Anſicht ge⸗ 
langt, daß England nicht weiter abraten könne, da es ſonſt die mora⸗ 
liſche Verpflichtung übernehmen würde, bewaffnete Hilfe zu leiſten, 
wenn es zu einem deutſchen Einmarſch in tſchechiſches Gebiet käme. 
Daraufhin hatte man der tſchechiſchen Regierung anheimgeſtellt, nach 
eigenem Ermeſſen zu handeln, hatte aber betont, daß die Tſchechei allein 
die Verantwortung für dieſen Schritt zu tragen habe, und hatte 
warnend an die ernſten Folgen erinnert, die ſich aus ihm ergeben 
müßten. Im übrigen hatte dieſer Meinungsaustauſch ohne Vorwiſſen 
des Premierminiſters ſtattgefunden, der zu dieſer Zeit in Godesberg 
weilte. 

Trotzdem nun das inkorrekte Vorgehen Prags die Stimmung zu 
ſeinen Ungunſten hätte beeinfluſſen müſſen, erreichte es zunächſt ſein 
Ziel. Die internationale Preſſe nahm mit einem Schlage wieder 
Partei für die Tſchecho⸗Slowakei, ſprach von neuen Forderungen 
Deutſchlands, die einmütig zurückgewieſen werden müßten, und ſchürte 
einen Kriegswillen, der unmittelbar auf die Kataſtrophe hindrängte. 
Selbſt unter den verantwortlichen Staatsmännern, denen alle Möglich⸗ 
keiten der Unterrichtung zur Verfügung ſtanden, beſtand Unklarheit 
über die wirkliche Sachlage, und es war ſehr bezeichnend, daß der 
Präſident Rooſevelt glaubte, zur Erhaltung des Friedens beitragen zu 
können, indem er eine Mahnung nicht bloß an den allein verantwort⸗ 
lichen tſchechiſchen Staatspräſidenten richtete, ſondern ſich zugleich an den 
deutſchen Führer wandte und auch ihn in lehrhaftem Tone beſchwor, 
die Verhandlungen nicht abzubrechen. Er zog ſich damit eine herbe, 
aber wohlberdiente Zurückweiſung zu: in feiner vom 27. September 
datierten Antwort verwies der Führer mit Nachdruck auf die Mit⸗ 
ſchuld der Vereinigten Staaten an der unerträglichen Geſtaltung der 
europäiſchen Verhältniſſe und insbeſondere an der Vergewaltigung des 
deutſchen Volkes. Das Telegramm ſchloß mit den Worten: „Nicht 
in der Hand der deutſchen Regierung, ſondern in der Hand der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Regierung allein liegt es nunmehr, ob ſie den Krieg oder 
den Frieden will“. Darüber hinaus ſuchte der Führer Klarheit zu 
ſchaffen, indem er am 26. September im Berliner Sportpalaſt das 
Wort ergriff, den Gang der Ereigniſſe ſchilderte und darlegte, wie die 
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Verantwortung für das, was gefchehen, und nicht minder die Verant⸗ 
wortung für die neue Zufpigung der Lage auf Dr. Beneſch falle. Aber 
die überhitzte Stimmung hielt an. England und Frankreich begannen 
zu mobiliſieren, und aus der Kammerrede, die Graf Ciano zwei Monate 
ſpäter, am 30. Nodember, hielt, erfuhr die Welt, daß Italien in 
jenen Tagen, getragen von dem Willen, an Deutſchlands Seite zu 
treten, gleichfalls ſeine Streitkräfte auf Kriegsfuß gebracht hatte. 

Doch im Augenblick der höchſten Spannung trat die Löſung ein. 
Am 28. September erſtattete Mr. Chamberlain dem Unterhauſe 
Bericht über die außenpolitiſche Lage. Als er ſich dem Schluß ſeiner 
Ausführungen näherte, konnte niemand etwas anderes erwarten als die 
Verkündung, daß der Ausbruch des Krieges nicht mehr zu verhindern 
ſei. Da wurde ihm eine ſchriftliche Mitteilung überbracht. Er unter⸗ 
brach ſeine Rede und teilte dann in völlig verändertem Tone dem 
Hauſe mit, daß auf Einladung des Führers und Reichskanzlers am 
nächſten Tage in München eine Zuſammenkunft zwiſchen Hitler, 
Muſſolini, Daladier und ihm ſtattfinden werde. Seine Zuhörer gaben 
ihrer Ueberraſchung und Freude mit einer Lebhaftigkeit Ausdruck, wie 
ſie dem britiſchen Parlament in ſeiner vielhundertjährigen Geſchichte 
bisher fremd geblieben fein mag. 

An demſelben 28. September wurde in Deutſchland amtlich bekannt⸗ 
gegeben, daß ſowohl die engliſche als die franzöſiſche Regierung neue 
Vorſchläge zur Löſung der Kriſe unterbreitet hätten. Auch habe 
Mr. Chamberlain ſich erboten, erneut mit dem Führer zuſammen⸗ 
zutreffen. Zugleich habe Muſſolini fich bereit erklärt, bei der Suche 
nach einer Löſung mitzuhelfen. Unter dieſen Umſtänden habe der 
Führer ſich entſchloſſen, noch eine letzte Anſtrengung zur Durchführung 
der friedlichen Uebergabe des Sudetenlandes an das Deutſche Reich 
zu machen, und habe die drei Regierungschefs zu einer perſönlichen 
Ausſprache eingeladen. 

Dieſe letzte Anſtrengung hat dann auch zum Ziele geführt. Die 
dier Staatsmänner trafen am 29. September in München zuſammen, 
und noch im Laufe desſelben Tages konnte eine Einigung erzielt werden. 
Sie baute ſich ſachlich ganz auf den deutſchen Vorſchlägen vom 
23. September auf und erkannte ſomit die Berechtigung der deutſchen 
Forderung einer unverzüglichen Abtretung des Sudetenlandes an. Eine 
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Abweichung von ihnen fand nur infofern ſtatt, als in Anerkennung 
der techniſchen Schwierigkeiten einer ſofortigen Räumung des ganzen 
Gebiets eine etappenweiſe Uebergabe vereinbart wurde, die ſich in der 
Zeit vom k. bis zum 10. Oktober vollziehen ſollte. Hierbei waren 
4 Gebietsabſchnitte auf der Karte bereits feſtgelegt, während die Grenzen 
des 5., der in den Tagen vom 8. bis 10. Oktober zu übergeben war, 
von einem internationalen Ausſchuß beſtimmt werden ſollten. Damit 
war eine weitere Terroriſterung der Sudetendeutſchen ebenſo wie jeder 
Verſchleppungsverſuch von ſeiten der Tſchecho⸗Slowakei unmöglich ge- 
macht. Zugleich wurde jener internationale Ausſchuß geſchaffen, der 
ſich aus den Vertretern der vier Großmächte und der Tſchecho⸗Slowakei 
zuſammenſetzen und neben dem Umfang der 5. Zone die Gebiete be⸗ 
ſtimmen ſollte, in denen eine Volksabſtimmung ſtattzufinden hätte. 
Ihm wurde auch die endgültige Feſtlegung der Grenzen übertragen. 
Dieſer Ausſchuß trat unter dem Vorſitz des Staatsſekretärs Freiherrn 
von Weizſaecker in Berlin unverweilt zuſammen und wußte fich feiner 
Aufgabe ſo erfolgreich zu entledigen, daß auf jede Volksabſtimmung 
verzichtet werden konnte, da die von ihm gezogene Grenze von den 
Parteien ebenſowohl wie von den drei anderen Mächten als gerecht und 
zweckentſprechend anerkannt wurde. 

Es wurde weiter beſtimmt, daß die Räumung des Sudetenlandes 
ohne Zerſtörung irgendwelcher beſtehender Einrichtungen zu geſchehen 
und daß die tſchecho⸗ſlowakiſche Regierung binnen 4 Wochen alle 
Sudetendeutſchen, die es wünſchen würden, aus ihren militäriſchen und 
polizeilichen Verbänden zu entlaſſen habe. Zu entlaſſen waren während 
derſelben Friſt auch alle ſudetendeutſchen Gefangenen, die wegen poli⸗ 
tiſcher Vergehen eine Freiheitsſtrafe verbüßten. Endlich wurde ver: 
einbart, daß den Deutſchen, deren Wohnſitz innerhalb der tſchechiſchen 
Grenzen verbleibt, ebenſo wie den Tſchechen, deren Heimatgemeinde im 
abgetretenen Gebiet liegt, ein Optionsrecht zuzugeſtehen iſt — ſchon am 
20. November konnte ein Vertrag zwiſchen Deutſchland und der 
Tſchecho⸗Slowakei unterzeichnet werden, der dieſer Abrede gerecht wurde. 

Dem Abkommen wurde eine zuſätzliche Erklärung beigefügt, kraft 
deren Polen und Ungarn anheimgeſtellt wurde, ſich über das Problem 
ihrer Minderheiten mit der Tſchecho⸗Slowakei binnen 3 Monaten zu 
einigen. Für den Fall, daß das nicht gelingen ſollte, wurde eine 
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weitere Zuſammenkunft der vier Regierungshäupter ins Auge 
gefaßt. 

Zwiſchen Polen und der Tſchecho⸗Slowakei kam es zu einer Einigung, 
die in einem am 1. November vollzogenen Notenwechſel ihren 
Ausdruck fand und in deren Ergebnis Polen den 1920 der 
Tſchecho⸗Slowakei zugefallenen Teil des Teſchener Gebiets, der rund 
1000 qkm mit 230 C00 Einwohnern umfaßte, erhielt. Ungarn und 
die Tſchecho⸗Slowakei hingegen konnten ſich nicht verſtändigen. Sie 
zogen es jedoch vor, die zwiſchen ihnen ſchwebenden Meinungsverſchieden⸗ 
heiten nicht den vier Münchener Mächten zu unterbreiten, ſondern 
Deutſchland und Italien um einen Schiedsſpruch zu bitten. Es war das 
ein für ihre Stellung zu den Mächten ſehr bezeichnender Vorgang, und 
bezeichnend war auch die Tatſache, daß zwei Schiedsrichter angerufen 
wurden. Damit war jede Ueberſtimmung ausgeſchloſſen, und ein Spruch 
konnte nur zuſtande kommen, wenn beide Richter über ihn einig waren. 
Dieſes Ziel wurde denn auch erreicht. Herr von Ribbentrop und Graf 
Ciano fällten am 2. Nodember zu Wien den Schiedsſpruch, durch den 
Ungarn das ihm im Vertrage von Trianon genommene Gebiet von 
Oberungarn im Ausmaß von 12 ooo qkm mit 1 Million Einwohnern 
zugewieſen wurde. Die Parteien unterwarfen ſich dem Schiedsſpruch, 
wobei freilich einzelne ſeiner Punkte auf beiden Seiten nicht ohne Be⸗ 
dauern aufgenommen wurden. Wenn die Ungarn beklagten, daß 
Preßburg ihnen nicht zufiel, ſo empfanden die Slowaken den Verluſt 
von Kaſchau und die Ukrainer den von IIzhorod als ſchmerzlich. Aber 
das alte Juriſtenwort, daß mit jedem Urteil 50 / der Parteien nicht 
einverflanden find, gilt auch für Schiedsſprüche. Das iſt eine logiſche 
Notwendigkeit, die man auf keine Weiſe aus der Welt ſchaffen kann. 
Hier lagen die Dinge noch dazu ſo, daß das Schiedsgericht die neuen 
Grenzen ſtreng auf ethnographiſcher Grundlage zog, geſchichtliche oder 
politiſche Anſprüche zu berückſichtigen aber mit aller Entſchiedenheit 
ablehnte, weil ſich ſonſt unüberwindliche Schwierigkeiten ergeben mußten. 
Es wären dann unvermeidlich einander widerſprechende Erwägungen 
zuſammengeprallt und es hätte an jedem Anhaltspunkte dafür gefehlt, 
welcher von ihnen das Uebergewicht zuzuerkennen war. 

Wenn ſo auch nicht alle Wünſche erfüllt werden konnten, durfte 
doch nicht verkannt werden, daß die in Wien erreichte Löſung den 
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Forderungen der Gerechtigkeit fo weit entſprach, als praktiſch über: 
haupt denkbar war, und daß darüber hinaus Polen wie Ungarn es 
der zugleich von Entſchloſſenheit und Friedensliebe getragenen Politik 
Deutſchlands zu danken hatten, wenn ihre nationalen Beſtrebungen 
Erfüllung fanden. 

Unabhängig davon war es, vom deutſchen Standpunkt geſehen, 
weſentlich und entſcheidend, daß es eben dieſer Politik gelungen war, 
3,5 Millionen Deutſcher aus einer Fremdherrſchaft zu befreien, unter 
der ſie 20 Jahre lang unſäglich gelitten hatten, und ſie ins Reich 
heimzuführen. Ohne daß ein Tropfen Blut vergoſſen worden wäre, 
war fo ein ſchweres Unrecht gutgemacht. 


IV. 
Großdeutſchland 
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25. Die angelſächſiſchen Mächte 


Das Münchener Abkommen vom 29. September ſtellte verletztes 
Recht wieder her und führte 3,5 Millionen Deutſcher in ihren Mutter- 
ſtaat zurück. Unrecht geſchah dadurch niemand. Selbſt die Tſchecho⸗ 
Slowakei hatte zu gerechter Klage keine Urſache, da ihr nichts genom⸗ 
men wurde, auf das ſie einen begründeten Anſpruch gehabt hätte. Voll⸗ 
ends konnten die Großmächte nur Genugtuung darüber empfinden, daß 
ſo ein ſehr gefährlicher Konfliktsſtoff im Herzen Europas beſeitigt war. 
Sie hatten keinerlei Verluſt erlitten, und für fie blieb als pofitives 
Ergebnis der Münchener Zuſammenkunft beſtehen, daß zum erſtenmal 
ſeit dem Zerfall der Liga der Nationen, eigentlich ſogar zum erſtenmal 
ſeit dem Ausbruch des Weltkrieges, eine fruchtbare Zuſammenarbeit 
der bier europäiſchen Großmächte ſich als möglich erwieſen hatte. 
Das mußte um ſo befriedigender wirken, als dieſe Zuſammenarbeit nicht 
zuletzt der Vermittlung des britiſchen Premierminiſters zu danken war, 
deſſen Verdienſt denn auch gerade von der deutſchen öffentlichen Mei⸗ 
nung rückhaltlos anerkannt wurde. Unter ſolchen Umſtänden konnte 
München ſehr wohl die Grundlage für eine weitere Zuſammenarbeit 
und weitere Verſtändigung der Großmächte bieten. Dazu kam, daß 
die Sowjetunion hier ausgeſchaltet war und nicht wie in Genf jede 
dem Weltfrieden wirklich dienende Einigung hintertreiben konnte. 

Dieſe Auffaſſung machte ſich ſchon im Laufe der Zuſammen⸗ 
kunft ſelbſt geltend. Das gelangte allem zuvor in einer vom 30. Sep⸗ 
tember datierten gemeinſamen Erklärung des deutſchen Führers und 
des britiſchen Premierminiſters zum Ausdruck. In ihr hieß es, daß 
die beiden Staatsmänner das am Vortage unterzeichnete Abkommen 
ebenſo wie den deutſch⸗engliſchen Flottenvertrag vom 18. Juni 1935 
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als ſymboliſch für den Wunſch der von ihnen vertretenen Völker an: 
ſehen, niemals wieder gegeneinander Krieg zu führen. Sie ſeien beide, 
fo hieß es weiter, entſchloſſen, auch andere Fragen, die beide Länder 
angehen, nach der Methode der Konſultation zu behandeln und ſich 
weiter zu bemühen, etwaige Urſachen von Meinungsoerſchiedenheiten 
aus dem Wege zu räumen, um auf dieſe Weiſe zur Sicherung des 
europäifchen Friedens beizutragen. 

Es war das kein Vertrag, der ſolchermaßen abgeſchloſſen wurde. 
Die Erklärung brachte rechtlich nichts Neues. Der Wunſch, nie 
wieder gegeneinander Krieg zu führen, bedeutete nur eine unverbindliche 
Wiederholung deffen, was bereits im Kellogg⸗Pakt geſagt war, und das 
Bekenntnis zur Methode der Konſultation erſchien angeſichts des Be⸗ 
ſtehens diplomatiſcher Beziehungen zwiſchen Deutſchland und England 
als etwas faſt Gelbfiverftändliches. Trotzdem ſtellte die Erklärung ein 
ſehr bedeutſames Ereignis dar, da durch ſie neue Ausgangspunkte für die 
deutſch⸗engliſchen Beziehungen geſchaffen werden ſollten. Damit hatte 
auch England ſeine Bereitſchaft bekundet, ſich aus den ſtarren Formen 
des Vertragsſyſtems der Nachkriegszeit zu löſen, und ſich zu der 
deutſchen Auffaſſung bekannt, die das Verhältnis der Völker und 
Staaten zueinander allem zuvor auf pſychologiſche Grundlagen zu 
ſtellen ſucht. 

Leider erwies ſich jedoch ſehr bald, daß die Münchener Erklärung 
in England nicht zu der Auswirkung gelangte, die man von ihr hatte 
erhoffen dürfen. Ein erheblicher Teil der öffentlichen Meinung war 
geneigt, das Münchener Abkommen als britiſche Niederlage anzuſehen, 
und man konnte ſich nur ſchwer dem Eindruck entziehen, daß es eigent⸗ 
lich bloß Mr. Chamberlain in Perſon war, der, geſtützt allein auf ſeine 
nächſten Mitarbeiter, an der deutſch⸗engliſchen Erklärung feſthielt und 
in ihr das Fundament einer neuen europäiſchen Ordnung erblickte. 
Wenn er und neben ihm Lord Halifax und Sir Samuel Hoare die 
Ergebniſſe von München verteidigten, fo berührte es doch recht fremd⸗ 
artig, daß ſein Kabinett als Ganzes eine Stellung einnahm, die ſich in 
die Formel faſſen ließ: durch München iſt der Friede geſichert, nun laßt 
uns rüſten! Sie klang beſonders vernehmlich in den Mitteilungen auf, 
die der Verteidigungsminiſter Inſkip am 10. Nobember im Unter⸗ 
hauſe machte. Die Ausgaben für die Flotte, fo ſagte er, find ſeit 1935 
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verdoppelt, für das Landheer verdreifacht, für die Luftwaffe verfünf⸗ 
facht. 

Es war ſicherlich niemand befugt, Einwände zu erheben, wenn Groß: 
Britannien feine feit 1919 vernachläffigten Rüſtungen verftärkte. Wer: 
anlaffung dazu war um fo mehr gegeben, als es namentlich Frankreich 
gegenüber längſt ins Hintertreffen geraten und gerade dadurch von ihm 
abhängig geworden war. Doch das Tempo, in dem die Aufrüſtung 
betrieben wurde, mußte auffallen, und noch auffallender war der Nach⸗ 
druck, mit dem es vor der Oeffentlichkeit unterſtrichen wurde. Ver⸗ 
ſtärkt aber wurden die ſo geweckten Bedenken durch die Haltung der 
Opposition, die in Uebereinſtimmung mit ihren liberalen und ſozia⸗ 
liſtiſchen Grundſätzen eigentlich pazifiſtiſch denken mußte, die nun jedoch 
das Rüſtungsprogramm noch als unzulänglich bemängelte und in be⸗ 
tontem Zuſammenhange damit gegen das Mrünchener Abkommen und 
die Münchener Erklärung Sturm lief. Noch bedenklicher war, daß 
namhafte Mitglieder der Konfervativen Partei in das gleiche Horn 
ſtießen und daß ihr Treiben von Mr. Chamberlain, der nicht nur 
Premierminiſter, ſondern auch Parteiführer war, trotz gelegentlicher 
Abwehr geduldet wurde. Das konnte nicht mit der engliſchen Mei⸗ 
nungs⸗ und Redefreiheit begründet werden. Es war im Gegenteil zu 
berückſichtigen, daß die Parteidiſziplin in England ſehr ausgebildet iſt 
und daß der Parteiführer alles, der einzelne Abgeordnete ſehr wenig, 
ja faſt gar nichts bedeutet. Das findet einen Ausgleich in der Freiheit 
des Parteiwechſels, und es wird niemandem verübelt, wenn er von 
ihr Gebrauch macht. Aber die Herren Winſton Churchill, Duff 
Cooper, Anthony Eden blieben bei der Konſervativen Partei, bekämpften 
trotzdem ungeſcheut und ungehindert die Politik des Premierminiſters 
und fanden bei einer Reihe von Parteiblättern Unterſtützung. 

Bei alledem war im Grunde nicht recht zu erkennen, durch welche 
Erwägungen ſich dieſe politiſchen Gruppen und die ſie unterſtützenden 
Blätter beſtimmen ließen. Gewiß fpielte bei einem Teil von ihnen die 
grundſätzlich oppofitionelle Einſtellung zur Regierung eine Rolle. Dazu 
kam jene auch dem Einzelleben nicht fremde Denkweiſe, die in jedem 
Erfolge eines andern eine eigene Niederlage ſieht. Noch weſentlicher 
war wohl die Abneigung gegen das dem engliſchen Empfinden fremde 
autoritäre Regierungsſyſtem, die ihre verſtandesgemäße Begründung in 
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jener merkwürdigen Theorie Mr. Edens von der Gleichwertigkeit der 
Extreme gefunden hatte. Aber all das reichte als Erklärung nicht aus. 
Es mußte noch ein weiteres Moment berückſichtigt werden, um die 
blinde, für alle Gegengründe unempfängliche Feindſeligkeit gegen 
Deutſchland begreiflich zu machen, die immer von neuem zutage trat 
und drohte, die Bemühungen des eigenen Regierungshauptes zunichte 
zu machen. 

Dieſes Moment war in der planmäßigen und zielbewußten, in 
ihren Formen überaus geſchickten Propaganda des Judentums zu er⸗ 
blicken, das in England, ebenſo wie in den Vereinigten Staaten ſeinen 
ganzen Einfluß und ſeine ganze Macht dafür einſetzte, Abneigung und 
Haß gegen Deutſchland zu ſäen. Es hatte 1933 damit begonnen 
und hatte feine Werbung von Jahr zu Jahr geſteigert, hatte fie mit 
der fortſchreitenden Ausgeſtaltung der deutſchen Raſſengeſetzgebung 
immer ſtärker anwachſen laſſen. Die engliſche öffentliche Meinung 
aber geriet immer mehr in ihren Bann. Das war nicht ohne weiteres 
verſtändlich, da das engliſche Volk ſelbſt ſeit jeher von einem geradezu 
beneidenswerten Raſſenbewußtſein erfüllt iſt und es durch Jahrhun⸗ 
derte hindurch den von ihm beherrſchten farbigen Volkern gegenüber 
zu wahren gewußt hat. Doch dem Judentum gegenüber verſagte dieſes 
Raſſenbewußtſein. Man ſah in ihm nicht den fremden Stamm, ſah 
in ihm nur eine Religionsgemeinſchaft, der man unter dem Einfluß der 
chriſtlichen Kirchen unendlich vieles glaubte danken zu müſſen. Viel⸗ 
leicht fpielte auch jene ſeltſame Legende mit, nach der das engliſche 
Volk einem angeblich verlorengegangenen dreizehnten Stamme des 
Judentums ſeinen Urſprung verdankt. Daneben freilich fiel, wenn 
auch unbewußt, die Befürchtung ins Gewicht, daß eine Maſſenaus⸗ 
wanderung der Juden aus Deutſchland zu einer Ueberſchwemmung des 
geſamten Empire führen könnte, die nicht nur nicht gewünſcht, ſondern 
durchaus gefürchtet und abgelehnt wurde. 

Das war ſicherlich ſehr unlogiſch, aber darum nicht weniger be⸗ 
greiflich. Es war darüber hinaus ein Empfinden, das keineswegs in 
England allein heimiſch war. Vielmehr erwies ſich auf einem Kongreß, 
der am 8. Juli 1938 auf Einladung des Präſidenten Rooſevelt in 
Evian zuſammentrat, daß von ihm alle die 31 Staaten beherrſcht 
waren, die ſich dort vertreten ließen. Das laut verkündete Ziel des 
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Kongreſſes war, den aus Deutſchland verdrängten Juden Hilfe zu 
leiſten. Aber vom erſten Tage ab trat bei allen Teilnehmern mit 
faſt underhüllter Deutlichkeit nicht fo ſehr der Wunſch zutage, den 
Juden zu helfen, als vielmehr der Wille, ſich vor ihnen zu ſchützen. 
In voller Uebereinſtimmung übten zwar alle Redner Kritik an der 
deutſchen Geſetzgebung. Ebenſo übereinſtimmend hoben ſie hervor, daß 
die von ihnen vertretenen Länder ſich zu den erhabenſten Grundſätzen 
der Duldung und der Gaſtfreundſchaft bekennen und daß ſie im Laufe 
ihrer Geſchichte immer neue Beweiſe dafür erbracht hätten. Doch 
mit der gleichen Uebereinſtimmung beriefen ſie ſich auf die Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe, auf die herrſchende Arbeitsloſigkeit, auf den Mangel an 
freiem Raum, um zu begründen, weshalb ſie ganz außerſtande ſeien, 
jüdiſche Auswanderer in größerer Zahl bei ſich aufzunehmen. Dabei 
klang bald ausdrücklich, bald in Andeutungen immer wieder die Befürch⸗ 
tung auf, daß ein ſtärkerer Zuſtrom jüdiſcher Flüchtlinge eine Juden⸗ 
frage in den Ländern, denen ſie bisher fremd geweſen, würde entſtehen 
laſſen. Man ſah, mit anderen Worten, voraus, daß die vermehrte 
Niederlaſſung von Juden unvermeidlich zu einer Abwehr ſeitens der 
einheimiſchen Bevölkerung führen und damit jene ſo laut geprieſenen 
Grundſätze zunichte machen würde. Die ſich aufdrängende Schluß⸗ 
folgerung allerdings, daß darin eine Rechtfertigung des deutſchen Stand⸗ 
punkts und eine Widerlegung der an ihm geübten Kritik lag, zog man 
nicht, fei es, daß man fie überſah, ſei es, daß man vor ihr zurück⸗ 
ſcheute. 

Dieſe Schlußfolgerung zu ziehen, unterließ man auch in England, 
obgleich man hier, ebenſo wie in allen anderen Ländern eine jüdiſche 
Einwanderung ungeachtet der Weiträumigkeit des Empire, ungeachtet 
der Menſchenleere in Auſtralien, in Kanada, in Neuſeeland ab⸗ 
lehnte. Man verſchloß die Augen vor den Lebensnotwendigkeiten 
des deutſchen Volkes, mißachtete den Grundſatz, daß jeder Staat 
befugt iſt, ſeine inneren Angelegenheiten nach eigenem Ermeſſen zu 
regeln, und unterwarf ſich widerſtandslos der jüdiſchen Propaganda. 
Selbſt ein ſonſt ſo verſtändiger und erfahrener Mann wie der einſtige 
Miniſterpräſident Lord Baldwin ließ ſich bewegen, einen überhitzten 
Aufruf zugunſten der jüdiſchen Auswanderer zu erlaſſen und damit 
dieſer Propaganda eine neue Stütze zu bieten. So konnte es nicht 
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ausbleiben, daß die Stimmung zwiſchen Deutſchland und England 
in den letzten Monaten des Jahres 1938 ſich wieder zuſpitzte und 
daß die Hoffnung auf eine fruchtbare Auswirkung der Münchener 
Erklärung nicht ſehr groß war. 

Auf der gleichen Grundlage entſtanden Schwierigkeiten zwiſchen 
Deutſchland und den Vereinigten Staaten. An ſich gab es zwiſchen 
ihnen keinerlei politiſche Gegenſätze. Ihre Beziehungen beſchränkten 
fich im Grunde auf das wirtſchaftliche Gebiet, und darüber hinaus fehlte 
es eigentlich an Berührungspunkten und demgemäß an Reibungsflächen. 
Aber auch hier machte ſich der jüdiſche Einfluß geltend, obgleich in 
Amerika, vielleicht ſogar in noch ſtärkerm Maße als in England, 
Verſtändnis für die deutſche Raſſengeſetzgebung hätte erwartet werden 
dürfen. Wird doch hier die Farbenſchranke ſelbſt in den Nordſtaaten 
mit ungeminderter Schroffheit aufrechterhalten, und zeigt doch die 
ſtändige Wiederholung jener Ausſchreitungen, die man als Lynchjuſtiz 
zu bezeichnen pflegt, wie feſt verwurzelt das Bewußtſein der Raſſen⸗ 
unterſchiede auch in den Maſſen iſt. Doch die jüdiſche Propaganda 
wußte ſich trotzdem durchzuſetzen, und mit ihr verband ſich jene in 
jedem Amerikaner, vom Präſidenten bis zum letzten Hafenarbeiter, 
lebende Ueberzeugung, daß ſein Volk Träger einer erhabenen Sendung, 
daß ſeine Lebensform die allein gottgewollte und daß es darum fein 
Recht und ſeine Pflicht ſei, alle anderen Völker des Erdkreiſes zu 
belehren und zu einem gottgefälligen Wandel anzuhalten. Dieſe 
Denkweiſe, die zudem in eigenartiger und primitiver Art mit materiellen 
Berechnungen verknüpft iſt, hat im Laufe der Jahrzehnte oft genug 
dazu geführt, daß die Vereinigten Staaten andere Länder ſchulmeiſter⸗ 
ten und ſich in offenkundigem Widerſpruch zu ihrem in der Monroe⸗ 
Doktrin verkörperten Nationaldogma in deren innere Angelegenheiten 
einmiſchten. Sie hat eine entſcheidende Rolle auch beim Eintritt 
Amerikas in den Weltkrieg gefpielt. 

Nun äußerte ſie ſich in einer Verurteilung der deutſchen Raſſen⸗ 
geſetzgebung und in einer ſchroffen Ablehnung der Staatsform des 
neuen Deutſchland, ebenſo übrigens wie des neuen Italien. Zugleich 
tauchten Gedankengänge auf, angeſichts deren es ſchwer fällt zu ent⸗ 
ſcheiden, ob fie mehr einer ſchier unbegreiflichen Verkennung tatſäch⸗ 
licher Verhältniſſe oder böswilliger Abſicht entſprangen und letzten 
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Endes eigenfüchtigen Zielen dienen ſollten. Allen Ernftes wurde be: 
hauptet, daß Deutſchland und Italien ſich mit Eroberungsplänen 
gegenüber dem amerikaniſchen Kontinent trügen und die Abſicht hegten, 
die Widerſtandskraft ſeiner Staaten zuerſt durch nationalſozialiſtiſche 
und faſchiſtiſche Propaganda zu ſchwächen, um dann einen bewaffneten 
Angriff ins Werk zu ſetzen. Dem vernünftigen Urteil mußte das 
als Ausgeburt einer Phantaſie erſcheinen, die die Grenzen des Krank⸗ 
haften ſchon überſchritten hatte, fie zum mindeſten nahe berührte. Aber 
der Präſident Rooſevelt ſelbſt machte ſich, ſo unwahrſcheinlich da⸗ 
klingt, zuſammen mit ſeinem Staatsſekretär Cordell Hull zu ihrem 
Träger. Schon am 20. Auguſt 1938 hielt er gelegentlich eines Be⸗ 
ſuches in Kingston eine Rede, in der er Kanada ſeiner Unterſtützung für 
den Fall verſicherte, daß es Gegenſtand eines Angriffs werden ſollte. 
Als dann am 9. Dezember in Lima die VIII. Panamerikaniſche Kon⸗ 
ferenz zuſammentrat, ſuchte die von Cordell Hull geführte Abordnung 
der Vereinigten Staaten die mittel: und ſüdamerikaniſchen Republiken 
für einen engen Zuſammenſchluß, ja eigentlich für ein Bündnis zu 
gewinnen, mit deſſen Hilfe der vermeintlich drohende Angriff der 
totalitären Staaten abgewehrt werden ſollte. Trotz aller Bemühungen 
mißlang dieſer Plan dank dem Widerſtande vor allem Argentiniens, 
da augenſcheinlich die Erkenntnis ſich durchſetzte, daß die als ſo bedroh⸗ 
lich geſchilderte Gefahr tatſächlich nicht beftand und daß es im Grunde 
darum ging, durch ihre Vorſpiegelung Mittel- und Südamerika der 
Führung Waſhingtons zu unterwerfen. So beſchränkte ſich das Er⸗ 
gebnis der Konferenz neben anderen vorwiegend papiernen Entſchlie⸗ 
ßungen auf eine „Deklaration der amerikaniſchen Solidarität“, die in 
wortreichen Wendungen den Beſchluß kundgab, einen etwaigen An⸗ 
griff gemeinſam abzuwehren. 

Unterdeſſen aber hatte Waſhington alles getan, um eine Zuſpitzung 
ſeiner Beziehungen zu Deutſchland herbeizuführen. Unter dem Vor⸗ 
wande, daß durch die deutſche Raſſengeſetzgebung die Intereſſen auch 
amerikaniſcher Juden geſchädigt würden, hatte es wiederholt ſachlich 
unbegründete Vorſtellungen in Berlin erhoben. Im November berief 
es ſeinen Botſchafter zwecks perſönlicher Berichterſtattung ab, worauf 
Dentſchland dieſem Beiſpiel folgte, fo daß beide Staaten ſich nur durch 
Geſchäftsträger bei einander vertreten ließen. Dann kamen unzuläſſige 
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Aeußerungen amerikaniſcher Politiker, die eine offenkundige Ein⸗ 
miſchung in die inneren Angelegenheiten Deutſchlands darſtellten. 
Schließlich nahm ſich der Staatsſekretär des Innern Harold Ickes 
heraus, in einer Rede vor der Zioniſtiſchen Geſellſchaft in Cleveland 
unqualifizierbare Angriffe gegen Deutſchland und ſeinen Führer zu 
richten. Deutſchland erhob in aller Form Proteſt. Doch im Wider⸗ 
ſpruch zu den internationalen Bräuchen verweigerte Waſhington die 
in ſolchen Fällen übliche Genugtuung. Deutſchland beſchränkte ſich 
darauf, dieſes Verhalten in einer der Preſſe übergebenen Auslaſſung 
zu kennzeichnen. 

Das geſchah in den letzten Tagen des Dezember. In ſeiner an den 
Kongreß gerichteten Jahresbotſchaft vom 4. Januar erging der Präſi⸗ 
dent ſich dann wieder in ſchlechtweg grotesken Angriffen gegen die 
totalitären Staaten, und ſo begann das Jahr 1939 im Zeichen einer 
ſcharfen Spannung zwiſchen den beiden Ländern. Mit berechtigtem 
Befremden wurde es in Deutſchland auch aufgenommen, daß der 
britiſche Premierminiſter es für richtig hielt, in einer amtlichen Er⸗ 
klärung vom 6. Januar ſeine Zuſtimmung zur Botſchaft des Prä⸗ 
ſidenten Roofevelt zum Ausdruck zu bringen. 


26. Die Pariſer Erklärung vom 6. Dezember 1938 


Aehnlich, wenn auch in mancher Hinſicht andersartig als die Be⸗ 
ziehungen zu England, geſtalteten ſich die zu Frankreich. 

Die Münchener Beſprechung hatte auch hier eine Entſpannung ge⸗ 
bracht, wenngleich die franzöſiſche öffentliche Meinung die Abtrennung 
der fremdſtämmigen Gebiete von der Tſchecho⸗Slowakei angeſichts des 
beſtehenden Bündniſſes faſt ausnahmslos als eine Schwächung der 
eigenen Stellung empfunden hatte. Aber man ſchien bereit, ſich damit 
abzufinden, und als am 22. Nobember der neue franzöſiſche Bot⸗ 
ſchafter Coulondre dem Führer ſein Beglaubigungsſchreiben über⸗ 
reichte, fand ein Austauſch von Anſprachen ſtatt, deren betonte Herz⸗ 
lichkeit nicht überhört werden konnte. Etwa gleichzeitig wurde bekannt, 
daß eine Vereinbarung zwiſchen Deutſchland und Frankreich vorbereitet 
werde, die denſelben Charakter trage wie die, die am 30. September 
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zwiſchen Deutſchland und England ausgetauſcht worden war. Dabei 
konnte dahingeſtellt bleiben, ob die Mitteilungen der engliſchen Preſſe 
zutrafen, nach denen Frankreich einen dahingehenden Vorſchlag gemacht 
hatte, um nicht eine deutſch⸗engliſche Annäherung entſtehen zu laſſen, 
an der es ſelbſt keinen Teil gehabt und die es deshalb als eine Ge⸗ 
fährdung der britiſch⸗franzöſiſchen Freundſchaft empfunden hätte. 
Jedenfalls war Deutſchland ſofort bereit, in die dargebotene Hand 
einzuſchlagen. Handelte es ſich doch dabei dem Weſen nach um die 
Erfüllung eines vom Führer wiederholt ausgeſprochenen Wunſches, 
der ſeit der Rückgliederung des Saargebiets mehr als einmal betont 
hatte, daß nun einer Verſtändigung mit Frankreich nichts mehr im 
Wege ſtünde. Zunächſt freilich hieß es abwarten, wie ſich die innere 
Lage in Frankreich geſtalten würde. War doch das Kabinett Daladier 
Gegenſtand erbitterter Angriffe, die ſich einerſeits gegen das Münchener 
Abkommen, andererſeits gegen die von ihm ins Werk geſetzte Finanz⸗ 
reform richteten, und hatten doch die Dinge ſich ſo zugeſpitzt, daß zum 
30. November ein Generalſtreik angekündigt wurde. Als es dann 
der Regierung gelungen war, ſeinen Ausbruch zu verhindern, begab 
ſich der Reichsaußenminiſter von Ribbentrop nach Paris, und dort 
wurde am 6. Dezember eine Erklärung gezeichnet, die die Grundlage 
künftiger freundſchaftlicher Beziehungen bilden ſollte. Charakteriſtiſch 
für ſie war, daß ſie ebenſo wie die britiſch⸗deutſche Erklärung nicht 
juriſtiſch, ſondern pſychologiſch gedacht war. Beſonders bedeutſam er⸗ 
ſchien dabei, daß nun, nachdem die tſchechiſche Kriſe die Hinfälligkeit 
des franzöſiſchen Vertragsſyſtems dargetan hatte, auch Frankreich ſich 
von der Auffaſſung, deren Träger und Verfechter es bisher geweſen, 
zu löſen und ſich zu einer neuen Denkweiſe zu bekennen ſchien. Freilich 
wurden in der franzöſiſchen Preſſe nicht wenige Stimmen laut, deren 
Urheber ſich dieſe neue Denkweiſe nicht zu eigen machen wollten oder 
konnten. Sie werteten die Pariſer Erklärung unter denſelben Geſichts⸗ 
punkten wie die Verträge von geſtern und unterſuchten ſie ſorgfältig auf 
ihren Gehalt an juriſtiſchen Bindungen. So kamen fie dazu, das Haupt⸗ 
gewicht auf die Anerkennung der gegenwärtigen Staatsgrenzen zu legen 
und von einem erneuten Verzicht auf Elſaß⸗Lothringen zu ſprechen. 
Als weniger weſentlich flellten fie dagegen das hin, was nach deutſcher 
Auffaſſung der Kern der Erklärung war, nämlich die Bekundung des 
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Willens beider Regierungen, in Zukunft gutnachbarliche Beziehungen 
zu pflegen und etwa auftauchende Fragen in gemeinſamer Beratung 
zu löſen. 

Immerhin durfte man hoffen, daß das bloße Nachwehen einer über⸗ 
wundenen Zeit waren. Zugleich allerdings ließ ſich nicht verhehlen, 
daß weder in dieſer Richtung, noch in der allgemeinen Beurteilung 
der Pariſer Erklärung ein ungemeſſener Optimismus am Platze war. 
Die Erklärung ſchuf Vorausſetzungen und ſtellte eine Grundlage für 
künftige Beziehungen her. Aber aus dieſen Vorausſetzungen und auf 
dieſer Grundlage ſollte ſich ein neues deutſch⸗franzöſiſches Verhältnis 
erſt entwickeln. Es war noch nicht da und konnte noch nicht da ſein. 
Vorhanden war auf deutſcher Seite viel guter Wille. Guten Willen 
hatten anſcheinend auch die Männer, die die franzöſiſchen Staats⸗ 
geſchäfte führten. Denſelben guten Willen durfte man bei der 
Maſſe des franzöſiſchen Volkes vorausſetzen, die eine Wieder⸗ 
holung der Schrecken des Weltkrieges und überhaupt eine 
Fortdauer der tauſendjährigen Gegnerſchaft zweifellos ebenſowenig 
wollte wie das deutſche Volk. Doch in einer demokratiſch⸗parlamen⸗ 
tariſchen Republik kann ſtärker als der gute Wille des Volkes und die 
Einſicht verfländiger Männer ſehr leicht der ſchlechte Wille von Poli⸗ 
tikern und Parteien ſein, nicht zuletzt von ſolchen, die die Beglückung 
der Menſchheit zum Programm erhoben haben und ſich zugleich zu 
einem Pazifismus bekennen, der blutdürſtiger iſt als aller ſagenhafte 
Militarismus. Gerade ſie waren es, die die von Daladier und Bonnet 
angeſtrebte Verſtändigung mit Deutſchland vereiteln wollten. Sie 
bekämpften die Politik des Münchener Abkommens, und ſie waren 
erbitterte Gegner auch der Pariſer Erklärung. 

Daladier blieb Sieger über den Generalſtreik. Aber das Palais 
Bourbon liebt die Sieger nicht. Hatte das Kabinett noch im Oktober 
bei der Abſtimmung über das Münchener Abkommen eine Mehrheit 
von 534 gegen 73 Stimmen erlangt, fo wurden am ro. Dezember 
nur noch 313 Stimmen für, 241 gegen die Regierung abgegeben. 
Bereits am 22. Dezember ſah Daladier ſich abermals genötigt, die 
Vertrauensfrage zu ſtellen, und jetzt ſchrumpfte ſeine Mehrheit auf 
7 Stimmen zuſammen: den 291 Stimmen der Regierung ſtanden 
284 der Oppoſition gegenüber. Freilich änderte ſich dann dieſes Ver⸗ 
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hältnis wieder zugunſten des Miniſteriums, als in den letzten Tagen 
des Jahres der Haushaltsplan zur Beratung ſtand und die Vertrauens⸗ 
frage nicht weniger als fünfmal geſtellt wurde. Ebenſo erbrachte eine 
außenpolitiſche Debatte am 26. Januar zwei Vertrauensvoten mit 
379 und 306 gegen 232 und 234 Stimmen. Als geſichert konnte 
trotzdem das Kabinett Daladier nicht angeſehen werden, und 
darum ließ ſich auch über die Entwicklung des deutſch⸗franzöſiſchen 
Verhältniſſes mit Beſtimmtheit nichts ausſagen. Was die Pariſer 
Erklärung geſchaffen hatte, waren Grundlagen, waren Vorausſetzun⸗ 
gen. Das Weitere mußte der Zukunft überlaſſen bleiben. Denn ſo 
eindeutig und klar der gute Wille Deutſchlands feſtſtand, ſo undurch⸗ 
ſichtig ſchien die weitere Entwicklung der Dinge in Frankreich. 


Dazu kam, daß für das Verhältnis Deutſchlands zu Frankreich 
ebenſo wie zu England die Beziehungen dieſer beiden Länder zu Italien 
mitbeſtimmend waren. England hatte verftanden, eine Brücke über 
die Kluft zu ſchlagen, die durch den abeſſiniſchen Krieg aufgeriſſen war. 
Ein Abkommen über das Mittelmeer allerdings, das ſchon am 
2. Januar 1937 geſchloſſen wurde, hatte ſein Ziel verfehlt, einfach 
weil die Zeit für eine Verſtändigung noch nicht reif war. Dann aber 
wurde am 16. April 1938 in Rom ein neues, überaus umfangreiches 
Abkommen unterzeichnet, durch das alle zwiſchen England und Italien 
ſchwebenden Fragen geregelt werden ſollten. Es ging da um das 
Mittelmeer nicht weniger als um den Suezkanal, das Rote Meer, 
den Beſitzſtand Saudieus und Yemens, den Tanaſee und noch manches 
andere. Weſentlich daran war, abgeſehen von allen Einzelfragen, daß 
England hier Italien zum erſtenmal als ihm gleichberechtigte Macht 
im Mittelmeer und im Nahen Oſten anerkannte. Das Abkommen 
wurde jedoch unter zwei Vorausſetzungen geſtellt. Es follte erſt Gel⸗ 
tung erlangen, wenn einerſeits die Frage der italieniſchen Freiwilligen 
in Spanien, andererſeits die der Anerkennung des Italieniſchen Impe⸗ 
riums gelöſt fein würde. Mehr als ein halbes Jahr follte verſtreichen, 
bis dieſe Vorausſetzungen als erfüllt angeſehen werden konnten. Am 
16. Nobember aber wurde das Abkommen in Kraft geſetzt, und damit 


konnte die Gegnerſchaft zwiſchen Großbritannien und Italien als über⸗ 
wunden gelten. 


188 


Sehr viel ſchwieriger geſtaltete ſich das Verhältnis zwiſchen Frank⸗ 
reich und Italien. Hier ging es nicht nur um Intereſſengegenſätze, 
hier ging es um eine bis zur Leidenſchaftlichkeit geſteigerte Erbitterung 
Italiens über das Doppelſpiel, das Frankreich im abeſſiniſchen Kriege 
getrieben hatte. Es kam zwar, augenſcheinlich infolge engliſcher Ver⸗ 
mittlung, ſchon zu Beginn des Jahres 1938 zu Verhandlungen. Doch 
es fehlte an jeder pſychologiſchen Grundlage für eine Verſtändigung, 
und ſo wurden ſie ſchon im Mai wieder abgebrochen. Zu Ende des 
Jahres aber trat auf einmal eine erhebliche Verſchärfung der Be⸗ 
ziehungen ein. Als Graf Ciano während ſeiner Kammerrede vom 
30. Movember von den natürlichen Beſtrebungen des italienifchen 
Volkes ſprach, antworteten ihm aus dem Hauſe Zwiſchenrufe, die an 
die italieniſchen Auſprüche auf Tuneſien, Korſika und Nizza erinnerten, 
und im Anſchluß daran fand ein Umzug ſtatt, deſſen Teilnehmer dieſe 
Rufe wiederholten. Frankreich nahm das zum Anlaß einer großen 
diplomatiſchen Aktion und entfeſſelte zugleich in Tuneſien wie in Korſika 
Demonſtrationen, in deren Verlauf Italiener angegriffen und italieni⸗ 
ſches Eigentum beſchädigt wurde. Das wiederum führte zu einem 
erbitterten Preſſekrieg, in deſſen Verlauf die italieniſchen Anſprüche 
mit größter Entſchiedenheit verfochten wurden. Dabei gewann man 
den Eindruck, daß ſie vor allem ein dreifaches Ziel hatten, nämlich 
eine Regelung der Lage der italieniſchen Siedler in Tuneſien, eine 
angemeſſene Beteiligung Italiens an der Verwaltung des Suezkanals 
und die Nutzbarmachung des Hafens von Djibuti ſowie der Bahn 
Djibuti⸗Addis Abeba für die Zwecke der Koloniſation in Abeſſinien. 
Die franzöſiſche öffentliche Meinung vermied jedoch ein ſachliches Ein⸗ 
gehen auf dieſe Fragen. Sie ſtellte die Dinge ſo hin, als ſei das 
franzöſiſche Kolonialreich auf das ſchwerſte gefährdet, und die gleiche 
Haltung trug der Premierminiſter Daladier zur Schau, als er in den 
erſten Tagen des Jahres 1939 eine demonſtrative Reiſe nach Tunis 
und Korſika unternahm. 

Zur Klärung der Rechtslage teilte Italien am 17. Dezember in 
Paris mit, daß es die Römiſchen Vereinbarungen dom 7. Januar 1933 
als hinfällig anſehe. Tatſächlich waren die Ratifikationsurkunden 
ſeiner Zeit nicht ausgetauſcht worden, und Italien hatte ſomit völlig 
freie Hand. Zugleich wurde in der italieniſchen Preſſe zum erſtenmal 
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beſtätigt, daß damals ein Geheimabkommen über Abeſſmien geſchloſſen 
worden war, eine Tatſache, die von vornherein überaus wahrſcheinlich 
war, für deren Richtigkeit es aber an Beweiſen gefehlt hatte. 


Im März fand abermals ein Austauſch von Reden zwiſchen 
Muſſolini und Daladier ſtatt. Jener beharrte auf den italieniſchen 
Forderungen und ſprach nun offen aus, daß fie ſich auf Tuneſien, 
Djibuti und den Suez⸗Kanal richteten. Der franzöſiſche Premierminiſter 
erklärte demgegenüber, daß er bereit ſei, in Verhandlungen einzutreten, 
die ſich jedoch im Rahmen der Römiſchen Vereinbarungen zu halten 
hätten, und betonte, daß Frankreich keinen Zollbreit ſeines Bodens und 
kein einziges ſeiner Rechte preisgeben werde. 


So beſtanden zu Beginn des Jahres 1939 von neuem ſtarke Span⸗ 
nungen, und die Frage nach den Auswirkungen der deutſch⸗engliſchen 
wie der deutſch⸗franzöſiſchen Erklärung blieb offen. 


27. Drang nach Oſten? 


Schon in der Vorkriegszeit diente das Schlagwort vom deutſchen 
Drang nach Oſten der franzöſiſchen Preſſe, ebenſo wie der der ſlawiſchen 
Länder, insbeſondere des zariſchen Rußland, zur Verdächtigung des 
Deutſchen Reiches. Jede politiſche oder wirtſchaftliche Betätigung, 
die ſich irgendwie auf den Oſten richtete, wurde planmäßig als Aeuße⸗ 
rung dieſes Dranges hingeſtellt und mit durchweg unwahrſcheinlichen, 
oft geradezu phantaſtiſchen Eroberungsplänen in Verbindung gebracht. 


Unmittelbar nach dem Weltkriege wurde dieſes Spiel von neuem 
aufgenommen, obgleich das unglückliche Deutſchland von Verſailles und 
Weimar nicht einmal imſtande war, den ihm gebliebenen Beſitz zu 
wahren, und an ſeine Erweiterung nicht denken konnte und tatſächlich 
nicht dachte. Selbſt die beſcheidenſten wirtſchaftlichen Maßnahmen, 
die ſeine dringende Notlage erleichtern ſollten, wurden mit Hilfe dieſes 
Schlagworts bekämpft und regelmäßig vereitelt. Dieſes Schickſal 
hatte vor allem auch die im Wiener Protokoll vom 19. März 193 
ins Auge gefaßte deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion, der alle machtpoli⸗ 
tiſchen Beſtrebungen ſo fremd waren wie nur irgend möglich. Dabei 
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iſt ſchwer zu entſcheiden, ob diejenigen, die ſich jenes Schlagworts be: 
dienten, an ſeine Berechtigung glaubten, weil ſie dumpf empfanden, 
daß das in den Feſſeln von Verſailles erſtickende Deutſchland irgend: 
einen Weg ins Freie finden mußte, oder ob ſie bewußt das Ziel ver⸗ 
folgten, die Vorherrſchaft aufrechtzuerhalten, die Frankreich in Oſt⸗ 
europa errichtet hatte. Tatſächlich war es ein franzöſiſcher Drang nach 
Dſten, der ſich in jenen Jahren auszuwirken vermochte. Zuerſt war es 
Polen, dann die Sowjetunion, die in den Dienſt der franzöſiſchen Politik 
geſtellt wurde und die Aufgabe erhielt, als rechter Arm der Zange zu 
dieuen, von der Deutſchland erfaßt werden follte. Nicht minder mußten 
die Staaten des Südoſtens zu Werkzeugen Frankreichs werden. Frank⸗ 
reichs Auregung entſprangen die Bündniſſe, die der Kleinen Entente 
zugrunde lagen. Sie richteten ſich ihrem Wortlaut nach gegen Bul⸗ 
garien und Ungarn, ſtillſchweigend aber gleichzeitig gegen Deutſchland 
und nicht zuletzt gegen Italien. Denſelben Zielen dienten die von 
Frankreich auf wirtſchaftlichem Gebiete geſchmiedeten Pläne, die die 
Bildung einer Donauföderation anſtrebten, die immer wieder ſcheiterten 
und deren Verwirklichung ſtets von neuem verſucht wurde. 

Der franzöſiſchen Vormundſchaft und der unaufhörlichen franzöſiſchen 
Treibereien wurde zuerſt Polen müde. Dann folgte ſeinem Beiſpiele 
Jugoſlawien. Es erkannte, daß zwiſchen ihm und Deutſchland keinerlei 
politiſche Gegenſätze beſtanden und daß weder ein Grund vorhanden 
war, ſich die franzöſiſche Feindſchaft gegen Deutſchland zu eigen zu 
machen, noch eine Veranlaſſung, auf dieſes die Gegnerſchaft zu über⸗ 
tragen, die einſt Serbien gegen Oeſterreich⸗Ungarn empfunden hatte. 
Dazu kam die Tatſache, daß das Deutſche Reich unter wirtſchaftlichen 
Geſichtspunkten unbergleichlich viel mehr bieten konnte als Frankreich. 
Es konnte im Austauſch gegen die Erzeugniſſe feiner Induſtrie in 
großem Umfange die der jugoſlawiſchen Landwirtſchaft abnehmen, 
während der franzöſiſche Markt nicht einmal Raum für die Ausfuhr 
der eigenen nordafrikaniſchen Beſitzungen, vor allem Algeriens, hatte. 
Wirtschaftliche Opfer zu bringen aber war Frankreich niemals bereit 
geweſen, und wenn ſeine Verbündeten ſich jemals darüber getäuſcht 
hatten, waren ſie durch die Erfahrungen des abeſſiniſchen Sanktions⸗ 
feldzuges belehrt worden. Damals hatte Frankreich zwar gemäß 
Art. 16 Abſ. 3 der Satzung der Genfer Liga die Verpflichtung an⸗ 
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erkannt, Jugoſlawien für den Ausfall ſchadlos zu halten, den es durch 
den Abbruch ſeiner Handelsbeziehungen zu Italien erlitt. Im Februar 
1936 aber wurde in Genf die geradezu anekdotiſche Tatſache feſt⸗ 
geſtellt, daß es in Erfüllung dieſer ſeiner Verpflichtung Jugoſlawien 
ganze 11 — ſage und ſchreibe elf — Pferde abgekauft hatte. 

So kam es zunächſt unter wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu einer 
Annäherung Jugoſlawiens an Deutſchland. Unvermeidlicy mußte fie 
ſich bald auch auf politiſchem Gebiete auswirken. Ihr folgte eine An⸗ 
näherung an Italien auf dem Fuße. Die Vorausſetzungen für ſie 
wurden dadurch geſchaffen, daß Italiens natürlicher Ausdehnungsdrang 
in der Eroberung Abeſſiniens Befriedigung gefunden hatte und ſich 
nun nicht mehr auf den Balkan richtete. So konnte am 25. März 1937 
ein Vertrag zwiſchen den beiden Staaten abgeſchloſſen werden, der einer 
langjährigen Gegnerſchaft ein Ende bereitete und für künftige freund⸗ 
ſchaftliche Beziehungen eine Grundlage ſchuf. Es war überaus be⸗ 
zeichnend, daß dieſer Vertrag in Frankreich mit ſichtlichem Mißber⸗ 
gnügen aufgenommen wurde. Einſt war es das eifrigſte Beſtreben vor 
allem Louis Barthous geweſen, die Gegenſätze zwiſchen Italien und 
Jugoslawien zu überbrücken. Aber das ſollte nur geſchehen, um beide 
Staaten in die gemeinſame Front gegen Deutſchland einzugliedern. 
Nun, da die Verſtändigung unabhängig von Frankreich und ohne 
dieſen Nebenzweck erreicht war, empfand man in Frankreich alles 
andere als Genugtuung. 

Im übrigen war nicht minder bezeichnend für die neuen Wege, die 
Jugoſlawien einſchlug, wie für die Nengeſtaltung auf dem Balkan 
überhaupt, daß am 24. Jannar 1937 ein bulgariſch⸗jugoſlawiſcher Ver⸗ 
trag zuſtande kam, der zwar keines der zwiſchen dieſen Staaten ſchwe⸗ 
benden Probleme einer unmittelbaren Löſung zuführte, der jedoch dem 
ungmeidentigen Willen Ausdruck gab, normale freundſchaftliche Be: 
ziehungen zwiſchen ihnen herbeizuführen. Auch das bedeutete einen 
Wandel und bedeutete eine Abſage an das franzöſiſche Syſtem, das auf 
dem Gegenſatz zwiſchen Siegern und Beſiegten aufgebaut war und 
dieſen Gegenſatz zu verewigen trachtete. 

War ſchon durch dieſe Vorgänge das Gebäude, das Frankreich im 
Südoſten Europas errichtet hatte, unterwühlt, ſo brach es mit der 
Septemberkriſe vollends zuſammen. Als Grund: und Eckſtein hatte 
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ihm die Tſchecho⸗Slowakei gedient, die auch formell infofern eine Son⸗ 
derſtellung einnahm, als mit ihr ein Bündnis abgeſchloſſen wurde, wäh⸗ 
rend Jugoſlawien und Rumänien ſich mit Freundſchaftsverträgen 
hatten begnügen müſſen. Nun ſchien ſich die Tſchecho⸗Slowakei aus 
dem franzöſiſchen Syſtem zu löſen. Man glaubte, den Willen zu 
einer politiſchen Neuausrichtung ſchon aus der Tatſache erkennen zu 
dürfen, daß der Außenminiſter Dr. Chvalkowſky unverzüglich nach 
ſeinem Amtsantritt einen Beſuch beim Führer und beim Reichs⸗ 
außenminiſter abſtattete und in Preſſeunterredungen mehrfach aus⸗ 
ſprach, daß die neue Tſchecho⸗Slowakei ernſtlich darauf bedacht ſei, in 
ein freundſchaftliches Verhältnis zum Reich zu treten. Andererſeits 
ließ ſich freilich nicht überſehen, daß der Bündnisvertrag mit Frankreich 
aufrecht erhalten wurde und daß auch der Beiſtandspakt mit der 
Sowjetunion anſcheinend in Kraft blieb. Wenigſtens fand eine Preſſe⸗ 
meldung, nach der Dr. Choalkowſky am or. Oktober dem ſowjet⸗ 
ruſſiſchen Geſandten mitgeteilt habe, daß die Tſchecho⸗Slowakei au 
dem Pakt nicht mehr intereffiert ſei, Feine amtliche Beſtätigung. So 
entſtand eine Unklarheit, die ſich bald auswirken ſollte. 

Schon vor den Ereigniſſen des September jedoch hatte Frankreich 
geglaubt, beſondere Maßnahmen ergreifen zu müſſen, um feine Vor⸗ 
herrſchaft im Südoſten aufrechtzuerhalten. Unmittelbar nach der Ein⸗ 
gliederung Oeſterreichs war es zuſammen mit England an die Balkan⸗ 
ſtaaten herangetreten und hatte, indem es zugleich umfangreiche Kredite 
anbot, Verhandlungen in die Wege geleitet, deren Ziel eine Belebung 
der gegenſeitigen wirtſchaftlichen Beziehungen war. Die Preſſe beider 
Länder rechtfertigte das in ausführlichen Darlegungen mit der Be⸗ 
hauptung, daß allen dieſen Staaten eine wirtſchaftliche Aufſaugung 
von feiten Deutſchlands drohe, die im weitern Verlauf zu ihrer politi- 
ſchen Unterwerfung führen müſſe. Dieſe Begründung des engliſch⸗ 
franzöſiſchen Vorgehens war, beiläufig bemerkt, auch unter einem andern 
Geſichtspunkte ſehr beachtlich. Es iſt doch ſo, daß die internationale 
Preſſe mit Vorliebe von den wirtſchaftlichen Schwierigkeiten ſprach und 
ſpricht, mit denen Deutſchland zu kämpfen habe. Wenn nun ein 
Land ſelbſt nach der Meinung ſeiner Gegenſpieler imſtande ſein ſollte, 
eine Anzahl weiträumiger fremder Staaten wirtſchaftlich aufzuſaugen 
und zu unterjochen, ſo konnte es um ſeine eigene Wirtſchaft doch nicht 
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fo ſchlecht beſtellt fein. Abgeſehen davon erwies ſich aber, daß ſich auf 
ſolche Weiſe die Entwicklung nicht aufhalten ließ. Politiſch gingen 
die Dinge ihren Lauf, und wirtſchaftlich kam das zwiſchen Deutſchland 
und jenen Ländern natürliche Verhältnis der gegenſeitigen Ergänzung 
immer ſtärker zur Geltung. Insbeſondere mit Jugoſlawien wurde 
am 25. Oktober 1938 ein neues Handelsabkommen geſchloſſen, und die 
franzöſiſche Preſſe mußte bei dieſer Gelegenheit feſtſtellen, daß nicht 
weniger als 500 / feiner Ausfuhr von Deutſchland abgenommen wurden. 

Nicht ſo ſchnell gelang eine Klärung Rumänien gegenüber. Dann 
aber kam es am 23. März 1939 zum Abſchluß eines Wirtſchafts⸗ 
vertrages, der eine umfaſſende Zuſammenarbeit ermöglichen ſollte. 
Rumäniſches Oel und rumäniſcher Weizen ſollten den Weg nach 
Deutſchland, deutſche Induſtrie⸗Erzeugniſſe den nach Rumänien 
finden. Zugleich wurde die Begründung deutſch⸗rumäniſcher Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſationen ins Auge gefaßt, deren Aufgabe es ſein ſollte, 
eine verſtärkte Nutzung der natürlichen Reichtümer Rumäniens herbei⸗ 
zuführen. 

Gerade dieſer in einer Zeit politiſcher Hochſpannung abgeſchloſſene 
Vertrag legte Zeugnis ab von dem rein wirtſchaftlichen Charakter der 
nach dem Südoſten gerichteten Beſtrebungen Deutſchlands. Das 
hinderte die engliſche und franzöſiſche Preſſe nicht, aus dieſem Aulaß 
erneut vom deutſchen Drang nach Oſten zu ſprechen, nachdem ſte ſchon 
unmittelbar vor dem Abſchluß des Vertrages den vergeblichen Verſuch 
unternommen hatte, ihn durch die Ausſprengung des Gerüchts von 
einem in Bukareſt überreichten deutſchen Ultimatum zu hintertreiben. 
Ebenſowenig ſcheute die britiſche Regierung nach Abſchluß des Ver⸗ 
trages davor zurück, von einer Bedrohung der politiſchen Unabhängig⸗ 
keit Rumäniens durch Deutſchland zu ſprechen und Rumänien in ihre 
gegen Deutſchland gerichteten Einkreiſungspläne einzubeziehen. 


28. Böhmen und Mähren 


Hatte man im Oktober 1938 ſich der Hoffnung hingeben dürfen, 
daß durch das Münchener Abkommen eine endgültige Regelung der 
Verhältniſſe in Mitteleuropa gefunden ſei, ſo wurde ſie im neuen 
Jahr ſehr bald erſchüttert. 
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Die Tſchecho⸗Slowakei hatte auch im Innern eine Umgeſtaltung 
erfahren. Nachdem die Sudetendentſchen aus ihrem Staatsverbande 
ausgeſchieden, das Olſa⸗Gebiet an Polen und Oberungarn an Ungarn 
gefallen waren, meldeten Slowaken und Karpaten⸗Ukrainer ihren An⸗ 
ſpruch auf volle Gleichberechtigung mit den Tſchechen an, und Prag 
hatte dieſer Forderung ſtattgeben müſſen. Es geſtand den Slowaken 
wie den Ukrainern Autonomie zu und fand ſich mit der Umbildung 
des Einheitsſtaates in einen trialiſtiſchen Bundesſtaat ab. Tſchechei, 
Slowakei und Karpaten⸗IUkraine ſollten fortan jede ihre inneren Un: 
gelegenheiten ſelbſtändig verwalten, andererſeits jedoch durch ein Zen⸗ 
tralparlament und eine Zentralregierung unter einem gemeinſamen 
Staatspräſidenten zuſammengefaßt ſein. Aber der in zwanzig Jahren 
erwachſene Herrſchaftsinſtinkt der Tschechen wollte ſich damit nicht 
abfinden. 


Nun hatte allerdings Dr. Beneſch zurücktreten müſſen, und an 
ſeiner Stelle war zum Staatspräſidenten der langjährige Präſident des 
Verwaltungsgerichts, Dr. Hacha, gewählt worden. Auch das Mini⸗ 
ſterium hatte eine Umbildung erfahren. Nichtsdeſtoweniger wußten 
die Träger und Wortführer des tſchechiſchen Chauvinismus ſich be⸗ 
ſtimmenden Einfluß auf die Haltung der Regierung, auf die öffentliche 
Meinung und damit auf den weitern Gang der Ereigniſſe zu wahren. 


So kam es ſchon im Januar zu einem Zuſammenſtoß der Prager 
Zentralregierung mit der Landesregierung der Karpaten⸗ Ukraine. 
Gegen den Widerſpruch des Miniſterpräſtdenten Woloſchin ernannte 
Prag am 17. Januar den tſchechiſchen General Prehala zum Miniſter 
in der Ukraine und übertrug ihm die Leitung des Innenminiſteriums, 
das bis dahin der Miiniſterpräſident ſelbſt verwaltet hatte. Am 
6. März tat die Zentralregierung einen zweiten Schritt in der gleichen 
Richtung. Sie verfügte die Amtsenthebung des Finanz- und Ver⸗ 
kehrsminiſters Revay und ernannte an feiner Stelle den Abgeordneten 
Klocurak, der aus der tſchechiſchen Agrarpartei hervorgegangen war. 
In Chuſt erblickte man darin einen verfaſſungswidrigen Eingriff in die 
Autonomie des Landes und konnte ſich der Befürchtung nicht ent⸗ 
ſchlagen, daß demnächſt auch der Miniſterpräſident Woloſchin entfernt 
und durch ein Werkzeug Prags erſetzt werden würde. Dazu trat die 
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Tatſache, daß die Einberufung des Landtages, die durch den Staats⸗ 
präſidenten zu erfolgen hatte, immer weiter hinausgezögert wurde. 

Dann kam es zu ganz ähnlichen, aber von vornherein erheblich 
ſchärferen Reibungen mit der Slowakei. Hier wurden am 10. März 
der Miniſterpräſident Dr. Tiſo nebſt dem Verkehrsminiſter Durcanſky 
und dem Wirtſchaftsminiſter Pruzinſky ihrer Aemter enthoben. Mit 
der Führung der Geſchäfte wurde ſein Stellvertreter Sivak betraut, 
der ſich jedoch zu jener Zeit in Rom befand und nach ſeiner Rückkehr 
den ihm erteilten Auftrag ablehnte. Nun erging der gleiche Ruf an 
den Staatsminiſter Sidor, der die Slowakei im Prager Kabinett ver- 
trat. Er nahm zunächſt an, um ſich in der Folge, als Dr. Tiſo im 
Amt verblieb, ſeinem Kabinett einzugliedern. 

In beiden Fällen hatte Prag eine zureichende Begründung ſeines 
Vorgehens nicht zu geben vermocht. Die Abſetzung des Miniſters 
Revan erfolgte nach tſchechiſcher Angabe, weil er ſich außerſtande 
erklärte, die Mittel zur Deckung eines Fehlbetrages im ukrainiſchen 
Haushaltsvoranſchlag zu beſchaffen. Daneben wurde dem Geſamt⸗ 
miniſterium ein Vorwurf daraus gemacht, daß es eine Vereinfachung 
der Verwaltung plante, die zur Entlaſſung einer größeren Zahl 
tſchechiſcher Beamter geführt hätte. Da das zugleich weſentliche Er⸗ 
ſparniſſe und ſomit auch eine Herabſetzung jenes Fehlbetrages gezeitigt 
hätte, klaffte hier ein ſeltſamer Widerſpruch. Nicht minder un⸗ 
befriedigend wirkte die amtliche Begründung des Vorgehens gegen das 
ſlowakiſche Miniſterium. In ihr wurden der Propagandachef des 
Miniſteriums, Mach und der ſlowakiſche Führer Prof. Tuka be⸗ 
ſchuldigt, für die Loslöſung des Landes vom tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Bundesſtaat agitiert zu haben. Sie hätten ſich dabei die Schwäche 
und Unentſchloſſenheit des Miniſterpräſidenten Tiſo und der Miniſter 
Durcanſky und Pruzinſky zunutze machen können. Infolgedeſſen ſei 
es notwendig geworden, dieſe ihrer Aemter zu entheben. 

Es war nun an ſich überraſchend und ungewöhnlich, wenn dort ein 
Miniſter wegen fachlicher Meinungsberſchiedenheiten ſchlankweg ent- 
laſſen wurde und hier ihrer drei von demſelben Schickſal betroffen 
wurden, obgleich ihnen nur der Vorwurf gemacht werden konnte, daß 
ſie gegen eine politiſche Propaganda nicht eingeſchritten waren, die 
in einem demokratiſch⸗parlamentariſchen Staat grundſätzlich zuläſſig 
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erſchien, folange ihre Strafbarkeit nicht durch ein gerichtliches Ver⸗ 
fahren erwieſen war. Allerdings ſtand formell dem Staatspräſidenten 
die Ernennung und Entlaſſung der Landesminiſter zu. Aber nach der 
unbeſtrittenen Praxis aller parlamentariſch regierten Staaten durfte 
er von dieſem ſeinem Recht nur in Uebereinſtimmung mit den örtlichen 
Landtagen Gebrauch machen. Das galt um ſo mehr, als hier neben 
dem Grundſatz des Parlamentarismus auch das Moment der Autono⸗ 
mie ins Gewicht fiel. 

So mußte das Vorgehen Prags als verfaſſungswidrig bezeichnet 
werden. Darüber hinaus aber griff die Zentralregierung im unmittel⸗ 
baren Anſchluß an die Abſetzung der Miniſter zu Gewaltmaßnahmen. 
Sie ließ in der Slowakei wie in der Ukraine Verhaftungen der 
nationalen Führer vornehmen, die Hlinka⸗Garde und die Sſitſch ent- 
waffnen, die Amtsgebäude beſetzen und das Standrecht verkünden. 
Die daraus erwachſende Spannung wurde noch durch ein Gerücht 
geſteigert, das augenſcheinlich planmäßig verbreitet wurde. Es hieß, 
daß ein von Paris nicht minder als von Moskau geforderter Putſch 
in Vorbereitung ſei, der darauf abziele, Dr. Beneſch zurückzurufen und 
ihn wieder an die Spitze der Regierung zu ſtellen. Gerade dieſes Ge⸗ 
rücht hat offenbar weſentlich dazu beigetragen, daß es zu Ausſchreitungen 
des tſchechiſchen Pöbels kam, die ſich nicht bloß gegen Slowaken und 
Ukrainer, ſondern zugleich und vielleicht ſogar in erſter Linie gegen 
Deutſche richteten. 

Das war, ſo bedauerlich es ſcheint, nicht überraſchend. Schon wäh⸗ 
rend langer Jahrzehnte vor dem Weltkriege war innerhalb des 
Tſchechentums im Mamen des Panſlawismus eine planmäßige erbitterte 
Hetze gegen alles Deutſche geführt worden, und die öſterreichiſche 
Staatsgewalt hatte ſie meiſt widerſpruchslos gewähren laſſen. Die 
gleiche Hetze wurde, wennſchon unter anderen Verhältniſſen und an- 
deren Geſichtspunkten, während der 20 Jahre betrieben, da die 
Verſailler Tſchecho⸗Slowakei beſtand. Es war kein Wunder, wenn 
ſo der Haß gegen das Deutſchtum im tſchechiſchen Denken und 
Empfinden tiefe Wurzeln geſchlagen hatte. Nach den Ereigniſſen 
des Oktober 1938 allerdings ſchien es, als würde ein Ausgleich ſich 
finden laſſen. Das amtliche Prag trug den Willen zur Schau, ſich 
den ſtaatlichen Notwendigkeiten unterzuordnen und ein erträgliches 
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Verhältnis zu Deutſchland ebenfo wie zu der in den Grenzen der 
Tſchechei verbliebenen deutſchen Volksgruppe herzuſtellen. Auch die 
Preſſe trug dem Rechnung und befleißigte ſich einer maßvollen Haltung. 
Aber unter der Aſche glühte der alte Chauninismus fort, und 
eine ganze Reihe von Anzeichen zwang zum Schluſſe, daß im 
geheimen eine erbitterte Propaganda gegen Deutſchland geführt 
wurde, die einerſeits nationaliſtiſchen, andererſeits, von Moskau 
geſpeiſt, kommuniſtiſchen Charakter hatte. Ihre augenfällige Folge 
war eine ausgeſprochene Verſchlechterung der Lage der deutſchen 
Volksgruppe. Es wurde ein faſt lückenloſer Boykott der deutſchen 
Gewerbetreibenden durchgeführt. Durch planmäßige Entlaſſungen, die 
namentlich zum Jahreswechſel in großer Zahl erfolgten, wurden immer 
mehr deutſche Angeſtellte erwerbslos. Die deutſchen Landwirte 
wiederum wurden durch Maßnahmen geſchädigt, für die das ſtaatliche 
Getreidemonopol Handhaben bot. Die Behörden aber rührten keinen 
Finger, um Hilfe zu leiſten. 

Mit dieſem Haß gegen das Deutſchtum verband ſich das Herrſch⸗ 
gelüſt gegenüber den Slowaken und Ukrainern. 20 Jahre lang hatten 
die Tſchechen ſie ungehindert knechten dürfen. Nun waren ſie ge⸗ 
zwungen worden, ihnen Gleichberechtigung und in den Grenzen ihrer 
Landſchaften Selbſtändigkeit zuzugeſtehen. Das ſchien, je mehr die 
Ereigniſſe des Oktober in Vergeſſenheit gerieten und je mehr die Er⸗ 
kenntniſſe verblaßten, die damals aufgedämmert waren, immer unerträg⸗ 
licher. Nun glaubte Prag die Stunde gekommen, da wenigſtens im 
derengten Raum der Tſchecho⸗Slowakei die alte Herrſchaftsſtellung 
wiedergewonnen werden könnte. Zugleich wurde erneut der Wille 
lebendig, die den Tſchechen durch die Pariſer Diktate zugewieſene Auf⸗ 
gabe zu erfüllen und einer gegen Deutſchland gerichteten Politik als 
Vorpoſten zu dienen. Mochten die Bündnisverträge mit Frankreich 
und der Sowjetunion im September verſagt haben, ſo rechnete man 
jetzt doch wieder mit ihrem Fortbeſtehen. 

Aber das Spiel ſollte nicht gelingen, ſollte vielmehr den Anſtoß zu 
Ereigniſſen geben, die feine Wiederholung für immer zu einer Dn 
möglichkeit machten. 

Die Slowakei, die ihre kaum errungene Freiheit nicht preisgeben 
wollte, fegte ſich zun Wehr und rief Deutſchlands Hilfe an. Am 
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13. März begaben fich Miniſterpräſident Dr. Tiſo und Miniſter 
Durcanſky nach Berlin und wurden hier zuerſt vom Reichsaußen⸗ 
miniſter von Ribbentrop, dann vom Führer empfangen. Unmittelbar 
darauf beantragte Dr. Tiſo beim Staatspräſidenten Dr. Hacha die 
Einberufung des ſlowakiſchen Landtags ſchon für den nächſten Morgen. 
Dem wurde ſtattgegeben, der Landtag trat zuſammen und beſchloß ein⸗ 
ſtimmig die Ausrufung der Unabhängigkeit der Slowakei. Am 
16. März hat dann die Slowakei den Schutz des Reiches erbeten, und 
am 23. wurde in Berlin ein Vertrag unterzeichnet, durch den das 
Reich ihn übernahm. Ihm wurde das Recht zugeſtanden, innerhalb 
einer Grenzzone militäriſche Anlagen zu errichten und zu beſetzen. Zu⸗ 
gleich verpflichtete ſich die Slowakei, einerſeits ihre Streitkräfte in 
engem Cinvernehmen mit der deutſchen Wehrmacht zu organiſteren, 
andererſeits ihre Außenpolitik im gleichen Einvernehmen mit der Reichs⸗ 
regierung zu führen. So erſtand im Herzen Europas ein neuer ſonve⸗ 
räner Staat mit eigener Wehrmacht und dem Recht zu ſelbſtändiger 
Vertretung ſeiner außenpolitiſchen Angelegenheiten unter freiwilliger 
Selbſtbeſchränkung der Ausübung dieſer Rechte im Rahmen des mit 
Deutſchland geſchloſſenen Vertrages, einer Selbſtbeſchränkung, die 
den Intereſſen des nur 2,5 Millionen Einwohner zählenden und des⸗ 
halb des Schutzes einer Großmacht bedürftigen Staates entſprach. 
Mit der Verkündung der Unabhängigkeit der Slowakei hatte der 
tſchecho⸗ſlowakiſche Staat aufgehört zu beſtehen. Die in München 
getroffene Regelung war hinfällig geworden, und eine Neuordnung 
mußte Platz greifen. Das konnte man auch in Prag nicht verkennen. 
In elfter Stunde entſchloß man ſich dort, den einzig möglichen Weg 
einer Verſtändigung mit dem Deutſchen Reich zu gehen. Auf ihre 
Bitte wurden der Staatspräſident Dr. Hacha und der Außenminiſter 
Dr. Choalkowſky am 15. März dom Führer empfangen, und im 
Ergebnis einer offenherzigen Prüfung der Lage erklärte Dr. Hacha, 
daß er, um Ruhe und Ordnung zu ſichern und eine endgültige Ze 
friedung zu erreichen, das Schickſal des tſchechiſchen Volkes und Landes 
vertrauensvoll in die Hände des Führers des Deutſchen Reiches lege. 
Der Führer nahm dieſe Erklärung an und gab dem Entſchluß Aus⸗ 
druck, das tſchechiſche Volk unter den Schutz des Deutſchen Reiches 


zu nehmen und ihm eine ſeiner Eigenart gemäße autonome Entwicklung 
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feines völkiſchen Lebens zu gewährleiſten. In diefem Sinne wurde ein 
foͤrmliches Abkommen vereinbart, das unverzüglich unterzeichnet wurde. 

Gleichzeitig waren zur Wiederherſtellung der Ruhe und Ordnung 
und zum Schutze des ſchwer bedrohten Deutſchtums deutſche Truppen 
in das tſchechiſche Gebiet eingerückt. Sie fließen nirgends auf Wider⸗ 
ſtand, und bereits am 16. März konnte der Führer von der alten 
deutſchen Kaiſerburg in Prag aus einen „Erlaß über das Protektorat 
Böhmen und Mähren“ verkünden, durch den dieſe Länder, die ein 
Jahrtauſend lang faſt ununterbrochen zum Deutſchen Reich gehört 
hatten, ihm wieder angegliedert wurden. Innere Verwaltung, Recht⸗ 
ſprechung und kulturelle Angelegenheiten ſollten fortan den Inhalt der 
ihnen gewährten Autonomie bilden, während die übrigen Hoheitsrechte 
auf das Reich übergingen. Ihr Oberhaupt, das des Vertrauens des 
Führers bedarf, ſollte die Ehren eines Staatsoberhaupts genießen und 
durch einen Geſandten in Berlin vertreten ſein. In Prag wiederum 
ſollte als Vertreter des Reiches ein Reichsprotektor reſidieren. 

Den volfsdeutfchen Einwohnern des Protektorats wurde die deutſche 
Staatsangehörigkeit zugeſprochen. Sie wurden der deutſchen Gerichts 
barkeit und den Nürnberger Geſetzen unterſtellt. Die übrigen Ein⸗ 
wohner wurden Staatsangehörige des Protektorats Böhmen und 
Mähren. 

So war denn für dieſen Teil Mitteleuropas endlich wieder eine 
Ordnung gefunden, die der gefchichtlichen Entwicklung und der geo⸗ 
politiſchen Lage gerecht wurde, die den in Verſailles entzündeten Brand⸗ 
herd löſchte und den Frieden verbürgte. 

Aber wieder erhoben England und Frankreich, von den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion ganz zu ſchweigen, Einſpruch, und 
wieder behaupteten ſie, daß Deutſchland das Völkerrecht verletzt und 
die von ihm geſchloſſenen Verträge gebrochen habe. Das war jetzt ſo 
unbegründet wie in allen früheren Fällen. Mr. Chamberlain und 
Lord Halifax hatten ſelbſt am 18. März vor ihren Parlamenten op: 
erkannt, daß die im Münchener Abkommen zugunſten der Tſchecho⸗ 
Slowakei vorgeſehene Garantie der Großmächte nicht in Kraft ge⸗ 
treten und daß durch die Loslöſung der Slowakei eine ganz neue Lage 
entſtanden ſei. Wenn ſie nun trotzdem den Vorwurf erhoben, daß 
Deutſchland das Münchener Abkommen verlegt habe, war entweder 
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ihnen felbft deſſen eigentlicher Inhalt nicht mehr gegenwärtig oder ſie 
rechneten damit, daß die internationale öffentliche Meinung ihn Iden 
dergeſſen habe. Tatſächlich waren in ihm allein die Bedingungen der 
ſchon vorher zwiſchen den vier Großmächten vereinbarten Abtretung 
des Sudetenlandes an Deutſchland feſtgeſetzt. Von den drei „Zuſätz⸗ 
lichen Erklärungen“ aber befaßte ſich die erſte mit den polniſchen und 
ungariſchen Minderheiten, die beiden anderen mit dem Internationalen 
Ausſchuß, der die techniſchen Einzelheiten der Abtretung regeln ſollte. 
Dazu trat noch ein „Zuſatz zu dem Abkommen“, der ſich auf die 
Garantie der neuen tſchechiſchen Grenzen bezog. Die drei „Zuſätzlichen 
Erklärungen“ waren für das jetzt zur Erörterung geſtellte Problem 
völlig bedeutungslos, und die Frage der Garantie hatte Mr. Chamber⸗ 
lain ſelbſt für erledigt erklärt. So blieb nur das eigentliche Abkommen. 
In ihm aber war von irgendwelchen Verpflichtungen Deutſchlands mit 
keinem Wort die Rede. Allenfalls könnte geſagt werden, daß Deutſch⸗ 
land ſtillſchweigend die Verpflichtung übernommen hatte, keine weiteren 
Gebietsanſprüche an die Tſchecho⸗Slowakei zu ſtellen, die ſich auf das 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Sudetendeutſchen ſtützen. Das bedeutete 
aber keinesfalls einen im voraus ausgeſprochenen Verzicht auf die Er⸗ 
greifung von Maßnahmen, die ſich angeſichts einer neuen Sachlage 
und insbeſondere angeſichts einer Gefährdung der deutſchen Sicherheit 
durch die Tſchecho⸗Slowakei ſowie einer Mißhandlung der in ihrem 
Staatsberbande verbliebenen deutſchen Volksgruppen als notwendig 
erweiſen konnte. Ein ſolcher Verzicht wäre vollkommen widerſinnig 
geweſen, und er konnte Deutſchland keinesfalls unterſtellt werden. 
Unter dieſem Geſichtspunkt hatte es vielmehr freie Hand, und es war 
nur ſein gutes Recht, wenn es davon Gebrauch machte, um ſich gegen 
die Folgen des in der Tſchecho⸗Slowakei entbrennenden Bürgerkriegs 
und Aufruhrs zu ſichern, feine Volksgenoſſen zu ſchützen und zugleich 
den Gefahren vorzubeugen, die ſich daraus ergaben, daß die Tſchechei 
ſich wieder zum Werkzeuge einer gegen Deutſchland gerichteten Politik 
hergab. 

Ebeuſowenig ſtichhaltig war die Behauptung Mr. Chamberlains, 
daß Deutfchland kraft der Münchener Erklärung vom 30. September 
gehalten war, England zu Rate zu ziehen. In der Erklärung heißt es 
ausdrücklich, daß eine Konſultation in den Fragen ſtattzufinden habe, 
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„die unfere beiden Länder angehen“. Es iſt aber zu verneinen, daß die 
tſchechiſche Frage, die für Deutſchland von unbeſtreitbar größter Be⸗ 
deutung war und iſt, Großbritannien in dieſem Sinne etwas angehe. 
Gewiß kann man behaupten und mit irgendwelchen dialektiſchen 
Gründen beweiſen, daß England an der Geſtaltung der Dinge auf dem 
europäiſchen Feſtlande allerorten intereffiert ſei. Aber was könnte nicht 
Gegenſtand eines dialektiſchen Beweiſes ſein, und welchen Sinn hätte 
wohl jene Einſchränkung gehabt, wenn eine ſolche Unbegrenztheit der 
engliſchen Intereſſen anerkannt worden wäre? Mitt ſehr viel beſſerem 
Recht könnte Deutſchland behaupten, daß es an den Kreditoperationen 
intereſſiert war, die England während des letzten halben Jahres in 
Südoſteuropa durchgeführt hat. Nicht minder intereſſtert war es 
augenſcheinlich an den Generalſtababeſprechungen und ſonſtigen militäri⸗ 
ſchen Verhandlungen, die auch nach München zwiſchen England und 
Frankreich ſtattfanden. Wenn aber Deutſchland die Konſultations⸗ 
pflicht nicht in dieſem unbegrenzten Sinne auffaßte, mußten die gleichen 
Beſchränkungen für England gelten. 

So konnten denn mit Fug und Recht die Proteſtnoten zurückge⸗ 
wieſen werden, die der britiſche und der franzöſiſche Botſchafter am 
18. März in Berlin überreichten. Es war auch nur eine inhaltsloſe 
Formel, wenn in beiden Noten die Erklärung abgegeben wurde, daß 
England wie Frankreich die Rechtmäßigkeit der neu geſchaffenen Lage 
nicht anerkennen. Im Ernſt dachte keine der beiden Mächte daran, 
aus ihr praktiſche Schlußfolgerungen zu ziehen. Sie ließen zwar ebenſo 
wie die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten die bei ihnen be⸗ 
glaubigten Geſandtſchaften der Tſchecho⸗Slowakei fortbeſtehen, obgleich 
ſchwer vorſtellbar war, welchen geſchäftlichen Inhalt der Verkehr mit 
ihnen haben ſollte. Aber ſie machten ſelbſtverſtändlich auch nicht einmal 
den Verſuch, ihre Geſandtſchaften in Prag aufrechtzuerhalten oder 
die auf dem Gebiet der Tſchecho⸗Slowakei hergeſtellten Waren nach 
den Handelsverträgen zu verzollen, die fie mit dieſem Staat früher ab: 
geſchloſſen hatten. Dabei mutete es ſeltſam an, daß London wie 
Paris nichts aus den Erfahrungen gelernt hatten, die ſie mit der 
Nichtanerkennung des italieniſchen Imperiums gemacht hatten, obgleich 
der Rückzug, den ſie hier antreten mußten, wahrlich nicht zu den rühm⸗ 
lichſten Kapiteln ihrer Geſchichte gehörte. 
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29, And wieder Einfreifung! 


Wenn fo die Angliederung Böhmens und Mährens an das Reich 
fi) als underrückbare Tatſache darſtellte, wurde fie doch von den 
beiden Weſtmächten zum Ausgangspunkt einer neuen politiſchen Aktion 
gemacht. 


Frankreich freilich blieb in der Reſerde, und feine Regierung beſchränkte 
ſich zunächſt darauf, ſich durch ein am 18/19. März von den Kammern 
beſchloſſenes Geſetz ermächtigen zu laſſen, auf dem Verordnungswege 
alle zur Verteidigung des Landes notwendigen Maßnahmen zu er⸗ 
greifen. England hingegen unternahm es, eine europäiſche Front gegen 
Deutſchland zu bilden. Bezeichnenderweiſe machte es dabei nicht den 
Verſuch, ſich des Genfer Apparates zu bedienen, wie denn überhaupt 
die Liga der Nationen jetzt ebenfo wie während der Septemberkriſe völlig 
im Hintergrunde blieb. Es beſchritt vielmehr den diplomatiſchen Weg, 
mußte aber bei feinem erſten Vorſtoß einen Mißerfolg ver: 
zeichnen. Vorbehaltlos fand ſich nur Frankreich bereit, einer von 
England vorgeſchlagenen, gegen Deutſchland gerichteten Erklärung 
beizutreten. Grundſätzlich bereit war dazu auch die Sowjetunion, die 
jedoch ihrerſeits anregte, diefe Erklärung auf einer Konferenz beſchließen 
zu laſſen, von welcher Methode fie ſich augenſcheinlich eine größere 
agitatoriſche Wirkung verſprach. Die übrigen Mächte, insbeſondere 
die vormals neutralen Staaten, ebenſo wie die des Südoſtens ver⸗ 
weigerten ihre Mitwirkung. Auch Polen, das beſonders eifrig um⸗ 
worben wurde, lehnte zunächſt ab, und Rumänien vereinbarte gar am 
23. März jenen Wirtſchaftsbertrag mit Deutſchland, der feinem 
Weſen und Umfang nach eine politiſche Gegnerſchaft ausſchloß. 


Dieſer Mißerfolg führte jedoch leider nicht zu einer Ernüchterung. 
Vielmehr ſetzte England ſein Spiel fort. Dabei war für die Oeffent⸗ 
lichkeit nicht klar zu erkennen, ob die Führung der ganzen Aktion tat⸗ 
ſächlich in ſeinen Händen lag oder ob Frankreich im Stillen die Fäden 
zog, wie fein Außenminiſter Bonnet im Auswärtigen Ausſchuß der 
Kammer am 19. April unmißverſtändlich andeutete. Jedenfalls han⸗ 
delte Mr. Chamberlain offenſichtlich unter franzöſiſchem Druck, als 
er am 26. April die Einführung der Wehrpflicht, wennſchon in be 
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grenzter Form, ankündigte. Aber wie dem auch ſei, nach außen hin 
blieb England im Vordergrunde. 


Es richtete ſein Augenmerk zunächſt wieder auf Polen und ſuchte 
es zu gewinnen, indem es ihm durch den Mund des Premierminiſters 
am 31. März eine Garantie ſeiner Unabhängigkeit und Unverfehre- 
heit zuficherte. Als dann wenige Tage darauf Oberſt Beck einen Be⸗ 
ſuch in London abſtattete, kam es zu einer am 6. April veröffentlichten 
Einigung über ein gegenſeitiges Garantieabkommen, durch das eine 
Beiſtandsleiſtung im Falle einer direkten oder indirekten Bedrohung 
der Unabhängigkeit des einen oder des andern Partners zugeſichert 
wurde. Acht Tage ſpäter gab England ein Garantieverſprechen zu⸗ 
gunſten Griechenlands und Rumäniens ab, dem Frankreich ſich durch 
eine Preſſeerklärung M. Daladiers anſchloß. 


Es war gewiß berſtändlich, daß dieſe beiden Staaten ein ſolches 
Verſprechen nicht ablehnten, das ihnen von zwei Großmächten ohne 
Gegenleiſtung angeboten wurde. Noch dazu brachten ſie gleichzeitig 
den Wunſch nach Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu den 
Mächten der Achſe zum Ausdruck. Griechenland antwortete in be 
tont herzlichen Wendungen auf eine römiſche Note vom ro. April, 
die die Verſicherung enthielt, daß Italien nichts ferner liege als die 
Abſicht, ſeine Unabhängigkeit und Unberſehrtheit anzutaſten. Au: 
mänien wiederum entſandte unmittelbar darauf ſeinen Außenminiſter 
Gafenen zu einem Beſuch nach Berlin, in deſſen Verlauf Beſprechun⸗ 
gen durchaus freundſchaftlichen Charakters gepflogen wurden. Ein 
ganz anderes Bild bot die von Polen eingenommene Stellung. 


Polens Verhältnis zu Deutſchland ſtand formell immer noch im 
Zeichen der Vereinbarung vom 26. Januar 1934. Dazu kam die 
zweifellos ſehr gewichtige Tatſache, daß Polen den Erwerb des Olſa⸗ 
Gebiets allein Deutſchland zu danken hatte. Deſſenungeachtet ging 
es mit rückſichtsloſer Schärfe gegen das Teſchener Deutſchtum vor, 
und ſeine Preſſe ſchlug ohne jede Veranlaſſung ſehr unfreundliche 
Töne an. Vollends nahm ſie die Angliederung Böhmens und Mährens 
zum Anlaß zu behaupten, daß Polens Daſein nun bedroht ſei. Zu⸗ 
gleich leitete ſie eine ungezügelte Hetze gegen die deutſche Volksgruppe 
ein, in deren Ergebnis es zu ſchweren Ausſchreitungen kam. 
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Deutſchland hielt feinerfeits an jenem Abkommen feft, glaubte aber 
zugleich den Zeitpunkt gekommen, die in der Schwebe gebliebenen 
grundſätzlichen Fragen zu regeln. So wandte es ſich Ende März an 
Polen mit dem Vorſchlage, der Rückkehr Danzigs ſowie der Erbauung 
einer exterritorialen Eiſenbahn⸗ und Autoverbindung zwiſchen Oſt⸗ 
preußen und dem Reich zuzuſtimmen. Als Gegenleiſtung erbot es ſich, 
die polniſche Weſtgrenze anzuerkennen, einen Nichtangriffspakt für 
25 Jahre zu ſchließen und die wirtſchaftlichen Intereſſen Polens in 
Danzig ſicherzuſtellen. Polen antwortete mit Gegenvorſchlägen, die 
jedoch ihrem Inhalt nach als glatte Ablehnung des deutſchen An⸗ 
gebots betrachtet werden mußten. Zugleich ſetzte es England von 
dieſem Vorgang in Kenntnis, und dieſes nutzte den Anlaß, um am 
31. März jenes Garantieverſprechen abzugeben, das zunächſt für die 
Dauer der dentfch-polnifchen Verhandlungen gelten und Polen an⸗ 
geblich ermöglichen ſollte, einem deutſchen Druck zu widerſtehen, und 
das dann in die Vereinbarungen vom 6. April über eine gegenſeitige 
Garantie ausmündete. Zugleich entfeſſelte die polniſche Regierung 
ihre Preſſe, die ſich in den ſchwerſten Angriffen gegen Deutſchland 
erging, ſchlechtweg phantaſtiſche Gegenforderungen verlautbarte und 
ſich, geſtützt auf grobe Geſchichtsfälſchungen, bis zu Anſprüchen auf 
Oſtpreußen und Geſamtſchleſien verſtieg. So drängte ſich die Schluß⸗ 
folgerung auf, daß das im Abkommen vom 26. Januar 1934 an⸗ 
geſtrebte Ziel einer friedlichen Verſtändigung nicht mehr zu erreichen 
war und daß daher dieſes Abkommen ſeinen Sinn verloren hatte. 
Entſcheidend war unter dieſem Geſichtspunkt die mit England getroffene 
Vereinbarung, die ſich als ein gegen Deutſchland gerichteter Bündnio⸗ 
vertrag darſtellte. So war es denn nur folgerecht, wenn der Führer in 
ſeiner Reichstagsrede vom 28. April jenes Abkommen für hinfällig er⸗ 
klärte und an demſelben Tage in Warſchau ein Memorandum über⸗ 
reichen ließ, in dem dieſe Feſtſtellung mit eingehender Begründung 
förmlich ausgeſprochen wurde. Zugleich gab er der Bereitwilligkeit 
Ausdruck, in Verhandlungen einzutreten, um eine Neuregelung des 
deutſch⸗polniſchen Verhältniſſes zu erreichen. Die Antwort, die der 
polniſche Außenminiſter Beck am 5. Mai in einer Sejmrede gab, war 
wenig befriedigend. Sie ſuchte, Deutſchland die Verantwortung für 
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die entſtandenen Schwierigkeiten zuzuſchieben und klang in einer 
Fanfare aus. 

Während all dieſe Dinge ſich abſpielten, hatte England Verhandlun⸗ 
gen auch mit der Türkei und vor allem mit der Sowjetunion in die 
Wege geleitet. Hier ergaben ſich Schwierigkeiten inſofern, als Polen 
und Rumänien nicht geneigt waren, in engere Beziehungen zu dieſem 
gefährlichen Nachbarn zu treten, während Moskau auf dem Abſchluß 
eines Kollektivvertrages beſtand, der dieſe beiden Länder miterfaffen 
und zugleich eine Garantie für die baltiſchen Staaten, darüber hinaus 
eine Garantie auch zugunſten Belgiens, Hollands und der Schweiz 
enthalten ſollte. Noch bevor dieſe Verhandlungen zu einem Abſchluß 
gekommen waren, wurde zur allgemeinen Ueberraſchung am 3. Mai 
der Außenkommiſſar Litwinow geſtürzt, und ſein Nachfolger Molotow 
forderte als Preis der ruſſiſchen Hilfe ein förmliches Bündnis. England 
ſcheute vor einer ſo weitgehenden Bindung zurück und die ganze Ein⸗ 
kreiſungsaktion ſchien damit in Frage geſtellt. 

Unabhängig aber vom Erfolge oder Mißerfolge dieſer Einkreiſungs⸗ 
aktion wurden durch fie die Grundlagen des Vertrauensverhältniſſes 
zerſtört, das der deutſch⸗engliſche Flottenvertrag vom 18. Juni 1935 
angebahnt hatte. Wenn hier Deutſchland ſich bereitgefunden hatte, 
auf jeden Wettbewerb mit Großbritannien zu verzichten und ſeine 
Flottenſtärke auf ein Drittel der englifchen zu beſchränken, fo war 
die felbfiverftändliche Vorausſetzung dafür, daß in England nicht 
minder als in Deutſchland der Wille vorhanden ſei, aufrichtige 
Freundſchaft zu pflegen und den Weltkrieg als den letzten Zuſammen⸗ 
ſtoß zwiſchen beiden Ländern zu betrachten. Nachdem nun England 
offenſichtliche Feindſchaft gegen Deutſchland zur Schau trug und in 
weit ausgreifendem diplomatiſchem Vorgehen eine gegen dieſes gerichtete 
Front zu ſchmieden verſuchte, hatte der Flottenvertrag offenſichtlich 
ſeinen Sinn verloren. So war es denn wiederum nur eine unausweich⸗ 
liche Schlußfolgerung, die der Führer zog, als er am 28. April auch 
dieſes Abkommen für hinfällig erklärte. Wenn er zugleich mit ſtarkem 
Nachdruck die freundſchaftlichen Empfindungen betonte, von denen das 
deutſche Volk dem engliſchen gegenüber erfüllt iſt, und feine Bereit⸗ 
willigkeit zu einer erneuten Verſtändigung hervorhob, erbrachte er da⸗ 
mit einen weitern Beweis für Deutſchlands Friedensliebe ebenſo wie 
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für die Grundloſigkeit der Stellungnahme Englands. Leider fand 
Mr. Chamberlain darauf nur die trockene Antwort, daß im Flotten⸗ 
abkommen eine Kündigung nicht vorgeſehen ſei. Dieſe Stellungnahme 
war ſelbſt unter formaliſtiſchen Geſichtspunkten nicht haltbar, da un⸗ 
befriſtete internationale Verträge ſtets als kündbar gelten und ſelbſt 
die franzöſiſche Rechtswiſſenſchaft ihnen gegenüber die clausula rebus 
sic stantibus für anwendbar erklärt. 

In derſelben Rede vom 28. April mußte der Führer auch eine 
Provokation des Präſidenten Rooſevelt zurückweiſen. Nur als Droge: 
kation konnte die Botſchaft betrachtet werden, die dieſer am 15. April 
an den Führer und an den Duee gerichtet hatte. Er forderte in ihr 
Deutſchland und Italien auf, ſich zu verpflichten, 30 namentlich ge⸗ 
naunte Staaten nicht anzugreifen, unter denen ſich intereſſanterweiſe 
auch Paläſtina und Syrien, hingegen nicht die angeblich ſo ſchwer be⸗ 
drohten ſüdamerikaniſchen Republiken befanden. Bei der Beurteilung 
dieſer Aufforderung konnte man ſogar davon abſehen, daß zu einer 
Reihe dieſer Länder Deutſchland wie Italien in denkbar freundſchaft⸗ 
lichen Beziehungen ſtanden, daß andere für ſie geographiſch ſchlechtweg 
unerreichbar ſind. Weſentlich war die Ungehörigkeit einer ſolchen 
Aufforderung an ſich, da fie nichts anderes darſtellte als die unzwei⸗ 
deutige Beſchuldigung einer frivolen Angriffspolitik. 

Darüber hinaus faßte der Präſident Rooſevelt für den Fall der 
Annahme ſeines Vorſchlages die Einberufung einer Konferenz ins 
Auge, auf der über eine allgemeine Abrüſtung, über die Entwicklung 
des internationalen Handels und gegebenenfalls über weitere politiſche 
Probleme verhandelt werden ſollte. Auch das erſchien, wenn man dem 
Präſidenten nicht völlige Weltfremdheit unterſtellen wollte, als Provo⸗ 
kation. Konnte es doch Deutſchland wirklich nicht zugemutet werden, 
ſich an einer Abrüſtungskonferenz zu beteiligen, nachdem die von der 
Liga der Nationen 1932 einberufene Konferenz von England wie von 
Frankreich ſabotiert und zum Scheitern gebracht worden war. Ebenſo⸗ 
wenig konnte es Deutſchland zugemutet werden, über eine Entwicklung 
des Welthandels mit den Mächten zu beraten, die ſeit Jahren alles 
getan hatten, um feine Wirtſchaft zu ſchädigen und wenn irgend më 
lich zum Erliegen zu bringen. Schließlich konnte ihm auch nicht zu⸗ 
gemutet werden, die der Löſung harrenden politiſchen Probleme in einem 
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Kreiſe zu erörtern, der doch nichts anderes wäre als eine neue Form 
der Pariſer Friedenskonferenz und der Genfer Liga. 

So konnte denn von einer Annahme der amerikaniſchen Vorſchläge 
nicht die Rede ſein. Sie kam um ſo weniger in Betracht, als die be⸗ 
tont feindſelige Haltung, die der Präſident Rooſevelt von vornherein 
dem Dritten Reich gegenüber eingenommen hatte, zum Vermittler 
niemanden weniger als ihn geeignet erſcheinen ließ. Sein Vorſtoß 
ſtand offenſichtlich nicht im Dienſte der Friedenswahrung, ſondern in 
dem der engliſch⸗franzöſiſchen Einkreiſungspolitik. 

Dieſe Einkreiſungspolitik war aus Anlaß der Angliederung 
Böhmens und Mährens eingeleitet worden. Sie richtete ſich zunächſt 
gegen Deutſchland. Aber ſie hatte gleichzeitig Italien im Auge. Die 
Annahme wird deshalb kaum fehlgehen, daß an den Ereigniſſen, die 
ſich im Laufe des März in Albanien abſpielten und die beſtimmt waren, 
den Einfluß Italiens dort zu erſchüttern, Frankreich ebenſowenig un⸗ 
beteiligt war wie an den Vorgängen, die im Juni 1934 Italien zu der 
Flottendemonſtration vor Durazzo veranlaßten. 

Der Ablauf dieſer Ereigniſſe iſt heute im einzelnen noch nicht zu über⸗ 
ſehen. Es ſteht jedoch feſt, daß König Zogu ſich einer Abenteurerpolitik 
hingegeben, gefährliche, gegen Italien gerichtete Intrigen geſponnen, 
im Innern eine zügelloſe Mißwirtſchaft getrieben und ſchließlich 
anarchiſche Zuſtände hatte einreißen laſſen. Italien, das ſchon kraft 
der geopolitiſchen Lage auf das ſtärkſte an Albanien intereſſtert war, 
das bedeutende Kapitalien dort inveſtiert hatte und zudem — eine 
Ironie der Geſchichte — durch den Vertrag vom 9. November 1921 
von Frankreich, Großbritannien und Japan ermächtigt war, ſeine 
Intereffen in Albanien ſelbſt wahrzunehmen, mußte eingreifen. So 
landete es denn am 7. April Truppen in den albaniſchen Häfen. 
König Zogu floh nach Griechenland, und die Beſetzung des Landes 
vollzog ſich, ohne daß ernſthafter Widerſtand geleiſtet worden wäre. 
Am 12. April trat in Tirana eine Nationaldverſammlung zu: 
ſammen, die König Viktor Emanuel die Krone Albaniens anbot, 
um ſo eine Perſonalunion mit Italien herbeizuführen. Unabhängig 
aber von der Wiederherſtellung der ſtaatlichen Ordnung und des 
wirtſchaftlichen Lebens, die nun eintrat, wirkte ſich dieſes ſein Vor⸗ 
gehen außenpolitiſch als eine Durchbrechung des Ringes aus, den 
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England um Italien nicht minder als um Dentfchland hatte ſchließen 
wollen. Es erwies ſich, daß Jugoslawien, von dem man in London wie 
in Paris Widerſtand erhofft hatte, vorher unterrichtet geweſen war und 
ſich mit dem Vorgehen Italiens einderſtanden erklärt hatte. Darüber 
hinaus war nicht zu überſehen, daß Italien nun wirklich zum Herrn 
des Adriatiſchen Meeres geworden war. Es beherrſchte jetzt vollftändig 
die Meerenge von Otranto und brauchte im Kriegsfalle keine Sorge 
um die Verteidigung ſeiner Oſtküſte zu tragen, konnte vielmehr ſeine 
ganze Flotte im freien Mittelmeer einſetzen. Strategiſch geſehen 
ergab ſich damit eine gewiſſe Parallele zu der Verkürzung ſeiner Ver⸗ 
teidigungslinie, die Deutſchland durch die Angliederung Boͤhmens und 
Mährens erreicht hatte. 


30. Memel 


Es iſt nur allzu bekannt, unter welch ſchwerem Druck das memel⸗ 
ländiſche Deutſchtum anderthalb Jahrzehnte lang hat leiden müſſen. 
In Verletzung des Selbſtbeſtimmungsrechts durch den Verſailler Ver⸗ 
trag vom Reiche abgetrennt und den Hauptmächten zu treuen Händen 
übergeben, wurde es am Tage des Ruhreinbruchs, am ro, Januar 
1923, zum Opfer eines litauiſchen Handſtreichs. Die zu jener Zeit 
allmächtige Botſchafterkonferenz der Alliierten ſanktionierte dieſe Ge: 
walttat und übertrug die Souveränität über das Gebiet an Litauen, 
ſchloß aber zugleich am 8. Mai 1924 mit dieſem einen Vertrag, 
durch den dem Memellande Autonomie zugeſichert wurde. Unter 
ſtillſchweigender Duldung jedoch der Hauptmächte, die ihre Aufrecht⸗ 
erhaltung ausdrücklich gewährleiſtet hatten, wurde dieſe Autonomie 
planmäßig mißachtet und beiſeite geſchoben. Vollends waren die 
MMemelländer der litauiſchen Willkür preisgegeben, nachdem am 
17. Dezember 1926 grundlos der Kriegszuſtand verhängt war, der 
dann 12 Jahre lang in Kraft blieb. Sie haben ſich tapfer gewehrt 
und ſich trotz aller Bedrückung immer wieder zum Deutſchtum be 
kannt. Selbſt unter dem Kriegszuſtande gaben in den Landtagswahlen 
1932 wie 1935 mehr als 80 % der Wähler ihre Stimmen für die 
deutſchen Parteien ab, fo daß dieſe 24 von 29 Sitzen erobern und be⸗ 
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haupten konnten. Dieſe Mehrheit des Landtages hat denn auch 
furchtlos der litauiſchen Gewaltpolitik widerſprochen. Aber ihr Proteſt 
verhallte. 

Die Reichsregierung nahm in jenen Jahren gelegentlich Anläufe, 
um den Genfer Rat, dem ein Aufſichtsrecht und eine Aufſichtspflicht 
zuſtand, zum Eingreifen zu veranlaſſen. Aber das blieb vergeblich, 
und ſchwächlich und unentſchloſſen wie das Weimarer Deutſchland 
war, ließ es fich durch litauiſche Zuſicherungen, die hernach nie eingelöft 
wurden, hinhalten. Es verzichtete auch darauf, wirtſchaftliche Oruck⸗ 
mittel gegen Litauen anzuwenden, das damals 60 %% feiner Ausfuhr 
in Deutſchland abſetzte. Als dann der große Umſchwung in Deutſch⸗ 
land kam, war das Reich zunächſt durch andere Aufgaben in An⸗ 
ſpruch genommen, und Litauen glaubte, unter dem Schutze der 
Deutſchland feindlich geſinnten Hauptmächte, ebenſo wie im Hinblick 
auf Deutſchlands Ausſcheiden aus der Liga der Nationen nun gänzlich 
freie Hand zu haben. Selbſt die Führerrede vom 20. Februar 1938 
überhörte es. Erſt der Zuſammenbruch der Tſchecho⸗Slowakei brachte 
es zur Erkenntnis, daß die Zeit vorüber war, da deutſches Recht miß⸗ 
achtet und deutſches Volkstum mit Füßen getreten werden durfte. 

Nun kündigte Dh ein Wandel an. Am 1. November wurde der 
Kriegszuſtand aufgehoben, und am 11. Dezember konnten die ver- 
faſſungsmäßigen Neuwahlen zum Landtag ordnungsmäßig ſtattfinden. 
Sie erbrachten der deutſchen Einheitsliſte H: in der Stimmen 
und damit noch einen weitern Sitz im Landtage. Schon im Rahmen 
der Wahlvorbereitungen aber hatte Kowno es dulden müſſen, 
daß den um ihrer nationalen Haltung willen von litauiſchen 
Gerichten verurteilten Memelländern das ihnen abgeſprochene Wahl⸗ 
recht wieder zuerkannt wurde. Es hatte auch keinen Einſpruch er⸗ 
hoben, als die memelländiſchen Behörden die Gleichberechtigung der 
deutſchen mit der litauiſchen Sprache wiederherſtellten, und hatte ſich 
ſchließlich bereit gefunden, einen Wechſel im Amt des Gouverneurs 
vorzunehmen. Unmittelbar nach den Wahlen wurde dann ſchon vor 
dem Zuſammentritt des Landtages ein neues Direktorium unter dem 
Präſidium des Memeldeutſchen Bertuleit gebildet, das auf ein Ver⸗ 
trauensvotum mit Sicherheit rechnen durfte. Unverzüglich ging es an 
die Wiederherſtellung der autonomen Rechte des Gebietes. Freilich 
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ergaben ſich dabei noch vereinzelte Reibungen mit den litauiſchen Be⸗ 
hörden. Aber im weſentlichen konnte das augeſtrebte Ziel erreicht 
werden. 

Für den 25. März ſtand der Zuſammentritt des neugewählten 
Landtages bevor, und es war mit Sicherheit zu erwarten, daß er dem 
Willen zur Heimkehr in das Reich Ausdruck geben würde. Da fiel 
die Entſcheidung bereits drei Tage vorher auf Grund einer Einigung 
zwiſchen dem Reich und Litauen. 

Am 20. März weilte der litauiſche Außenminiſter Urbſys in Berlin, 
und hier machte ihm der Reichsaußenminiſter von Ribbentrop namens 
der Reichsregierung den Vorſchlag, das Memelgebiet Deutſchland 
zurückzugeben. Er bezeichnete dieſes als die für die Befriedung Nordoſt⸗ 
europas einzig zweckmäßige Löſung. Sie würde in Uebereinſtimmung 
mit dem unzweifelhaften Willen der geſamten memeldeutſchen Be⸗ 
völkerung ſtehen und würde die Grundlage für künftige gute Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Deutſchland und Litauen ſchaffen. Deutſchland 
wäre im Falle einer ſolchen Löſung auch bereit, die wirtſchaftlichen 
Intereſſen Litauens am Memeler Hafen weitgehend zu berückſichtigen. 

Nach Kowno zurückgekehrt, berichtete Herr Urbſys dem Miniſter⸗ 
rat, und im Ergebnis einer eingehenden Beſprechung beſchloß dieſer am 
21. März die Rückgabe des Memellandes. Der Beſchluß wurde un⸗ 
verzüglich zur Kenntnis des Sejm gebracht und von ihm gebilligt. 
Schon am 22. März wurde dann in Berlin der Vertrag abgeſchloſſen, 
durch den das Memelland mit Wirkung vom gleichen Tage an Deutſch⸗ 
land abgetreten wurde. Litauen erhielt in Memel eine Freihafenzone, 
und darüber hinaus verpflichteten ſich beide Staaten, weder zur An⸗ 
wendung von Gewalt gegeneinander zu ſchreiten, noch eine von dritter 
Seite unternommene Gewaltanwendung zu unterſtützen. 

Es war deutſches Land, das einſt um die Mitte des 13. Jahrhunderts 
vom livländiſchen Zweige des Deutſchordens gewonnen wurde, das 
faſt 700 Jahre zum Reich gehört hatte, das ihm durch rechtswidrige 
Gewalt geraubt war und das nun wieder heimkehrte. Dieſe Heimkehr 
war wie die Heimkehr der Oſtmark eine innerdeutſche Angelegenheit, 
an der nur Litauen, das ſich jetzt bereit fand, ein Unrecht gutzumachen, 
beteiligt war. Die übrigen Mächte wurden durch ſte nicht berührt. 
Dieſe Tatſache mußten auch England und Frankreich anerkennen, nach⸗ 


211 


dem ſie in ihrer Eigenſchaft als Signatarmächte des Memelabkommens 
von dem Entſchluß der litauiſchen Regierung unterrichtet und um eine 
Stellungnahme gebeten worden waren. Etwas anderes blieb ihnen 
angeſichts der Geſamtlage wie auch im Hinblick darauf nicht übrig, 
daß ſie der für die Autonomie des Memellandes übernommenen Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung niemals gerecht geworden waren. 


31. Die koloniale Forderung 


Auf dem Parteitage zu Nürnberg im September 1935 hat der 
Führer zum erſten Mal die Forderung auf Rückgabe der deutſchen 
Kolonien förmlich angemeldet. In der Folge hat er wiederholt und mit 
ſteigendem Nachdruck unterſtrichen, daß Deutſchland dieſe ſeine 
Forderung aufrecht erhalte. Zuletzt hat er das noch in der Reichstags⸗ 
rede vom 28. April 1939 getan. 


Die Verwirklichung dieſer Forderung iſt für Deutſchland allem 
zuvor eine Frage des Rechts und der Ehre. Gewiß befindet ſie ſich 
in Uebereinſtimmung auch mit den wirtſchaftlichen Intereſſen des 
Reiches, das für die Ernährung ſeiner Bevölkerung wie für ſeine 
Induſtrie kolonialer Rohſtoffe bedarf. Aber es wäre vollkommen ver: 
fehlt, wollte man es unternehmen, dieſen Umſtand in den Vordergrund 
zu ſtellen und das koloniale Problem als ein Rohſtoffproblem zu be⸗ 
handeln, durch deſſen Löſung Deutſchland befriedigt und zu einem Ver⸗ 
zicht auf die Wiedergewinnung ſeiner Kolonien bewogen werden könnte. 

Gerade einen ſolchen Verſuch hat in Befolgung einer britiſchen 
Anregung die Liga der Nationen gemacht. Angeſichts der auf die 
Unterwerfung Abeſſiniens gerichteten Pläne Italiens, ebenſo wie der 
von Deutſchland erhobenen Forderungen führte Sir Samuel Hoare, 
damals Staatsſekretär des Auswärtigen, am 11. September 1935 
in einer programmatiſchen Rede vor der Vollverfammlung in Genf 
aus, daß es eine koloniale Frage in politiſchem und territorialem Sinne 
nicht gebe. Wohl aber ſei es notwendig, den Staaten, die keine 
Kolonien beſitzen, die Möglichkeit der Verſorgung mit kolonialen 
Rohſtoffen zu gewährleiſten. Es handle ſich ſomit um ein Verteilungs⸗ 
problem, und dieſes könne gelöſt werden, indem der Grundſatz der 
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Offenen Tür für alle überſeeiſchen Beſitzungen Geltung erhält. Die 
Liga der Nationen betraute daraufhin am 27. Januar 1937 einen 
Ausſchuß mit der Unterſuchung dieſer Frage. Geſtützt auf ein über⸗ 
aus umfangreiches Material, gelangte er, wie nicht anders zu er⸗ 
warten war, zu einer vorbehaltloſen Beſtätigung der von Sir Samuel 
Hoare aufgeſtellten Sätze. Vor allem gab auch er der Ueberzeugung 
Ausdruck, daß die Frage der Robftoffe und damit die Kolonialfrage, ſo 
wie er fie ſah, durch die Aufrichtung des Grundſatzes der Offenen Tür 
gelöſt werden könne. 

Es ſei nun von der Tatſache abgeſehen, daß ſelbſt bei ehrlicher 
Durchführung dieſes Grundſatzes dem Mutterlande immer die 
wirtſchaftliche Vorherrſchaft in ſeinen Kolonien zufällt und daß 
dasſelbe, ſoweit bisher Erfahrungen vorliegen, für die Mandate: 
mächte in ihrem Verhältnis zu den Mandatsgebieten gilt. 
Entſcheidend iſt bereits, daß Art. 22 der Satzung der Liga der 
Nationen dieſen Grundſatz für die B⸗Mandate, das heißt für Deutſch⸗ 
Oſtafrika, das heute in Tanganyika und Ruanda⸗IUrundi zerfällt, 
für Kamerun und für Togo verkündet hat, und daß er trotzdem, wie 
ſich aus den Verhandlungen der Ständigen Mandatskommiſſion 
immer wieder ergeben hat, nicht eingehalten worden iſt. Schon das 
beweiſt die Unbrauchbarkeit der vom Genfer Ausſchuß vorgeſchlagenen 
Löſung, da offenſichtlich keinerlei Gewähr dafür beſteht, daß der 
Grundſatz der Offenen Tür künftig verwirklicht werden würde, nach⸗ 
dem das bisher nicht geſchehen iſt. Dazu kommt, daß auf dieſem Wege 
die Schwierigkeiten nicht behoben werden könnten, die ſich für die 
Länder ohne Kolonien aus dem Mangel an Deviſen ergeben, welcher 
Mangel wiederum eine unmittelbare Folge ihrer Rohſtoffnot 
darſtellt. 

Der Ausweg, den Sir Samuel Hoare glaubte weiſen zu ſollen, iſt 
ſomit nicht gangbar. Er hätte aber auch an ſich nicht zum Ziele 
führen können, da es, wie nochmals hervorgehoben ſei, nicht um eine 
wirtſchaftliche Frage geht. Es geht vielmehr darum, daß der in 
Art. 119 des Verſailler Vertrages ausgeſprochene Verzicht Deutſch⸗ 
lands auf die Kolonien ungültig iſt, weil er von den alliierten und 
aſſoziierten Mächten im Widerſpruch zu dem Friedensvorvertrage 
erzwungen wurde. 
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Im fünften der 14 Punkte des Präſidenten Wilfon vom 8. Januar 
1918 war eine „freie, weitherzige und abſolut unparteiiſche Regelung 
aller Kolonialanſprüche“ zugeſagt, bei der die Intereſſen der eingebore⸗ 
nen Bevölkerung ebenſo berückſichtigt werden würden wie die Rechts⸗ 
titel der beteiligten Regierungen. Die Kraft dieſes Punkt 5 iſt in der 
Note des Staatsſekretärs Lanſing vom 8. November 1918 ebenſo 
anerkannt worden wie die des geſamten Friedensprogramms des 
Präſidenten Wilſon. Eine freie, weitherzige und unparteüſche 
Regelung hat jedoch nicht ſtattgefunden, und es iſt weder der Wille 
der Bevölkerung erforſcht, noch ſind die Rechtstitel Deutſchlands auch 
nur geprüft, geſchweige denn der Entſcheidung zugrunde gelegt worden. 
Man hat in Deutſch⸗Südweſt eine Befragung der Bevölkerung in 
die Wege geleitet, hat ſie jedoch abgebrochen, als ſie zugunſten der 
Aufrechterhaltung der deutſchen Herrſchaft auszufallen drohte. Von 
den deutſchen Rechtstiteln aber, die in Verträgen einerſeits mit den 
einheimiſchen Herrſchern und Häuptlingen, andererſeits mit den be⸗ 
nachbarten europäiſchen Mächten beſtanden, iſt überhaupt nicht ge⸗ 
ſprochen worden. Wie ſich aus den vom Amerikaner David Hunter 
Miller veröffentlichten Protokollen der Friedenskonferenz ergibt, hat 
man vielmehr als Rechtstitel die Tatſache der Eroberung und Ber 
ſetzung der deutſchen Gebiete durch die Truppen der alliierten Mächte 
anerkannt und hat nur um die Form geſtritten, in der dieſe Gebiete 
ihren Inhabern zugeſprochen werden ſollten. Während vor allem 
Frankreich und die Südafrikaniſche Union auf eine bedingungsloſe 
Annexion drängten, beſtand Präſident Wilſon auf der Aufrichtung 
des Mandatsſyſtems. Wenn ſeine Verbündeten ſich dem ſchließlich 
fügten, geſchah es einerſeits, weil ſie auch ſo im weſentlichen ihr Ziel 
erreichten, andererſeits weil nur ſo eine Anrechnung des Werts der 
Kolonien auf die Reparationen unterbleiben konnte. Aber dieſer 
Raub der Kolonien bedeutete ganz unabhängig von der Form, in der 
er ſich vollzog, einen Bruch des Friedensvorvertrages. Aus dieſem 
Bruch ergibt ſich die Ungültigkeit des erzwungenen deutſchen Verzichts, 
und aus dieſer Ungültigkeit wiederum erwächſt der Anſpruch Deutſch⸗ 
lands auf die Rückgabe der Kolonien. Er richtet fich in gleichem Maße 
gegen die für den Bruch des Friedensvorvertrages verantwortlichen 
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Hauptmächte, wie gegen die Mandatsmächte als Inhaber der ihm 
genommenen Beſitzungen. 

Hierzu kommt die Chroerlegung, die Deutſchland durch die koloniale 
Schuldlüge zugefügt worden iſt. 

Die Mantelnote der alliierten und aſſoziierten Mrächte vom 
16. Juni 1919 begründete die Fortnahme der Kolonien damit, daß 
Deutſchland gegen die ihm als einer weißen Macht obliegenden kolo⸗ 
niſatoriſchen Verpflichtungen verſtoßen habe. Einen Beweis für die 
Richtigkeit dieſer Behauptung trat ſie nicht an, und es darf feſtgeſtellt 
werden, daß ein ſolcher Beweis auch ſonſt nicht erbracht worden iſt. 
Insbeſondere erbringt ihn das bekannte Blaubuch über Deutſch⸗Süd⸗ 
weſt vom Januar 1918 nicht. Es iſt unter der Herrſchaft des Kriegs⸗ 
rechts ohne jegliche Garantie für Gerechtigkeit und Unparteilichkeit mit 
offenſichtlich tendenziöſer Abſicht zuſammengeſtellt worden. Der Süd: 
weſtafrikaniſche Landesrat, der damals aus 9 Deutſchen, 8 Buren 
und 1 Briten beſtand, hat denn auch, kaum daß die Kriegspſychoſe 
gewichen war, am 29. Juli 1926 einſtimmig eine Entſchließung ge⸗ 
faßt, in der das Blaubuch verworfen und die Forderung geftellt 
wurde, daß es eingezogen und vernichtet werde. In Uebereinſtimmung 
damit hat der Premierminiſter der Südafrikaniſchen Union, General 
Hertzog, in einem an den Adminiſtrator von Südweſt gerichteten 
Schreiben vom 28. Februar 1927 es für „eine unzuverläſſige und 
unwürdige Urkunde der Kriegshetze“ erklären laſſen, „der das gleiche 
ſchimpfliche Begräbnis zukommt wie allen derartigen Schriften der 
Kriegszeit“. 

Mit nackten, durch nichts bewieſenen Behauptungen begnügten ſich 
auch die Mitglieder des Oberſten Rats der Alliierten in ihren Ver⸗ 
handlungen während der Friedenskonferenz in Paris, in deren Er⸗ 
gebnis die Fortnahme der deutſchen Kolonien beſchloſſen wurde. 
Männer, die nichts als Vertreter einer Partei waren, warfen ſich zu 
Richtern auf und fällten unter Verletzung aller Grundſätze eines 
geordneten Verfahrens, vor allem ohne dem Beſchuldigten Gelegenheit 
zu einer Aeußerung zu geben, ein Urteil, aus dem ihnen ſelbſt und 
ihren Verbündeten unermeßliche Vorteile erwuchſen. 

Wenn es ſomit an dem behaupteten Grunde für die Fortnahme der 
Kolonien fehlte und wenn dieſe Fortnahme in einem rechtswidrigen 
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Verfahren beſchloſſen wurde, fo erfcheint fie auch unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte als Rechtsbruch, aus dem ein Anſpruch Deutſchlands auf 
Wiederherſtellung ſeines Beſitzſtandes erwächſt. Darüber hinaus aber 
ſtellt die wahrheitswidrige Beſchuldigung ſchlechter Verwaltung und 
grauſamer Behandlung der Eingeborenen eine Verletzung der nationa⸗ 
len Ehre Deutſchlands dar, aus der ſich ein weiterer ſelbſtändiger 
Anſpruch ergibt. Dieſer Anſpruch geht auf Genugtuung für die 
erlittene Ehrenkränkung. Seit jeher hat das Völkerrecht einen Ehren⸗ 
ſchutz anerkannt und gewährt. Je nach der Art der zugefügten Ver⸗ 
letzung wird die Genugtuung durch eine Erklärung, insbeſondere eine 
Entſchuldigung, oder durch Ehrenbezeugungen vorzüglich militäriſcher 
Art, oder endlich durch eine andere, der Eigenart des einzelnen Falles 
angepaßte Handlung geleiſtet. Hier kann ſie augenſcheinlich nur in 
der Rückgabe der deutſchen Kolonien beſtehen, da allein auf ſolche 
Weiſe die Kolonialſchuldlüge wirkſam zurückgenommen und ausge⸗ 
löſcht werden kann. 

Es iſt nun ſehr bezeichnend für die Unanfechtbarkeit des deutſchen 
Anſpruchs, daß ſich gerade in England, das zuſammen mit den Do- 
minions den Löwenanteil der deutſchen Kolonien erhalten hat und das 
daher durch ihn in erſter Reihe berührt wird, kaum eine Stimme er⸗ 
hoben hat, die ſeine Berechtigung grundſätzlich beſtritten hätte. Keiner 
der zahlreichen Briten von Namen und Ruf, die ſich an der in 
Preſſe und Parlament ſeit 1935 geführten Kolonialdebatte beteiligt 
haben, hat es unternommen zu behaupten, daß Punkt 5 des Wilſon⸗ 
Programms durchgeführt worden ſei oder daß Deutſchland die ihm 
zugeſchriebene Schuld auf ſich geladen habe. Sehr viele unter ihnen 
haben ausdrücklich anerkannt, daß Deutſchland ein unbeſtreitbares 
Recht auf Rückgabe ſeiner Kolonien habe. Allerdings iſt dabei nicht zu 
überſehen, daß dieſe Anerkennung im allgemeinen theoretiſchen Charak⸗ 
ter trug und daß ihre Urheber es vermieden, aus ihr praktiſche Schluß⸗ 
folgerungen zu ziehen. Am augenfälligſten vielleicht trat das in 
Aeußerungen zutage, die der Verteidigungsminiſter der Südafrika⸗ 
niſchen Union Pirow im Juni und Juli 1936 auf der Rückreiſe 
aus London vor Preſſevertretern in Nairobi und Pretoria tat. Deutſch⸗ 
land, fo ſagte er, müſſe ſchon im Hinblick auf die durch die Eroberung 
Abeſſiniens eingetretenen Machtverſchiebungen wieder Kolonien er⸗ 
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halten, und zwar nicht irgendwo auf dem Erdball, ſondern gerade in 
Afrika. Allerdings käme eine Rückübertragung Deutſch⸗Südweſts 
oder Deutſch⸗Oſts nicht in Frage. 

Neben dieſen Stimmen wurden andere laut, die grundſätzlich eben⸗ 
falls eine Befriedigung des deutſchen Anſpruchs befürworteten, ſie aber 
mit einer allgemeinen politiſchen Regelung verbinden wollten. Zu 
ihrem Wortführer machte ſich die „Times“ in einem am 28. Oktober 
1937 veröffentlichten Aufſatz, der damals ſtarke Beachtung fand. 
Sein Leitgedanke war, daß die kolonialen Beſtimmungen des Verſailler 
Vertrages nicht für alle Zeit in Kraft bleiben könnten, daß niemand 
im Ernſt die Behauptung aufrechterhalte, Deutſchland ſei zu koloni⸗ 
ſatoriſcher Tätigkeit unfähig, und daß deshalb die Berechtigung ſeines 
Anſpruchs zugeſtanden werden müſſe. Es könne jedoch Kolonien nur 
im Rahmen einer Verſtändigung erhalten, durch die einerſeits alle 
europäiſchen Probleme geregelt und andererſeits eine Zuſammenarbeit 
der weißen Mächte in Afrika geſichert würde. Daß daneben auch 
gänzlich unpraktiſche Pläne verfochten wurden, die eine Unterſtellung 
aller Kolonien unter das Mandatsſyſtem und die Einrichtung einer 
gemeinſamen internationalen Verwaltung ins Auge faßten, ſei nur der 
Vollſtändigkeit halber erwähnt. 

Endlich trat eine dritte Gruppe hervor, die mit Stillſchweigen über 
alle rechtlichen Erwägungen hinwegging und einfach dem engliſchen 
Beſttzinſtinkt Worte lieh. Als ihr Vertreter iſt in erſter Reihe der 
frühere Kolonialſtaatsſekretär Amery zu nennen, der die Auffaſſung 
verfocht, daß durch die Verteilung der Mandate ein endgültiger Zu⸗ 
ſtand geſchaffen ſei und daß ſeine Nachprüfung und Abänderung 
nicht in Frage komme. Es dürfe kein Fußbreit engliſchen Beſitzes 
preisgegeben werden. 

Angeſichts dieſer Zerriſſenheit der öffentlichen Meinung hat die 
britiſche Regierung ſich jeder eigenen Stellungnahme enthalten. Am 
27. April 1936 erklärte der Premierminiſter Baldwin im Unter⸗ 
hauſe, daß ſie eine Abtretung von Gebieten, die ſich in engliſchem 
Beſitz befinden oder unter engliſcher Kontrolle ſtehen, nicht in Er⸗ 
wägung gezogen habe und nicht in Erwägung ziehe. Sollte ſie es tun, 
ſo würde ſie jedenfalls dem Parlament Gelegenheit zur Aeußerung 
geben. 
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Dieſe Formel ift in der Folge von Kabinettsmitgliedern mehrfach 
wiederholt worden, und in ihr war auch zu Beginn des Jahres 1939 
der Ausdruck des Willens der britiſchen Regierung zu ſehen. 


Immerhin wurde durch alle dieſe Verlautbarungen eine Debatte im 
Gange gehalten, und die britiſche öffentliche Meinung konnte ſich der 
Erkenntnis nicht entziehen, daß hier ein ernſtes Problem gegeben war, 
das einmal würde gelöſt werden müſſen. 


Ein ſehr viel ungünſtigeres Bild boten die anderen Mandats⸗ 
mächte, bot insbeſondere Frankreich. Seine Preſſe enthielt ſich zu⸗ 
nächſt jeder Beteiligung an der Kolonialdebatte. Sie betonte, daß 
es in erſter Reihe um engliſche Intereſſen gehe, da Frankreich nur 
einen ganz bedeutungsloſen Teil der deutſchen Kolonien erhalten habe. 
Selbſt ein Blatt wie der „Temps“ ſcheute nicht davor zurück, in 
dieſem Zuſammenhange willkürlich erdachte Zahlen zu nennen und bei⸗ 
ſpielsweiſe zu behaupten, daß der franzöſiſche Mandatsbeſitz nur 
rund 300000 qkm umfaſſe, während er ſich in Wirklichkeit auf 
487 000 qkm beläuft. Dann wurde der Verſuch unternommen, die 
kleineren Kolonialmächte aufzuſtacheln und in Belgien, Holland und 
Portugal die Befürchtung zu wecken, daß Deutſchland ſich an ihrem 
Beſitz ſchadlos halten werde. Dem trat der Führer am 30. Januar 
1937 mit der Erklärung entgegen, daß Deutſchland von keinem Staat 
etwas fordern werde, der ihm nichts genommen habe. Im Herbſt 
1938 aber bemächtigte ſich der franzöſiſchen Oeffentlichkeit eine ſtarke 
Beunruhigung, da im Zuſammenhange mit einer Europareiſe des ſüd⸗ 
afrikaniſchen Miniſters Pirow Gerüchte über die Möglichkeit der 
Bildung eines deutſchen Kolonialreiches aus Kamerun, Togo und 
Nigeria auftauchten. Die zu jener Zeit abgehaltenen Kongreſſe 
mehrerer politiſcher Parteien faßten Entſchließungen, in denen die Rück⸗ 
gabe der Mandatsgebiete abgelehnt wurde, und am 16. November 
veröffentlichte der Miniſterpräſident Daladier eine Erklärung, der 
zufolge Frankreich ſich jeder Antaſtung ſeiner Kolonien widerſetzen und 
die Unberſehrtheit feiner Beſitzungen, fo wie ſie ſich zu Ende des 
Weltkrieges geſtaltet haben, aufrechterhalten werde. Eine Ent⸗ 
ſchließung in dieſem Sinne hat dann die Kammer am 26. Januar 
1939 einmütig mit 609 Stimmen gefaßt. 
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Eine ähnliche Haltung wie Frankreich nahm Belgien ein. Seine 
Preſſe vermied im allgemeinen ebenſo wie ſein Parlament eine Be⸗ 
teiligung an der Kolonialdebatte. Gelegentlich aber wurden Ver⸗ 
lautbarungen abgegeben, in denen die Unantaſtbarkeit don Belgiſch⸗ 
Kongo betont wurde. Das war ein durchſichtiges Ablenkungsmanöver, 
da vom Kongo niemals die Rede geweſen war, der deutſche Anſpruch 
vielmehr nur auf Ruanda-Urundi gehen konnte, dieſen beſonders mert: 
vollen Teil Deutſch⸗Oſtafrikas, der auf 53 000 qkm eine Bevöl- 
kerung von 3,5 Millionen zu ernähren vermag. 

Einmal, gelegentlich des am 29. und 30. November 1937 abge⸗ 
ſtatteten Londoner Beſuchs des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten 
Chautemps und des Außenminiſters Delbos, iſt auch amtlich das Be⸗ 
ſtehen einer kolonialen Frage zugegeben worden. In einer damals 
herausgegebenen Verlautbarung hieß es, daß die engliſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Miniſter „in eine vorläufige allfeitige Prüfung der Kolonial- 
frage“ eingetreten ſeien. Sie hätten feſtgeſtellt, daß dieſe Frage nicht 
für ſich allein erwogen werden könne und daß ſie im übrigen auch ver⸗ 
ſchiedene andere Mächte angehe. Die Notwendigkeit einer ſehr viel 
eingehenderen Prüfung ſei anerkannt worden. Das bedeutete zu jener 
Zeit einen gewiſſen Fortſchritt, wennſchon unverzüglich eingewendet 
werden mußte, daß der auch hier unternommene Verſuch einer Ver⸗ 
bindung der Kolonialfrage mit anderen politiſchen Problemen unzu⸗ 
läſſig war. 

Dann aber brach das Jahr 1938 an, und in den Vordergrund 
traten die öſterreichiſche und die ſudetendeutſche Frage. Erſt als ſie 
gelöſt waren, konnte Dh die Aufmerkſamkeit wieder der Kolonial⸗ 
frage zuwenden. Zugleich waren nun jene Pläne einer allgemeinen 
Regelung, die damals in London geſponnen worden waren, überholt. 
Weder von einem neuen Weſtpakt, noch von einer kollektiven Regelung 
der oſteuropäiſchen Fragen im Sinne des franzöſiſchen Entwurfs eines 
Oſtpakts konnte mehr geſprochen werden. Sie waren durch die deutſch⸗ 
engliſche Erklärung vom 30. September und die deutſch⸗franzöſiſche 
Einigung vom 6. Dezember augenſcheinlich erledigt. So hätte die 
Erörterung um die Rückgabe der deutſchen Kolonien wiederaufgenom⸗ 
men werden können. Mr. Chamberlain berichtete denn auch über einen 
in München getanen Ausſpruch des Führers, der darauf als auf eine 
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Möglichkeit und eine Notwendigkeit hinwies. Tatſächlich iſt es aber 
dazu nicht gekommen. Die Verſteifung, die zu Ende des Jahres trotz 
München und Paris in der internationalen Stimmung eintrat, hat 
das bedauerlicherweiſe verhindert. Die pſychologiſche Erklärung dafür 
iſt wohl in der Mißgunſt gegenüber Deutſchland zu finden, von der 
die öffentliche Meinung Englands und Frankreichs zu jener Zeit 
beherrſcht war. Selbſt in den Kreiſen, die mit der Politik der 
beiden Regierungen grundſätzlich einverſtanden waren, war man nicht 
geneigt, Deutſchland nach dem Machtzuwachs, den es durch die Ein⸗ 
gliederung Oeſterreichs und des Sudetenlandes erfahren hatte, noch 
einen weitern Erfolg zu gönnen. Nach außenhin aber wurde dieſe ab⸗ 
lehnende Haltung mit der deutſchen Judenpolitik und namentlich mit 
den Vergeltungsmaßnahmen begründet, die nach der Ermordung 
des Legationsrats vom Rath im November 1938 ergriffen worden 
waren. Man berief ſich, vielfach in gehäſſiger Weiſe, darauf, daß 
man angeſichts dieſer Sachlage die andersraſſigen Eingeborenen der 
Kolonien der deutſchen Herrſchaft nicht unterſtellen dürfe. 

Demgegenüber muß wieder hervorgehoben werden, daß die in Frage 
ſtehenden Maßnahmen innerpolitiſchen Charakter hatten und deshalb 
einer Beurteilung durch fremde Staaten nicht unterlagen. Darüber 
hinaus aber verſtand es ſich ſchlechtweg von ſelbſt, daß Deutſchland die 
in ihrem Urſprungslande ſitzenden Eingeborenen niemals mit dem⸗ 
ſelben Maßſtabe mellen würde wie die Juden, die als Fremde in 
Deutſchland eingedrungen waren und hier zum Schaden des deutſchen 
Volkes ein paraſitäres Daſein führten. Im Grunde erkannte auch 
die engliſche öffentliche Meinung, ſoweit ſie ſich ein eigenes Urteil 
gewahrt hatte, das an, und die „Times“ äußerte mit aller Offenheit, 
daß ſie grundſätzlich an dem Programm feſthalte, das ſie in jenem 
Aufſatz vom 28. Oktober 1937 dargelegt hatte. Aber ſie fügte hinzu, 
daß im Augenblick die gegen Deutſchland beſtehende Verſtimmung eine 
Verſtändigung ausſchließe. 

So befand ſich denn zu Beginn des Jahres 1939 die koloniale 
Frage böllig in der Schwebe. Es konnte auch nicht überſehen werden, 
daß angeſichts des Mangels an gutem Willen bei den Mandatsmächten 
der Verwirklichung des deutſchen Anſpruchs ſehr große Schwierig⸗ 
keiten entgegenſtanden. So unzweifelhaft Deutſchlands Wille auf die 
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Wiedergewinnung der Kolonien gerichtet war, wollte es doch um ihret- 
willen einen neuen Weltkrieg nicht entfeſſeln, und darum war die 
Vorausſetzung für eine Löſung des Problems eben jener gute Wille, 
an dem es jetzt fehlte. Nichtsdeſtoweniger hielt Deutſchland an der 
kolonialen Forderung feſt, die ſich nach wie vor als eine Frage des 
Rechts und der Ehre darſtellt. Die Erfahrung der letzten 6 Jahre 
aber hat gezeigt, daß Deutſchland die Ziele zu erreichen weiß, die ihm 
durch Recht und Ehre gewieſen ſind. Es wäre nur klug und würde 
nur in ihrem eigenen Intereſſe liegen, wenn die Mächte, die heute 
die deutſchen Kolonien zu Unrecht beſitzen, ſich entſchließen wollten, aus 
dieſer Erfahrungstatſache die unbermeidlichen Schlüſſe zu ziehen. 


32. Deutſchlands Weg 


Es iſt ein langer, ſteil aufwärts führender Weg, den Deutſchland 
in den Jahren von 1933 bis 1939 durchſchritten hat. 

Als das Dritte Reich ihn antrat, ſah die Welt zwar in manchem 
anders aus als 1919, da die alliierten und aſſoziierten Mächte ihm 
ein unmenſchliches und ungerechtes Diktat aufgezwungen hatten. Ge⸗ 
wiß hatte die Zeit ihr Werk getan. Die Kriegspſychoſe war ge: 
wichen, und Deutſchland war nicht mehr von dem verzehrenden Haß 
umlauert, der in den erſten Nachkriegsjahren der internationalen 
Politik ſein Brandmal aufgeprägt hatte. Aber immer noch war in 
ſeinen einſtigen Gegnern der Wille lebendig, das Werk von Verſailles 
aufrechtzuerhalten, Deutſchland die Gleichberechtigung zu verfagen und 
es an der Entfaltung ſeiner natürlichen Kräfte zu hindern. 

Nicht minder bedrohlich war der Geiſt, der im Reiche ſelbſt die 
Herrſchaft an ſich geriſſen hatte. Wenn die Verworrenheit der inner: 
politiſchen Verhältniſſe, der wirtſchaftliche Niedergang, die Arbeits⸗ 
loſigkeit von 7 Millionen ſeiner Bürger, die ſtändig wachſende kom⸗ 
muniſtiſche Gefahr ſein Daſein von innen heraus gefährdeten, ſo 
hatte zugleich unter den Regierenden, wie in weiten Schichten des 
Volkes eine Denkweiſe Platz gegriffen, die den Verzicht auf die Wieder⸗ 
gewinnung der Freiheit in ſich ſchloß. In ſteigendem Maße kam 
die Bereitwilligkeit zur Geltung, ſich mit dem Verſailler Diktat abzu⸗ 
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finden und ſich in die 1919 zu Paris geſchaffene Mißordnung einzu⸗ 
gliedern. Man kämpfte nicht mehr gegen das Syſtem von Verſailles. 
Man ſuchte nur noch einzelne feiner Härten zu mildern. Es war das 
nicht, wie in der Abwehr gegen die Angriffe der nationalen Oppo⸗ 
fition behauptet wurde, bloß eine Taktik, die man dem Auslande 
gegenüber befolgte und deren letztes Ziel geweſen wäre, jenes Syſtem 
allmählich aus den Angeln zu heben. Vielmehr glaubte man wirk⸗ 
lich, ſich ihm unterwerfen und ſich ihm anpaffen zu müffen, und man 
war wirklich gewillt, ſich in ſeinem Rahmen ein Daſein zu ſchaffen, 
das nicht ſchlechtweg unerträglich ſein würde. Gerade darin lag die 
ſchwerſte Verſündigung der Streſemann und Brüning, eine Ver⸗ 
ſündigung, die unendlich viel gefährlicher war als die blinde Er⸗ 
füllungsbereitſchaft der erſten Nachkriegsjahre, die mit den Namen 
Rathenau und Wirth verknüpft iſt. Verſtieß dieſe doch ſo augen⸗ 
ſcheinlich gegen Recht und Ehre, ſchuf ſie doch ſo unmögliche Zuſtände, 
daß ſie nicht von Dauer ſein konnte. Tatſächlich rief ſie denn auch 
ſchon in den Reichstagswahlen von 1924 ein erſtes ſtarkes Aufwallen 
des nationalen Gedankens hervor. Jene Politik der Eingliederung und 
Anpaſſung hingegen, die nur auf die Milderung der drückendſten, von 
jedem Einzelnen empfundenen Härten abzielte, die zuerſt ſogar zu einer 
wirtſchaftlichen Scheinblüte führte, wirkte einlullend und einſchläfernd 
auf das nationale Gewiſſen. Sie gewöhnte das ep" ue Volk faſt 
unmerklich an die Sklaverei, in der es dahinlebte. Dieſe Politik, die 
im Dawes⸗Pakt, in den Locarno⸗Verträgen, im Eintritt Deutſchlands 
in die Liga der Nationen ihren Ausdruck fand, iſt in ihren Auswir⸗ 
kungen von keinem Geringern als dem franzöſiſchen Außenminiſter 
Briand gekennzeichnet worden, als er am 8. November 1929 vor der 
Kammer und am 21. Dezember vor dem Senat darlegte, daß die 
von ihm Deutſchland gegenüber eingeleitete Taktik der Verſtändigung 
erer zum Ziele führe, als die von feinen Vorgängern angewandte 
Methode der Drohung und Vergewaltigung. Man könne, ſo führte 
er aus, ein großes Volk für die Dauer nicht unter Zwang halten. 
Man müſſe es vielmehr dazu bewegen, daß es ſich mit ſeiner Lage 
abfinde und aus freiem Willen den ihm auferlegten Beſchränkungen 
zuſtimme. Gerade das fei jetzt gelungen. Der Verſailler Vertrag 
ſei nicht erſchüttert. Er ſei durch Locarno und Genf neu gefeſtigt, 
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und die Lücken, die er urſprünglich enthielt, feien mit Deutſchlands 
Zuſtimmung ausgefüllt. 


Es war richtig, was Briand behauptete, und nichts konnte kenn⸗ 
zeichnender für den Geiſt der damals Regierenden ſein als die Tat⸗ 
ſache, daß dieſe ſeine Ausführungen von ihrer Preſſe, die ſonſt dienſt⸗ 
eifrig jedes ſeiner Worte nachdruckte, der deutſchen Leſerſchaft ſorg⸗ 
fültig verſchwiegen wurden. 


Im Sommer 1932 machte ſich ein erſter Anſatz zu einer 
Beſſerung bemerkbar. Am 30. Mai trat Brüning zurück, und ſtatt 
ſeiner wurde Herr von Papen zum Reichskanzler ernannt, während der 
Londoner Botſchafter Freiherr von Neurath das Auswärtige Amt über⸗ 
nahm. Jetzt wurde auf der Abrüſtungskonferenz ein neuer Ton 
angeſchlagen. Deutſchland verweigerte ſeine fernere Mitarbeit, falls 
nicht ſeine Gleichberechtigung förmlich anerkannt würde. Zugleich 
gelang es, auf der Lauſanner Konferenz, die am 16. Juni zuſammentrat 
und bis zum 9. Juli tagte, eine Neuregelung der Reparationsfrage 
zu erreichen. Der Voung⸗Plan war tatſächlich [hen durch das Hoover⸗ 
Moratorium vom 21. Juni 1931 hinfällig geworden, und nun fanden 
ſich die Gläubigermächte bereit, auf weitere Reparationszahlungen zu 
verzichten. Allerdings wurde eine Abſchlußzahlung von 3 Milliarden 
Mark ausbedungen. Aber die von Deutſchland auszuſtellenden Schuld⸗ 
verſchreibungen ſollten nicht vor Ablauf von 3 Jahren und nur zu einem 
Kurſe von mindeſtens ob / o begeben werden. Es iſt überflüſſig zu 
ſagen, daß 1935 ganz unabhängig von der internationalen Börſenlage 
eine Verwirklichung dieſer Klauſel nicht mehr in Frage kam. 


So war denn das trübe Kapitel der Reparationen zum Abſchluß 
gelangt. Aber dieſes Ergebnis hatte nicht der gute Wille der 
Gläubigerſtaaten, der Ausſaugung Deutſchlands ein Ende zu ſetzen, 
gezeitigt, auch nicht die Erkenntnis, daß Deutſchland längſt ſehr viel 
ehr gezahlt hatte, als nicht nur im Wilſon⸗Programm, ſondern auch 
im Verſailler Vertrage vorgeſehen war. Den Ausſchlag hatte die 
Tatſache gegeben, daß die geſamte Weltwirtſchaft am Reparations⸗ 
wahnſinn zugrunde ging, daß insbeſondere die Wirtſchaft der Gläu⸗ 
bigerſtaaten weder die Goldzahlungen, noch die Warenlieferungen, die 
ihnen ohne Gegenleiſtung zufloſſen, aufzunehmen imſtande war. Der 
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Voung⸗Plan hatte ſich als ebenſo unbrauchbar erwieſen wie vorher 
ſchon der Dawes⸗Plan. 

Wie wenig Verſöhnlichkeit und politiſche Vernunft für Giele Neu⸗ 
regelung beſtimmend geweſen waren, wie ſtarr die einſtigen Feind⸗ 
ſtaaten immer noch an Verſailles feſthielten, zeigte der fanatiſche Haß, 
der 1933 aufflammte, als ein neues Deutſchland erſtand und keinen 
Zweifel an dem Willen ließ, ſich aus den Feſſeln des Friedens. 
diktats zu befreien. Damit verband ſich die Propaganda der Demo: 
traten, Marpxiſten und Juden, denen nun die Herrſchaft entwunden 
war. So erwuchs eine Kreuzzugsſtimmung, durch die die Gefahr eines 
neuen Weltkrieges heraufbeſchworen wurde. Wenn er verhütet wer⸗ 
den konnte, lag das nicht an der Friedensliebe der Gegner, lag es nur an 
ihrer Unentſchloſſenheit und an dem innern Zwiſt, von dem Frankreich 
damals zerriſſen war, lag es vor allem an dem meiſterhaften Schachzuge, 
den Deutſchlands Führer in ſeiner Reichstagsrede vom 17. Mai 1933 
tat. Durch ihn wurde die internationale Debatte von neuem in das 
Bett der Abrüſtung gelenkt. Aber gerade im Rahmen der Genfer Kon⸗ 
ferenz trat der Mangel an Verſtändigungsbereitſchaft auf ſeiten der 
Weſtmächte fo grell zutage, daß Deutſchland, wenn es fich nicht zu einem 
unwürdigen Spiel hergeben wollte, genötigt war, die Konferenz zu ver- 
laſſen und zugleich aus der Liga der Mationen auszuſcheiden. Nun hatte 
es feine Handlungsfreiheit wiedergewonnen. Aus eigenem Recht konnte 
es jetzt Waffen zu ſeiner Verteidigung ſchmieden. Zugleich ſicherte 
es durch den Vertrag mit Polen feine Oſtgrenze. Deſſenungeachtet 
blieb es zu einer Verſtändigung bereit und ließ ſich zu neuen Verhand⸗ 
lungen mit England und Frankreich herbei. Doch dieſe mißbrauchten 
das ihnen erwieſene Entgegenkommen und verſtärkten, obwohl die Be⸗ 
ſprechungen in der Schwebe waren, ihre Rüſtungen unter Berufung 
auf die deutſche Gefahr. Da kam als Antwort die Tat des 16. März 
1935: Deutſchland ſtellte feine Wehrhoheit wieder her. 

Die Weſtmächte antworteten mit einem Aufſchrei der Entrüſtung. 
Aber die Entſchließungen, die in Streſa und in Genf gefaßt wurden, 
blieben auf dem Papier. Sie konnten nicht in Taten umgeſetzt wer⸗ 
den, weil die Einigkeit der Weſtmächte dahin war, weil die Liga 
der Nationen vor einer Erſchütterung ihrer Grundfeſten ſtand. Der 
abeſſiniſche Krieg kündigte ſich an, und als dann ein halbes Jahr 
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ſpäter die italieniſchen Truppen die Grenze überſchritten, war die 
Liga unfähig zum Handeln geworden, war ſie innerlich zerriſſen und 
entkräftet durch den Streit um die Sanktionen. Damit war auch 
die Waffe zerbrochen, deren Frankreich ſich gegen Deutſchland hatte 
bedienen wollen. Zugleich führte der Krieg Deutſchland und Italien 
in Erkenntnis ihrer innern Verwandtſchaft und der Gemeinſamkeit 
ihrer Ziele zuſammen. 

Aber Frankreich gab keine Ruhe. Unermüdlich ſuchte es, das Netz 
von Bündniſſen zu erweitern, mit dem es Europa umſtrickt hatte. 
Nun, da Polen ihm nicht mehr als Werkzeug dienen wollte, ſchloß 
es den Beiſtandspakt vom 2. Mai 1935 mit Sowjetrußlaud und 
hob damit die Locarno⸗Verträge aus den Angeln. Wieder zog Deutſch⸗ 
land die Schlußfolgerung. Nachdem die Kammer ihre Zuſtimmung 
erteilt hatte und die des Senats in ſicherer Ausſicht ftand, ſtellte der 
Führer und Reichskanzler am 7. März 1936 die Hinfälligkeit der 
Locaruo⸗Verträge feſt und verkündete zugleich, daß nun Deutſchland 
an die Beſtimmungen über die Enkmilitariſierung des Rheinlandes 
nicht mehr gebunden ſei. In derſelben Stunde ließ er deutſche Truppen 
in das Rheinland einmarſchieren und ſtellte fo Deutſchlands Gouveräni- 
tät in den eigenen Grenzen wieder ber. Er vollendete das Werk 
durch die Beſeitigung der Beſchränkungen, die auf den deutſchen Strö⸗ 
men, auf der Reichsbahn und der Reichsbank laſteten, und tilgte am 
30. Januar 1937 die Schmach der Kriegsſchuld, indem er das er⸗ 
zwungene deutſche Bekenntnis zu ihr feierlich widerrief. 

Mittlerweile hatte Italien ſein Ziel erreicht und Abeſſinien ſeinem 
neuen Imperium eingegliedert. Aber kaum war der afrikaniſche Krieg 
beendet, als in Spanien der Bürgerkrieg ausbrach, der die Gefahr 
einer Umklammerung Europas durch den Bolſchewismus deutlich er⸗ 
kennen ließ. Im Londoner Nichteinmiſchungs⸗Ausſchuß arbeiteten und 
ſtritten Deutſchland und Italien Schulter an Schulter. Daraus er⸗ 
wuchs eine enge Gemeinſchaft, die im Bilde der Achſe Berlin⸗Rom 
ihren Ausdruck fand. Zugleich entſtand, wiederum im Kampf gegen 
die zerſtörenden Gewalten des Bolſchewismus, das Dreieck Deutſch⸗ 
land⸗Italien⸗Japan. 

Nun reifte zu Beginn des Jahres 1938 das öſterreichiſche Problem 
ſeiner Löſung entgegen. Das Regime, das mit den Namen Dollfuß 
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und Schuſchnigg verknüpft war, brach zuſammen. Nicht äußerer Druck 
führte dazu, ſondern die innere Schwäche eines Syſtems, das von der 
erbrückenden Mehrheit des eigenen Volkes abgelehnt wurde. Eine 
neue rechtmäßige Regierung rief Deutſchlands Hilfe an, und am 
12. März überſchritten dentſche Truppen unter dem Klange der 
Glocken und dem Jubel des Volkes die Grenzen. Die alte Oſtmark, 
die zwei Menſchenalter vorher Bismarck hatte ausſchließen müſſen, 
weil anders die Wiedergeburt des Reiches nicht möglich war, kehrte 
heim. Die unbermeidliche Folge dieſes Ereigniſſes aber war, daß nun 
auch die ſudetendentſche Frage aufgerollt wurde. Dank Oeſterreichs 
Eingliederung war der zu Paris unter Mißachtung des Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrechts der 3,5 Millionen Deutſcher, der Magyaren, Polen und 
Ikrainer geſchaffene künſtliche Staat don deutſchem Gebiet umklam⸗ 
mert. In dem dumpfen Bewußtſein, daß ſeine Gewaltherrſchaft ſich 
nicht länger aufrechterhalten ließ, aber fern der Erkenntnis, daß nur 
der freiwillige Verzicht auf ſie eine friedliche Löſung bringen konnte, 
beging Prag Fehler auf Fehler. Es verzögerte die Verhandlungen mit 
den Minderheiten, entfeſſelte die Straße, ließ blutigen Terror walten. 
Es hoffte auf die Hilfe Frankreichs, den Beiſtand der Sowjetunion 
und tat alles von ihm Abhäugende, um einen europäiſchen Krieg, einen 
Weltbrand zu entfeſſeln. Deurſchlands friedliebende und doch vor den 
letzten Schlußfolgerungen nicht zurückſchreckende Haltung, Italiens 
Entſchloſſenheit, ihm zur Seite zu ſtehen, und die — damals vor⸗ 
handene — Einſicht des britiſchen Premierminiſters Chamberlain 
vermochten in letzter Stunde das Unheil zu verhüten. Am 29. Sep⸗ 
tember trafen in München die Regierungshäupter Deutſchlands, 
Frankreichs, Großbritanniens und Italiens zuſammen, und aus ihrer 
Beratung ging jenes Abkommen hervor, das dem Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht der in der Tſchecho⸗ Slowakei zuſammengepferchten Völker zur 
Geltung verhalf. Nun kehrten auch die Sudetendeutſchen heim, und 
das zwei Jahrzehnte vorher niedergebrochene, von den Feinden ge⸗ 
knechtete und ausgeſogene Reich war in neuem Glanz und in neuer 
Kraft als Großdeutſchland erſtanden. 

Das Münchener Abkommen bedentete zugleich das Ende der Miß⸗ 
ordnung von 1919 und das Verſagen des Bündnisſyſtems, durch das 
Frankreich feine Vorherrſchaft in Europa hatte ſichern wollen. Polen 
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und Belgien hatten ſich bereits der franzöſiſchen Vormundſchaft ent- 
zogen, und Jugoſlawien hatte Brücken zu Italien wie zu Deutſchland 
geſchlagen. Schon dadurch hatte die Kleine Entente an Bedeutung 
als Träger der franzöſiſchen Politik im Südoſten verloren. Nun ſchied 
auch die Tſchecho⸗Slowakei aus der Front aus und ſuchte die Ver⸗ 
ſtändigung mit Deutſchland. Selbſt Litauen, dieſer Vaſall Frank⸗ 
reichs im Nordoſten, erkannte die Zeichen der Zeit und ſchickte ſich 
an, das ſchwere Unrecht gutzumachen, das es dem deutſchen Memel⸗ 
lande zugefügt hatte. 

Deutſchland hatte ſchon 1936 einen Friedensplan vorgelegt, der 
nach dem Fortfall der Locarno⸗Verträge eine Neuordnung Europas 
ermöglichen ſollte. Die Mächte ſagten ſeine Prüfung zu, gingen 
dann aber ſtillſchweigend über ihn hinweg. Jetzt zeigte Deutſchland 
ſich abermals bereit, eine Verſtändigung herbeizuführen, die eine euro⸗ 
päiſche Zuſammenarbeit ſichern ſollte. Im unmittelbaren Anſchluß an 
das Münchener Abkommen vereinbarte der Führer und Reichskanzler 
mit dem britiſchen Premierminiſter eine Erklärung, die die pſycholo⸗ 
giſchen Grundlagen für eine Annäherung und einen Ausgleich zwiſchen 
Deutſchland und England ſchaffen ſollte. Dasſelbe Ziel verfolgte eine 
deutſch⸗franzöſiſche Vereinbarung, die am 6. Dezember in Paris unter- 
zeichnet wurde. Doch in England wie in Frankreich waren Kräfte am 
Werk, die eine Ueberbrückung der Gegenſätze zu hindern ſuchten. 
Dazu kam ein Zuſammenprall zwiſchen Frankreich und Italien, in 
dem es um lebenswichtige Intereſſen des neuen Imperiums ging. 
Frankreich berief ſich, wie ſo oft, auf ſein formales Recht und ver⸗ 
weigerte im Vertrauen auf das britiſche Bündnis jedes Entgegenkom⸗ 
men. Das konnte nicht ohne Einfluß auch auf die deutſch⸗franzöſiſchen 
Beziehungen bleiben. 

So war die allgemeine Lage zu Beginn des Jahres 1939 wieder 
geſpannt, und bald ſollte ſich erweiſen, daß die Gegner einer friedlichen 
Nenordnung nach wie vor am Werke waren. Aber Deutſchland griff 
entſchloſſen und kraftvoll zu und erſtickte den glimmenden Funken, 
bevor er zum Brande werden konnte. Vom Staatspräſidenten und 
dem verantwortlichen Außenminiſter der Tſchecho⸗Slowakei in letzter 
Stunde um Hilfe angegangen, ließ es ſeine Truppen die Grenze über⸗ 
ſchreiten, nahm Böhmen und Mähren unter ſeinen Schutz und ſtellte 
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fo einen Zuſtand wieder her, der ein volles Jahrtauſend hindurch 
beſtanden hatte. Zugleich ließ es damit den alten Gedanken des 
Imperiums wieder aufleuchten. 

Nur wenige Tage ſpäter brachte Deutſchland dem Memellande 
die Freiheit. 

England, Frankreich, die Vereinigten Staaten und eng mit ihnen 
verbunden die Sowjetunion proteſtierten gegen die vermeintliche Ver⸗ 
gewaltigung der Tſchecho⸗Slowakei, die ihnen als Vorpoſten gegen 
Deutſchland hatte dienen ſollen. Geſtützt auf dieſe ſeine Bundes⸗ 
genoſſen und Freunde, ſuchte England eine neue Einkreiſung Deutſch⸗ 
lands und nicht minder Italiens in die Wege zu leiten. Obgleich es 
zunächſt auf Zurückhaltung und Ablehnung ſtieß, ſpann es ſeine 
Fäden weiter. Tatſächlich gelang es ihm, Polen in ſeinen Bannkreis 
zu ziehen und mit ihm einen gegenſeitigen Beiſtandsvertrag abzu⸗ 
ſchließen. Auch Griechenland und Rumänien fanden ſich bereit, ein 
engliſch⸗franzöſiſches Garantieverfprechen entgegenzunehmen. Aber dann 
trat eine Stockung ein, und die von der Sowjetunion erhobenen Gegen⸗ 
forderungen ſtellten das Gelingen der ganzen Einkreiſungspolitik in 
Frage. Einen Mißerfolg für ſie bedeutete auch der Sturz des Königs 
Zogu und die Schaffung einer Perſonalunion zwiſchen Italien und 
Albanien, durch die eine neue ſtrategiſche Lage auf dem Balkan wie im 
Mittelmeer entſtand. So ergab ſich als Folge des engliſchen Treibens 
zunächſt nur eine Störung des Verhältniſſes zwiſchen Deutſchland und 
Großbritannien ebenſo wie der deutſch⸗polniſchen Beziehungen. Aber 
Deutſchlands Stellung in der Welt wurde durch all das nicht berührt, 
ſein Anſehen nicht gemindert. 

Die Wiedererlangung der Wehrhoheit, die Wiederaufrichtung der 
deutſchen Souberänität am Rhein, der Anſchluß der Oſtmark, die 
Befreiung des Sudetenlandes, die Angliederung Böhmens und 
Mährens, die Heimkehr des Memellandes — das ſind die großen 
Etappen, über die Deutſchlands Weg geführt hat. 

Gewiß hat das Glück Deutſchland in dieſen Jahren zur Seite ge⸗ 
ſtanden. Das zugeben, heißt nicht, die Weisheit und Tatkraft ſeiner 
Führung, die willige Leiſtung ſeines Volkes verkleinern. Schuf doch 
die Gunſt der Umſtände nur die äußeren Vorausſetzungen für die Taten, 
deren Zeugen wir waren. Dieſe Taten aber erwuchſen aus dem Geiſt 
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und dem Willen des Mannes, in deſſen Hand Dentſchlands Geſchick 
liegt, und bleiben deshalb ſein geſchichtliches Verdienſt. 

Es mag zwar ſein, daß Deutſchland die Ziele, die es anſtrebte, nicht 
ſo bald und nicht auf den gleichen Wegen hätte erreichen können, wenn 
die internationale Lage ſich anders geſtaltet hätte, als tatſächlich in 
dieſen Jahren der Fall war. Wenn die Liga der Nationen nicht 
durch den abeſſiniſchen Krieg geſpalten worden wäre, wenn ſich nicht 
ein Gegenſatz zwiſchen Italien auf der einen, England und Frankreich 
auf der andern Seite aufgetan, wenn der ſpaniſche Bürgerkrieg die 
neue Konſtellation der Mächte und die Eutſtehung der Achſe Berlin⸗ 
Rom nicht gefordert hätte, ſo wäre wahrſcheinlich manches anders ge⸗ 
kommen. Aber es wäre ein müßiges Spiel, wollte man Betrachtungen 
darüber anſtellen, was dann eingetreten wäre und welche Möglich⸗ 
keiten ſich in einem ſolchen Falle Dentſchland geöffnet hätten. Die 
Ereigniſſe ſind nun einmal ſo gelaufen, und Deutſchland hat die Ge⸗ 
legenheiten, die ihm das Schickſal bot, zu ergreifen gewußt. Das iſt 
das Entſcheidende, und niemand dermag dem deutſchen Volke den 
Glauben und die Zuberſicht zu nehmen, daß das Schickſal ihm auch 
fernerhin nicht weniger als bisher und nicht weniger als anderen 
Völkern die Hand bieten und daß fein Führer wie in den hinter uns 
liegenden Jahren ſo auch in Zukunft die hohe Gabe bewähren wird, die 
Gunſt des Augenblicks zu erkennen und in kraftvoller Tat zu untzen. 
Darum darf Deutſchland trotz aller Gefahren, die es umdräuen, voll 
Vertrauen in die Zukunft blicken, darf der Hoffnung leben, daß ſein 
Weg auch weiter aufwärts führen wird. 
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Inſkip, Sir Thomas, M. P., brit. Verteidigungsminiſtte 178 
Internationale Regierungskommiſſion im Saargebiet ... .. . 59 
Italien ....15, 24 f., 41, 46, 47 f., 66 f., 71 f., 70 f., 96, 98 f., 131 f., 
138 f., 146 f., 187 f., 207, 224, 228 
Ital.⸗alban. Bündnisvertrag vom 22. 14. 22ã222 ... 48 
Ital.⸗alban. Freundſchaftsvertrag vom 27. 14. v0 .. AB 
Ital.⸗deutſcher Bündnisvertrag vom 22. 5.30 ee 143 
Stal.-grieh. Freundſchaftsvertrag vom 23. 9. 2.. AB 


Ital. jugoſlaw. Freundſchaftsvertrag vom 25. 3. 91 . 47 
Ital⸗rum. Freundſchaftsvertrag vom 16. 9. 26 ee Ri) 
Ital.⸗türk. Freundſchaftsbertrag vom 30. 5. 28 ........ EE Zär 8 
Bëlleg, de E Er EE e, WEE 83, 144 f. 
FCC AAA 12 f., 28, 168, 180, 249, 223 
Jugoſla ieee b 41, 46 f., 49, 149, 153, 190 f., 226 
jus ad bellum nnn. E ES . . 60, 108 f. 
Kameruͥnnn ne ee e ee A e 2 1% 
Se tete e E KE . .. 81, 184, 183 
Karlsbader Programm vom 25. 4. g3g3 ... N. Zb, pr . E 488 
Karpathen⸗II rain Se E EE 156 f., 194 f. 
Kellogg⸗Pakt vom 27. 8. 28 . . 18, 34 f., 88, 178 


Kleine Entente, ſ. Entente 
Klocurak, tſchech. Abgeordneter ..... ste e ede et CH a vue EE . 194 


234 


Kohlengruben im Gaargebiet .... 22. cnunennenn nennen 59, 62 
Köln SC 22, 211 f. 
Kolonialfhuldlüge ......... aan 108 f., 214, 224 
Kölonien,. Deukſche den EN. vg, Sege, e? 211 f. 
Kommuniſtiſche International een 144 f. 
Konzert des Großmächte teure ee e ee e 21 f. 
Kökſika ` `. EE NET e e Weer epes? mm 188 
KReiegsichulden, Franz e e e ee eem 94 
Rriegefhuldlügen. ad be, NEE e e 108 f. 
Krimerieg ST" met A EEE EE A 93 
Küſtenkontrolle im ſpan Bürgerkriegen 133 f. 
Kulturabkommen vom 23./25. 14. 38, Deutſch⸗ital.⸗ Ia pp p 146 
Landesrat von Deutſch⸗Südweſtafr ika seen 214 
Lanſing, Robert, amerik. Staatsſekretä rr EE Ne Tg 69, 213 
de Lapradelle, franz. Völkerrechtle nnn 94 
Lauſanner Konferenz vom 16. 6.—9. 7. 99. 222 
ee ee eee ner 56, 67, 62 f., 71 
Leipzig, Angriff auf den Sreuger „u occunnseeeeeeean anne een 136 
iin ee, ocoo- 17, 43 f., 205 
e ff EE E 50 


Liga der Nationen ....18, 21 f., 27 5 44 f., 79 f., 85 f., 97, 112, 138, 
147, 164 f., 202, 244, 221, 223, 228 


ne eee eee e e eee 43 f., 97, 208 f., 226 
Litwinow, ſowjetruſſ. Außenkommiſſao rr 46, 205 
Lloyd George, David, M. P., vorm. brit. Premierminifter ............ 111 
Lbearns Mächte f Le. N RREDR.. AN 99 f. 
Locarno⸗Vertrůge 18, 88 f., 90 f., 102 f., 142, 121 f., 224, 223 
London, ſ. Großbritannien 

Londoner Flottenvertrag vom 22. 4. 0ũ03iũũ 7 17 
Londoner Vertrag vom 26. 4. 144 Nes cee 47 
Lei e ee, eee e e ee 58 
LG, BR are 102 f. 
Ce same , SORTE 58 
UF tungen RE E 17 
MacDonald, Ramfay, M. P., brit. Ninifterpräfident ...... 18, 21, 63, 112 
Mas Denen en Ee KE 16, 17 f., 26 f., 53 
Mach, Propagandachef im ſlowak. Miniſterimmnmmeemmm 195 
de Madariaga, ſpan. Vertreter im Rat der Liga der Nationen 73 f. 
Maren e CN 193 f., 199, 207 f., 226 f. 
Mähriſch⸗Oſtrau, Tfheh. Ausſchreitungen inn 164 
Magie Zë EE ier, er 420 
Maglinſe, belg. Generalſtabsche inn 120 
dretten ` r „ e ee 156 f. 
Maiſky, ſowjetruſſ. Botſchafter in Londe nnd 133 
Mandatsrecht, Mandats ſyſtee mn 212 f. 


Mandſchuku ss GEES ep, . ere. Bag 147 


BU e eg 94 
Marx, Dr., vorm. Reichskanzlte „„ „ 112 
Marxiſten ))) A 11 f., 223 
Maſaryk, Dr., tſchech.⸗ſlowak. Staatspräſidennn e. 159 
NM E E EE ĩð v „ 97, 208 in 226, 227 
Memelabkommen vom 8. 5.24444 208 
Memelſtatut vom 8. 522k „„„„%4„„ 208 
777 V ĩ EE 45 
Militärkonvention vom 7. 9. 20, Belg.⸗franꝶꝶui zz 120 f., 142 
Minderheiten, Religiõoſqdkd „„ 46 
Minderheitenſchutt e 28, 158, 160 
rr E ee E 183, 206 
%%%%0%h en E ne 187, 208, 227 
Mittelmeerabkommen vom 2. 1. 37, Brit.ital, ....eenssnenerenennene 487 
Molotow, Vorſitzender des Rats der Volkskommiſſare und 

Außenkommiſſaaaa nnn. 205 
Monroe⸗Doktriinininnnn „„ 86 
Moskau, ſ. Sowjetunion 
Motta, Dr., ſchweiz. Bundes rale. 46, 128 
Münchener Abkommen vom 29. 9. 33. 167, 171 f., 177 f., 193 f., 

199 f., 226 
Münchener Erklärung vom 30. 9. 38, Deutfdebrit. ......... ge 477 f., 226 
Muſſolini, Benito, Buce und Regierungshef .......... 21, 48, 138 f., 189 
Nachrüſtung, Deutſche „„ 55 f. 
Napoleon JJILIl .. Bebé, lf e ech SÉ Ek Ze AM Er 110 
Nationaldemokratiſche Partei in Polen uns.. 33 
Nationalpartei im Gudetenlande, Deutſchheeeh NEE car 
Nationalrat, Deftert. EE 149 f. 
Nationalſozialismus in Oeſter reiche 49 f., 150 f. 
Nationalſozialismus im Sudeten lande 159 
Nationalverſammlung, Oeſterr 4 147 f., 150, 166 
Neuilly, Friedensvertrag von n 6 14 


Neuſeeland Ee eg eet e, Eë, Jä 181 
Neutralität Belgien „„ 119 f. 
Neutralität der Schweiz „ 126 f. 
Neutralität im abeſſiniſchen Kri eee 83 f. 
Nichtangriffspakt vom 29. 14. 32, Franz.⸗ſowjetruſ ii. 42 f. 
Nichtangriffspakt vom 28. 7. 32, Poln.⸗ſowjetruſ ..... 43 
Nichtangriffspaktttttã „„ 18, 96 f. 
Nichteinmiſchungs⸗Ausſchun „„ 131 f., 224 
Niederlande, ſ. Holland 

F000 ² / ĩͤ 217 
NH. oe au e EC EE 188 


Norddeutſcher Bunnnn EE RER 147 


236 


Oberſchleſien, Teilung vmãmmumümmu 4 33 
Oberſchleſien-Abkommen vom 15. 7. 22, Deutſch⸗ poln. 28 
f! e ee EE CR: 173 
Oeſterreich he N 22, 25, 49 f., 82, 147 f., 224 f., 227 
Bal Veteran ZE 190 
ee e EE 214 f. 
Olſa⸗Gebiet, ſ. Teſchen 
Optionspertrag vom 20. 14. 38, Deutſch⸗tſchech.⸗lowak ... 172 
ell! EE OR 
KEE EE 43 f., 96 f. 
Oſtmark, ſ. Oeſterreich 
Oſtpakt, brit.⸗franz. Entwurf vom 13. 7. 34 43 f. 
Paktoma mid „%%% 140 f. 
Dein ds. EE 206 
Panamerikaniſche Konferenz in Lima vom Dezember 38, VIII.. 183 
Panſlew imd dene anna 195 
v. Papen, Franz, vorm. Reichskanzler, Botſchaft u 15, 222 
Paris, ſ. Frankreich 
Pariſer Erklärung vom 6. 12. 38, Deutſch⸗fran ga 184 f., 226 
Paul⸗Boncour, franz. Vertreter in der Liga der Nationen, Miniſter⸗ 
präſidenn „„ 1 20, 84 
Pernot, franz. Juſtizminiſternrnr»nr. on De ee REH 64 
Perſonalunion, Ital.⸗alban ee élu 207, 227 
Pirow, ſüdafrik. Verteidigungsminifter EE 245, 217 
Pittsburg, Tfchedy.-[lomal. Vertrag vom 34. 5. 38 zu 157, 462 
iN 17, 21, 25, 28, 32, 33 f., 44 f., 140, 153, 156, 160, 172 70 
190 f., 202 f., 223 f., 226, 227 
Portugal Deeg ee 2.00.0000 09500005 90068 247 
Prag, ſ. Tſchecho⸗Slowakei 
Prchalla, tſchech. General ............. . UE N E ee 194 
Protektorat Böhmen und Mähren E e ER 198 
Pruzinſky, ſlowak. Minifter EEN 195 


Quai d' Orſay, ſ. Frankreich 


Näteunion, ſ. Sowjetunion 


Rat der Liga der Nationen 60, 72 f., 79 f., 88, 99, 126, 448, 209 
vom Rath, Ernſt, Geſandtſchaftsraladgd „„ 219 
Rathenau, Dr. Walter, vorm. Reichs außenminiſte rr. 224 
Regionalpafte esu alezaretsiaaisteieisteieil: sie de uhn« Ser rere 86 f. 
Reichs baauanYMzRx z „„„„%ñ 108, 224 
Reichsbank ðâ̊ꝗ«à⁊é i Er 108, 224 
Reichswe'eeerer „„ . 27 f., 54 
Renouvin, franz. Hiftoriber nns 113 
Reparationen, ſ. Tributſyſtem 

Revay, karp.⸗ukrain. Miniſtuu 494 
Reviſion des Verſailler Vertrages 47 22 


237 


Saal ee oe ES 423 
Rheinland 91 f., 224, 227 
Rheinpakt, ſ. Locarnoverträge 
v. Ribbentrop, Joachim, Reichsaußenminiſter 99, 106, 143, 173, 185, 
198, 210 
Rohſtoff⸗Ausſchuß der Liga der Nationen. 212 f. 
Römiſche Vereinbarungen vom 7. 1. 35, Franz.⸗ ital. 61, 79 f., 188 f. 
Romſee, belg. Abgeordnereeeenrnn „„ 121 
Rooſevelt, Franklin Delano, Präſident der Vereinigten Staaten . .. 170, 180, 
188 f., 206 
Rotes Mer᷑r 4444 „„ 187 
Nuanda⸗Il rund] 218 
Nuͤſtungskontrollllu u 27 f. 
Nuhrkampapctt kk nenn nenne nen 47, 120, 208 
Rumanien? ee; 41, AB, 49, 192 f., 202 f., 227 
Runciman, Viscount, Lordpräſident des Geh. Rats...... 458, 164 f., 167 f. 
Rußlannnsd nn en Berend 111, 189 
vgl. auch Sowjetunion 
Saargeb iel N b F S E 68 f., 185 
Sanktionen der Liga der Nationen 72 f., 76, 80 f., 127, 223 
Sarraut, franz. Miniſterpräſidenntt . e 31 
Satzung der Liga der Nationen 13 f., 22 f., 87 f., 97, 120, 190 
Gawien ........ 00 Leet ade ano 
v. Schleicher, General, vorm. Reichskanzler N SE . 15 
Schober, öſterr. Bundeskanzler N E . e 149 
Schuldlüge, Koloniale .........- e DEE erg et 214 
vgl. auch Kriegsſchuldlüge 
v. Schuſchnigg, öſterr. Bundeskanzler 150 f., 225 
Schuwalow, Graf, ruſſ. Botſchafter in ne ee Ba 
Schwarzes Meer, Neutralifierung een See SE, E 93 
Get EE 124, 126 f., 205 
Seemacht, Deutfhe 4 102 f. 
Selbſtbeſtimmungs recht. 18, 147 f., 187 f., 165 f., 225 
Septemberkriſe 19933- ... „ . 165 f., 191 f. 
Seraſet ee 111 
SEP Prꝑ＋ꝑ＋ꝑt1:tk EES 190 
Seyß⸗Inquart, Dr., öſterr. Innenminiſter, Bundeskanzler 451 f 
Sicherheit Frankreich)) 23, 96 f. 
Sidor, ſlowak. Miniſteerã r „ 195 
Simon, Sir John, brit. Außenſtaatsſe krete 21, 29, 57, 74, 1038 
Sivat, ſlowak. Minifter....en.ee-neneenneeennenenen nn en artnet 195 
Slowakei, Slowakee'ͥrennn n. 157 f., 194 f., 197 f. 
Sotelo, Calvo, ſpan. Politiker ER méig, ee ee 130 
Souveränität im Rheinlande, Deutſ che. 91 f., 224, 227 
Sowjetunion . . . 34, 37 f., 42 f., 84 f., 145, 190 f., 199, 201, 205, 225. 
227 


Sozialdemokratiſche Partei im Gudetenlandeeeeeeeeeeeeee 458 f. 


238 


Spaak, belg. Außenmmiſter and Miniſterpräſi den 123 f. 
Saen ee E, De 129 f., 147 
Spafſcher Bürgerkrieg 2 129 f., 224 
Sich r e e E cr 195 
Sir end 8 31 
St. Germain, Friedensvertrag von `... 14, 148 f. 
Streſa, Konferenz vom 14. A. 38 inn 71 f., 98, 139, 223 
Gtreſemann, Dr. Guſtab, vorm. Reichsaußenminiſt err 412, 221 
Gudetendeutfche Partei f Üç— - ̃— ci ae 150 
lan? ß e, Gig 155 f., 194 f., 226, 227 
Gipaftifanische Une 243 
a dE geren 483, 206 
lb SO on 187, 188 f. 
eee aasee as,... eRe Lee EE 71 
Se de EE OT: 206 
Syrovy, tſchech. General, Minifterpräfident See Heefeg SE > 167 
Tachau, Tſchech. Ausſchreitungen inn LaVLꝑ 464 
Ke re ea tee Di. 167 
Tardieu, André, franz. Minifterpräfident `... 68 
Tefwik Neſſim Paſcha, ägypt. Miniſterpräſident, Führer des Wafd .... 55 
PCC U e N 113, 139, 152, 164, 247 
Ih —— EE EE 44, 173, 194, 203 
Ell ege, SOSSE E00 EN 
TER... Ae de Eege a dg un 77, 166, 169, 219 
Tiſo, Dr., ſlowak. Minifterpräfident U 195 f. 
Ded dës re EEE ER 217 
Trianon, Friedensvertrag pen EE 14 
Eributſyſtemmm m %% geng, Leer me SE 108, 222 
ch tg LEE 26 Nee ee 51 
Tſchechen, Tſchecho⸗Slowakei . A3. 43 95 156 f., 192, 493 f., 209, 225 f. 
Al ð ⁵ĩ TT  ber okoker ae kofeker 46, 48, 49 
Tuka, Prof. Dr., ſlowak. og ee e RE CL pe 195 
Ar ⁵I——.. DEE 50, 94, 188 f. 
Duin, Bey erf. e ebe un d Aaf ge, D De 166 
Turin, Rede Muſſolinis vom 23. 10. 32 in n 24 
Akraine, |. Karpathen⸗Ilkraine 

Ungar 8 22, 25, 82, 147, 153, 172 f., 190 
Unſittliche Verträge im Völkerrechhlũtckkk „„ 67 f. 
Ucbins,e lit. Auenmniſ tts Sekte ee 240 
Valengig Regierung m are Re 130 f. 
de Valera, Eamon, iriſcher Staatspräſidenůꝶ . 46 
Verfgſſung Weimarte nnn EE re 448 
Vereinigte Staaten von Amerika 20, 86, 170, 181 f., 199, 204, 227 
Verſailles, Friedensvertrag von 11, 14, 17, 19, 32, 57 f., 65, 67 f., 


99, 102, 404, 407, 449, 126, 148, 208, 212, 220 f. 


eee ee e , ee ee EN ANS 20 f., 40 
Viktor Emanuel III., König von Italien, Kaiſer von Aethiopien 207 
Völkerbund, ſ. Liga der Nationen 
T w Eet 80 
E ĩð 24, 67 f., 80, 94, 245 
Volksabſtimmung in Oeſterteickchcch hh 151, 152 
Volksabſtimmung im Saargebiet ....cencesneneeaeeeensennenennn GI 
Duell "neue, E A, ee 65 
Waſhington, f. Vereinigte Staaten von Amerika 

Waſhingtoner Flottenvertrag vom 6. 2. 2·e 17 
eee, eee , ER 107 
Wb ⅛ x „ 63 f., 102 f., 223, 227 
Wehrpflicht, Einführung in England 202 
eee ee ee EE 148 
de (emt DL E e ee eee 63 
v. Weizſäcker, Freiherr, Staatsſekretär im Auswärtigen Amt ........ 172 
eee dee eee ee 113 
HCC ͤ ˖ (AÄ( EEN 99 f. 
Widerruf des Kriegs ſchuldbekenntniſſrssssss . 108 f. 
Wiener Putſch vom 25. 7. 4. e d e 49 f. 
Wiener Schiedsspruch vom 2. 14. hh6hy;:r UU P P .... 173 


Wilſon, Woodrow, Präfident der Vereinigten Staaten von Amerika .... 69, 
85 f., 147, 1556 f., 213 f. 


Wirth, Dr. Joſef, vorm. Reichskanzler e erer. 224 
Woloſchin, karp.⸗ukr. Minifterpräfident ......... KEEN ge Ce 194 
i e CCC 167 
Moung⸗Plan vom 31. 8. , . bett .. 62, 224 f 
Zaleſki, poln. Außenminifter ..ccenceeenencn GE SE e EE 34 
van Zeeland, belg. Minifterpräfident `... RG 124 f. 
Zogu, Ahmed, vorm. König von Albanien 48, 207, 227 
Zollunion vom 19. 3. 34, Deutſch⸗oͤſter iii ͥ 149, 189 
Pp., ⁰ i¹·wꝛ mwt⅛-ͥ U . een 449 


Zweijahrige Dienſtzeit im RN Heer, Geſetz vom 24. 8. 36 ..... 106 f. 


EE 9 8 80 Ce 
EC L 


8 . G 
KEE 


E 
Gs * DE R 
3 —— — 


ée EES 2 
9 Ce 
Ma "den et 
vie ee nd 


N 


Bee 


Fer 
= 


Ne n 


BIBLIOTEKA 
Uniwersytecka 


Gdansk 


